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    Vorwort


    In der Debatte um den Austritt Großbritanniens aus der Europäischen Union sowie in den Wahlkämpfen in den USA und in Frankreich spielte die Frage nach den positiven und negativen Wirkungen der Globalisierung eine zentrale Rolle. 40 Prozent der französischen Wählerinnen und Wähler stimmten in der ersten Runde des Präsidentschaftswahlkampfs für radikale Globalisierungskritiker, die bemerkenswerterweise unter den extremen Linken und unter den extremen Rechten zu finden sind. Auch in Italien hat sich eine breite Bewegung von Kritikern sowohl der europäischen Integration als auch der Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung entwickelt. In Deutschland jedoch wird diese Debatte bislang nur oberflächlich geführt. Dieses Buch will einen Beitrag zur Intensivierung der Diskussion über die Zukunft der Globalisierung und, damit eng verbunden, zur weiteren europäischen Integration leisten.


    Dabei gibt es gute Gründe für eine skeptische Bestandsaufnahme der heutigen Form der Globalisierung. Insbesondere im Finanzsektor waren in den vergangenen Jahrzehnten schwere Krisen zu beobachten, die Anlass für eine kritische Bewertung der globalisierten Finanzmärkte geben. Zugleich wäre es nicht richtig, an sämtlichen Dimensionen der Globalisierung zu zweifeln. Insbesondere die Ausweitung des Waren- und Dienstleistungshandels hat es vielen armen Gesellschaften ermöglicht, sich aus absoluter Armut zu entwickeln.


    In den Wahlen der zurückliegenden Jahre hat sich das Unbehagen vieler Bürgerinnen und Bürger einiger Industrieländer deutlich gezeigt. Radikale Parteien haben häufig gewonnen, während die etablierten Parteien in Wahlen erheblich dezimiert wurden. Ein Faktor für diese Polarisierung von Gesellschaften ist die lange propagierte Alternativlosigkeit des eingeschlagenen (wirtschafts)politischen Wegs. Weder zur Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung, der Globalisierung, noch zur weiteren Vertiefung der Europäischen Union gibt es, so die herrschende Meinung, eine Alternative. Insbesondere die europäische Integration wurde von Politik und Wissenschaft sakralisiert (Graf von Kielmansegg) und jedwede Diskussion über den Nutzen und die Kosten der Integration als unangemessen betrachtet. Das vorherrschende Bild ist: Entweder die europäische Integration gelingt oder Europa fällt zurück in das von Krieg und Konflikt geprägte 20. Jahrhundert.


    Schon der Gedanke, dass mit der möglichen Schaffung eines europäischen Bundesstaates der Nationalstaat nicht überwunden, sondern nur ein neuer, mächtigerer Staat geschaffen würde, wird kaum diskutiert. Ebenso wenig spielt eine Rolle, dass die Welt seit 1945 einen bemerkenswerten Zuwachs an Staaten zu verzeichnen hat. Die Gründung zahlreicher neuer, kleiner Staaten reflektiert zum einen das vom früheren amerikanischen Präsidenten Woodrow Wilson vor einhundert Jahren massiv propagierte Selbstbestimmungsrecht von Völkern, zugleich aber auch das demokratisch legitimierte Interesse von Gesellschaften, sich tendenziell eher in kleineren als in größeren Staaten zu organisieren. Das Interesse von demokratischen Gesellschaften an der Umsetzung eigener Präferenzen (Andrew Moravcsik) tritt in den vergangenen Jahren deutlich zutage. Ralf Dahrendorf forderte bereits vor fast vierzig Jahren ein »Europa à la carte«, das den beteiligten Gesellschaften Wahlmöglichkeiten belässt. Auf Dauer wird weder die europäische Integration noch die Globalisierung hinreichende Unterstützung erfahren, wenn sie von Bürgerinnen und Bürgern als »goldene Zwangsjacke« wahrgenommen werden. »Globalisierung à la carte« ist ein möglicher Ausweg aus der heutigen Krise.


    Bei der Entstehung dieses Buches erhielt ich einige Unterstützung. Danken möchte ich zunächst Hildegard Bremer, meiner Redakteurin in der Bundeszentrale für politische Bildung, die das Publikationsprojekt in jeder Phase unterstützt und gefördert hat. Johanna Neuling gilt mein Dank für das gründliche Lektorat und ihre Geduld bei der Bearbeitung des Manuskripts. Meinen Kolleginnen Isabelle Faulhaber, Maria Pastukhova, Marianne Rückwart und meinem Kollegen Julian Wolff danke ich für ihr Engagement bei den Recherchen zu diesem Buch. Den Studierenden meiner Lehrveranstaltungen an der Zeppelin Universität in Friedrichshafen und an der Universität Potsdam möchte ich ebenfalls danken. In den Diskussionen mit den Studierenden gewann ich zahlreiche Anregungen für das Buch. Ganz besonders möchte ich mich bei Hans-Georg Golz von der Bundeszentrale für politische Bildung bedanken. Er hat mich bestärkt, dieses Buch zu schreiben, und hat das Projekt maßgeblich unterstützt. Schließlich möchte ich meinen Gesprächspartnern im In- und Ausland danken, ohne deren kritische Kommentierung meiner wissenschaftlichen Positionen dieses Buch nicht hätte entstehen können.


    


    Berlin, im Juni 2017

    Heribert Dieter

  


  
    1 Einleitung


    Die Wirkungen und die Folgen der Globalisierung werden heute so heftig diskutiert wie seit Langem nicht mehr. Die lange Phase der unaufhaltsamen Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung scheint ein Ende zu finden. Vor allem in den Staaten der Organisation for Economic Co-operation and Development (OECD) geht die Sorge um, dass die Globalisierung sehr viele Benachteiligte und nur wenige Gewinner kennt. Die Eliten in OECD-Ländern setzten auf weitgehend uneingeschränkten wirtschaftlichen Liberalismus: freie Märkte, freier Handel und unbeschränkte Migration (Fukuyama 2016a, S. 61). Diese Positionen schlugen sich in den Leitartikeln etwa des »Wall Street Journal«, der »Financial Times« und hierzulande in der »Zeit« und dem »Spiegel« nieder.


    Befürworter und Gegner der internationalen Arbeitsteilung stehen sich bislang unversöhnlich gegenüber. Die Protagonisten weiterer Liberalisierung pochen vor allem auf den ökonomischen Nutzen: Eine liberale Handels- und Finanzordnung steigert den Wohlstand. Diese Gruppe bemerkt aber nicht, dass diese Argumentation in wohlhabenden Industrieländern an Gewicht verliert. Mit einer erwarteten Steigerung des Wohlstands sind Gesellschaften in Industrieländern nicht mehr so leicht von einer Hyperglobalisierung zu überzeugen. Viele Menschen sehen die Globalisierung heute vielmehr als »goldene Zwangsjacke«, die Wohlstand bringt, aber demokratische Prozesse einschränkt und einige Entscheidungen von vornherein ausschließt, weil sie von den Finanzmärkten kritisch aufgenommen werden könnten.


    Für Verärgerung bis hin zur Verbitterung sorgte, dass die Lasten der politischen Fehlentscheidungen in den USA und in Europa – unzureichende Regulierung der Finanzmärkte dort, Konstruktionsfehler bei der gemeinsamen Währung hier – den Durchschnittsverdienern aufgebürdet wurden. Die Frage ist deshalb weniger, warum sich populistische Strömungen entwickelten, sondern, warum es vergleichsweise lange dauerte, bis sie Bedeutung erlangten (Fukuyama 2016b).


    In den kommenden Jahren wird die Neugestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen zugleich für die Länder der Europäischen Union (EU) und auf globaler Ebene eine vordringliche Aufgabe sein. Der Verweis auf vermeintliche Sachzwänge wird nicht genügen, um die Kritik an der Globalisierung zu dämpfen. Kluge Politik muss die Globalisierung sowohl vor populistischer Kritik als auch vor blindem Vertrauen in Märkte schützen. Die entschlossenen Vorkämpfer einer Hyperglobalisierung haben bislang zweierlei versäumt: Zum einen haben sie die tatsächlichen Nachteile der bisherigen Form der internationalen Arbeitsteilung – innerhalb Europas wie auf globaler Ebene – heruntergespielt und damit der vereinfachenden Kritik eines Donald Trump Tore geöffnet, zum anderen hat die bisherige Radikalität der Forderungen nach Liberalisierung die Augen vor den politischen Vorteilen verschlossen, die eine moderatere Form der Globalisierung mit sich brächte (Rodrik 2016b). Auch in Europa haben führende Politiker bis heute immer wieder gemäßigte Ansätze verworfen und auf vollständiger Integration der Arbeits- und Kapitalmärkte beharrt.


    Durch die Kritik an der Globalisierung ist auch die Weiterentwicklung von Regeln auf globaler Ebene, in diesem Buch als Global Governance bezeichnet, ins Stocken geraten. In einigen Ländern, allen voran Großbritannien und die USA, hat der Rückzug auf nationalstaatliche Ansätze im Jahr 2016 eine von vielen unerwartete Unterstützung erfahren. Der Nationalstaat erlebt ein Comeback, während die Zusammenarbeit von Staaten auf den unterschiedlichsten Ebenen stagniert oder gar rückläufig ist. Bedenkt man die vor zwei Jahrzehnten zu beobachtende Zuversicht hinsichtlich der Weiterentwicklung von Global Governance, ist dieser Befund zunächst überraschend.


    In den 1990er-Jahren, nach dem Zusammenbruch der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR), hegten zahlreiche Politiker und Wissenschaftler die Hoffnung, künftig werde die Lösung von globalen Problemen leichter fallen. Das »Regieren jenseits des Nationalstaates« (Zürn 1998) würde es ermöglichen, grenzüberschreitende Probleme durch das gemeinsame Handeln von Regierungen zu lösen. Die Regulierung von Warenhandel und Finanzmärkten, aber auch die Bekämpfung des Klimawandels sollte multilateral und nicht auf nationaler Ebene erfolgen. Vom Zusammenbruch der UdSSR 1991 bis in die zweite Dekade des 21. Jahrhunderts hatte die Idee, durch internationale Institutionen die Welt zu regulieren, großes Gewicht (Mazower 2012, S. xiii).


    Zunächst wurden auch beachtliche Fortschritte erzielt. Das Sekretariat des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) wurde 1995 zur Welthandelsorganisation (WTO) weiterentwickelt, der Internationale Währungsfonds (IWF) gewann in mehreren Finanzkrisen an Bedeutung und auch die Bekämpfung des Klimawandels erfolgte durch das erste Kyotoprotokoll im Jahr 1997 auf multilateraler Ebene. Doch seit diesen Erfolgen steckt der Multilateralismus in einer Krise. Anfänglich ist die Schwäche von Global Governance nur von einigen wenigen Beobachtern diagnostiziert worden, aber inzwischen ist es offensichtlich, dass auf nahezu keinem Gebiet Fortschritte zu vermelden sind. Selbst bei der gemeinsamen Bekämpfung des Klimawandels sind die bisherigen Ergebnisse nicht überzeugend. Auch das als historisch bezeichnete Klimaschutzabkommen von Paris, vereinbart im Dezember 2015, weist große Ungereimtheiten auf.


    Anders als andere Felder supranationaler Kooperation, etwa die Bekämpfung des internationalen Terrorismus oder supranationale gesundheitspolitische Maßnahmen, hat die Politik zum Schutz des Weltklimas eine wichtige ökonomische Dimension. Klimaschutz kostet viel Geld und verschlechtert möglicherweise die Wettbewerbsposition von Unternehmen, sofern andere Staaten keine Maßnahmen des Klimaschutzes implementieren. Globale Regulierungen zum Schutz des Klimas sind ein wichtiger Bereich der internationalen Wirtschaftsbeziehungen und haben unmittelbar Auswirkung auf die wirtschaftliche Entwicklung der teilnehmenden Volkswirtschaften. Ebenso wie die Regulierung des Warenhandels haben Beschlüsse der an internationalen Abkommen teilnehmenden Staaten zur Eindämmung der Emission klimaschädlicher Gase Folgen für die wirtschaftlichen Aktivitäten der Unternehmen. Die Forderung von Klimaschützern etwa, bestimmte Produktionsweisen mit einer CO2-Steuer zu belegen, verdeutlicht die ökonomische Dimension von supranationalen Regulierungen zum Klimaschutz.


    1.1 Globalisierung ist umkehrbar


    Die internationale Arbeitsteilung – gefördert durch ein liberales Handelsregime – ist die wichtigste Dimension der Globalisierung und zugleich die umstrittenste. Der Begriff Globalisierung wird sehr häufig verwendet, ohne dass eine einheitliche Definition vorliegt. Globalisierung wird in diesem Buch definiert als eine Zunahme des wirtschaftlichen Austauschs, ermöglicht durch Maßnahmen der Handels- und Finanzpolitik. Globalisierung resultiert in einer Vertiefung des Waren- und Dienstleistungshandels sowie des Kapitalverkehrs.


    Kritiker bemängeln die Zunahme des Wettbewerbsdrucks und die Verlagerung von Produktion in Volkswirtschaften mit niedrigen Lohnkosten. Die Kritik an der Globalisierung ist kein Phänomen, das nur in wenigen Gesellschaften zu beobachten ist, sondern hat heute weite Teile der westlichen Industriegesellschaften – von Großbritannien über die USA bis Frankreich – erfasst.


    Das Argument weiterer Einkommenszuwächse überzeugt noch einige Bürgerinnen und Bürger, aber ein gesellschaftlicher Konsens zur weiteren wirtschaftlichen Integration, ob in Europa oder auf globaler Ebene, ist kaum noch zu erzielen. Die Wurzel dieser neuen Präferenzen ist der Wohlstand, den viele Menschen in Industrieländern erreicht haben. Dies zeigt sich schon heute sehr deutlich in den Unternehmen. Viele Arbeitnehmer lehnen heute die mögliche Maximierung ihres Einkommens ab und geben einem größeren Maß an Souveränität über die eigene Zeit den Vorzug. Bezogen auf die internationale Arbeitsteilung ist es nicht grundsätzlich anders: Durch eine unbedeutende Steigerung des jährlichen Einkommens wird der partielle Verlust von politischer Autonomie für viele Bürgerinnen und Bürger nicht aufgewogen. Sie wollen in demokratischen Prozessen selbst über ihre Wirtschafts- und Sozialpolitik entscheiden.


    Im amerikanischen Wahlkampf des Jahres 2016 wurde die Liberalisierung des Warenhandels nahezu ausschließlich als Bedrohung diskutiert. Der republikanische Kandidat Trump versprach, im Falle seiner Wahl die Handelsabkommen der USA einschließlich des Nordamerikanischen Freihandelsabkommens (North American Free Trade Agreement – NAFTA) zu kündigen. In Europa hat das Votum der britischen Bevölkerung vom Juni 2016, die EU verlassen zu wollen, für eine weitere Krise gesorgt.


    Es besteht also die Gefahr eines Rückzugs einzelner Volkswirtschaften aus der internationalen Arbeitsteilung. Seit dem Amtsantritt Donald Trumps werden immer wieder seine zum Teil verstörenden Stellungnahmen diskutiert. Vielfach wird bemerkt, eine solch radikale Politik der USA sei neu. Dies ist unzutreffend. Die USA haben bereits häufiger Phasen der Abschottung und der Betonung des Nutzens von protektionistischen Politiken durchlebt. 1930 beschloss der amerikanische Kongress ein Handelsgesetz, das die ohnehin schon hohen Zölle in den USA weiter anhob. Dieser Hawley-Smoot-Act hat dazu beigetragen, dass der Welthandel zwischen 1929 und 1933 um zwei Drittel schrumpfte. Unsinnig war die Verschärfung der Schutzzollpolitik zudem, weil die USA anders als heute der übrigen Welt große Kredite gewährt hatten, die auch wegen der restriktiven Handelspolitik nicht mehr zurückgezahlt werden konnten. Schon damals schnitt sich die amerikanische Handelspolitik ins eigene Fleisch.


    Keineswegs haben in der Vergangenheit nur republikanische Präsidenten auf Protektionismus gesetzt. Bemerkenswert ist, dass ein heute sehr geachteter demokratischer Präsident, Franklin D. Roosevelt, die Blaupause für die heutige Politik Trumps geliefert hat. Bei seiner Antrittsrede im März 1933 erklärte Roosevelt, dass ihn die Weltwirtschaft nicht interessiere, sondern nur das Schicksal der eigenen Nation (Borchardt 2001, S. 33). Roosevelt sprach sehr viel gewählter und diplomatischer als Trump dies heute tut, aber die Botschaft war die gleiche:


    »Unsere internationalen Handelsbeziehungen, obwohl von enormer Bedeutung, sind gegenwärtig weniger wichtig als die Schaffung einer soliden einheimischen Wirtschaft. In der praktischen Politik bevorzuge ich die Setzung von Prioritäten. Ich werde keine Gelegenheit zur Wiederherstellung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen auslassen, aber die Notlage zu Hause lässt es nicht zu, auf diese Errungenschaft zu warten.«1


    Selbstredend hat sich die Weltwirtschaft seit den frühen 1930er-Jahren gravierend verändert, aber die strukturellen Risiken sind gleich geblieben. Protektionistische Politiken haben damals die internationalen Wirtschaftsbeziehungen schwer geschädigt. Auch heute besteht das Risiko, dass einzelne große Länder, vor allem die USA, aber auch China, ihre eng definierten nationalen Interessen in den Vordergrund stellen und damit die internationalen Beziehungen in eine eher von Konflikt als von Kooperation geprägte Phase führen.


    Die jüngsten Entwicklungen in den USA zeigen sehr deutlich die Risiken für die internationalen Beziehungen, die sich in den vergangenen Jahren aufgebaut haben. Dabei ist zu bedenken, dass der Aufstieg Donald Trumps kaum möglich gewesen wäre, hätte die demokratische Partei nicht ihre früheren Stammwähler vernachlässigt. Der amerikanische Politikwissenschaftler Francis Fukuyama bemerkte im Sommer 2016, dass das Problem der demokratischen Partei in den USA ihre Betonung der Identitätspolitik sei, die zugleich der zentrale Kern der Partei war. Die Partei habe, so Fukuyama (2016a, S. 62f.), vollständig die Bindung an die weißen Arbeiter, die die Basis von Franklin D. Roosevelts sozialpolitischer Koalition waren, verloren.


    Auch in der Finanzpolitik vertrat Roosevelt eine Auffassung, die sich 80 Jahre später deutlich von der Linie der demokratischen Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton unterscheidet. Während sowohl Bill als auch Hillary Clinton eine (zu) große Nähe zur Wall Street attestiert wurde, zeigte Roosevelt eine Abneigung gegenüber dem Finanzsektor. In seiner Antrittsrede betonte er die Bedeutung nicht materieller Werte:


    »Die Geldwechsler haben ihre Hochstände im Tempel unserer Zivilisation verlassen. Heute können wir in diesem Tempel von alters her bekannten Wahrheiten wieder Geltung verschaffen. Der Maßstab der Wiederherstellung ist das Ausmaß, mit dem wir ehrenwertere soziale Werte als reinen monetären Profit durchsetzen.«2


    Die Globalisierungskritik Donald Trumps, aber auch der EU-Gegner in Großbritannien, ist deshalb so wichtig, weil sie auf die Verwundbarkeit der heutigen internationalen Wirtschaftsbeziehungen hinweist. Es ist keineswegs sicher, dass die Globalisierung ein Prozess ist, der sich künftig fortsetzen wird. Die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung basiert auf politischen Entscheidungen, die umkehrbar sind. Seit der mongolische Herrscher Dschingis Khan im 12. Jahrhundert den Handel entlang der Seidenstraße entwickelte, gab es immer wieder Phasen der Blüte der Globalisierung, die von Epochen reduzierter internationaler Wirtschaftsbeziehungen abgelöst wurden (Sharma 2016b, S. 8). In der Wirtschaftsgeschichte finden sich zahlreiche Beispiele für das Scheitern früherer Phasen der Globalisierung:


    »Alle früheren Globalisierungen haben ein Ende gefunden, sind von mehr oder weniger abrupten Entflechtungen, von Schrumpfungen und Verdünnungen der Netze abgelöst worden« (Borchardt 2001, S. 21).


    Ein Blick in die Geschichte zeigt also sehr deutlich, dass Globalisierung reversibel ist, und zu fragen ist deshalb, welche Dimensionen der internationalen Arbeitsteilung wichtiger und welche weniger bedeutsam sind. Die Kritik an der heutigen Form der Globalisierung ist ja keineswegs unberechtigt. Es sind aber vor allem Fehlentwicklungen auf den Finanzmärkten, die aber kein unvermeidlicher Bestandteil der Globalisierung sind. Die Gleichsetzung der Liberalisierung des Waren- und Dienstleistungshandels mit der Liberalisierung des Kapitalverkehrs ist unangemessen.


    Inzwischen hat dies auch der IWF erkannt und in einer viel beachteten Stellungnahme darauf hingewiesen, dass die Liberalisierung des Kapitalverkehrs zu zahlreichen negativen Effekten geführt hat (Ostry et al. 2016). Insbesondere kurzfristige Kapitalströme weisen auch nach Einschätzung des Grandseigneurs der internationalen Finanzpolitik, Stanley Fischer, keinen erkennbaren wirtschaftlichen Zweck auf.3 Der frühere Finanzminister der USA, Lawrence Summers (2016, S. 11), forderte im Oktober 2016 ebenfalls eine Verschiebung des Schwerpunktes der internationalen Wirtschaftspolitik: weg von der Orientierung an den Interessen des Kapitals und hin zu einer Arbeitnehmerorientierung (»better outcomes for labour«).


    Für Deutschland und Europa ist die Weiterentwicklung der liberalen Handelsordnung von besonderer Bedeutung. Dabei geht es nicht nur um die Sicherung des Wohlstands in Deutschland, sondern auch um andere außenpolitische Ziele. Das brisante Thema Zuwanderung nach Deutschland steht seit 2015 im Mittelpunkt vieler Debatten und vielfach wird die Absicht geäußert, Fluchtursachen zu bekämpfen. Die Handelspolitik kann dazu einen wichtigen Beitrag leisten. Eine positive wirtschaftliche Entwicklung in den Herkunftsländern vieler Migrantinnen und Migranten wird aber ohne eine liberale Handelspolitik nicht möglich sein. Eine offene Handelspolitik und die Verbesserung der wirtschaftlichen Perspektiven arabischer und afrikanischer Länder sind untrennbar verbunden.


    Die Liberalisierung des Waren- und Dienstleistungshandels hat heute indes nur noch wenige Befürworter. Der wichtigste Pfeiler der Globalisierung – der Warenhandel – leidet vielmehr an zunehmendem Protektionismus. Die heute von vielen Ländern verfolgten Präferenzhandelsabkommen sind Teil des Versuches, die Globalisierung zurückzufahren und »fairer« zu gestalten. Stellvertretend für viele andere diesbezügliche Stellungnahmen von Spitzenpolitikern sei hier der damalige amerikanische Präsident Barack Obama genannt, der in seiner Ansprache an die Nation im Februar 2013 die Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) als frei und fair anpries:


    »[…] wir werden Gespräche zum Abschluss eines umfassenden Transatlantischen Handels- und Investitionsabkommens mit der Europäischen Union beginnen, weil fairer und freier Handel im atlantischen Raum Millionen gut bezahlter amerikanischer Arbeitsplätze unterstützt.«4


    Auch Präsident Obama sieht wie sein Nachfolger Trump die Interessen der USA gewahrt, wenn Handel »frei und fair« ist. Trump vertritt also keine grundsätzliche neue Position, sondern interpretiert »Fairness« anders als sein Vorgänger. Für liberale Handelsökonomen ist indes schon der Begriff des »fairen Handels« problematisch. Weniger entwickelte Volkswirtschaften weisen eine niedrigere Produktivität als Industrieländer auf und können daher nur über niedrigere Löhne konkurrieren. Aber ist es unfair, wenn ärmere Gesellschaften ihre Wettbewerbsvorteile, einschließlich niedrigerer Löhne, ausnutzen?


    Die seit einigen Jahren bevorzugten Instrumente, um die internationalen Wirtschaftsbeziehungen gerechter und zugleich offenerer zu gestalten, sind Präferenzhandelsabkommen, zumeist als Freihandelsabkommen bezeichnet. Anders als von den Befürwortern der Präferenzhandelsabkommen erwartet, hat deren weltweite Popularität zumindest bislang nicht zu einer Zunahme des Warenhandels geführt. Obwohl heute bereits 426 Freihandelszonen und Zollunionen in Kraft sind, ist der Waren- und Dienstleistungshandel von 2014 auf 2015 um rund 2.500 Milliarden US-Dollar auf 21.274 Milliarden US-Dollar zurückgegangen.5 Ein wesentlicher Faktor für den Rückgang des nominalen Handels im Jahr 2015 war aber die Abnahme der Rohstoffpreise auf breiter Front.


    Eine Verringerung des Warenhandels hat allerdings nicht nur ökonomische Nachteile, sie birgt auch bislang nicht hinreichend diskutierte politische Risiken. In der Handelspolitik zeigt sich, dass die geopolitische Dimension – der Wettbewerb großer, mächtiger Staaten – wieder deutlich an Relevanz gewonnen hat. Der amerikanische Politikwissenschaftler Walter Russell Mead stellte im Sommer 2014 fest, die Welt kehre zu geopolitischen Konflikten zurück. Für die Sieger des Kalten Krieges, vor allem die USA, aber auch die EU, sei dies irritierend. Die transatlantischen Mächte glaubten, die liberale, kapitalistische Ordnung habe alle konkurrierenden Modelle besiegt (Mead 2014, S. 69). Plötzlich und unverhofft tauchen aber alte Konflikte erneut auf.


    Seit 2014 zeigt sich sehr deutlich ein Wandel hin zu einer multipolaren Welt. Die Annahmen der Protagonisten multilateraler Kooperation – etwa Robert O. Keohane in den USA oder Michael Zürn in Deutschland – erweisen sich als nicht mehr haltbar. »Kooperation ohne Hegemonie« (Keohane 1984) fällt offenbar schwerer als erwartet und das Resultat ist nicht nur ein Stillstand bei der Weiterentwicklung von globaler Regulierung, sondern deren Rückbau. Deutlich wird dies auf drei Feldern: der Handelspolitik, der Finanzpolitik und den globalen Bemühungen zur Eindämmung des Klimawandels.


    Mehr als neun Jahre nach Beginn der Finanzkrisen in den USA und später in Europa stellt sich die Frage, welche Lehren die von den Krisen betroffenen Staaten gezogen haben. Dabei zeigt sich, dass die Versuche, gemeinsam neue, globale Regeln für die Finanzmärkte zu entwickeln, von einigen Staaten unterlaufen werden. Auch in anderen Feldern supranationaler wirtschaftspolitischer Regulierung, etwa der Handelspolitik, steckt Global Governance in einer Sackgasse. Regierungen wählen heute bevorzugte Handelspartner aus, unterscheiden in willkommene und weniger willkommene Kapitalzuflüsse und beschränken die Möglichkeiten von Unternehmen, im Ausland Geschäfte abzuschließen.6


    1.2 Die Schwäche der WTO und der G20


    Bei der Regulierung internationaler Handelsbeziehungen gewinnen Präferenzhandelsabkommen, die aus Sicht der meisten Handelsökonomen allenfalls die zweitbeste Lösung handelspolitischer Fragen darstellen, immer mehr die Oberhand. Dies geschieht, obwohl Handelsökonomen in einem seltenen Moment der Einigkeit die Überlegenheit globaler Regeln gegenüber allen anderen Regimen proklamieren. Ungeachtet der zahlreichen Bekundungen zur Notwendigkeit eines Abschlusses der Doha-Runde, der seit 2001 laufenden aktuellen Verhandlungsrunde zur Weiterentwicklung der multilateralen Handelsordnung, haben alle wichtigen Akteure der WTO mit ihrem Streben nach Präferenzhandelsabkommen die multilaterale Ordnung geschwächt und die Weiterentwicklung der WTO verhindert. TTIP ist ein Beispiel für das Scheitern multilateraler Handelspolitik und die Entstehung konkurrierender Ansätze. Die USA und die EU förderten das Transatlantische Freihandelsabkommen seit dem Jahr 2013 energisch. Zwar wird zumindest in Brüssel nach wie vor die Bedeutung der WTO gepriesen, aber faktisch gingen die EU und die USA in der Handelspolitik alternative Wege. Die beiden wichtigsten und mächtigsten Akteure in der internationalen Handelspolitik lösten sich von der WTO und wählten einen bilateralen Ansatz zur Regulierung des transatlantischen Handels. Obwohl es gegenwärtig nicht den Anschein hat, dass TTIP in absehbarer Zeit zum Abschluss gebracht werden könnte, haben schon die Verhandlungen erhebliche Nebenwirkungen entfaltet. Die EU und vor allem die USA haben bei den Verhandlungen der WTO zum Abschluss der Doha-Runde bisher keine konstruktive Rolle gespielt.


    Der Kollateralschaden dieses handelspolitischen Großprojektes wäre erheblich: Sollte TTIP in den kommenden Jahren doch noch erfolgreich abgeschlossen werden, würden die EU und die USA die Zukunft des multilateralen Handelsregimes und der WTO untergraben. Diese wichtigste Institution der globalen Wirtschaftspolitik wird dann keine große Bedeutung mehr haben. Die Doha-Runde der WTO ist vermutlich gescheitert und an einen Abschluss der Runde glauben nur noch die größten Optimisten. Verantwortlich für dieses Scheitern sind aber nicht die Entwicklungs- und Schwellenländer, sondern vor allem die USA, die sich beispielsweise weigern, Zugeständnisse bei den Agrarsubventionen im Allgemeinen und Subventionen für die Baumwollindustrie im Besonderen zu machen (Stiglitz 2013).


    Bei der Diskussion um Global Governance wird häufig betont, dass die Zunahme von Interdependenzen zwangsläufig zu globaler Regulierung führt. Der rasch gewachsene Waren- und Dienstleistungshandel sowie technologische Innovation hätten dazu geführt, dass einzelne Staaten mit der Lösung von wirtschaftlichen Problemen überfordert sind. Die Welt braucht demnach globale Regeln, globale Abkommen, globale Institutionen. Alternativen gibt es aus dieser Perspektive nicht.


    Unbeachtet bleibt dabei aber, dass die politischen Präferenzen der an Global Governance beteiligten Gesellschaften deckungsgleich sein müssen. Wenn die Bürgerinnen und Bürger in sämtlichen Demokratien die gleichen regulatorischen Präferenzen teilen würden, könnte die Vereinbarung globaler Regeln ohne Gefährdung der Demokratie erfolgen. Aber genau diese Bedingung für das Gelingen von Global Governance ist nicht überzeugend: Fraglos kann Regieren jenseits des Nationalstaates glücken, wenn Mehrheiten in den beteiligten Staaten die gleichen Ziele verfolgen. Aber die zentrale Frage ist, was passiert, wenn sich diese Präferenzen unterscheiden?


    Internationale Kooperation hat die Schwächung supranationaler Regelwerke bislang nicht aufhalten können. In der Gruppe der 20 führenden Industrie- und Schwellenländer (G20) ist seit Jahren kein Beschluss von Bedeutung gefasst worden. Die Treffen – zuletzt im chinesischen Hangzhou im September 2016 sowie in Hamburg im Juli 2017 – werden immer pompöser, aber die Regulierung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen gelingt immer weniger. Die teilnehmenden Staaten orientieren sich an nationalen Präferenzen und schenken der Weiterentwicklung des Regelwerks der internationalen Wirtschaftsbeziehungen immer weniger Aufmerksamkeit. Bezeichnend ist, dass Themen, die eigentlich von den Vereinten Nationen (VN) zu diskutieren wären, auf die Tagesordnung der G20 gelangen, während die Handels- und Finanzpolitik keinen prominenten Raum mehr einnimmt. Im Abschlusskommuniqué des Gipfels von Hangzhou findet sich zwar die unverbindliche Forderung nach hohem, nachhaltigem, ausgewogenem und inklusivem Wirtschaftswachstum (»strong, sustainable, balanced and inclusive growth«), aber zur Weiterentwicklung des globalen Regelwerks wurden keine konkreten Beschlüsse gefasst.7


    Dabei war die G20 phasenweise ein vielversprechendes Projekt. Das Krisenmanagement wartete mit bemerkenswerten Erfolgen auf. Die G20 reagierte entschlossen und mit Geschick auf die schweren Turbulenzen der internationalen Finanzmärkte in den Jahren 2008 und 2009. Durch gemeinsames, koordiniertes Handeln konnte ein wirtschaftlicher Flächenbrand verhindert werden. Anders als etwa zu Beginn der 1930er-Jahre gab es weder zerstörerische Abwertungswettläufe noch nahmen protektionistische Maßnahmen dramatisch zu. Das Krisenmanagement der G20 war insofern erfolgreich. Kritisch angemerkt werden muss allerdings, dass die radikale Geldpolitik der USA und der EU, die für andere Volkswirtschaften erhebliche Probleme verursachte, von der G20 nicht diskutiert wurde, geschweige denn verhindert werden konnte. Die zweite Aufgabe, die Krisenprävention, wurde von der G20 jedoch nicht gemeistert. Die Arbeit der G20 seit 2008 und die Reaktion auf die in den USA entstandene globale Finanzkrise waren zunächst von Erfolg gekrönt, danach jedoch wurde auf dem Feld der globalen Koordination der Wirtschafts- und Finanzpolitik nur wenig erreicht.


    Multilaterale Ansätze geraten also ins Hintertreffen und werden vor allem in der Handelspolitik von neuen Konzepten, die Drittstaaten ausschließen, verdrängt. Die G20 hat diese Entwicklung nicht verhindern können: Zwar wurden die Nützlichkeit und die Notwendigkeit einer gemeinsamen, multilateralen Handelspolitik in allen G20 Abschlusserklärungen betont, aber jenseits dieser Erklärungen blieb die faktische Unterstützung der WTO aus.


    Große Erwartungen und Ambitionen weckte die G20 im Hinblick auf die Regulierung der Finanzmärkte. Die G20 hob zwar die Bedeutung von regulatorischen Maßnahmen auf der nationalen Ebene hervor, zugleich betonte sie aber die Folgen der Internationalisierung der Finanzmärkte und setzte auf verstärkte internationale Zusammenarbeit, um die Nebenwirkungen des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs zu dämpfen (Frieden et al. 2012, S. 23). Ziel war die umfassende Reregulierung des Finanzsektors.


    Während der ersten Gipfeltreffen in den Jahren 2008 bis 2010 entstand tatsächlich der Eindruck, dass die Länder der G20 die Errichtung von gemeinsamen Regeln und Regulierungsansätzen anstrebten. Die von der G20 beschlossenen Regeln hätten die Aufgaben von multilateralen Institutionen wie dem Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht ergänzt und erweitert. Auf supranationalem Niveau sollten Regeln verhandelt und beschlossen werden, die dann auf nationalem Niveau umgesetzt werden. In der Abschlusserklärung des G20-Gipfels in Washington vom November 2008 hieß es:


    »Aufsichtsbehörden sollten ihre Koordinierung und Zusammenarbeit über alle Segmente der Finanzmärkte hinweg verstärken, einschließlich des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs. Aufsichtsbehörden und alle anderen relevanten Behörden sollten vor allem ihre Zusammenarbeit zur Krisenprävention, zum Krisenmanagement und zur Überwindung der Krisen verstärken« (G20-Kommuniqué, eigene Übersetzung).8


    Diesen entschlossenen Ankündigungen folgten bedauerlicherweise nur halbherzige Versuche, die Finanzmärkte stärker zu regulieren. Inmitten der Krise wurde zwar die Erwartung geweckt, eine Phase der koordinierten internationalen Aufsicht der Finanzmärkte habe begonnen, doch dieses Konzept wurde nicht umgesetzt.


    1.3 Abkehr von globalen Regeln für die Finanzmärkte


    Die Politik in den USA und anderen OECD-Ländern war lange geprägt von der Erwartung, dass unregulierte Finanzsektoren die Volkswirtschaften zu neuen Höhen führen würden. Ein positiver Nebeneffekt der Liberalisierung der Finanzmärkte und der Abschaffung von Beschränkungen des Kapitalverkehrs war aus Sicht vieler Befürworter dieser wirtschaftspolitischen Maßnahmen die daraus resultierende Schwächung nationalstaatlicher Regierungen (Mazower 2014, S. 9). Die Instabilität dieses System war lange kein Thema, weil die OECD-Staaten nicht von schweren Finanzkrisen betroffen waren, sieht man einmal von Südkorea in den Jahren 1997/98 ab.


    Finanzkrisen trafen Entwicklungs- und Schwellenländer, nicht jedoch OECD-Länder. Vier Jahrzehnte lang galt das Paradigma der schrankenlosen Globalisierung. Heute ist klar, dass es ein gravierender Fehler der Politik war, insbesondere die Finanzmärkte nur mäßig zu regulieren. Staaten haben seit dem Ausbruch der Krisen ihre Wirtschaftspolitik insofern geändert, als sie die Globalisierung durch Selektion zu gestalten versuchen: Sie suchen aus, mit wem Handel betrieben wird, und auch die grenzüberschreitenden Investitionen gehen zurück. Während 2007 noch ein Rekordwert von über 12.000 Milliarden Dollar erreicht wurde, sanken im Krisenjahr 2008 die grenzüberschreitenden Investitionen auf unter 4.000 Milliarden Dollar und damit weniger als ein Drittel des Vorjahreswerts. In diesen Werten enthalten sind sowohl Direktinvestitionen als auch Portfolioinvestitionen (Aktien, Anleihen) und Kredite. Bis 2015 erreichten die grenzüberschreitenden Kapitalströme nur einen Wert von mehr als 6.000 Milliarden Dollar, haben also das Niveau vor der Krise bei Weitem nicht mehr erreicht.9


    Der lange starke Einfluss des Finanzsektors hat aber nicht nur die gesellschaftliche Verankerung von marktwirtschaftlichem Handeln geschwächt, sondern hat zudem negative Auswirkungen auf die Stabilität der westlichen Demokratien. In den westlichen Industrieländern wurden den Steuerzahlern durch die ungenügend regulierten Finanzsektoren enorme Kosten aufgebürdet. In Deutschland etwa mussten die Verluste mehrerer Landesbanken vom Staat übernommen werden. Die marode Düsseldorfer Industriekreditbank wurde von der staatlichen Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) übernommen, die dabei aber mehr als acht Milliarden Euro abschreiben und ihre im Laufe mehrerer Jahre aufgebauten Reserven aufbrauchen musste (Bastian 2008). Allein diese abgeschriebenen Reserven der KfW haben eine vierköpfige Familie in Deutschland mit einem Betrag von 400 Euro belastet.


    Deutschland nahm zwar erhebliche Abschreibungen auf Investitionen vor allem im Ausland vor, aber andere Volkswirtschaften traf es härter. Island, die Schweiz und Großbritannien sind Beispiele für Länder, in denen das uneingeschränkte Wachstum der Finanzsektoren zu inakzeptablen Risiken für die gesamte Gesellschaft werden konnte.


    Um in Zukunft das Risiko globaler Finanzkrisen zu verringern und gleichzeitig die Verantwortlichkeit in die Sphäre der politischen Regulierung zurückzuholen, erscheint es notwendig, den Wunsch nach einer globalen Regulierung der Finanzmärkte zugunsten nationaler oder regionaler Ansätze aufzugeben. Ein Grund hierfür ist, dass es auf multilateraler Ebene nicht gelingen kann, die Finanzmärkte umfassend zu regulieren: Allein die unterschiedliche Interessenlage der einzelnen Staaten verhindert die Vereinbarung von strengen globalen Regeln. Von Land zu Land unterschiedliche, dafür aber wirksame Regeln sind vorteilhafter als ein globales, aber schwaches Regelwerk.


    Die Krisen in den USA und in Europa führten zu einer Abkehr von der mythischen Idealisierung der Finanzmärkte, allerdings bei gleichzeitiger Restauration der Position nationalstaatlicher Regierungen, denen die Aufgabe zukam, die außer Kontrolle geratenen Finanzmärkte vor dem selbst verschuldeten Untergang zu bewahren (Mazower 2014, S. 9). Seit einigen Jahren verabschieden sich eine immer größere Anzahl von Ländern, zuvörderst die USA, vom Ziel, Finanzmärkte global und einheitlich zu regulieren. Die G20 hat das oben genannte Ziel der Schaffung gemeinsamer Regeln für die Finanzmärkte schon nach wenigen Jahren aufgegeben (Frieden et al. 2012, S. 25).


    Beispielsweise sind die USA seit dem Jahr 2014 nicht länger bereit, das sogenannte Heimatlandprinzip der Finanzmarktregulierung zu akzeptieren, und verlangen von großen ausländischen Banken, die in den USA tätig sein wollen, vollwertige Tochtergesellschaften auf amerikanischem Boden mit entsprechender Kapitalausstattung zu unterhalten. Die Deutsche Bank und andere europäische Großbanken mussten dies akzeptieren: Die amerikanischen Behörden erwarten im Falle einer Krise, Zugang zum Eigenkapital der Deutschen Bank zu haben, und geben sich deshalb nicht länger damit zufrieden, dass dieses in Frankfurt am Main gehalten wird. Die USA sowie Großbritannien haben vom Heimatland- zum Gastlandprinzip gewechselt. Die Bankenaufsicht wird damit zwangsläufig von Land zu Land unterschiedlicher. Die englische Zeitschrift »The Economist« warnte bereits im November 2013 vor einer »Balkanisierung der Finanzmärkte«.10 Gemeint ist damit die Zersplitterung des internationalen Finanzmarkts in kleinere, voneinander getrennte nationale oder regionale Teilmärkte.


    Das ist allerdings nicht zwangsläufig eine gefährliche Entwicklung. Anders, als die meisten Beobachter meinen, die in der Unfähigkeit der G20 zur gemeinsamen Regulierung der globalen Finanzmärkte eine Gefahr sehen, kann diese Entwicklung eine Chance und muss kein Problem sein. Diversität in der Finanzmarktregulierung, im Abschlussbericht der Warwick Commission (2009) als der Nutzen ungleicher Wettbewerbsbedingungen bezeichnet, könnte sich positiv auf die langfristige Stabilität des internationalen Finanzsystems auswirken. Setzt sich die gegenwärtige Entwicklung fort, wird die Finanzmarktregulierung künftig in erster Linie in den Händen der Nationalstaaten liegen, wobei die EU die Ausnahme von der Regel darstellt.


    Im Gegensatz zur möglicherweise vorteilhaften Zersplitterung der Regulierung der Finanzmärkte ist die seit Jahren zu beobachtende Unfähigkeit, das multilaterale Handelsregime weiterzuentwickeln, fraglos ein gewichtiges Problem. Durch die einheitliche Regulierung des internationalen Handels könnten auch künftig signifikante Wohlstandszuwächse für Hunderte Millionen von Menschen weltweit realisiert werden. Der lange zu beobachtende, erst seit Kurzem gebrochene Eifer bei der Einführung einer globalen Finanzmarktregulierung, ob aufseiten der G20 oder des Baseler Ausschusses für Bankenregulierung, steht in scharfem Kontrast zum Stillstand der Verhandlungen über eine Weiterentwicklung des multilateralen Handelsregimes.


    1.4 Der Aufbau des Buches


    Die Kernfrage dieses Buches ist die nach dem Spannungsverhältnis von Demokratie, Nationalstaat und internationaler Arbeitsteilung. Welche Konsequenzen für die internationalen Beziehungen ergeben sich aus diesem Trilemma? Kann internationale Zusammenarbeit, etwa im Rahmen der G20, der wichtigsten Volkswirtschaften, einen Ausweg weisen? Gesellschaften, so die zentrale These dieses Buches, haben die Wahl zwischen vollständiger Globalisierung, verbunden mit dem Transfer von Souveränität auf eine supranationale Ebene, und dem Erhalt des Nationalstaates. Keiner der beiden Wege ist zwangsläufig. Gesellschaften verfügen über Wahlmöglichkeiten. Weitreichende Globalisierung ist genauso wenig ein Sachzwang wie die weitere Vertiefung der EU.


    Bei der Renaissance des Nationalstaates ist dessen Rolle im Prozess der Globalisierung zu bedenken. Schon während und nach den jüngsten Finanzkrisen war eine positive Neudefinition staatlichen Handelns zu beobachten. Staaten waren plötzlich wieder gefragt, um strauchelnde Banken zu stabilisieren. Die Idee des weitgehenden Rückzugs des Staates aus der Ökonomie galt auf einmal als unzeitgemäß. Doch welche Rolle sollen Staaten künftig spielen?


    Das Konzept von Souveränität unterliegt im 21. Jahrhundert einem deutlichen Wandel. Die politische Dimension von Regulierungsbestrebungen und die Bedeutung nationaler und lokaler Politik für deren Legitimität müssen in der aktuellen Reformdebatte erst noch ihren Platz finden. Eine Gruppe von Finanzmarktexperten prägt derzeit die Debatte, unter ihnen die Zentralbankiers der großen Volkswirtschaften, die sich keiner demokratischen Kontrolle verantwortlich fühlen. Letztlich geht es bei dieser Frage um die demokratische Kontrolle der Geldpolitik, die im zweiten Kapitel dieses Buches erläutert wird.


    Die Kritik an der globalen Regulierung von Finanzmärkten heißt aber nicht, dass multilaterale Regeln auch in anderen Bereichen fehl am Platze wären. Obwohl das heutige internationale Handelssystem nicht ohne Schwächen ist, sind die positiven, wohlstandsschaffenden Effekte für die Ärmsten dieser Welt nicht von der Hand zu weisen. Der derzeitige Trend der Segmentierung von Handels- und Warenmärkten in Hunderten von Präferenzhandelsabkommen ist wohlstandsmindernd und erschwert insbesondere die Integration der schwächsten Volkswirtschaften in die Weltwirtschaft. Der Nutzen globaler Regeln für den Waren- und Dienstleistungshandel wird deshalb im dritten Kapitel analysiert.


    Das vierte Kapitel gibt einen kurzen Überblick über die Entwicklung der jüngsten Krisen. Eine Treibkraft hinter der zunehmenden Häufigkeit und Schwere der Krisen waren die konsequente Lockerung der Beschränkungen des globalen Kapitalverkehrs und die Globalisierung des Finanzsektors, die nach den Krisen infrage gestellt werden müssen. Im vierten Kapitel folgt eine Diskussion der strukturellen Grenzen der Finanzmarktregulierung mit den Mitteln der Politik. In Marktwirtschaften wird es immer Finanzkrisen geben und die entscheidenden Anreize setzt die Politik durch das Krisenmanagement, nicht durch die Krisenprävention.


    Im fünften Kapitel wird die internationale Kooperation zum Schutz des Weltklimas untersucht. Auf diesem Gebiet gibt es, nach dem enttäuschenden Scheitern des Klimagipfels in Kopenhagen im Jahr 2009, bemerkenswerte Fortschritte. Allerdings sind auch die Vereinbarungen des Pariser Gipfels vom Dezember 2015 nicht ohne Wermutstropfen und Widersprüche. Immerhin ist es aber gelungen, sich in diesem Feld von Global Governance zu einigen und einen Maßnahmenkatalog zu beschließen. Zugleich bleibt offen, welchen Beitrag die einzelnen Staaten zur Reduzierung der Emissionen von klimaschädlichen Gasen leisten werden.


    Im sechsten und letzten Kapitel wird die Frage erörtert, welche Wege Gesellschaften beschreiten können, um einerseits nationalen Präferenzen Genüge zu tun und andererseits die multilaterale Kooperation zu stärken. Im Mittelpunkt steht bei diesem Vorschlag für eine »Globalisierung à la carte« vor allem die Renationalisierung der Finanzmärkte bei gleichzeitiger Stärkung der multilateralen Regulierung von Handel und Klimaschutz. Attraktiv ist dieser Ansatz sowohl für Industrie- als auch für Entwicklungs- und Schwellenländer. In Letzteren wird seit vielen Jahren mehr Raum für eigene Wege, oft als policy space bezeichnet, gefordert. Aber auch Industrieländer geraten zunehmend unter Druck, weil die Resultate der heutigen Form der Globalisierung keine ungeteilte Unterstützung mehr finden.


    Zudem wird ein Konzept vorgestellt, dass eine Antwort auf die multiplen Krisen in Europa zu geben versucht. Den Kern dieses Konzepts machen drei Punkte aus: die unilaterale Liberalisierung des europäischen Außenhandels und damit die Öffnung des europäischen Markts für Produkte der europäischen Nachbarstaaten im arabischen und afrikanischen Raum, zweitens der Ausbau von Maßnahmen zur Förderung von Benachteiligten der Globalisierung innerhalb der europäischen Sozialstaaten und drittens die Finanzierung der sozialpolitischen Maßnahmen durch eine Steuer auf den gesamten grenzüberschreitenden Kapitalverkehr in Höhe von einem Prozent des Transaktionsvolumens. Mit dieser Idee der Besteuerung des Kapitalverkehrs verbinden sich zum einen die Erwartung der Erzeugung von Steuereinnahmen und zum anderen die Annahme, dass damit eine Abkehr vom Paradigma global integrierter Finanzmärkte erreicht werden kann.


    Vor dem skizzierten Hintergrund erscheint eine radikale Umkehr bei der Regulierung von Finanzmärkten genauso sinnvoll wie eine Rückkehr zu multilateraler Regulierung der Handelsbeziehungen. Diversität und von Land zu Land maßgeschneiderte Regeln sollten die Finanzmarktregulierung prägen, während in der Handelspolitik die Abkehr von den in den vergangenen Jahren so populären Präferenzhandelsabkommen angestrebt werden sollte. Die G20 sollte deshalb globale Regeln für den Handel vorantreiben – das heißt die Doha-Runde abschließen – und parallel dazu nationale Lösungen für die Finanzmarktregulierung akzeptieren.


    Nach den dramatischen Veränderungen des Jahres 2016 stellt sich die Frage, wie die Politik die Interessen sich als benachteiligt empfindender Bürgerinnen und Bürger künftig vertritt. Dazu wird es notwendig sein, lange akzeptierte Positionen in der Migrationspolitik, der Handels- und der Finanzpolitik zu überdenken:


    »Die intellektuelle Herausforderung besteht darin, sich von der Globalisierung als Leitbild zu distanzieren, ohne dabei die nationale und globale wirtschaftliche Entwicklung einbrechen zu lassen. Das Ziel muss die Stärkung der nationalen Einkommen sein, um die inländische Ungleichverteilung der Einkommen zu reduzieren« (Fukuyama 2016a, S. 67, eigene Übersetzung).


    Weder in Europa noch auf globaler Ebene wird eine stoische Fortsetzung des bisherigen Pfades von Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung und der partiellen Verlagerung von Souveränität auf eine supranationale Ebene politisch auf hinreichende Akzeptanz stoßen. Die Präferenzen von Gesellschaften unterscheiden sich voneinander und daher ist eine von Land zu Land unterschiedliche, maßgeschneiderte Form der Integration in die Weltwirtschaft vonnöten.
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    2 Enttäuschte Erwartungen und die abnehmende politische Unterstützung für »Global Governance«


    Globale Regulierung wird vor allem deshalb gefordert, weil die Globalisierung sich stetig weiterentwickelt hat.11 Damit gehen Wechselwirkungen auf andere Länder einher. Es gibt kaum noch nationales wirtschaftspolitisches Handeln, das keine Wirkung auf die Wohlfahrt anderer Gesellschaften hat (Langhammer 2011). Damit entstehen Interdependenzen, aber auch Konfliktpotenziale. So hat die seit Langem extrem lockere Zinspolitik der großen Industrieländer Auswirkungen auf die Wechselkurse und damit den Handel zwischen Industrie- und Entwicklungsländern.


    Das Phänomen Globalisierung ist allerdings nicht grundlegend neu. Von etwa 1870 bis 1914 zirkulierten Waren und Kapital weltweit ohne strikte staatliche Beschränkungen. Zwar waren die Kosten des Warenhandels und des Kapitalverkehrs deutlich höher, aber politische Hemmnisse gab es kaum. Zugleich existierte in Form des Goldstandards eine Währungsordnung, die sämtliche große Ökonomien mit Ausnahme Chinas und Persiens in einer Art Währungsunion vereinte (Frieden et al. 2012, S. 5). Bürgerinnen und Bürger zumindest europäischer Staaten konnten ohne Einschränkungen in die Neue Welt auswandern. Die heutige liberale Weltwirtschaftsordnung knüpft an diese historischen Bezüge an, mit der Ausnahme von Migration, die heute auf der ganzen Welt starken Beschränkungen unterliegt.


    Die Debatte um die Vor- und Nachteile globaler Regulierung ist nicht ohne die Erörterung der Frage zu verstehen, welchen Stellenwert die Souveränität von Staaten im Zeitalter der Globalisierung haben soll. In der Wirtschaftspolitik geht es dabei um Autonomie und weniger um Souveränität im völkerrechtlichen Sinn. Wie autonom können Staaten in der Wirtschaftspolitik heute noch handeln und welche Risiken birgt die Unterordnung der nationalen Wirtschaftspolitik unter ein supranationales Regelwerk?


    2.1 Globalisierung, Souveränität und Autonomie im 21. Jahrhundert


    Souveränität und Autonomie erschienen phasenweise als historische Auslaufmodelle.12 Nach dem Ende des Kalten Krieges äußerten in den 1990er-Jahren zahlreiche Beobachter die Einschätzung, dass Nationalstaaten in der sich immer stärker integrierenden und globalisierenden Welt an Bedeutung verlieren würden. So betont der britische Politikwissenschaftler David Held (2003, S. 172, eigene Übersetzung), dass supranationale Strukturen parallel zur nationalen Souveränität existieren und diese immer mehr aushöhlen:


    »Nationale Souveränität und Autonomie sind eingebettet in einen umfassenderen globalen Rechts- und Regulierungsrahmen, in dem Staaten nicht länger die einzigen Akteure zur Ausübung von politischer Macht und Herrschaft sind.«


    Ähnlich argumentiert der dänische Politikwissenschaftler Georg Sørensen (1999, S. 602, eigene Übersetzung), der feststellt, dass Souveränität in einem postmodernen globalen Wirtschaftssystem an zahlreichen Punkten zu finden ist und nicht länger in die exklusive Domäne des Nationalstaates fällt:


    »Postmoderne Staaten zeichnen sich aus durch transnational integrierte, globalisierte Volkswirtschaften, durch Regulierung auf mehreren Ebenen und durch Identitäten, die nicht länger allein von Nationalstaaten geprägt werden.«


    David Held (2003, S. 172, eigene Übersetzung) betont, dass supranationale Regierungsformen – von denen die Finanzmarktregulierung ein Teil ist – dazu beigetragen haben, die Lücke zwischen dem nationalen und dem transnationalen Leben zu schließen:


    »[…] die Zunahme von regionaler und globaler Regulierung mit Zuständigkeiten für Themen von wachsenden grenzüberschreitenden Anliegen – von Umweltverschmutzung zu Gesundheitsfragen zu Handel und Finanzen – hat geholfen, die Kluft zwischen den verschiedenen Typen der Organisation, die für nationales und transnationales Leben von Belang sind, zu schließen.«


    Sørensen und Held drücken Einschätzungen aus, die vor den internationalen Finanzkrisen von vielen Wissenschaftlern geteilt wurden: Die Globalisierung hat zur Entstehung einer Regulierungsebene oberhalb des Nationalstaates geführt; und dies war sowohl notwendig als auch effizient. Notwendig, weil zum Beispiel die grenzüberschreitenden Kapitalflüsse zur Unumgänglichkeit der supranationalen Regulierung geführt haben, und effizient, da nur globalen Ansätzen zugetraut wurde, die durch nationale Regulierung entstehenden Schlupflöcher zu schließen.


    Bis heute wird dieser Ansatz von Beobachtern und Politikern bemüht, wenn es darum geht, die Notwendigkeit einer globalen Finanzmarktregulierung zu untermauern. Ansätze auf nationaler Ebene, etwa eine Finanzmarkttransaktionssteuer, werden als nicht umsetzbar abgetan, da sie nur zu einer Verschiebung von Finanztransaktionen in andere, weniger regulierte Finanzzentren führen würden. Die Logik ist so einfach wie bestechend: Globalisierung muss mit globalen Regierungsstrukturen einhergehen. Zugleich gibt es einen unvermeidbaren Konflikt zwischen globaler wirtschaftlicher Integration und unabhängigen souveränen Staaten (Wolf 2004, S. 73). Dabei ist es leicht, die Erwünschtheit internationaler Kooperation hervorzuheben. Für die Politik ist jedoch die nationale Gesellschaft der Referenzrahmen, den sie bedenken muss. Regierungen werden nur dann die Zugeständnisse machen, die zur Erfüllung internationaler Verpflichtungen notwendig sind, wenn sie dafür die erforderliche politische Unterstützung auf nationaler Ebene erhalten (Frieden et al. 2012, S. 33).


    Die Perspektive erfolgreicher supranationaler Regulierung ist zugleich untrennbar verbunden mit der Erwartung, dass sich langfristig eine kosmopolitische Weltgesellschaft entwickelt. In diesem kosmopolitischen Ansatz leben und interagieren alle Menschen innerhalb einer einzigen globalen Gesellschaft, nicht in einem durch nationalstaatliche Grenzen geprägten Kontext. Kosmopolitismus betont die Bedeutung offener Grenzen und gemeinsamer multikultureller Werte. Angenommen wird, dass die seit dem Zweiten Weltkrieg zu beobachtende Zunahme der Ströme von Arbeitnehmern, Studenten, Touristen, Flüchtlingen und in Diaspora lebenden Gemeinschaften das alte Konzept des homogenen Nationalstaates schwächt und langfristig auflöst (Inglehart und Norris 2016, S. 7).


    Aber nicht nur die Entstehung einer kosmopolitischen Weltgesellschaft schwächt die Souveränität der Nationalstaaten. Der amerikanische Politikwissenschaftler Stephen D. Krasner (2001, S. 19) sieht – wegen der Einschränkung der wirtschaftspolitischen Autonomie von Staaten – das Konzept der Souveränität skeptisch und bezeichnet es als »organisierte Heuchelei«. Staaten könnten etwa keine eigene Geldpolitik betreiben, weil sie Kapitalströme nicht kontrollieren können (ebd., S. 19f.). Damit bezieht sich Krasner auf Robert Mundells Überlegungen zur Unvereinbarkeit von unreguliertem Kapitalverkehr, festen Wechselkursen und unabhängiger Geldpolitik (vgl. hierzu Abschnitt 4.2).


    Die Krisen in den Jahren nach 2007 haben aber zu einer neuen Debatte über die Folgen der Internationalisierung der Finanzmärkte geführt, wobei dies in erster Linie den Kosten, die die Krisen verursacht haben, geschuldet ist. In den USA und in Europa wurden die Steuerzahler mit enorm hohen Rechnungen für die Rettung maroder Banken und überschuldeter Staaten konfrontiert. In Island und in anderen Ländern mussten die Bürger die Verantwortung für das rücksichtslose Geschäftsgebaren ihres Bankensektors tragen. In der Schweiz, aber auch in Großbritannien waren extrem große Finanzsektoren entstanden, deren Stabilisierung die Staaten an den Rand des Zusammenbruchs brachte. Die entscheidende Erkenntnis der jüngsten Krisen ist, dass die Zunahme von transnationalen Finanztransaktionen nicht zur Globalisierung der Risiken geführt hat: Letzten Endes müssen die Nationalstaaten die Rechnung begleichen und haften für die Fehleinschätzungen des eigenen Finanzsektors.


    Heute, nach den Krisen der zurückliegenden Jahre, weist der amerikanische Politikwissenschaftler Arthur A. Stein den Nationalstaaten wieder eine sehr viel höhere Bedeutung zu. Das System der internationalen Beziehungen sei nach wie vor von einzelnen Staaten geprägt, die auf ihrem Territorium Kontrolle ausüben. Die Staaten, so Stein, sind autonom in ihren politischen Entscheidungen. Die von souveränen Staaten festgelegten Regelwerke binden die Bürgerinnen und Bürger innerhalb der Grenzen des jeweiligen Landes (Stein 2016, S. 302).


    Aus dieser Perspektive sind Staaten keineswegs machtlos geworden, sondern haben sich zur Implementierung bestimmter Politiken, etwa der Liberalisierung des Kapitalverkehrs, entschlossen. Staaten haben weiterhin die Befähigung zur Kontrolle von Warenhandel, der Einwanderung und auch des Kapitalverkehrs.13 Durch die Steuerung von grenzüberschreitenden Strömen (flows) besitzen Staaten die Fähigkeit, auf die weitere Entwicklung der Globalisierung Einfluss zu nehmen. Territorialstaaten bleiben trotz hoher Interdependenzen die entscheidenden Akteure in der internationalen Politik (ebd., S. 303). Dabei versuchen gerade große, mächtige Staaten, ihre Souveränität durch Unabhängigkeit zu steigern, und tendieren zu einer Reduzierung von Interdependenz (ebd., S. 303f.).14


    Ein Sonderfall ist Europa. In der Europäischen Währungsunion (EWU) mussten die Bürger europäischer Staaten, die eine nachhaltige Finanz- und Wirtschaftspolitik verfolgen, für das verantwortungslose Verhalten der Regierungen anderer Länder geradestehen. Der Vertrag von Maastricht, der die Ansteckung solider Volkswirtschaften durch leichtfertig wirtschaftende andere Mitgliedsländer verhindern sollte, hat dieses Ziel verfehlt. Diese Entwicklung hat die EU geschwächt. Peter Graf von Kielmansegg (2014, S. 2) weist darauf hin, dass die Bereitschaft, supranationale Entscheidungsautorität auch dann zu akzeptieren, wenn sie belastende Entscheidungen trifft, eng begrenzt ist.


    Supranationale Regulierung hat häufig also – anders als erwartet – nicht zu nachhaltigem Verhalten geführt. In Europa wurden die rasch wachsenden griechischen Staatsschulden über Jahre von der Europäischen Kommission und der Europäischen Zentralbank (EZB) ignoriert. In der EU hat die Schaffung einer supranationalen Institution für die Geldpolitik nicht zu einer Reduzierung der Risiken geführt, sondern vielmehr das unkontrollierte Schuldenwachstum in Griechenland, Irland, Italien und Spanien erst ermöglicht. Ohne die EWU wäre die deutliche Ausweitung der Verschuldung in einzelnen Volkswirtschaften – privat wie staatlich – von den Finanzmärkten vermutlich schon sehr viel früher nicht hingenommen worden. Zumindest hätten steigende Zinssätze unmissverständliche Signale an die Kreditnehmer gesendet.


    Souveränität im 21. Jahrhundert hat sich also zu einem überraschend asymmetrischen Konzept entwickelt. Einerseits haben Gesellschaften die Fähigkeit verloren, Regulierung zu beschließen und umzusetzen, andererseits werden sie jedoch nach wie vor in Haftung genommen, wenn die supranationale Regulierung scheitert. Es verwundert nicht, dass es Politikern heute schwerfällt, ihren Wählern den Nutzen dieser asymmetrischen Souveränität zu vermitteln.15


    Im Angesicht dieses Dilemmas dreht sich die Debatte in Europa um die vermeintliche Notwendigkeit, die nationale Souveränität weiter einzuschränken. Der griechischen Gesellschaft ist dieses Vorgehen bereits bekannt. Trotzdem haben die Vorgaben des IWF, der Europäischen Kommission und der EZB noch keine Verbesserung der wirtschaftlichen Situation Griechenlands gebracht.16 Der Ruf nach stärkerer Integration in der Zukunft ist nichts anderes als der Wunsch, dass Souveränität an die supranationale Ebene abgegeben wird, die dann im Gegenzug die passenden Politiken implementiert. Eine tiefe Integration der Wirtschaftspolitik in der EU würde jedoch die Souveränität der teilnehmenden Nationalstaaten beschneiden.


    Parallel zu den staatlichen Regelwerken wird seit etwa zwei Jahrzehnten über private Netzwerke zur Regulierung von wirtschaftlichen Aktivitäten intensiv diskutiert. Weit fortgeschritten sind etwa die Vorhaben zur Verbesserung der sozialen Verantwortlichkeit von Unternehmen (Corporate Social Responsibility – CSR). Derartige private Netzwerke und Clubs sind allerdings kein Ersatz für staatliche Regulierung. Es ist unklar, wem gegenüber diese Netzwerke rechenschaftspflichtig sind. Von wem bekommen internationale Nichtregierungsorganisationen und private Regulierer ihr Mandat? Vor allem ist nach den politischen Schockwellen des Jahres 2016 zu fragen, wie sichergestellt wird, dass auch die weniger vernetzten Bürgerinnen und Bürger in diesen privaten Organisationen Gehör finden. Im Nationalstaat sind die Wählerinnen und Wähler der Souverän, private supranationale Netzwerke können sich dieser legitimen Autorität nur scheinbar entziehen (Frieden et al. 2012, S. 51).


    Es lohnt sich, zu fragen, welche Form die Verantwortlichkeit auf supranationaler Ebene annehmen soll. Uneigennützigkeit ist in den internationalen Beziehungen noch seltener als im nationalen Raum, was sich deutlich etwa bei der zähen Verteidigung der europäischen Agrarpolitik zeigt, die ärmeren Staaten wirtschaftlichen Schaden zufügt und dennoch seit 40 Jahren Bestand hat. Supranationale Regulierung auf der Annahme altruistischer Verhaltensweisen zu konstruieren, ist kein tragfähiger Ansatz. Sowohl in Europa als auch auf globaler Ebene ist es daher sinnvoll, auf das Prinzip der Subsidiarität zu setzen: Nur dort, wo ohne supranationale Regulierung keine Lösung des Problems möglich ist, sollte dieser Weg beschritten werden (ebd.).


    Ein noch nicht vollständig untersuchtes Element der jüngsten Krisen ist die schwache Verankerung von Verantwortlichkeit in den Institutionen oberhalb des Nationalstaates. Die EZB zum Beispiel hat die europäischen Gesellschaften mit ihrem Krisenmanagement sehr großen Risiken ausgesetzt, die Verantwortlichkeit der Zentralbankiers gegenüber den europäischen Gesellschaften ist jedoch gering. Zudem ist das Versagen der Europäischen Kommission im Vorfeld der Schuldenkrise bekannt und wahrscheinlich eine Ursache der oft kritisierten, aber letztlich konsequenten Renationalisierung des europäischen Krisenmanagements.


    Auch in Europa verbleibt die Souveränität bislang im Kern auf der Ebene der Nationalstaaten. Europa ist nach wie vor eine Gesellschaft von Staaten und kein Staat im Entstehen. Der amerikanische Völkerrechtler Robert Jackson betont, die EU sei das Kind und nicht eine Schwester, geschweige denn ein Elternteil der Mitgliedsstaaten. Die EU, so Jackson (1999, S. 451f.), ist auch weiterhin eine Union souveräner Staaten. Der damalige französische Premierminister, Manuel Valls, hat genau diese Position in einem Beitrag für die »Financial Times« im Oktober 2016 unterstrichen. Neben seiner Ablehnung zur Fortsetzung der TTIP-Verhandlungen betonte Valls, dass es die »Vereinigten Staaten von Europa« nie geben werde, da die jeweils eigene Geschichte, Sprache und Kultur dies verhindern würden. Möglich sei es aber, ein »souveränes Europa« (»a sovereign Europe«), eine Föderation von starken und selbstbewussten Nationalstaaten, zu schaffen (Valls 2016).


    Daher wird jeder Transfer von Souveränität in der EU – möglicherweise auf Zeit – von einem Mitgliedsstaat beschlossen und kann jederzeit von diesem nach eigenem Gutdünken wieder zurückgenommen werden. Dieses Recht der Mitgliedsstaaten ist in Artikel 50 des Vertrages von Lissabon festgeschrieben: Letztendlich kann ein souveränes Mitglied der EU beschließen, die Union zu verlassen. Das Niveau und die Intensität der internationalen Kooperation mögen sich verändern, doch der Nationalstaat behält die Autorität, zu entscheiden, ob er sich daran beteiligen möchte oder nicht.17


    Die Abstimmung der britischen Bevölkerung am 23. Juni 2016 hat diese lange hypothetisch erscheinenden Überlegungen bestätigt. Zwar ist noch unklar, welches Verhältnis Großbritannien und die EU künftig haben werden, aber deutlich geworden ist, dass keine Macht in Europa die Briten an der Ausübung ihres Selbstbestimmungsrechtes hindern kann.


    Die Debatten zur Zukunft der EU und zur Zukunft der internationalen Wirtschaftsbeziehungen weisen deutliche Parallelen auf. In beiden Fällen ist die Frage zu beantworten, welche Spielräume sich Gesellschaften bei der Weiterentwicklung ihrer Außenwirtschaftspolitik erhalten wollen. Dabei gibt es ein Spannungsverhältnis zwischen ökonomischer Effizienz und demokratischer Selbstbestimmung. Die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung und die Ausweitung von supranationaler Regulierung berühren den Kern demokratischer Gesellschaften: Dürfen Wählerinnen und Wähler überhaupt noch Entscheidungen treffen, die aus einer liberalen ökonomischen Perspektive suboptimal sind? Gibt es also Raum für unterschiedliche nationale Präferenzen? Oder haben sich ein »Sachzwang Europa« und ein »Sachzwang Globalisierung« durchgesetzt und damit demokratische Entscheidungsprozesse abgeschafft?


    Die Wählerinnen und Wähler in Großbritannien und den USA haben sich von vermeintlich zwingender Logik nicht überzeugen lassen. Sie setzten sich – auf unterschiedliche Weise – über vermeintlich alternativlose Sachzwänge hinweg. Die Einschätzung, die Briten hätten gegen ihre eigenen Interessen gestimmt, unterstellt implizit, dass eine derartige Entscheidung hätte verhindert werden müssen. Es liegt auf der Hand, dass damit die Demokratie in Großbritannien ausgehebelt worden wäre. Zugleich stellt sich die Frage, ob die Verschiebung der Regulierung auf eine supranationale Ebene uneingeschränkt wünschenswert ist.


    2.2 Das Konzept Robert O. Keohanes: Kooperation ohne Hegemonie


    Multilaterale Kooperation, definiert als die Zusammenarbeit von mindestens drei Staaten, wird seit den 1980er-Jahren von namhaften Wissenschaftlern gefordert. Robert O. Keohane veröffentlichte 1984 sein Standardwerk zum Konzept multilateraler Kooperation. Die zunehmende Interdependenz von Nationalstaaten führt demnach zu einem wachsenden Interesse an supranationaler Kooperation. Da die zunehmende Verflechtung der Ökonomien die einzelnen Nationalstaaten schwächt und sich zahlreiche Probleme nicht mehr auf nationaler Ebene lösen lassen, sei es notwendig, auf globaler Ebene zu kooperieren. Die an Global Governance partizipierenden Staaten holen sich durch supranationale Kooperation die teilweise verloren gegangene Autonomie zurück.


    Die Vertreter dieser Schule, des neoliberalen Institutionalismus, sehen also eine Gleichzeitigkeit von wachsender Interdependenz und einem daraus resultierenden Sachzwang zur Zusammenarbeit. Macht und unterschiedliche gesellschaftliche Präferenzen spielen in diesem Konzept keine zentrale Rolle.


    Vor allem unterstellt Keohane zweierlei: Zum einen erwartet er, dass Gesellschaften unaufhaltsam auf eine weitere Vertiefung der Globalisierung zusteuern. Eine teilweise Ablehnung weiterer Globalisierung sowie das Beschreiten unterschiedlicher wirtschaftspolitischer Konzepte werden von den Vertretern dieses Ansatzes nicht erwartet. Unterstellt wird eine globale Konvergenz der Weltgesellschaft: Am Ende des Integrationsprozesses steht eine homogene Weltgesellschaft, in der einheitliche Normen und Regeln gelten. Zum anderen spielt die Rivalität von Staaten, die im Konzept der realistischen Schule der internationalen Beziehungen so zentral ist, keine Rolle. Der Konflikt und der Kampf um Macht und Einfluss sind für Keohane Relikte früherer Epochen.


    Nach dem Zusammenbruch der UdSSR schienen sich die Erwartungen zu bestätigen. Die Staaten der Welt, vom Kalten Krieg befreit, verstärkten ihre Zusammenarbeit. Aber die ungeteilte Euphorie währte nur wenige Jahre. Die 1990er-Jahre können als goldenes Jahrzehnt von Global Governance bezeichnet werden. Zuversicht bestimmte die Debatten zu multilateraler Kooperation.


    Spätestens beim Scheitern des Klimagipfels in Kopenhagen im Dezember 2009 zeigte sich aber sehr deutlich, dass Global Governance in einer strukturellen Krise steckt. Der Erfolg von Paris im Dezember 2015 und das dort beschlossene Konzept zur Bekämpfung des Klimawandels sind gewiss ein Lichtblick und haben für eine Verbesserung der Perspektiven von globaler Kooperation zumindest in diesem Politikfeld gesorgt. Eine Wechselwirkung zu anderen Politikfeldern – vor allem zur Handels- und Finanzpolitik – ist allerdings nicht zu beobachten.


    Zudem steht und fällt die Zukunft von Global Governance mit der weiteren Entwicklung der Globalisierung. Sollten die Interdependenzen kleiner werden, reduziert dies auch die Chancen für ein Regieren jenseits des Nationalstaates. Dabei ist die Annahme, die Fortsetzung der Globalisierung sei irreversibel, nicht haltbar. Es gibt keinen historischen Imperativ zur Fortsetzung der Globalisierung (Stein 2016, S. 305).


    Einige Beobachter sehen in der EU den Beweis für die Bereitschaft von Staaten, auf Souveränität zu verzichten und auf supranationaler Ebene zu bündeln. Der in Oxford lehrende Politikwissenschaftler Ian Goldin (2013, S. 68, eigene Übersetzung) etwa meint:


    »Die EU ist eine eindrucksvolle Ausnahme von dem Muster, dass Länder nicht bereit sind, auf Souveränität zu verzichten. In Feldern, die viele Nationen als sakrosankt betrachten – einschließlich der Sicherheitspolitik, Migration, Außenpolitik, Finanzpolitik und Klimaschutzpolitik – hat ein Kern europäischer Länder auf Souveränität verzichtet.«


    Goldin als Vertreter des neoliberalen Institutionalismus hat die Beharrungskräfte innerhalb der Mitgliedsstaaten der EU erkennbar unterschätzt. In den Jahren 2015 und 2016 hat sich deutlich gezeigt, dass die Bereitschaft zur Harmonisierung – etwa der Migrationspolitik – in der EU nur sehr gering ausgeprägt ist. Im Grunde beschränkt sich die Bereitschaft zum Souveränitätsverzicht in Migrationsfragen auf Deutschland und in einigen anderen Gebieten, etwa der Außenpolitik, auf eine mittelgroße Anzahl von EU-Staaten.


    Für die Widerstände und Hürden bei der Weiterentwicklung internationaler Zusammenarbeit sind keineswegs allein Politiker, die keine Antwort auf die drängenden Probleme der internationalen Politik haben, verantwortlich. Der amerikanische Jurist Chris Brummer (2014, S. 10f.) bezeichnet den Multilateralismus als »seltenen glücklichen Zufall« und betont den anarchischen Charakter des internationalen Systems. Aus Sicht der realistischen Schule der internationalen Beziehungen trifft diese Einschätzung zu: Kooperation ist möglich, aber nicht zwingend.


    Bei genauer Betrachtung ist insbesondere das heutige System zur Regulierung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen ein Relikt des Kalten Krieges. Das System von Bretton Woods wurde zwar nicht von vornherein in Abgrenzung zur UdSSR und den Staaten des Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) geschaffen, aber es entwickelte sich in den 1950er-Jahren zu einem konkurrierenden Regelwerk. Nach dem Ende des Kalten Krieges wurden die Institutionen von Bretton Woods nicht etwa abgeschafft und durch neue Organisationen abgelöst, die in gemeinsamer Verantwortung mit den Staaten des früheren Ostblocks und den Entwicklungs- und Schwellenländern entwickelt worden wären. Vielmehr sind die Staaten des Ostblocks mehr oder weniger rasch in die vorhandenen Institutionen aufgenommen worden, obgleich dies im Falle der Aufnahme Russlands in die WTO auch 21 Jahre, bis 2012, dauerte.


    Im Spannungsfeld zwischen Demokratie und Markt schlug das Pendel nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst drei Jahrzehnte lang zugunsten der Demokratie aus. Die Wohlfahrtsstaaten wurden ausgebaut und den Finanzmärkten harte Auflagen erteilt. Seit gut vierzig Jahren gewinnen aber diejenigen Akteure, denen an der Liberalisierung der Waren- und Kapitalmärkte gelegen ist, schrittweise die Oberhand.


    Der Harvard-Ökonom Dani Rodrik hat bereits vor einigen Jahren auf das Spannungsverhältnis zwischen Demokratie, Globalisierung und dem Nationalstaat hingewiesen. Es sei unmöglich, gleichzeitig das heutige System der Nationalstaaten, eine demokratische Ordnung und vollständige Globalisierung (verstanden als Abschaffung sämtlicher Barrieren für den wirtschaftlichen Austausch) zu erreichen (Rodrik 2002, S. 1).


    Genau diese Unerreichbarkeit führt zu der heutigen Diskussion über die Nebenwirkungen der Globalisierung. Viele Menschen betrachten eine Vertiefung der Globalisierung als zu risikoreich und wenden sich protektionistischen Politiken und dem Nationalstaat zu (Goldin 2013, S. 1). Der Wahlsieg Donald Trumps hat die Attraktivität dieses Konzepts der Gestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen überraschend deutlich bestätigt.


    2.3 Ein liberaler Ansatz: die Bedeutung von gesellschaftlichen Präferenzen


    Die Überlegungen Keohanes und anderer Vertreter des neoliberalen Institutionalismus haben aber eine entscheidende Schwachstelle: Das Vorhandensein gemeinsamer Interessen wird als gegeben betrachtet (Moravcsik 1997, S. 522). Dies ist nicht plausibel. Die Interessen eines Öl exportierenden Staates unterscheiden sich gravierend von jenen eines importierenden Staates. Ein Land wie die USA, das ein großer Exporteur von Patenten und anderen Formen geistigen Eigentums ist, hat andere außenwirtschaftspolitische Ziele als ein Land wie Südafrika, das Nettoimporteur geistigen Eigentums ist.


    Andrew Moravcsik hat 1997 den Versuch unternommen, eine neue große Theorie der internationalen Beziehungen zu entwerfen. Die Debatte ist für die Fragestellung dieses Buches ausgesprochen relevant. Moravcsik fordert, die sich unterscheidenden Präferenzen von Gesellschaften zu untersuchen und sie ernst zu nehmen. Für ihn sind die Präferenzen von Staaten die wichtigsten Determinanten der internationalen Beziehungen (Moravcsik 1997, S. 513).


    Wie begründet Moravcsik sein Konzept? Der Gründer der European Union Programs in Harvard und Princeton geht von drei Annahmen aus. Erstens sind seiner Ansicht nach Individuen und private Gruppen die wichtigsten Akteure in der internationalen Politik. Diese sind im Durchschnitt risikoscheu sowie rational und organisieren kollektives Handeln so, dass unterschiedliche Interessen berücksichtigt werden. Diese liberale Theorie basiert auf einem Bottom-up-Ansatz: Die Erwartungen von Individuen und gesellschaftlichen Gruppen stellen die Basis dar, auf der Politik formuliert wird (ebd., S. 516f.). Die Definition von Interessen der Individuen ist zentral:


    »Für Liberale ist die Definition der Interessen gesellschaftlicher Akteure zentral. Liberale Theorie lehnt die utopische Annahme, dass eine automatische Harmonie der Interessen zwischen Individuen und gesellschaftlichen Gruppen existiert, ab« (ebd., S. 517, eigene Übersetzung, Hervorhebung im Original).


    Hier zeigt sich ein Widerspruch zwischen den Erwartungen kosmopolitischer und liberaler Theorie: Kosmopolitische Ansätze unterstellen eine Konvergenz der Interessen, liberale Theorie pocht auf Interessendivergenz.


    Zweitens sieht Moravcsik die nationale Politik nicht als autonomen Akteur, sondern als eine repräsentative Institution, die einem andauernden Ringen um Konstruktion und Rekonstruktion, um Besitzergreifung und Wiedereroberung durch gesellschaftliche Kräfte ausgesetzt ist (ebd., S. 518). Bei diesem Prozess nimmt er aber weder an, alle Individuen und Gruppen hätten einen gleichen, symmetrischen Einfluss auf staatliche Politik, noch unterstellt er, die Strukturen der Institutionen seien irrelevant. Soziale Spannungen werden über repräsentative Institutionen übertragen und resultieren in den unterschiedlichen Präferenzen von Staaten in der internationalen Politik.


    Drittens schließlich nimmt er an, dass die Anordnung interdependenter staatlicher Präferenzen über das staatliche Handeln in der internationalen Politik entscheidet (ebd., S. 520). Staaten benötigen einen Zweck ihres Handelns, der darüber entscheidet, ob sie einen Konflikt provozieren, Kooperation vorschlagen oder eine andere außenpolitische Maßnahme ergreifen.


    Moravcsik schlägt eine einfache Botschaft des liberalen Ansatzes vor: Die wichtigste Determinante staatlicher Außenpolitik ist das, was Staaten wollen (ebd., S. 521). Er räumt selbst ein, dass diese Aussage simplifizierend wirkt, verweist aber darauf, dass sowohl im Realismus als auch im Neorealismus unterschiedliche Präferenzen von Staaten als irrelevant, sekundär oder endogen betrachtet werden. Ihm ist zuzustimmen, dass gesellschaftliche Präferenzen in der Analyse der internationalen Politik häufig ein zu geringer Stellenwert eingeräumt wird.


    Damit ist keineswegs gesagt, dass die Formulierung von Präferenzen in perfekter Art und Weise gelingt. Ohnehin gibt es keine homogenen Präferenzen von Gesellschaften. Dies zeigt sich sehr deutlich bei der Betrachtung der amerikanischen Außenpolitik. Walter Russell Mead hat vorgeschlagen, die amerikanische Außenpolitik als einen permanenten Konflikt von vier Denkschulen zu betrachten. Er wählte vier frühere amerikanische Präsidenten und benannte außenpolitische Schulen nach ihnen: Jeffersonians, die sich für die Förderung der Menschenrechte und die Aufklärung einsetzen; Hamiltonians, die die Förderung amerikanischer wirtschaftlicher Interessen in den Vordergrund stellen; Wilsonians, die besonders den Nutzen internationaler Kooperation betonen; sowie die bereits erwähnten Jacksonians, die die harte Durchsetzung amerikanischer Interessen propagieren (Mead 1999). Alle vier Schulen existieren in den USA gleichzeitig und die Frage ist vor allem, welche Gruppe sich zu einem bestimmten Zeitpunkt durchsetzt. 2017 sind es die von Donald Trump geführten Jacksonians.


    Die Betrachtung der Präferenzen von Staaten ist bei der Erklärung des Wandels in der internationalen Politik sowohl notwendig als auch hilfreich. Die Präferenzen von Gesellschaften können sich ändern. Aktuell wird dies bei den Wahlentscheidungen der britischen und amerikanischen Wähler deutlich. Der liberale Ansatz sieht aber Voten der Bürgerinnen und Bürger keineswegs als Problem, sondern als Ausdruck von demokratischen Prozessen. Die Politik hat die Aufgabe, diese Präferenzen in Außen- und Außenwirtschaftspolitik umzusetzen, stößt dabei in jüngster Zeit aber häufig an Grenzen. Wahlmöglichkeiten werden entweder als nicht vorhanden (»alternativlos«) oder gefährlich (»Rosinenpickerei«) bezeichnet. Aber gibt es tatsächlich keine Alternativen?


    2.4 Der Widerspruch: Nationalstaat, Demokratie und Hyperglobalisierung


    Trotz einiger positiver Effekte sind die Schwierigkeiten bei der Weiterentwicklung von Regulierungen jenseits des Nationalstaates nicht überraschend. Die immer größer werdenden Interdependenzen zwischen souveränen Staaten führen zwar zu einer wachsenden Notwendigkeit der Kooperation, aber zugleich wachsen die (sozialen) Kosten der Zusammenarbeit. Der Ökonom Ronald Coase stellte in den 1960er-Jahren fest, dass rationale Akteure kooperieren werden, wenn die Kosten der Verhandlung, der Überwachung und der Umsetzung von Abkommen niedrig sind (Brummer 2014, S. 4). Mit anderen Worten: Staaten treffen ihre eigenen Entscheidungen über die Mitwirkung in Institutionen und die Teilnahme an Abkommen, die ihnen nützlich erscheinen (Rodrik 2016b).


    Überträgt man diese Logik auf die heutige Weltwirtschaft, wird deutlich, dass die Kosten für die Vereinbarung und Umsetzung von supranationaler Regulierung zu hoch sind. Regierungen zögern bei der Weiterentwicklung von globaler Regulierung, weil die politischen Kosten der Zustimmung zu globalen Regelwerken den Nutzen übersteigen. Heute hegen Menschen häufig den Verdacht, die Übertragung nationaler Kompetenzen an globale Regelwerke sei ein trojanisches Pferd und diene vor allem der weiteren Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung (Langhammer 2015). Viele Menschen befürchten, dass dieser Prozess nur einigen großen Konzernen nutzt.


    Alexander Wendts (2003, S. 506) Einschätzung, dass durch die Schaffung von Institutionen wie den VN, der EU oder der WTO eine Internationalisierung politischer Autorität zu beobachten sei, kann nicht überzeugen. Er blendet aus, dass Souveränität von Nationalstaaten nicht permanent, sondern nur temporär auf supranationale Organisationen übertragen wird. Diese Perspektive wird von den aktuellen Entwicklungen in der EU, aber auch von der Politik Präsident Trumps bestätigt. Völkerrechtlich souveräne Staaten können auf supranationaler Ebene kooperieren, sind aber frei in ihrer Entscheidung, die Kooperation zu beenden.


    In der WTO etwa hat es ohnehin nie einen Transfer von Souveränität gegeben: Die WTO ist vollständig von den Entscheidungen der Mitgliedsländer abhängig. Sie ist, mit den Worten des früheren Generaldirektors Pascal Lamy, eine von den Mitgliedsländern angetriebene Organisation (»a member-driven organization«).


    In der Kritik steht zugleich der Nationalstaat, der immer wieder als historisches Auslaufmodell bezeichnet wird, das den Herausforderungen der Globalisierung nicht gewachsen ist. Das heutige globale Zeitalter, so die Argumentation der Befürworter supranationaler Regulierung, verlangt nicht nach mehr Mitbestimmung, sondern nach supranationaler Machtkonzentration (Zimmer 2016). Dabei wird häufig behauptet, der Nationalstaat sei zu groß, um einige Funktionen des Staates wahrnehmen zu können, vor allem aber sei er zu klein für viele andere (Alesina 2003, S. 313).


    Übersehen wird dabei jedoch, dass die demokratische Selbstbestimmung kein Fehler ist, der das Wirken von Märkten verhindert. Das Zusammenspiel von Demokratie und Markt ist eine der zentralen Fragen unserer Zeit: Wie viel Markt, wie viel Demokratie sind angemessen und notwendig? Eine Durchsetzung von radikalen marktwirtschaftlichen Lösungen ist dabei genauso wenig verheißungsvoll wie die vollständige Aushebelung von Marktmechanismen und damit von Wettbewerb und wirtschaftlicher Autonomie einzelner Bürgerinnen und Bürger.


    Dani Rodrik untersucht seit Jahren das Spannungsverhältnis von Globalisierung, Demokratie sowie dem Nationalstaat und stellt fest, dass bestenfalls zwei der drei Ziele erreicht werden können. Es handelt sich um ein klassisches Trilemma. Tiefe Globalisierung, Rodrik spricht von Hyperglobalisierung, Demokratie und nationale Selbstbestimmung schließen sich gegenseitig aus. Rodrik sieht drei Optionen:


    
      	
        
          1.
        
Zur Steigerung der ökonomischen Effizienz kann die Demokratie eingeschränkt werden. Der Nationalstaat bleibt dabei zwar erhalten, aber die Bürgerinnen und Bürger verzichten auf demokratische Entscheidungsprozesse. Dies liegt daran, dass politische Entscheidungen, die die ökonomische Effizienz reduzieren würden, ausgeschlossen werden. Demokratie beschränkt sich auf die Möglichkeit der Bestätigung: Eine Wahl zwischen unterschiedlichen (Wirtschafts-)Politiken gibt es nicht mehr. Rodrik (2011, S. 200f.) bezeichnet dieses Arrangement als »goldene Zwangsjacke«: Die Sicherung des Wohlstands geht vor demokratischer Entscheidung.

        Rodrik benennt die Folgen einer solchen Entscheidung: Regierungen müssten genau die Wirtschaftspolitiken implementieren, die Investoren wünschen: Dazu gehören die Beschränkung der Rolle des Staates, Privatisierung, niedrige Steuern, flexible Arbeitsmärkte, Deregulierung und weitreichende Offenheit der Volkswirtschaft. Die »goldene Zwangsjacke« charakterisiert die Weltwirtschaft vor dem Ersten Weltkrieg: Sozialpolitische Fragen standen im Hintergrund und Regierungen setzten allein auf wirtschaftliches Wachstum. Der grenzüberschreitende Kapitalverkehr war unbeschränkt und die nationalen Geldpolitiken waren durch die strikten Mechanismen des Goldstandards miteinander verbunden.
      


      	
        
          2.
        
Die zweite Option ist die Globalisierung der Demokratie: Der Nationalstaat verschwindet in diesem Modell; die Souveränität der Nationalstaaten wird aufgelöst in einem größeren Raum. Dies kann die EU oder die gesamte Welt sein. In diesem Modell, von Rodrik als »Global Governance« bezeichnet, bleiben demokratische Prozesse möglich, aber sie finden in einer kosmopolitischen Weltgesellschaft statt. Letztlich reduziert sich auch in diesem Modell der Raum für nationale Wege.

        Der Pferdefuß bei diesem Modell ist die Voraussetzung der Bereitschaft, supranationale Autorität anzuerkennen. Globale Mehrheitsherrschaft verlangt die Bereitwilligkeit der Gesellschaften, diese Kosmopolitisierung der Demokratie zu akzeptieren. Es stellt sich die Frage, welchen Raum es für kleinere Gesellschaften in diesem Modell geben könnte. Rodrik (ebd.,S. 204, eigene Übersetzung) selbst zeigt sich im Hinblick auf die Perspektiven dieses Konzepts skeptisch: »Es gibt schlicht und ergreifend zu viel Diversität in der Welt der Nationalstaaten, um diese in ein gemeinsames Regelwerk hineinzubugsieren, selbst wenn diese Regeln irgendwie das Ergebnis eines demokratischen Prozesses sind. Globale Normen und Regeln sind nicht nur schwer zu realisieren; man sollte sie gar nicht anstreben.«

        Globale Regulierung, so Rodrik, führt unweigerlich zu Regeln auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner. Letztlich, und die Untersuchung der globalen Regeln für Finanzmärkte im vierten Kapitel wird dies zeigen, entstehen schwache und ineffektive Regelwerke.
      


      	
        
          3.
        
Der dritte Weg verzichtet auf tiefe Globalisierung und betont die Stärkung von demokratischer Legitimation in den Nationalstaaten. Rodrik nennt dies den »Kompromiss von Bretton Woods«. Dabei wird die Globalisierung, also die Steigerung der ökonomischen Effizienz durch immer weiter reichende Arbeitsteilung, begrenzt.
      

    


    Das Modell Bretton Woods ist damit die einzig verbleibende Option – wenn weder auf den Nationalstaat noch auf demokratische Verfahren verzichtet werden soll. Das alte System von Bretton Woods ermöglichte die Liberalisierung des Warenhandels bei gleichzeitigem Verzicht auf umfassende Liberalisierung des Kapitalverkehrs. Das lockere Regelwerk von Bretton Woods – angewandt von den späten 1940er- bis in die frühen 1970er-Jahre – erlaubte es den Gesellschaften, eigene Wege der wirtschaftlichen Entwicklung zu beschreiten. Es gab Raum für maßgeschneiderte Wirtschaftspolitik, von Beobachtern aus Entwicklungsländern heute als policy space bezeichnet. In Bretton Woods zeigen sich die Vorzüge einer Globalisierung à la carte. Keineswegs war das System von Bretton Woods geprägt von wirtschaftlicher Stagnation: Die USA, Westeuropa und Japan wuchsen in den 1950er- und 1960er-Jahren mit hohem Tempo. Die nationale Regulierung der Finanzmärkte hatte bemerkenswerte, heute häufig übersehene Stabilisierungseffekte. Bankenzusammenbrüche konnten erfolgreich vermieden werden (vgl. hierzu Kapitel 4).


    Diese dritte Variante von Rodriks Trilemma trifft heute auf viel Zustimmung. Eine politische Botschaft der vergangenen Jahre ist, dass viele Menschen auf den Nationalstaat klassischer Prägung nicht verzichten möchten. In der Europäischen Union, aber auch in anderen Teilen der Welt kehrt das Interesse an der Organisation von Gesellschaften in kleineren, überschaubaren Einheiten zurück. Die Sezessionsbewegungen in der EU (Schottland, Katalonien) belegen diese These. Aber der Wunsch nach kleineren politischen Einheiten ist nicht auf Europa beschränkt. Seit dem Zweiten Weltkrieg hat sich die Anzahl der unabhängigen Staaten nahezu verdreifacht. Die Abstimmung in Großbritannien für den Austritt aus der EU hat die Relevanz dieser Frage unterstrichen: Manche Gesellschaften bevorzugen die Organisation in kleineren Räumen und lehnen die Schaffung von supranationalen Strukturen oberhalb der Nationalstaaten ab.


    In dieser Variante des rodrikschen Konzepts zeigt sich das von Immanuel Kant geprägte Modell der internationalen Beziehungen. Der Philosoph schwebte in seinem »Ewigen Frieden« eine Welt souveräner und kooperierender Staaten vor. Diese sollten demokratisch verfasst sein. Kant (1950, S. 13) spricht schon Ende des 18. Jahrhunderts von der »Gleichheit der Staatsbürger«. Das Völkerrecht, so Kant (ebd., S. 19), soll gegründet sein auf einem »Föderalismus freier Staaten«, die einen Völkerbund, aber keinen Völkerstaat bilden.18 Diese Vision von Kant lässt sich sowohl auf Europa als auch auf die gesamte Welt anwenden. Eine Föderation freier Staaten gibt diesen Gesellschaften Raum für eigene Wege. Kant verwirft den Weg tiefer Integration, also einen Zentralstaat unterschiedlicher Völker zu errichten. Aus dieser Perspektive sind sowohl eine EU, in der sich die früher souveränen Mitgliedsstaaten auflösen, als auch eine Weltgesellschaft ohne Nationalstaaten nicht erstrebenswert.19


    Arthur A. Stein hat das Konzept von Rodrik kritisiert. Globalisierung, Nationalstaat und Demokratie seien nicht inkompatibel, so Stein. Wenn die Bürgerinnen und Bürger in sämtlichen Demokratien die gleichen regulatorischen Präferenzen teilen würden, könne die Vereinbarung globaler Regeln ohne Gefährdung der Demokratie erfolgen (Stein 2016, S. 312). Aber genau diese Bedingung für das Gelingen von Global Governance ist nicht überzeugend: Fraglos kann Regieren jenseits des Nationalstaates glücken, wenn Mehrheiten in den beteiligten Staaten die gleichen Präferenzen haben. Aber die zentrale Frage ist, was passiert, wenn sich diese Präferenzen unterscheiden?


    Selbst innerhalb Deutschlands gibt es, wenn auch bislang nur von einer kleinen Minderheit geäußert, Überlegungen zur Aufspaltung der Bundesrepublik in kleinere Staaten. Der frühere Chefredakteur des »Bayernkuriers«, Wilfried Scharnagl, hat 2012 ein Buch mit dem Titel »Bayern kann es auch allein: Plädoyer für den eigenen Staat« veröffentlicht.


    Man mag dies als ein Hirngespinst eines erzkonservativen bayerischen Journalisten abtun, aber der Trend hin zu weltwirtschaftlicher Integration in Verbindung mit politischer Desintegration ist keineswegs neu. Seit 1946 ist die Anzahl der souveränen Staaten von 76 auf 193 gestiegen. Rechnet man umstrittene Staaten – etwa Abchasien, Kosovo, Somaliland – hinzu, steigt die Anzahl der unabhängigen Staaten auf über 200. Damit entsteht ein widersprüchliches Bild: Einerseits schließen sich Länder etwa in der EU zusammen, andererseits fordern Gruppen innerhalb von Nationalstaaten die völkerrechtliche Unabhängigkeit.


    Die Erklärung dieses Rätsels liefert die Ökonomie. Durch die Globalisierung sind die Kosten der Kleinstaaterei gesunken (Alesina 2003, S. 309). Während vor der weitreichenden Liberalisierung des Warenhandels ein großer Binnenmarkt entscheidend für den wirtschaftlichen Aufstieg eines Landes war – der Deutsche Zollverein von 1834 bis 1871 und die anschließende Reichsgründung belegen dies –, ist es heute auch kleinen Volkswirtschaften möglich, an der internationalen Arbeitsteilung erfolgreich zu partizipieren. Beste Beispiele sind relativ kleine Staaten wie die Schweiz und Singapur: unabhängig, reich und sehr stark in die Weltwirtschaft integriert. Die EU fördert paradoxerweise den Trend zum Zerfall großer Staaten: Die katalanischen Separatisten erhoffen sich von der Abspaltung eine Senkung der Transferzahlungen an die spanische Zentralregierung bei gleichzeitiger Mitgliedschaft in der EU und der damit verbundenen wirtschaftlichen Integration.


    Auch andere Debatten lassen sich mit dem Modell Rodriks gut erklären. In Deutschland und anderen EU-Ländern ist ein beachtlicher Widerstand gegen TTIP zu verzeichnen. Die Befürworter betonen ein ums andere Mal den wirtschaftlichen Nutzen. Unabhängig von der Frage, ob TTIP tatsächlich die versprochenen Wachstumseffekte erzeugen wird, zeigt sich, dass viele Menschen bereit sind, auf einen recht geringen wirtschaftlichen Nutzen zugunsten größerer Autonomie zu verzichten. Ganz deutlich wird dies bei der Debatte zum europäisch-kanadischen Freihandelsabkommen CETA (Comprehensive Economic and Trade Agreement). Rahel Aichele und Gabriel Felbermayr (2014, S. 24) vom Münchener Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung (ifo-Institut) prognostizieren einen durchschnittlichen Zuwachs des Realeinkommens pro Kopf von gerade einmal 60 US-Dollar pro Jahr und dies auch nur langfristig, also zehn Jahre nach Inkrafttreten des Abkommens. Es kann nicht überraschen, dass ein so geringer materieller Nutzen für viele Bürgerinnen und Bürger die möglichen Nachteile des Abkommens nicht aufwiegt.


    Mit anderen Worten: Viele Bürgerinnen und Bürger präferieren die Möglichkeit, in Fragen der wirtschaftlichen Regulierung auch künftig eigene Wege beschreiten zu können. Beispielsweise ist die Vereinheitlichung von Nahrungsmittelstandards keine Verheißung, sondern schreckt viele Menschen ab.


    Es gibt also eine Reihe von politischen Gründen, sowohl vor einer grenzenlosen Vertiefung der EU als auch vor der umfassenden Globalisierung zu warnen. Dazu kommen die empirischen Befunde der bisherigen Versuche, Finanzmärkte auf globaler Ebene zu regulieren. Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs und die Deregulierung der internationalen Finanzmärkte seit den 1970er-Jahren haben die Risiken für die Nationalstaaten nicht geringer gemacht, sondern erhöht. Deshalb ist es folgerichtig, dass einzelne Staaten heute einen weitaus strengeren Regulierungsansatz verfolgen, der über die geltenden globalen Regelwerke weit hinausgeht.


    Selbstverständlich würden sich auch die Befürworter neuer globaler Regulierung für ein umsichtiges, nachhaltiges Regulierungskonzept aussprechen. Deren Schlussfolgerung ist aber, dass ein einheitlicher globaler Ansatz der beste Weg zu stabilen, krisenarmen Finanzmärkten ist. Doch die bisherige Erfolgsbilanz globaler Regulierung ist sehr uneinheitlich: Auf der einen Seite steht die WTO, die zwar Konkurrenz durch Präferenzhandelsabkommen bekommen hat, aber dennoch ein nützlicher und vor allem für die Entwicklungs- und Schwellenländer enorm wichtiger Pfeiler von Global Governance ist. Doch Regulierung auf globaler Ebene kann auch scheitern: Im vierten Kapitel wird die Geschichte der globalen Finanzmarktregulierung analysiert und insbesondere deren Misserfolge dargelegt.


    Ian Goldin hat vorgeschlagen, dass auch beim Thema Global Governance das Prinzip der Subsidiarität gelten sollte. Global Governance sollte beschränkt sein auf Politikfelder, die gemeinsames globales Handeln zwingend erfordern (Goldin 2013, S. 50). Unmittelbar einleuchtend ist, dass Fragen des Klimaschutzes nur in einem globalen Regime zu bewältigen sein werden. Insbesondere für die Finanzmarktregulierung folgt aber, dass globale Regeln nicht unbedingt notwendig sind, da durch nationale Regelwerke die angestrebten Ziele genauso gut, vielleicht sogar besser erreicht werden können.


    2.5 Ist »Global Governance« alternativlos?


    Bei der Diskussion um Global Governance wird häufig betont, dass die Zunahme von Interdependenzen zwangsläufig zu globaler Regulierung führen. Der rasch gewachsene Waren- und Dienstleistungshandel sowie technologische Innovation hätten dazu geführt, dass einzelne Staaten mit der Lösung von wirtschaftspolitischen Problemen überfordert sind. Die Welt braucht demnach globale Regeln, globale Abkommen, globale Institutionen. Alternativen gibt es nicht. Dani Rodrik (2016a) bezeichnet dies als das Mantra der heutigen Eliten.


    Der britische Historiker Mark Mazower betont, dass bei den jüngsten Finanzkrisen der Staat gegenüber nicht staatlichen Akteuren immer weiter ins Hintertreffen geriet. Verbreitet war die Annahme, der Staat verliere gegenüber nicht staatlichen Akteuren stetig an Bedeutung.


    »Dennoch war die seit den frühen 1990ern dominierende Sichtweise, dass die Globalisierung die Transformation der Welt durch nicht staatliche Akteure bedeutet. Das Ende des Kalten Krieges führte zu einer fast schon marxistischen Erwartung, dass der Staat allmählich verschwinden würde – überschattet von ungehinderten Waren- und Kapitalströmen, unterwandert von nicht staatlichen Akteuren, von denen Terroristen nur die augenfälligsten waren« (Mazower 2014, eigene Übersetzung).


    Diese Einschätzung vieler Politiker und Manager ist heute sehr viel weniger verbreitet.20 Der konstatierte Bedeutungsverlust staatlicher Akteure in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen war ohnehin stets nur eine Momentaufnahme, keine strukturelle Veränderung des Verhältnisses von Staat und Privatwirtschaft.


    Die Offenheit einer Volkswirtschaft etwa ist kein Sachzwang, sondern sie ist die Folge politischer Entscheidungen und sollte den Interessen des Landes dienen. Hinsichtlich des Waren- und Dienstleistungshandels wird die Abwägung in den meisten Fällen einen gesamtwirtschaftlichen Nutzen konstatieren, aber in einzelnen Fällen kann das Ergebnis auch eine Reduzierung der Offenheit einer Volkswirtschaft sein. Dies gilt vor allem für den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr (vgl. hierzu Kapitel 4).


    Doch es ist nicht richtig, die Globalisierung oder auch ungenügende globale Regulierung für zahlreiche wirtschaftliche Probleme unserer Zeit verantwortlich zu machen. Sehr häufig agieren auf globaler Ebene die gleichen Interessengruppen wie auf der nationalen Ebene und häufig gelingt es diesen Gruppen, ihre Interessen in den Institutionen von Global Governance durchzusetzen. Dani Rodrik (2016a) kritisiert, dass Global Governance zu häufig nur ein anderes Etikett für die Verfolgung von wirtschaftlichen Interessen auf globaler Ebene ist. Akzeptiert man diesen Zusammenhang, wird deutlich, dass Regulierung auf nationaler Ebene weiterhin sinnvoll ist. Dort können vorhandene Lücken in der Regulierung geschlossen werden:


    »Probleme, die aus Versäumnissen einheimischer Debatten resultieren, können nur durch verbesserte demokratische Entscheidungsprozesse behoben werden. Global Governance kann hier nur einen sehr kleinen Beitrag leisten – und das auch nur dann, wenn der Fokus auf der Stärkung von inländischen Entscheidungsprozessen liegt und diese nicht einschränkt. Anderenfalls beinhaltet das Ziel von Global Governance die Sehnsucht nach technokratischen Lösungen, die den einheimischen Entscheidungsprozessen zugleich übergeordnet sind und die öffentlichen Debatten untergraben« (Rodrik 2016a, eigene Übersetzung).


    Globale Regulierung ist also keineswegs ein Ersatz für Regeln auf nationaler Ebene, sondern eine Ergänzung. Allerdings wurde in der Vergangenheit ein mangelnder Konsens für die ausbleibende globale Regulierung verantwortlich gemacht. Dies ist ein unbefriedigender Zustand. Die Beseitigung und Verhinderung von Fehlentwicklungen sollte primär durch nationalstaatliche Regulierung erfolgen, die durch supranationale Regelwerke ergänzt werden kann.


    2.6 Die Krise der europäischen Integration


    Im Prinzip gelten die gleichen Bedenken, die Dani Rodrik in Bezug auf die Unvereinbarkeit von weitreichender wirtschaftlicher Integration, Nationalstaat und Demokratie äußerte, auch für die EU. Auch bei der Weiterentwicklung der EU gibt es ein Spannungsverhältnis zwischen Demokratie, dem Nationalstaat und tiefer Integration. Bislang folgt der Pfad der Integration in Europa dem Muster der »goldenen Zwangsjacke«. Die Vertiefung der EU zu einer politischen Union wird dabei als unvermeidlich und wünschenswert postuliert.


    Die Idee eines einheitlichen Regelwerks für die Länder Europas ist nicht neu. Schon Napoleon wollte den Kontinent Anfang des 19. Jahrhunderts einem einheitlichen Regelwerk unterwerfen und setzte auf Einheitlichkeit, nicht auf Mannigfaltigkeit. Dies setzte Gegenbewegungen frei:


    »Während Napoleon ein neues, einheitliches Rechtssystem für weite Teile des Kontinents erstellen wollte, beharrten seine Kontrahenten auf der Bewahrung der verfassungsmäßigen, rechtlichen und sozialen Unterschiede, die die einzelnen Nationen voneinander unterschieden. Er entthronte Machthaber und krönte seine eigenen Verwandten und Kollegen; seine Opponenten hingegen sehnten sich nach dem Schutz oder der Wiedereinsetzung der legitimen Machthaber« (Mazower 2012, S. 4, eigene Übersetzung).


    Bereits im 19. Jahrhundert erwies sich also die Unterschiedlichkeit Europas als Hemmschuh für Zentralisierung und Vereinheitlichung. Diesem Grundproblem wurde allerdings wenig Aufmerksamkeit geschenkt, so prägt es den europäischen Integrationsprozess bis heute. Die Befürworter tiefer Integration unterstellten hingegen, dass die unterschiedlichen historischen Erfahrungen und Präferenzen der europäischen Gesellschaften kein Hemmnis für eine weitreichende Integration seien.


    Diese Perspektive der Befürworter lässt sich mit den Einschätzungen von Managern, die große Fusionen von Unternehmen propagieren, vergleichen. Etwas zugespitzt, aber nicht abwegig ist deshalb der Vergleich, den Bernhard Pieper und Peter Schmidt ziehen. Die Bemühungen der EU-Kommission zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Wirtschaftsraumes wiesen deutliche Parallelen zu den zahlreichen gescheiterten Unternehmensfusionen, aber auch zum Versagen zentralistischer planwirtschaftlicher Systeme auf (Pieper und Schmidt 2016, S. 187). Alle drei Ansätze haben gemein, dass sie rein ökonomische Entwicklungspfade unter Ausblendung historischer und kultureller Unterschiede verfolgen. Spezifische Unternehmenskulturen haben darin ebenso wenig Platz wie unterschiedliche politische Präferenzen.


    Graf von Kielmansegg (2014) hat darauf hingewiesen, dass die Europapolitik insbesondere in Deutschland seit den 1950er-Jahren von Kartellbildung geprägt sei. Die maßgeblichen Parteien haben in der Europapolitik niemals divergierende Positionen vertreten – von wenigen Ausnahmen wie dem Beitritt der Türkei einmal abgesehen. Die Wählerinnen und Wähler wurden in der Europapolitik weitgehend entmündigt – und dies geschah wohlmeinend und in bester Absicht. In Deutschland ist so eine »Sakralisierung des europäischen Projektes« entstanden (von Kielmansegg 2014). Politiker und Journalisten in Deutschland betrachten es heute als Selbstverständlichkeit, dass vernünftige und anständige Menschen sowohl die europäische Integration als auch den Euro vorbehaltlos unterstützen (Behnke 2014).


    In den anderen Ländern der EU ist die Bereitschaft zur Vertiefung der Union indes deutlich geringer ausgeprägt als hierzulande. Das liegt vermutlich vor allem daran, dass der Nationalstaat etwa in Frankreich oder den Niederlanden deutlich positiver besetzt ist als in Deutschland. Überraschend ist dies nicht: Auf der nationalstaatlichen Ebene sind demokratische Entscheidungsprozesse sehr viel effektiver zu organisieren als in großen supranationalen Gemeinschaften. Erschwerend kommt dazu, dass sich ein »europäischer Gemeinsinn« (von Kielmansegg 2014) nur in sehr bescheidenen Ansätzen entwickelt hat. Solidarität wird innerhalb nationalstaatlicher Systeme sozialer Sicherung organisiert.


    In Europa werden historische Kontinuitäten indes gerne übersehen. Wirtschaftliche und politische Integration werden häufig als Instrumente zur Überwindung der dunklen Seiten der europäischen Geschichte betrachtet. Ausgeblendet wird dabei, dass die zweifache Expansion Europas – nach innen durch immer engere Zusammenarbeit, nach außen durch stetige Vergrößerung des die EU umfassenden Gebietes – keineswegs frei von Vorläufern ist. Die Nutzung von Expansion zur Erreichung politischer Ziele ist in Europa seit Langem verbreitet, allerdings haben sich die Mittel geändert: Der Freiburger Historiker Wolfgang Reinhard (2016) verweist auf den Wandel von der militärischen Expansion früherer Epochen zur heutigen wirtschaftlichen soft power der EU, also der Möglichkeit, andere Staaten zu beeinflussen, ohne ökonomische oder militärische Macht anzuwenden.


    Bis heute ist die EU kein überdimensionierter Superstaat, sondern ein enger, besonderer Verbund souveräner und demokratisch verfasster Staaten. Die gegenwärtigen Probleme Europas werden von den Befürwortern weiterer Integration gerne damit begründet, dass den Mitgliedsländern bislang zu viel Autonomie geblieben sei. Die Lösung des Problems sei deshalb eine entschlossene weitere Vertiefung der EU. Diese heutige Forderung nach »mehr Europa« berührt aber unweigerlich die Souveränität und gesellschaftliche Autonomie der Mitgliedsstaaten:


    »Wenn man in dem gut gemeinten Drang nach mehr Europa die vom Demokratieprinzip gezogenen Grenzen überschreitet und den Mitgliedsstaaten kein Raum zur eigenen politischen Gestaltung der wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Lebensverhältnisse mehr bleibt, opfert man Grundwerte der nationalstaatlichen Verfassung: nämlich das demokratische Prinzip und das parlamentarisch-demokratische Regierungssystem« (Papier 2016).21


    Oliver Zimmer (2016), ein in Oxford lehrender Schweizer Historiker, hat darauf hingewiesen, dass die EU keineswegs für die Lösung globaler Probleme grundsätzlich besser geeignet ist als Nationalstaaten:


    »Dabei gibt es keinen stichhaltigen Grund, weshalb eine Organisation wie die EU mit globalen Herausforderungen besser fertigwerden sollte als stabile, demokratisch verfasste Nationalstaaten, die aufgrund gemeinsamer Interessen – auch im Sinne eines ›give and take‹ – miteinander kooperieren.«


    Für den Nationalstaat spricht die affektive Bindung seiner Bürgerinnen und Bürger. Der Nationalstaat bleibt, trotz aller Hoffnungen auf die »Vereinigten Staaten von Europa«, die politische Heimat seiner Bürgerinnen und Bürger (Klein 2016). In Deutschland dominiert freilich eine andere, negative Wahrnehmung des Nationalstaates. Vielfach wird hierzulande der Nationalstaat mit (übersteigertem) Nationalismus gleichgesetzt. Der frühere deutsche Außenminister Joschka Fischer macht dies exemplarisch deutlich: Er hat den ehemaligen französischen Präsidenten Mitterrand zitiert, der Nationalismus und Krieg gleichsetzte (»le nationalisme, c’est la guerre«), und deshalb eine Vertiefung der europäischen Integration und ein mächtigeres Europa gefordert. Fischer (2016, eigene Übersetzung) nennt eine mögliche Rückbesinnung auf den Nationalstaat abwegig:


    »Es ist absurd zu denken, dass Europas historische Nationalstaaten eine Antwort sind auf globalisierte politische, wirtschaftliche und technologische Realitäten des 21. Jahrhunderts. Wenn Europäer dies glauben, dann müssen sie bereit sein den Preis für weniger Integration in Form verschlechterter Perspektiven und neuer Abhängigkeiten zu zahlen. Die wichtigsten globalen Entscheidungen dieses Jahrhunderts werden nicht demokratisch in Europa, sondern unilateral in China oder anderswo getroffen werden.«


    Unklar bleibt, warum bereits der Gedanke an den Nationalstaat absurd sein soll. Wichtiger ist jedoch, dass Fischers Plädoyer für Europa auf zwei Säulen ruht. Zum einen meint er, dass der Verzicht auf eine Vertiefung der Integration materielle Nachteile mit sich brächte. Die Gleichsetzung von wirtschaftlicher Integration und materiellem Wohlstand folgt dabei dem aus der Debatte zur Globalisierung bekannten Muster.


    Zum anderen aber schlägt er die Überwindung des Nationalstaates durch die Schaffung eines größeren Nationalstaates vor. Dieser neue Staat soll mehr Macht haben, um gegen China zu bestehen. Bemerkenswert ist, dass Fischer den Entscheidungsprozessen auf europäischer Ebene demokratischen Charakter attestiert, was von vielen Menschen in der EU anders wahrgenommen wird. Zugleich unterschlägt Fischer, dass sich auch die EU als Nationalstaat in Abgrenzung zu anderen Staaten definieren würde und damit genauso wie die heutigen Nationalstaaten anfällig für nationalistische Irrwege sein könnte. Dieses Problem wäre nur durch die Schaffung einer Weltgesellschaft ohne Nationalstaaten zu beseitigen (Wendt 2003).22


    In Fischers Position zeigt sich eine verbreitete, deshalb aber noch lange nicht überzeugende Perspektive. Die materiellen Vorteile Europas werden betont. Dies ist sowohl unredlich als auch gefährlich. Unredlich, weil damit der Eindruck erweckt werden soll, von Europa profitierten alle Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen. Ebendas ist jedoch unzutreffend. Nicht ausnahmslos alle Einwohner Deutschlands profitieren von der Integration, sondern einige, vermutlich sogar viele. Diesen gut organisierten Gewinnern gelingt es aber, den Eindruck zu erwecken, nicht sie, sondern ganz Deutschland hätte gewonnen (Sauernheimer 2015, S. 9). Gefährlich, weil die europäische Integration damit ein Geschäftsmodell wird. Wenn europäische Integration damit verteidigt wird, dass sie ein gutes Geschäft sei, dann liegt darin die Aufforderung begründet, nachzurechnen (Behnke 2014). Dem materiellen Nutzen müssen dann die Kosten gegenübergestellt werden. Für jeden Bürger wäre dann eine Berechnung vorzunehmen: Wie viel bringt mir Europa, wie viel kostet es mich? Vermutlich haben einige Briten diese Kalkulation bei der Entscheidung für oder gegen die EU erstellt.


    Joschka Fischer ist Mitglied der Spinelli Group, der eine Reihe prominenter europäischer Politiker, unter anderen der frühere italienische Premierminister Mario Monti, der frühere Kommissionspräsident Jacques Delors und der frühere belgische Premierminister Guy Verhofstadt angehört. Diese Gruppe hat ein Manifest verabschiedet, das eine entschlossene Hinwendung zu einem integrierten Europa fordert:


    »In einer Zeit von Interdependenz und in einer globalisierten Welt können nationale Ansätze keine angemessenen Ergebnisse liefern. Allein eine europäische Lösung verspricht Erfolg. Heute bewegen sich die Dinge in die entgegengesetzte Richtung, zu einer lockereren anstatt einer engeren Union. […]. Es ist Zeit, gemeinsame europäische Lösungen wieder in den Mittelpunkt zu stellen. Dies ist nicht der Moment, das Tempo der Integration zu mäßigen, sondern sie sollte im Gegenteil beschleunigt werden. […]. Nur mit europäischen Lösungen und einem erneuerten europäischen Geist werden wir in der Lage sein, die weltweiten Herausforderungen zu meistern. Nationale Lösungen sind Lösungen der Vergangenheit.«23


    In diesem Manifest kommt die von Graf von Kielmansegg kritisierte »Sakralisierung« der europäischen Integration deutlich zum Ausdruck. Apodiktisch wird der Nationalstaat als überholt und ungeeignet bezeichnet, ohne dass dies begründet wird. Die Krise Europas wird zum Anlass genommen, eine Steigerung des Tempos der Integration zu fordern. Ein Nachdenken über den Nutzen Europas und die Konsequenzen wird nicht angestrebt und gilt als Ketzerei. Das Manifest hat bislang – es wurde im Jahr 2010 verfasst – 5.000 Unterzeichner.


    Andere Stimmen, die sich mehr oder weniger vehement gegen die vermeintlich unaufhaltsame weitere Vertiefung der EU aussprechen, sind zunehmend deutlich vernehmbar. Der Soziologe M. Rainer Lepsius sprach sich 2012 in feiner Ironie gegen »ein neues Versailles« aus. Vermutlich spielte er – in Anlehnung an die Gründung des Deutschen Reiches 1871 im Spiegelsaal von Versailles – auf die von den Befürwortern der Vertiefung angemahnte Schaffung eines europäischen Staates an. Möglicherweise hat Lepsius aber auch auf die mit dem Namen Versailles verbundenen Reparationszahlungen des Deutschen Reiches nach dem Ersten Weltkrieg angespielt. Schon der Historiker Arnulf Baring hatte die gemeinsame Währung als »Versailles ohne Krieg« bezeichnet.24


    Wolfgang Streeck hat in den vergangenen Jahren immer wieder Kritik an der EU geübt. Er warnte davor, dass Demokratie in Europa ein »institutionelles Homogenisierungsprojekt« werde (Streeck 2013, S. 65). Gesellschaftliche Heterogenität ist für Streeck (ebd., S. 66) auf absehbare Zeit nicht nur charakteristisch für Europa, sondern auch positiv zu bewerten. Nach dem Votum der Briten für den Austritt aus der EU warb er für Verständnis. Keineswegs sei die Schaffung eines europäischen Staates eine vielversprechende Option:


    »Großstaaterei erscheint heute als ein unmodern gewordenes Modernisierungsprojekt, seit sie sich als unfähig erwiesen hat, den Prozess der Weltöffnung so zu moderieren, dass er den unterschiedlichen lokalen Fähigkeiten, Interessen und Bedürfnissen auf einem so diversen Kontinent wie Europa gerecht wird« (ebd. 2016a).


    Lepsius weist völlig zu Recht darauf hin, dass Europa ein Sammelbecken unterschiedlicher Völker mit unterschiedlichen Präferenzen ist. Eine gemeinsame europäische Identität, die Basis einer europäischen Demokratie sein müsste, ist bislang nicht vorhanden.


    »Europa ist ein Vielvölkerstaat, es hat kein Volk von ›postnationalen‹ Staatsbürgern. Dafür fehlen die sozialen und politischen Voraussetzungen, die sprachliche Einheit, die historische Tradition, die gleichartigen Lebensbedingungen. Ein zentral organisierter europäischer Staat träfe vermutlich auf mehr Vorbehalte als ein föderatives Staatsgebilde. Für die Binnenintegration und damit auch für die Selbstlegitimation einer politischen Union sind die tradierten Nationalstaaten unerlässlich« (Lepsius 2012).


    Europa ist aber nicht nur geprägt von sehr unterschiedlichen Gesellschaften. Der Integrationsprozess wurde zudem in einer problematischen Art und Weise für die Erreichung politischer Ziele missbraucht. Wolfgang Reinhard (2016) betont, dass das immer wieder beschworene Demokratiedefizit der EU von den nationalen Exekutiven gerne genutzt würde, um Interessen durchzusetzen:


    »Vor allem wird übersehen, dass das ungeliebte Regime der Brüsseler Bürokratie mit dem national gewählten Europäischen Parlament als pseudo-demokratischem Feigenblatt rechtlich wie politisch auf einer Kumpanei der nationalen Exekutiven beruht, die bisweilen Europarecht sogar zum Ausmanövrieren ihrer heimatlichen Parlamente zu nutzen wissen.«


    Einstweilen fehlen der EU nicht nur wichtige Elemente demokratischer Strukturen, sie ist auch keine vorgestellte Gemeinschaft (imagined community) (Anderson 1983). Die westeuropäischen Sozialstaaten haben in der Vergangenheit funktioniert, weil sich Menschen als Teil eines nationalen Kollektivs verstanden, von dem sie jedoch die meisten Angehörigen nie zu Gesicht bekamen. Menschen stellen sich ihre Nation als ortsähnliches Gebilde vor und bleiben – bei aller Weltläufigkeit – ortszentrierte Wesen. Die EU scheitert an der Aufgabe, Bürgerinnen und Bürger an sich zu binden:


    »Denn dieses erstaunliche Kunststück menschlicher Projektion – sich als Teil einer Nation mit im Regelfall mehreren Millionen Angehörigen zu sehen – funktioniert nur dank realer Ortsbezogenheit. Dagegen ist und bleibt die Europäische Union für die meisten ein kultureller Raum. Der affektive Unterschied, der aus dieser Differenz resultiert, ist gewaltig« (Zimmer 2016).


    Die Rhetorik vieler europäischer Politiker hat in den zurückliegenden Jahren aber nicht dazu beigetragen, die Widersprüche des Integrationsprozesses aufzugreifen und die Vorbehalte der Bürgerinnen und Bürger abzubauen. Verwiesen wurde auf die vermeintliche Alternativlosigkeit der europäischen Integration. Europa sei unsere Zukunft, weil die Globalisierung nationalstaatliche Lösungen verhindere. Der frühere Präsident des Bundesverfassungsgerichtes, Hans-Jürgen Papier (2016), hat dies als eine »grobe Verkennung« der wirklichen Probleme kritisiert.


    In Europa stellt sich also die Frage nach einer Güterabwägung: Welchen ökonomischen wie politischen Nutzen hat die europäische Integration und welche Kosten sind damit verbunden? Die griechischen Philosophen der Antike betonten die Vorzüge kleiner und homogener Gemeinwesen (Alesina 2003, S. 303). Je heterogener der geschaffene politische Raum, desto höher die politischen Kosten. Abgewogen werden muss zwischen den Vorzügen von Größe, etwa den ökonomischen Skaleneffekten, und den Kosten der Heterogenität infolge unterschiedlicher Präferenzen der Bevölkerung. Sind die Kosten höher als der Nutzen, erscheinen politische Grenzen sinnvoll (ebd., S. 315). Die britische Bevölkerung hat ihre Entscheidung getroffen und die Krise der europäischen Gemeinschaftswährung hat gewiss einen Beitrag zur Abkehr der Briten vom Integrationsprozess geliefert.


    2.7 Spaltet der Euro die EU?


    Die EU befindet sich seit dem Beginn der griechischen Schuldenkrise im Jahr 2010 in einem Zustand erschöpfender, andauernder Bewältigung von unerwarteten Herausforderungen. Dabei sind auch die außenpolitischen Herausforderungen, etwa die Besetzung der Krim durch Russland oder der anhaltende Bürgerkrieg in Syrien, bedeutend. Wichtiger ist jedoch, dass die Länder der EU keine Antworten mehr auf die Frage nach dem Nutzen des Integrationsprozesses haben. Die heutige Krise der EU ist im Kern eine ökonomische Krise und zweifellos nicht zu trennen von der Krise der Währungsunion. Anders als von den Befürwortern erwartet hat der Euro den Integrationsprozess nicht gestärkt, sondern für anhaltende ökonomische und politische Spannungen in Europa gesorgt.


    Viele Publikationen zur monetären Integration Europas beginnen die Betrachtung im Jahr 1950. Hans Tietmeyer, der 2016 verstorbene ehemalige Bundesbankpräsident, verweist auf den Franzosen Jacques Rueff, der angenommen hatte, dass »der Zusammenschluss Europas über das Geld zustande kommt oder überhaupt nicht« (Tietmeyer 2005, S. 20). Dem Europarat wurde ebenfalls 1950 von Ronald W.G. Mackay ein Konzept zur Schaffung einer Europäischen Bank und einer gemeinsamen Währung vorgeschlagen (ebd., S. 20f.).


    Weniger bekannt ist, dass in Deutschland in den frühen 1940er-Jahren über die Neuordnung Europas nach dem Ende des Krieges diskutiert wurde. Im sogenannten Schlotterer-Ausschuss, benannt nach Gustav Schlotterer, Staatssekretär im Wirtschaftsministerium, wurde über das Konzept einer Europabank mit Sitz in Wien beraten (Hank 2013, S. 881). Der Verwaltungsrat der Europabank sollte die Verrechnungskurse der Währungen festlegen und ermächtigt werden, überschuldeten Mitgliedsländern Kredite zu gewähren. Zugleich sollte der innereuropäische Handel von Zöllen und Währungsgefällen befreit werden (Sandkühler 2012, S. 433f.). Der Vizepräsident der Reichsbank, Emil Puhl, sprach sich 1942 für die Schaffung einer »Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft« mit einer gemeinsamen Währung aus (ebd., S. 435).25


    Von 1957 an wurde in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eine gemeinsame Währungspolitik diskutiert. Der erste Präsident der EWG, Walter Hallstein, schlug bereits fünf Jahre nach Unterzeichnung der Römischen Verträge einen dreistufigen Plan zur Schaffung einer Währungsunion vor, scheiterte aber mit diesem Vorhaben (Abelshauser 2010, S. 40). Das sich schon früh abzeichnende Ende des Systems von Bretton Woods Anfang der 1970er-Jahre setzte die Länder Europas unter Zugzwang. Diese diskutierten Ende 1969 bei einem Gipfel in Den Haag die Perspektiven der monetären Kooperation und beschlossen die Entwicklung eines Stufenplans zur Errichtung einer Wirtschafts- und Währungsunion (Tietmeyer 2005, S. 38).


    Unter der Federführung des luxemburgischen Premierministers Pierre Werner wurde ein Konzept zur Einführung einer Wirtschafts- und Währungsunion, die bis zum Jahr 1980 realisiert werden sollte, entwickelt. Dieses Projekt, das dauerhaft fixierte Wechselkurse, aber keine gemeinsame Währung vorsah, wurde indes nicht realisiert.


    Doch Europas Politiker suchten weiterhin nach einer Antwort auf die stark schwankenden Wechselkurse der 1970er, die engagierten Unternehmen im Warenhandel erhebliche Kosten verursachten, weil sie Wechselkurssicherungsgeschäfte abschließen mussten. Im Juli 1978 vereinbarten die Staats- und Regierungschefs der Europäischen Gemeinschaft (EG) beim Gipfeltreffen in Bremen einen neuen Anlauf zur Stabilisierung der Wechselkurse in der Gemeinschaft. Zugleich wurde die europäische Währungseinheit, die European Currency Unit (ECU), zu Verrechnungszwecken geschaffen. Die ECU bestand aus einem Korb von Währungen, dessen Zusammensetzung es immer wieder anzupassen galt. In Bremen wurde das Ziel der Schaffung einer »Zone der monetären Stabilität in Europa« betont (ebd., S. 71). Nach nur wenigen Monaten der Vorbereitung wurde das Europäische Währungssystem (EWS) im Dezember 1978 beschlossen und startete im März 1979 (ebd., S. 77ff.). Den Kern des EWS bildete ein System fester Wechselkurse, die aber in bestimmten Bandbreiten um den Mittelwert schwanken durften.


    Zwar war die Schaffung einer gemeinsamen Währung keine Erfindung der Franzosen, aber Ende der 1980er-Jahre gewann die Diskussion durch Impulse aus Frankreich an Dynamik. Präsident Mitterrand erwähnte das Ziel einer Europäischen Zentralbank erstmals im Oktober 1987 (ebd., S. 114). Weniger als fünf Jahre später, am 7. Februar 1992, wurde der Vertrag von Maastricht unterzeichnet. Das Tempo des Wandels jener Jahre – Fall der Mauer, deutsche Einheit, Zusammenbruch der UdSSR, Vertrag zur Schaffung der gemeinsamen Währung – ist auch aus der Distanz betrachtet atemberaubend hoch. Die Euphorie jener Jahre war mitverantwortlich für das Ausblenden von Risiken und das Vertrauen auf eine positive weitere Entwicklung.


    In Deutschland versuchte die Bundesregierung bei der Debatte zur Währungsunion in den frühen 1990er-Jahren, mit den wirtschaftlichen Vorteilen zu werben. Reisende würden vom Entfall der unterschiedlichen Währungen profitieren, der grenzüberschreitende Handel mit Waren und Dienstleistungen würde genauso profitieren wie der Kapitalverkehr. Ein weiteres Argument war, dass bei einer Währungsunion die Spekulation gegen einzelne Währungen eingedämmt werden könne. Dies war nach dem drastischen Wertverfall des britischen Pfundes, das 1992 nach einer spekulativen Attacke innerhalb weniger Tage aus dem EWS ausscheiden musste, eine plausible Begründung (vgl. hierzu Abschnitt 2.8).


    In der Debatte zur EWU standen sich zu Beginn der 1990er-Jahre ein politisch und ein ökonomisch argumentierendes Lager gegenüber. Die Politik setzte auf die »Lokomotivtheorie«: Die Währungsunion sollte die Länder Europas zur politischen Einigung führen. Anders sahen dies viele Ökonomen, einschließlich der Bundesbank. Sie folgten der »Krönungstheorie«: Am Ende des politischen Integrationsprozesses steht die Währungsunion, die die politische Union vollendet (Mussler 2016). Beide Argumente wurden leidenschaftlich vorgetragen und aus heutiger Sicht hat sich die »Lokomotivtheorie« nicht bestätigt. Die Währungsunion hat Europas Gesellschaften eher gespalten als geeint.


    Getragen wurden beide Ansätze von der Erwartung europäischer Eliten, die wirtschaftliche Modernisierung Europas müsse früher oder später zum einheitlichen Staat führen. Der Wirtschaftshistoriker Werner Abelshauser (2013) nennt dieses Vertrauen auf die Zwangsläufigkeit wirtschaftlich-technokratischer Integrationsprozesse die »politische Lebenslüge der Gemeinschaft«.


    Die Währungsunion wird heute von vielen Beobachtern als unauflösbar betrachtet. Bundeskanzlerin Merkel etwa hat immer wieder behauptet, ein Scheitern des Euro würde zu einem Zusammenbruch Europas führen.26 Zugleich erscheint ein Auseinanderbrechen der Währungsunion auch aus einer verwaltungstechnischen Perspektive kaum zu bewältigen. Werner Abelshauser vertritt eine andere Position. Seiner Einschätzung nach würde es nicht viel länger als ein Wochenende dauern, bis die nationalen Währungen wieder eingeführt wären (Abelshauser 2010, S. 45). Aus ökonomischer Perspektive ist die Einheitswährung, genauso wie einheitliche Regelwerke etwa in der Sozialversicherung, für einen großen Wirtschaftsraum keineswegs zwingend notwendig (Pieper und Schmidt 2016, S. 186). Liberaler Handel ist unverzichtbar, weil ohne ihn der Wettbewerbsdruck im Wirtschaftsraum sinkt, aber weiter reichende Integrationsschritte sind zumindest nicht unabdingbar.


    Auch der Euro ist kein unverzichtbarer Bestandteil wirtschaftlichen Austauschs. Die Länder der Währungsunion treiben intensiven Handel mit Mitgliedsländern der EU außerhalb der Eurozone (Großbritannien, Dänemark, Polen), aber auch mit Ländern wie der Schweiz, die weder der EU noch der Eurozone angehören. Die deutsche Handelsstatistik zeigt die Verzichtbarkeit einer gemeinsamen Währung für den Außenhandel. 2015 lagen fünf der zehn wichtigsten Exportmärkte Deutschlands außerhalb der Eurozone. Die deutsche Wirtschaft hat im Jahr 2015 deutlich mehr in zwei EU-Länder außerhalb der Eurozone geliefert – Großbritannien und Polen (141,2 Milliarden Euro) – als in die fünf Krisenländer Griechenland, Irland, Italien, Portugal und Spanien (114,8 Milliarden Euro). Bei der Bewertung des Euronutzens – in erster Linie niedrigere Transaktionskosten – sind die Kosten zu berücksichtigen.27 Aber nicht nur eine einheitliche Währung erscheint entbehrlich, ohne dass dann ein Zusammenbruch der Wirtschaftsbeziehungen zu erwarten wäre. Auch die Freizügigkeit von Arbeit und Kapital sind in einem großen Wirtschaftsraum nicht unverzichtbar. Die Wirkung des freien Handels ist ein hinreichender Ersatz für die Mobilität der Produktionsfaktoren (vgl. hierzu Abschnitt 2.8).


    Häufig wird das Argument vorgetragen, eine gemeinsame Währung zähme die Finanzmärkte. Ohne den Euro könne die Regulierung der Finanzmärkte nicht gelingen. Der Philosoph und Soziologe Jürgen Habermas etwa hat in der Debatte um die Zukunft Europas mit deutlichen Worten vor einer Rückbesinnung auf den Nationalstaat gewarnt. Er kritisierte dies als »nostalgische Option« und meinte, angesichts der »globalisierten Märkte« seien Nationalstaaten überfordert (Habermas 2013, S. 62). Besonders gelte dies für den Finanzsektor:


    »Offensichtlich reicht die politische Handlungsfähigkeit von Nationalstaaten […] nicht aus, um sich den Imperativen eines überdimensional aufgeblähten und dysfunktionalen Bankensektors zu entziehen. Staaten, die sich nicht zu supranationalen Einheiten assoziieren und nur über das Mittel internationaler Verträge verfügen, versagen vor der politischen Herausforderung, diesen Sektor mit den Bedürfnissen der Realwirtschaft wieder rückzukoppeln und auf das funktional gebotene Maß zu reduzieren« (ebd.).


    Habermas sieht also in der Schaffung von supranationalen Einheiten eine Chance auf die Zähmung der Finanzmärkte. Diese Sichtweise überrascht. Berücksichtigt man die historische Entwicklung in Europa, hat gerade die Schaffung von supranationalen Strukturen wesentlich zu den heutigen Problemen geführt. Die Abschaffung von Beschränkungen für den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr hat die Gefahr der Verbreitung von Krisen erhöht, nicht vermindert. In Europa wurden Politiken durchgesetzt, die vor allem der Finanzindustrie nutzten. Die Krisen in Irland und Spanien wären ohne den Zufluss ausländischen Kapitals nicht in gleichem Maße entstanden.


    Der in Europa gewählte Ansatz zur Liberalisierung des Kapitalverkehrs ist keineswegs zwangsläufig. Andere Staaten haben unterschiedliche Ansätze verfolgt. China etwa reglementiert den Kapitalverkehr seit Jahrzehnten und auch andere Einzelstaaten wie Chile, Malaysia oder Brasilien haben Maßnahmen zur Beschränkung der Spielräume des Finanzsektors mit Erfolg durchgesetzt. Heute gehen selbst kleine Volkswirtschaften wie die Schweiz eigene Wege in der Finanzmarktregulierung. Habermas’ Argument – nur die EU könne den Finanzsektor zähmen – ist nicht stichhaltig.


    Der Euro hat also nicht zu einer Einigung der europäischen Völker geführt, sondern Zwietracht gesät. Konstruktionsfehler des Euro wurden in den verschiedenen Finanzkrisen nicht behoben. Die Anreizsysteme in der Eurozone sind nach wie vor widersprüchlich. Europas Politiker haben die Schulden eines Mitgliedslandes, Griechenlands, allen Steuerzahlern der Eurozone aufgebürdet und damit einen problematischen Präzedenzfall geschaffen (vgl. hierzu Abschnitt 4.3.4).


    2.8 Die Entscheidung der britischen und amerikanischen Wähler: Ist der Souverän rational oder von Emotionen geleitet?


    Spätestens das Votum der britischen Wählerinnen und Wähler am 23. Juni 2016 zur Beendigung der britischen Mitgliedschaft in der EU hätte ein Weckruf für Europas Politiker sein müssen. Die Möglichkeit, sich über die künftige Gestalt Europas und der EU Gedanken zu machen, wurde aber zumindest bislang nicht genutzt. Nach wie vor werden düstere Prognosen verwendet und behauptet, Europa stünde vor der Wahl zwischen Vertiefung und Rückfall ins von kriegerischen Auseinandersetzungen geprägte 20. Jahrhundert. Doch warum haben sich die Briten von der EU abgewendet?


    Gewiss waren die Briten gegenüber der europäischen Integration schon immer recht skeptisch. Das britische Verhältnis zu Kontinentaleuropa ist seit Jahrzehnten von Zwiespälten geprägt. Der amerikanische Ökonom Raymond Vernon (1961, S. 460, eigene Übersetzung) beschrieb dies im Jahr 1961:


    »Die britische öffentliche Meinung erscheint gegenwärtig verwirrter und verwirrender als zu jedem anderen Zeitpunkt seit dem Ende des Krieges; einige Elemente sind von einer pazifistischen und isolationistischen Stimmung ergriffen, während andere so besorgt sind, von den Märkten Europas ausgeschlossen zu werden, dass sie bereit sind, eine grundsätzliche Neuorientierung von Großbritanniens Außenbeziehungen hinzunehmen.«


    Im Mittelpunkt stand auch 55 Jahre nach Vernons Beobachtung ein Klassenkonflikt, aber dieses Mal in einer anderen Variante. Auf der einen Seite die mobilen, weltoffenen, kosmopolitischen Briten, die entweder Gewinner der Globalisierung sind oder sich zumindest so fühlen. Auf der anderen Seite die Immobilen, die in ihren verfallenen Gemeinschaften verwurzelt sind und für die es die Perspektive eines sozialen Aufstiegs ohnehin nie gegeben hat. Bei diesen Verlierern und Verunsicherten, den Opfern des dynamischen wirtschaftlichen Wandels, spielt nationale Identität eine größere Rolle als bei den kosmopolitischen Londoner Eliten. Der Wahlsieg von Donald Trump beruhte auf vergleichbaren Motiven. Dies ist allerdings nicht gleichbedeutend mit irrationalem Verhalten, wie es in der Diskussion gelegentlich heißt. Möglich erscheint, dass eine bestimmte Gruppe sehr kühl die Wahlentscheidung getroffen hat, die ihr den größten Nutzen verspricht: In beiden Fällen war das Thema Beschränkung der Zuwanderung ein wichtiger Punkt und aus der Perspektive eines mäßig qualifizierten Arbeitnehmers kann es durchaus rational sein, gegen Zuwanderung und damit verstärkte Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt zu stimmen.


    In diese Richtung weist die Interpretation des britischen Staatsrechtlers Vernon Bogdanor, der den Ausgang des britischen Referendums als einen Aufstand der kleinen Leute gegen die politische Klasse deutet. Sie lehnten sich gegen die großen Parteien, gegen die Finanz- und Geschäftswelt und gegen die Wirtschaftsexperten auf (Bogdanor 2016).


    Gewiss legen britische Bürgerinnen und Bürger mehr Wert auf die Rechenschaftspflicht von Regierenden und auf die Souveränität ihres Landes als Einwohner einiger anderer europäischer Gesellschaften. Dennoch ist es bemerkenswert, dass sich die Briten nach vierzig Jahren währender Mitgliedschaft für ein Experiment entschieden haben, dessen Ausgang heute nicht prognostiziert werden kann. Viele Beobachter in Kontinentaleuropa haben das Votum der britischen Wähler nicht hinreichend gewürdigt und die Folgen für die EU heruntergespielt. Bezeichnend für diese Arroganz, aber auch Realitätsferne war die Stellungnahme des damaligen Präsidenten des EU-Parlamentes, Martin Schulz, der am Tag nach dem Referendum dem Radioprogramm der British Broadcasting Corporation (BBC) sagte: »Dies ist keine Krise der EU« (Buchsteiner 2016). Es verfestigt sich so der Eindruck, dass die EU und ihre Befürworter nicht bereit oder fähig sind, Alternativen zur immer engeren Union zu diskutieren und Korrekturen am eingeschlagenen Pfad vorzunehmen. Damit verliert die EU wie viele Organisationen zuvor an Flexibilität und wird unvermeidlich krisenanfällig (Pieper und Schmidt 2016, S. 191).


    Sowohl der Brexit (EU-Austritt von Großbritannien) als auch der Aufstieg Donald Trumps sind zwar auch auf ökonomische Ursachen zurückzuführen, aber vor allem sind sie eine Reaktion auf rasche kulturelle Veränderungen, die die Grundwerte und Normen westlicher Gesellschaften einem dramatischen Wandel unterwerfen. Vermutlich spielte die Psychologie in beiden Entscheidungen eine wichtigere Rolle als die Ökonomie (Inglehart und Norris 2016, S. 30). Beide Entscheidungen können als Absage an den kosmopolitischen Liberalismus urbaner Eliten gesehen werden. Dafür spricht auch, dass in beiden Entscheidungen die Ablehnung von Migration von großer Bedeutung war. Bemerkenswert ist, dass sich zwischen dem Konkurrenten von Hillary Clinton, Bernie Sanders, und Donald Trump Überschneidungen in der Wirtschaftspolitik zeigten: Beide setzten auf Schutzmaßnahmen für amerikanische Arbeiter und auf Einschränkungen bei der Migration, auch für qualifizierte Arbeitnehmer mit sogenannten H-1B-Visa, die Lücken auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt schließen sollen (Fukuyama 2016a, S. 63).


    Ein Beispiel für die Wirkungen dieser Visa hilft, die beachtliche Unterstützung für Donald Trump zu verstehen. Das Unterhaltungsunternehmen Disney hat Ende 2014 die Kosten für die Betreuung der eigenen Computersoftware gesenkt und zu diesem Zweck 250 Informatiker in die Arbeitslosigkeit geschickt. Ersetzt wurden diese amerikanischen Arbeitnehmer durch indische Gastarbeiter mit H-1B-Visa. Die eingesparten amerikanischen Informatiker wurden aber nicht sofort entlassen, sondern mussten – um ihre Bonuszahlungen nicht zu verlieren – die indischen Arbeitnehmer drei Monate lang mit den Arbeitsabläufen im Unternehmen vertraut machen. Disney ist kein Einzelfall: Bekannte Unternehmen wie IBM, Toys »R« Us, New York Life oder Lockheed Martin haben amerikanische Angestellte durch H-1B-Gastarbeiter ersetzt und damit den Boden für die eine politische Strömung bereitet, die sich explizit gegen die etablierten Kräfte richtet (Die Zeit, 23.6.2016, S. 2).


    Donald Trump wird – soweit sich das heute schon abschätzen lässt – eine außenpolitische Tradition fortsetzen, die in den USA als Jacksonianism bezeichnet wird. Diese Art der Außenpolitik ist vielen Europäern fremd, weil sie eine auf Werte in der internationalen Politik – etwa den Schutz von Menschenrechten – verzichtende Perspektive einnimmt (vgl. hierzu Abschnitt 2.3). Namensgeber ist Andrew Jackson, der 7. Präsident der USA (1829–1837) und Mitbegründer der Demokratischen Partei. Jacksonians zeichnen sich durch eine ausgeprägte Skepsis gegenüber Eliten aus, betonen die Bedeutung des zweiten amerikanischen Verfassungszusatzes, also das Recht, Waffen zu tragen, und repräsentieren weniger eine intellektuelle oder politische Bewegung als vielmehr die sozialen, kulturellen und religiösen Werte eines großen Teils der amerikanischen Öffentlichkeit (Mead 1999, S. 9).


    Ronald Reagan hatte es 1980 verstanden, die Jacksonians in den USA anzusprechen, und Donald Trump ist dies 36 Jahre später erneut gelungen. Die Versprechen Trumps überzeugten viele Menschen und Trump zielte mit Erfolg auf die Erwartungen der Gemeinschaften in ländlichen Räumen.


    »Jacksonians glauben, dass die Regierung alles in ihrer Macht stehende tun sollte, um das Wohlergehen – politisch, moralisch, ökonomisch – der Mehrheitsbevölkerung zu steigern. Zur Erreichung dieses Ziels sind sämtliche Mittel zulässig« (ebd., S. 15, eigene Übersetzung).


    Zugleich sind diese Bürgerinnen und Bürger von den klassischen amerikanischen Werten – Nation, Kirche, Familie – geprägt. Bei Umfragen im Sommer 2016 sagten 80 Prozent der Befürworter Trumps, die amerikanische Politik sei bei der Unterstützung von Minoritäten zu weit gegangen. Volle 85 Prozent meinten, Amerika habe seine Identität verloren (Fukuyama 2016a, S. 63). Die amerikanischen Wählerinnen und Wähler haben mit der Wahl Trumps nicht nur ihre Präferenz für einen teilweisen Rückzug der USA aus der internationalen Politik deutlich gemacht, sondern zugleich der Vision einer kosmopolitischen, offenen Gesellschaft eine Absage erteilt.


    Bei der Suche nach Ursachen für den Wahlsieg Donald Trumps ist es unabdingbar, den Wandel der amerikanischen Gesellschaft zu betrachten. Seit den frühen 1970er-Jahren hat die Ungleichheit in den USA nennenswert zugenommen und die Finanzkrise von 2008 an hat die Wahrnehmung einer sozioökonomischen Spaltung verschärft (Frieden et al. 2012, S. 35). Zwei entscheidende Maßnahmen gingen der zunehmenden Ungleichheit voraus: Die Zuwanderung in die USA wurde Mitte der 1960er-Jahre liberalisiert und wenig später erfolgte die Aufhebung von Kapitalverkehrsbeschränkungen. Haben diese Maßnahmen etwas mit der zunehmenden Spaltung der amerikanischen Gesellschaft zu tun?


    Möglich erscheinen zwei Wirkungszusammenhänge: Der erste betrifft die soziologischen Wirkungen der zunehmenden Heterogenität der amerikanischen Gesellschaft. Robert Putnam (2007, S. 158) hat darauf hingewiesen, dass die wachsende Diversität bei vielen Amerikanern Unbehagen auslöst. Zuwanderung hat möglicherweise dazu geführt, dass die Wahrnehmung einer gemeinsamen Staatsbürgerschaft (shared citizenship) (Putnam 2007, S. 164), also die Zugehörigkeit zu einem Gemeinwesen, gelitten hat. Zu den Folgen dieser Entwicklung könnte der Rückgang der Solidarität sowohl innerhalb von gesellschaftlichen Gruppen als auch gesamtgesellschaftlich gehören (ebd., S. 144).


    Ihren unmittelbaren Ausdruck findet gesellschaftliche Solidarität in der Bereitschaft jedes Einzelnen, Steuern zu zahlen und Beiträge für soziale Sicherungssysteme zu leisten. Seit den 1970er-Jahren wird in den USA über Steuern und soziale Sicherungssysteme in äußerst kämpferischer Art und Weise gestritten. Zugleich wäre es völlig unzutreffend, dies als eine historisch gegebene Form der Organisation der amerikanischen Gesellschaft zu sehen. Im Gegenteil: Die amerikanische Gesellschaft hat phasenweise extrem hohe Steuern akzeptiert. Nach dem Zweiten Weltkrieg bis in die 1960er-Jahre betrug der Spitzensteuersatz in der Einkommensteuer volle 91 Prozent. Noch 1980 wurde eine Steuer von bis zu 70 Prozent des Einkommens erhoben. Erst in den 1980er-Jahren sanken die Steuersätze deutlich und heute liegt der Spitzensteuersatz bei 39,6 Prozent.28


    Der Anteil der im Ausland Geborenen unterlag in den USA in den vergangenen 100 Jahren starken Schwankungen. Der höchste Anteil wurde im zweiten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts mit 15 Prozent der Gesamtbevölkerung erreicht. Durch die lange Zuwanderungspause sank der Anteil der im Ausland Geborenen auf 4,7 Prozent im Jahr 1970 und ist seitdem wieder auf 13 Prozent im Jahr 2010 angewachsen (Xu et al. 2016, S. 149). Es erscheint angesichts des niedrigeren Qualifikationsniveaus der Zuwanderer unwahrscheinlich, dass deren Steuer- und Sozialleistungszahlungen über dem Durchschnitt der übrigen Amerikaner liegen.29 Zunehmende Diversität korreliert in den USA offenbar mit sinkender Bereitschaft, gesellschaftliche Solidarität in Form hoher Steuern und Sozialabgaben zu akzeptieren.30


    Tab.1: Die Verteilung von Einkommen (Gini-Koeffizient) in ausgewählten OECD-Ländern (2014 oder aktuellste Zahlen)
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    Quelle: OECD iLibrary, im Internet unter http://www.oecd-ilibrary.org/ (eingesehen am 30.4.2017).


    Der zweite Wirkungszusammenhang betrifft die Öffnung der Kapitalmärkte ab den 1970er-Jahren, die es wohlhabenden Amerikanern erst ermöglicht hat, Kapital im Ausland anzulegen und dadurch Steuerzahlungen zu reduzieren. Das Ergebnis ist, dass die USA heute zwar keine größere Ungleichheit der Einkommensverteilung vor der Zahlung von Steuern und Sozialabgaben aufweisen, wohl aber danach.


    In Deutschland sind die Bruttoeinkommen genauso ungleich verteilt wie in den USA, aber die Ungleichheit der Einkommensverteilung sinkt in Deutschland durch Maßnahmen der Steuer- und Sozialpolitik sehr deutlich, während sie in den USA nur mäßig zurückgeht. Die politische Unterstützung für einen umverteilenden Sozialstaat ist in den USA verloren gegangen.


    Zuwanderung und Heterogenität der Gesellschaften spielen aber auch in Europa eine wachsende Rolle. Das Thema Migration bestimmt in Deutschland spätestens seit 2015 die politischen Debatten. Allerdings wird kaum diskutiert, dass die Migrationspolitik der Bundesregierung im Jahr 2015 einen möglicherweise entscheidenden Anteil am Votum der britischen Wähler für den Austritt aus der EU hatte. Die Einschätzung, die deutsche Entscheidung zur Grenzöffnung habe mit Großbritannien nichts zu tun, ist unzutreffend. Ein Teil der von Deutschland aufgenommenen Flüchtlinge kann nach acht Jahren eingebürgert werden und hätte dann Anspruch auf Freizügigkeit in der EU, kann also in jedem Mitgliedsland seinem Wohnsitz nehmen (van Suntum 2016). Angesichts des hohen Stellenwerts des Themas Migration in der britischen politischen Debatte erscheint es wahrscheinlich, dass die deutsche Politik eine nennenswerte Rolle gespielt hat. Der konservative kanadisch-amerikanische Journalist David Frum (2016, eigene Übersetzung) schätzt Bundeskanzlerin Merkels Relevanz für den Brexit wie folgt ein:


    »Wenn es eine einzelne Person gibt, die das Vereinigte Königreich aus der Europäischen Union getrieben hat, dann ist es Angela Merkel und ihre impulsive Entscheidung im Sommer 2015 zur Öffnung Deutschlands – und dann ganz Europas – für 1,1 Millionen Migranten aus dem Nahen Osten und Nordafrika, mit unzählbaren weiteren Millionen, die noch kommen könnten.«


    Von vielen Deutschen vergessen ist indes ein 25 Jahre zurückliegendes Ereignis, die britische Währungskrise des Jahres 1992. Jene Krise war ein Wendepunkt der Einstellungen vieler Briten zur europäischen Integration. Zuvor waren britische Politik und Gesellschaft gegenüber der europäischen Integration keineswegs durchgängig kritisch eingestellt. Beim ersten Referendum im Jahr 1975 sprach sich eine deutliche Mehrheit, etwas mehr als zwei Drittel der abgegebenen Stimmen, für die Mitgliedschaft in der EG aus. Auch die konservative spätere Premierministerin Margaret Thatcher unterstützte seinerzeit diese Forderung. Großbritannien hat zudem immer wieder versucht, auch am monetären Integrationsprozess teilzunehmen. Ein angesehener amerikanisch-britischer Ökonom, Willem Buiter (2008), forderte noch vor weniger als zehn Jahren, Großbritannien müsse baldmöglichst der Eurozone beitreten.


    Dies erscheinen bereits heute Einschätzungen aus einer lange untergegangenen Zeit zu sein. Aber wie konnte es zu dieser Abwendung von der EU kommen? Warum haben die EU-Unterstützer gegenüber den EU-Kritikern an Boden verloren? Viele Briten werden sich an eher kurzfristigen Entwicklungen orientiert haben, aber unvergessen bleiben für viele Bürger Großbritanniens das schmähliche Ausscheiden aus dem EWS im Jahr 1992 und die Rolle der Deutschen Bundesbank in diesem Drama.


    Im Oktober 1990 trat Großbritannien dem europäischen Wechselkursmechanismus bei. Das Pfund war mit einem Kurs von 2,95 DM (Deutsche Mark) bewertet und konnte innerhalb einer Bandbreite von +2,25 Prozent schwanken. Die Interpretationen, was in den folgenden zwei Jahren geschah, divergieren fundamental. Die Bundesbank machte vor allem den zu hohen Eintrittskurs des Pfundes für die Krise verantwortlich, während die britische Politik sowie die dortige Presse und Öffentlichkeit der Bundesbank vorwarfen, die Schuld am »Schwarzen Mittwoch« zu tragen. Hans Tietmeyer (2005, S. 186) beklagte noch 2005, über die Krise seien »Einseitigkeiten, Halbwahrheiten und auch Vorurteile« veröffentlicht worden. Es spricht aber deutlich mehr für die britische als für die deutsche Wahrnehmung der Ursachen. Die Politik der Bundesbank in den Jahren 1991 und 1992 hat zur britischen Europaskepsis beigetragen und damit einen Beitrag zum Ausgang des Referendums am 23. Juni 2016 geleistet.


    Die Bundesbank war, nachdem Bundeskanzler Helmut Kohl die Ratschläge des Bundesbankpräsidenten Karl Otto Pöhl zur Gestaltung der deutsch-deutschen Währungsunion in den Wind geschlagen hatte, in einer trotzigen Gemütslage und wollte der Bundesregierung deutlich machen, wer die Geldpolitik in Deutschland bestimmt. Ende Dezember 1991 erhöhte die Bundesbank die Leitzinsen auf spektakuläre 8 Prozent (Diskontsatz) und volle 9,75 Prozent (Lombardsatz). Das reale Wachstum belief sich in Deutschland im Jahr 1991 auf 5,0 Prozent, in Großbritannien dagegen schrumpfte die Wirtschaft um 1,5 Prozent. Die Inflation betrug 3,6 Prozent in Deutschland und 5,9 Prozent in Großbritannien. Die kurzfristigen Zinsen lagen schon vor der Zinserhöhung der Bundesbank bei 9,2 Prozent in Deutschland und bei 11,5 Prozent in Großbritannien.31


    Angesichts der unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklung in beiden Ländern existierte eine Spannung im Wechselkurssystem. Kein Zweifel kann daran bestehen, dass Großbritannien die größere Last zu tragen hatte: Kurzfristige Zinsen von deutlich über 10 Prozent bei einer schrumpfenden Wirtschaft sind kaum zu schultern. Selbst bei der Betrachtung der höheren Inflation in Großbritannien ergibt sich ein Realzins von etwa 5 Prozent. Die britische Notenbank hat also der einheimischen Wirtschaft eine schwere Last aufgebürdet, um den europäischen Wechselkursmechanismus nicht zu destabilisieren.


    Die Bundesbank zeigte sich verantwortungslos und allein nationalen Zielen verpflichtet. Hans Tietmeyer (2005, S. 176) rechtfertigte die Zinserhöhungen vom Dezember 1991 vor allem mit »drohendem starken Preisanstieg«. Der Kampf gegen die Inflation hätte allerdings auch mit Realzinsen von über 5 Prozent gewonnen werden können. Anders die Perspektive der Bundesbank: Am 16. Juli 1992 erhöhte die Bundesbank den Diskontsatz um weitere 0,75 auf 8,75 Prozent. Die britische Regierung und Notenbank mussten diese die Interessen der Briten ausblendende Geldpolitik als Kampfansage verstehen. Selbst bei sehr wohlwollender Betrachtung bleibt nur das Fazit, dass die deutsche Geldpolitik nicht gemeinschaftstauglich war. Tietmeyers (2005, S. 196) Resümee spiegelt dagegen die unselige Prinzipienreiterei der Bundesbank wider:


    »So wenig der Wechselkurs gegenüber anderen Währungen vernachlässigt werden darf, maßgebend für die monetäre Politik muss vor allem die nachhaltige interne Stabilitätsentwicklung der Währung sein und bleiben.«


    Die Bundesbank nahm an, aus einer hegemonialen Position heraus zu handeln, aber Deutschland war weder damals eine hegemoniale Macht noch ist es das heute.32 Nach der aus Sicht der Briten völlig überzogenen Zinserhöhung nahm das Unheil seinen Lauf. Spekulanten, allen voran der heutige Philanthrop George Soros, erkannten die Spannungen im europäischen Wechselkursmechanismus, nahmen Kredite in britischen Pfund auf und tauschten diese in D-Mark. Damit schufen sie eine offene Position: Die Schulden lauten auf Pfund, die Guthaben auf DM und bei einer Abwertung genügt ein Teil der DM-Bestände, um die Schulden zurückzuzahlen.


    Gehörige Schützenhilfe erhielten die Spekulanten vom Präsidenten der Bundesbank, Helmut Schlesinger. Dieser gab dem »Handelsblatt« am 15. September 1992, einem Dienstag, ein Interview, das nach Schlesingers Aussage ohne Freigabe und teilweise verzerrt noch am selben Tag bekannt wurde. Schlesinger forderte im Interview eine umfassendere Anpassung der Wechselkursparitäten im EWS. Zwar hatte Schlesinger das britische Pfund ausdrücklich von der von ihm geforderten Anpassung ausgenommen, aber die Finanzmärkte machten sich auf Schlesingers Kommentare ihren eigenen Reim (Benkhoff 2016). Die Pressestelle der Bundesbank korrigierte den entstandenen Eindruck einer von der Bundesbank gewünschten Abwertung des Pfundes nicht, sondern bemerkte lediglich, es habe sich um einen »nicht autorisierten Text« gehandelt (Tietmeyer 2005, S. 187).


    Die Ereignisse des 15. September 1992 werden sich vermutlich nie ganz aufklären lassen. Werner Benkhoff war der Journalist, dem Schlesinger das Interview gab. Es war zur Veröffentlichung bestimmt, mit der ungewöhnlichen Maßgabe, dass wörtliche Zitate vor der Veröffentlichung autorisiert werden mussten. Benkhoff erkannte die Gelegenheit und publizierte einen Text, in dem er indirekte Rede verwendete (Huhne 1992).


    Nach diesem Vorfall wurden in der britischen Presse sowohl die Kompetenz des Bundesbankpräsidenten als auch die Loyalität der Bundesregierung zur europäischen Integration infrage gestellt. Schlesinger habe sich zwar keinen Schurkenstreich zuschulden kommen lassen, aber zu Recht werde er der Inkompetenz beschuldigt (ebd.). »The Independent« fragte, ob Schlesinger ein »Narr« oder ein »Schurke« sei. »Die Zeit« war etwas freundlicher und bezeichnete Schlesinger als »Unglücksraben«. Der Bundesbankpräsident sei naiv und unerfahren gewesen, die Äußerung also ein Patzer (Perina und Piper 1992). Dem steht entgegen, dass andere Mitglieder des Zentralbankrats, etwa Reimut Jochimsen, zuvor vergleichbare Kommentare, wenn auch mit weniger Folgen, abgegeben hatten.


    Neutrale Beobachter wie der französische Historiker Alfred Grosser waren sehr scharf in ihrem Urteil. Ob mit Bedacht oder aus Dummheit: Schlesingers Äußerungen hätten den »Währungskrieg zwischen London und Bonn« angeheizt (ebd.).


    Unmittelbar nach dem Austritt der Briten aus dem europäischen Wechselkursmechanismus stellten Beobachter die Frage, ob sich die Bundesbank nur an der Stabilität der Geldmenge orientiert oder auch an der Stabilität Europas (ebd.). Die Frage lässt sich beantworten: Die Bekämpfung der Inflation genoss Priorität vor der Stabilität der europäischen Zusammenarbeit. Diese Einschätzung bestätigen Hans Tietmeyer, seinerzeit Vizepräsident der Bundesbank, und der Staatssekretär im Finanzministerium, Horst Köhler. Beide lehnten eine gemeinsame europäische Lösung des Problems durch alle teilnehmenden Länder ab und sahen die Verantwortung ausschließlich bei den von Kapitalabflüssen bedrohten Ländern (Tietmeyer 2005, S. 195).


    Viele deutsche Beobachter werden einwenden, dass diese Krise fast ein Vierteljahrhundert zurückliegt und in Vergessenheit geraten sei. Dies mag für Deutschland gelten, nicht jedoch für Großbritannien. An Finanzkrisen erinnert man sich in den betroffenen Ländern lange Zeit. In Südkorea etwa spricht man 20 Jahre nach der Asienkrise noch immer »vom zweiten Fall nationaler Schande« (Milner 2003, S. 290). Der erste war die Kolonisierung durch die Japaner im Jahr 1910. Auch in Deutschland wird die Erinnerung an lange zurückliegende Krisen wie die Hyperinflation des Jahres 1923 oder die Weltwirtschaftskrise ab 1929 wachgehalten.


    Hätte die Krise des Jahres 1992 verhindert werden können? Und wer wäre dazu in der Lage gewesen? Beide Fragen sind leicht zu beantworten. Ja, der Kampf gegen die Spekulation hätte gewonnen werden können, wenn andere Notenbanken der »Bank of England« D-Mark zur Verfügung gestellt hätten. Spekulanten verkauften Pfund gegen D-Mark und bei unbegrenzten Währungsreserven läuft die Spekulation ins Leere. Damit wird die zweite Frage beantwortet. Allein die Bundesbank hätte der englischen Notenbank hinreichend D-Mark zur Verfügung stellen können. Nur die Bundesbank verfügte über unbegrenzte D-Mark-Bestände. Hans Tietmeyer (2005, S. 198) sieht die Verantwortung indes bei der britischen Regierung:


    »Die britische Regierung unter dem an sich europafreundlichen Premierminister Major tat sich schwer, ihre eigenen Fehleinschätzungen bei der Festlegung des Eintrittskurses für das Pfund in das EWS im Herbst 1990 und bei der Absage eines rechtzeitigen Realignment 1992 zuzugeben. Sie machte stattdessen primär andere Länder für die weitgehend durch sie selbst verursachten Probleme und Zuspitzungen verantwortlich.«


    Berücksichtigt man diese Hintergründe, erweist sich die deutsche Politik als unausgegoren. Deutschland setzt sich ein ums andere Mal aufs hohe Ross und ignoriert – bewusst oder unbewusst – die Folgen des eigenen Handelns für die anderen Europäer. Gewiss lassen sich die Ereignisse der Jahre 1992 und 2015 nicht unmittelbar miteinander vergleichen, aber es gibt doch Parallelen. 1992 war es die von Prinzipienreiterei der Bundesbank geprägte Geldpolitik, 2015 die von hohem moralischen Pathos geprägte Politik der Bundesregierung gegenüber Flüchtlingen. In beiden Fällen zeigte die deutsche Politik nur wenig Verständnis für die Perspektiven anderer europäischer Gesellschaften. Die Politik Deutschlands im Jahr 2015 hat dem Thema Migration in der britischen Debatte neuen Schwung verliehen, weil viele Briten die großzügige Grenzöffnung durch die Bundesregierung im Jahr 2015 kritisch sahen und wussten, dass anerkannte Flüchtlinge nach einem Aufenthalt von acht Jahren Freizügigkeit in der EU in Anspruch nehmen können (van Suntum 2016).33


    So gesehen, ist Deutschland trotz oder gerade wegen hoher moralischer Ansprüche ein kooperationsunfähiger Akteur im europäischen Integrationsprozess. Der frühere Innenminister Otto Schily (2016) hat auf die unsolidarische Politik der Bundesregierung hingewiesen:


    »Beklagen sollte sich die Kanzlerin im Übrigen nicht darüber, dass ihr die anderen EU-Mitgliedsstaaten in der Flüchtlingspolitik die Solidarität vermeintlich verweigerten. Europäische Politik kann nicht so funktionieren, dass Deutschland vollendete Tatsachen schafft und dann die Freunde auffordert, die Folgen mitzutragen.«


    Einen noch schärferen Ton schlägt Wolfgang Streeck (2016c, eigene Übersetzung) an. Er charakterisiert die Bundeskanzlerin als eine »postmoderne Politikerin mit einer vormodernen, machiavellistischen Verachtung für Zusammenhänge und Menschen«. Die Politik Deutschlands habe massive negative Auswirkungen auf Europa. Zu beobachten sei der Zerfall Europas, herbeigeführt von den ergebensten Anhängern, den Deutschen: Die Flüchtlingspolitik der Bundeskanzlerin habe nach dem ebenso problematischen Management der Finanzkrise zu einer massiven Verstimmung in den anderen europäischen Ländern geführt.


    »[…] Merkels Einwanderungspolitik ist ein Lehrstück dafür, was andere Länder erwarten können, wenn Deutschland auf der europäischen Bühne auftritt. Genau so, wie die Vereinigten Staaten die Welt wie ein erweitertes Spielfeld für die einheimische Wirtschaft betrachten, sieht Deutschland inzwischen Europa als eine Fortsetzung seiner selbst an, wobei das, was richtig für Deutschland ist, per Definition auch für alle anderen angemessen ist. Daran ist nichts moralisch besonders verwerflich; in der Tat denken Deutsche, dass dieses Verhalten besonders moralisch ist, weil sie ihre Kontrolle Europas mit einem Postnationalismus, der verstanden wird als ein Antinationalismus, kennzeichnen, der wiederum verstanden wird als die zentrale Lehre aus Deutschlands Geschichte« (Streeck 2016c, eigene Übersetzung).


    Das hohe Maß an moralischer Entrüstung in Deutschland über die vermeintliche Kaltschnäuzigkeit anderer Europäer, die sich einer gemeinsamen Lösung der Flüchtlingskrise verweigerten, hat vermutlich tatsächlich seinen Kern im Umgang Deutschlands mit der eigenen Geschichte und der eigenen Nation. In der Überwindung der Nation steckt die Bewältigung der eigenen Geschichte. Problematisch ist daran allerdings die Gleichsetzung der Präferenzen der deutschen Bevölkerung mit denen der anderen europäischen Gesellschaften.


    Diese Perspektive zeigt sich auch im Umgang mit dem Austritt der Briten aus der EU. Bundeskanzlerin Merkel hat sich unmittelbar nach der Entscheidung der britischen Wähler auf den Standpunkt gestellt, dass es in den Verhandlungen mit den Briten kein Eingehen auf britische Präferenzen geben könne. Sie lehnte in einer Regierungserklärung die »Rosinenpickerei« der Briten ab.34 Der Duden bezeichnet Rosinenpickerei als »egoistisches Bemühen, sich von etwas Bestimmtem nur die attraktivsten Teile zu sichern, um die eher unattraktiven anderen zu überlassen«35.


    Zu fragen ist, ob die Artikulation von Präferenzen in der Gestaltung der internationalen Beziehungen gleichzusetzen ist mit egoistischem Verhalten. Merkel unterstellt, dass die Organisation der EU geprägt ist vom gemeinsamen Schultern von Lasten. Die ursprüngliche Idee der EU ist jedoch eine andere: Es geht dabei um die Mehrung des Nutzens für alle beteiligten Gesellschaften. Die EU ist im Kern ein Projekt, das den beteiligten Gesellschaften zur Steigerung des Wohlergehens dienen soll. Rosinenpickerei ist nach dieser Lesart wünschenswert und nicht abzulehnen (Leuffen und Degner 2016). Diese Perspektive hat auch Ralf Dahrendorf (1979, S. 19f., Hervorhebung im Original, eigene Übersetzung) vertreten, der sich bereits Ende der 1970er-Jahre über die Angst vor der Artikulation von Präferenzen wunderte:


    »Ich bin schon öfter verwundert gewesen von der in europafreundlichen Kreisen verbreiteten Sicht, das Schlimmste, was passieren könnte, sei eine Bewegung hin zu einem Europa à la carte. Das ist nicht nur für jemanden, der es gewohnt ist, seine eigenen Entscheidungen zu treffen, seltsam, sondern es unterstreicht auch den merkwürdigen Puritanismus, um nicht zu sagen Masochismus, der vielen Aktivitäten der Gemeinschaft zugrunde liegt: Europa muss schmerzen, um gut zu sein.«


    Ohne Wahlmöglichkeiten ist die Demokratie in Europa genauso gefährdet wie auf globaler Ebene und Wahlmöglichkeiten oder Rosinenpickerei sind der Kern der Organisation internationaler Zusammenarbeit. Aufgabe der Politik ist es, den Präferenzen von Gesellschaften Rechnung zu tragen. Die Diskreditierung von je nach Land unterschiedlichen Präferenzen ist im Kern eine Absage an demokratische Entscheidungsprozesse.


    Eine bemerkenswerte Ausnahme in der aktuellen Diskussion seit der Entscheidung der britischen Bürgerinnen und Bürger ist ein Vorschlag, den fünf europäische Wissenschaftler und Politiker, darunter Norbert Röttgen, Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im Deutschen Bundestag, im August 2016 unterbreitet haben. Die Autoren schlagen die Entwicklung einer kontinentalen Partnerschaft vor. Wichtigstes Element ist, ein Kerneuropa und eine Gruppe damit kooperierender Staaten zu schaffen (Pisani-Ferry et al. 2016). Die Autoren greifen die zentrale Forderung des Brexit-Lagers auf und regen einen Verzicht auf den freien Personenverkehr an. Fünf Punkte seien für einen gemeinsamen Markt von Bedeutung:


    
      	
        
          1.
        
das Nichtvorhandensein von Zöllen;
      


      	
        
          2.
        
einheitliche Mindeststandards für Waren und Dienstleistungen;
      


      	
        
          3.
        
die Durchsetzung dieses Regelwerks unter einer gemeinsamen, supranationalen Gerichtsbarkeit;
      


      	
        
          4.
        
eine supranationale Wettbewerbskontrolle und Aufsicht über Staatsbeihilfen;
      


      	
        
          5.
        
Beiträge zum EU-Haushalt, um die Finanzierung gemeinsamer öffentlicher Güter zu sichern (ebd., S. 5).
      

    


    Das heutige Regelwerk der EU unterscheidet sich von der vorgeschlagenen kontinentalen Partnerschaft an einer zentralen Stelle: Heute werden in der EU vier Freiheiten – für Güter, Dienstleistungen, Kapital und Menschen – garantiert. Ausdrücklich widersprechen die Autoren des Positionspapiers zu einer kontinentalen Partnerschaft dem Präsidenten der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, der die vier Freiheiten als unabdingbar bezeichnet hatte. Insbesondere im künftigen Verhältnis zu Großbritannien spielt diese Frage eine zentrale Rolle. Premierministerin Theresa May hat zwar im Januar 2017 als Ziel der britischen Regierung einen klaren, eindeutigen Sezessionskurs genannt. Angesichts der bisherigen Verlautbarungen aus Brüssel scheint dies auch der einzige plausible Weg zu sein. Dennoch ist unklar, wie unentbehrlich die vier Freiheiten sind. Welche Antworten gibt die Wirtschaftswissenschaft auf diese Frage? Ist die Freizügigkeit von Arbeitnehmern unverzichtbar?


    Arbeit ist zunächst ein Produktionsfaktor wie Kapital. Sind die Preise für Arbeit in einem Land sehr hoch, in einem anderen sehr niedrig, wird es bei offenen Grenzen einen Ausgleich geben. Dies war die Entwicklung im 19. Jahrhundert. Menschen verließen Europa und suchten ihr Glück in den damaligen Auswanderungsländern, vor allem in den USA, aber auch in Argentinien und Australien. Den Anreiz lieferten die hohen Löhne in den Zielländern. Durch die Einwanderung stieg dort das Arbeitskräfteangebot und die Löhne sanken. In den Herkunftsländern verhielt es sich umgekehrt: Dort sank das Arbeitskräfteangebot und die Löhne stiegen.


    Genauso verhält es sich, wenn Kapital in einem Land knapp, im zweiten reichlich vorhanden ist. Das Kapital wird dahin strömen, wo wenig Kapital vorhanden ist. Im 19. Jahrhundert etwa floss sehr viel Geld aus Großbritannien in die Neue Welt und finanzierte dort zum Beispiel den Bau von Eisenbahnen. Aber beide Modelle erfordern, dass die Mobilität der Produktionsfaktoren nicht eingeschränkt ist. Aber wie verhält es sich, wenn die Wanderungsbewegungen von Menschen eingeschränkt sind?


    Das Faktorpreisausgleichstheorem besagt, dass freier Handel ebenso wie die Migration von Menschen zu einer Angleichung von Löhnen führt. Die Preise des Produktionsfaktors Arbeit werden sich bei freiem Handel angleichen, ohne dass Menschen umsiedeln müssen. Sind die Löhne in Land A hoch, in Land B niedrig, ist es ökonomisch sinnvoll, in Land B zu produzieren. Dies führt dazu, dass die Nachfrage nach Arbeit in Land B steigt und damit auch die Löhne. Der freie Handel führt also langfristig zu einer Angleichung der Löhne in allen Ländern, die freien Handel betreiben (Krugman und Obstfeld 1994, S. 74). Die Migration von Menschen ist aus ökonomischer Sicht zur Angleichung der Lebensverhältnisse über Ländergrenzen hinweg also keineswegs notwendig, weil sich bei freiem Handel die Faktorpreise, also auch die Löhne, langfristig angleichen (van Suntum 2016).


    Die Festlegung auf die unbedingte Notwendigkeit der Freizügigkeit des Produktionsfaktors Arbeit ist ökonomisch nicht zu begründen. Politisch ist diese Festlegung problematisch, weil sie Gesellschaften verändert, ohne dass es, von der Schweiz abgesehen, offene Abstimmungen über diese Frage geben würde.


    Gegen die Überlegung, freier Handel würde zur Angleichung von Löhnen führen, kann man einwenden, dass dieser Angleichungsprozess lange dauert. Dies trifft zu. Angleichungsprozesse finden statt, aber sie brauchen Zeit. Ein deutliches aktuelles Beispiel für die Konvergenz der Löhne ist China. Dort stiegen die Reallöhne von 2002 bis 2013 um bemerkenswerte 350 Prozent.36 Die Kosten des Faktors Arbeit glichen sich zwischen China und dem Rest der Welt an.


    Pisani-Ferry et al. (2016) sehen die kontinentale Partnerschaft als eine Option für eine Reihe von Ländern, darunter die Schweiz, die Türkei, Norwegen und Island. In den Institutionen der kontinentalen Partnerschaft sollen die EU, die Mitgliedsländer der EU und Großbritannien sowie andere Partnerländer vertreten sein. Die Nicht-EU-Länder sollen an Entscheidungen der EU beteiligt sein, aber kein Vetorecht erhalten. Zugleich würde die Ländergruppe eine gemeinsame Handelspolitik betreiben (Pisani-Ferry et al. 2016, S. 8).


    Der Vorschlag hat Bewegung in die Diskussion um das künftige Verhältnis der EU gebracht, zeigt aber auch die Hindernisse deutlich auf. Für eine solche kontinentale Partnerschaft müsste sich Großbritannien vergleichsweise eng an die EU binden. Die handelspolitische Verflechtung würde die Briten einschränken, weil sie keine eigenen Handelsabkommen abschließen könnten, sondern weiterhin auf Brüssel angewiesen wären. Die Vereinbarung von eigenen Freihandelszonen, etwa mit Indien oder Australien, wäre für die Briten nicht möglich, wenn sie Mitglied in der europäischen Zollunion blieben.


    Es zeichnet sich allerdings inzwischen ab, dass der Austritt der Briten deutlich radikaler ausfallen wird als von vielen Beobachtern erwartet. Großbritannien will sich global vernetzen und das erfordert eine vollständige Lösung von der EU einschließlich des Austritts aus der Zollunion. Offen bleibt, ob die Briten damit ein Modell des 19. oder des 21. Jahrhunderts schaffen werden.


    Die britischen Wähler haben eine Entscheidung gegen die europäische Integration und für die Renaissance des britischen Nationalstaates getroffen. Die Gründe für diesen Schritt waren keineswegs ausschließlich oder vorwiegend irrational. Großbritanniens Gesellschaft hat auf die Fehlentwicklungen des bisherigen Wirtschaftsmodells und, aus deutscher Sicht besonders problematisch, auf die unilaterale Politik der Bundesregierung im Jahr 2015 reagiert.


    Die Debatte zur Souveränität von Gesellschaften im Zeitalter weitreichender Globalisierung hat aber gezeigt, dass es Wahlmöglichkeiten gibt und dass Gesellschaften diese nutzen können. Weder die Globalisierung noch tiefe europäische Integration sind unvermeidbare Sachzwänge. Allerdings gibt es im bisherigen Globalisierungsprozess Elemente, die sehr gewichtige Vorteile aufweisen. Dazu ist vor allem die Liberalisierung des Warenhandels zu rechnen, die im anschließenden Kapitel untersucht wird.


    Anmerkungen


    
      
        11 In diesem Buch wird Globalisierung vor allem als ökonomisches Phänomen verstanden: Es geht um die Intensivierung von Handel und Kapitalverkehr. Mögliche andere Dimensionen, etwa verstärkter kultureller Austausch, spielen in diesem Buch keine zentrale Rolle.

      


      
        12 Souveränität ist zu verstehen als die völkerrechtliche Selbstbestimmung eines Staates, während Autonomie die Handlungsfähigkeit eines Staates in definierten Politikfeldern, etwa der Wirtschaftspolitik, bezeichnet.

      


      
        13 Gelegentlich wird das Argument geäußert, die Digitalisierung der Finanzmärkte erschwere die Kontrolle des Kapitalverkehrs. Zutreffend ist das Gegenteil: Durch die Digitalisierung können Transaktionen von Kapital leichter kontrolliert werden.

      


      
        14 Im amerikanischen Original heißt es: »independence and not interdependence«.

      


      
        15 Sir Mervyn A. King, früherer Gouverneur der englischen Notenbank, kommentierte das Problem der Haftung von Nationalstaaten mit einer berühmt gewordenen Bemerkung: »Global banks are international in life but national in death« (zitiert nach The Economist, 12.10.2013, Special Report World Economy, S. 6).

      


      
        16 Trotz der umfassenden Vorgaben der Troika übt Griechenland nach wie vor die volle Souveränität über sein Staatsgebiet aus. Als Griechenland im März 2012 zahlungsunfähig wurde, änderte es die Konditionen für seine bereits verkauften Staatsanleihen ex post und fügte sogenannte Umschuldungsklauseln (Collective Action Clauses) hinzu. Selbstredend ist nur ein souveräner Staat dazu in der Lage, Verträge unilateral zu verändern. Wirtschaftspolitisch autonom handelt Griechenland indes nicht mehr, da es stets auf die Zustimmung der Troika angewiesen ist.

      


      
        17 Nach Daniel Philpott akzeptieren die Staaten manche Verpflichtungen – ob auf regionalem oder globalem Niveau –, an der grundlegenden Autorität ändert dies jedoch nichts: Politikentscheidungen werden auf nationalem Niveau implementiert und überwacht (Philpott 1995, S. 368).

      


      
        18 Alexander Wendt unterstellt, Kant habe einen Weltstaat abgelehnt, weil die damalige Technologie diese Perspektive verhindert habe (Wendt 2003, S. 493).

      


      
        19 Kant spricht sich auch gegen unbeschränkte Migrationsbewegungen aus. Der Philosoph fordert die Beschränkung des »Weltbürgerrechtes« auf die allgemeine Gastfreundschaft (Hospitalität) und unterstützt ein Besuchs-, aber kein Bleiberecht. Einschränkend bemerkt Kant (1950, S. 24), dass Fremde nur dann abgewiesen werden können, wenn ihnen nicht der »Untergang« droht.

      


      
        20 Ein Beispiel für die zunehmende Ratlosigkeit internationaler Eliten war die Suche nach Orientierung beim World Economic Forum des Jahres 2017 in Davos. Bemerkenswert war, dass der Präsident eines kommunistischen Landes, Xi Jinping, der versammelten kapitalistischen Elite Mut und Zuversicht vermittelte. Financial Times, Xi Jinping delivers robust defence of globalisation at Davos, 17.1.2017, im Internet unter https://www.ft.com/content/67ec2ec0-dca2-11e6-9d7c-be108f1c1dce (eingesehen am 4.4.2017).

      


      
        21 Papier (2016) weist auch darauf hin, dass Deutschland bei der Schaffung eines europäischen Bundesstaates eine neue Verfassung benötigen würde.

      


      
        22 Wendt schlägt einen fünfstufigen Plan zur Erreichung einer Weltgesellschaft vor, dessen Konstruktion an Béla Balassas Typologie regionaler Integration erinnert. In beiden Modellen lösen sich die zuvor existierenden Staaten in einem neuen Staat auf (Wendt 2003, S. 517–528; vgl. Balassa 1961).

      


      
        23 Manifest der Spinelli Group, im Internet unter http://www.spinelligroup.eu/sign-manifesto (eingesehen am 22.3.2017), eigene Übersetzung.

      


      
        24 Handelsblatt, 5.5.2012, im Internet unter http://www.handelsblatt.com/meinung/kommentare/gastkommentar-der-euro-war-und-ist-eine-schnapsidee/6590282.html (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        25 Der I.G.-Farben-Konzern regte 1944, also zur gleichen Zeit, in der die Konferenz von Bretton Woods stattfand, den Umbau der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich und die Schaffung eines Buchgeldes, des Europagulden, an (Sandkühler 2012, S. 437).

      


      
        26 Vgl. etwa die Regierungserklärung der Bundeskanzlerin am 19.5.2010, im Internet unter https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2010/29826227_kw20_de_stabilisierungsmechanismus/201760 (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        27 Diese sind in den vergangenen Jahren vor allem durch die Subventionierung der griechischen Staatsschulden erheblich gewesen. Griechenland genießt deshalb trotz extrem hoher Schulden die Kreditkonditionen eines erstklassigen Schuldners.

      


      
        28 The Tax Foundation, Entwicklung der Steuersätze der Einkommensteuer, im Internet unter http://taxfoundation.org/sites/taxfoundation.org/files/docs/fed_individual_rate_history_nominal.pdf (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        29 Im Jahr 2009 hatten 89 Prozent der in den USA Geborenen einen Schulabschluss (Highschool), bei den im Ausland Geborenen waren es aber nur 69 Prozent (Xu et al. 2016, S. 150).

      


      
        30 Einen weiteren Beleg für die Entsolidarisierung der amerikanischen Gesellschaft liefert die Volksabstimmung über eine Beschränkung der Grundsteuern im Bundesstaat Kalifornien. Im Juli 1978 entschieden 62,6 Prozent der Wähler, dass eine Höchstgrenze für die Grundsteuer (maximal ein Prozent des Werts der Immobilie) in die Verfassung des Bundesstaates aufgenommen werden soll. Dieser Antrag 13 (»Proposition 13«) ist eine wesentliche Ursache für die chronischen Finanzprobleme des wohlhabenden Bundesstaates Kalifornien.

      


      
        31 Alle Daten aus dem OECD Economic Outlook 67, August 2000, im Internet unter http://www.oecd-ilibrary.org/economics/oecd-economic-outlook-volume-2000-issue-1_eco_outlook-v2000-1-en (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        32 US Präsident Richard Nixon hatte am 23. Juni 1972 eine vergleichbare Arroganz an den Tag gelegt, als ihm sein Stabschef H.R. Haldeman von Bedenken des Notenbankchefs Arthur F. Burns und Risiken für die italienische Währung berichtete. Nixon antwortete: »Well, I don’t give a shit about the lira.«, Transcript of a recording of a meeting between the President and H.R. Haldeman in the oval Office on June 23, 1972, im Internet unter https://www.nixonlibrary.gov/forresearchers/find/tapes/watergate/wspf/741-002.pdf (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        33 Die Wiedererlangung der Kontrolle über die Zuwanderung war das schlagkräftigste Argument der Brexit-Befürworter. The Guardian, How did UK end up voting to leave the European Union?, 24.6.2016, im Internet unter https://www.theguardian.com/politics/2016/jun/24/how-did-uk-end-up-voting-leave-european-union (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        34 Der Spiegel, Keine Vorverhandlungen, keine Rosinenpickerei, 28.6.2016, im Internet unter http://www.spiegel.de/politik/deutschland/regierungserklaerung-von-angela-merkel-keine-vorverhandlungen-keine-rosinenpickerei-beim-brexit-a-1100148.html (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        35 Duden online, im Internet unter http://www.duden.de/rechtschreibung/Rosinenpickerei (eingesehen am 22.3.2017).

      


      
        36 Frankfurter Allgemeine Zeitung, Asiens Regierungen kaufen sich Ruhe der Arbeiter, 2.2.2013, S. 14.

      

    

  


  
    3 Die Entwicklung des Welthandels und der schleichende Bedeutungsverlust der multilateralen Ordnung


    Die Globalisierung und ihre Folgen werden heute in zahlreichen OECD-Ländern kritisiert. Die Kritik an der heutigen Form der Globalisierung muss aber keineswegs heißen, dass die Alternativen dazu Abschottung und die Rückkehr zu einer merkantilistischen Politik oder gar einem nach Autarkie strebenden Modell sind. Dies wäre eine Fehlinterpretation. Ziel der in diesem Buch vorgeschlagenen Neuorientierung ist eine maßgeschneiderte Globalisierung, nicht die Ablehnung der internationalen Arbeitsteilung. Es existieren verschiedene Arten und Formen der Globalisierung, stets verstanden als die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung. Es gibt dabei hinreichende Gründe für eine klare Unterscheidung zwischen den globalen Regeln für den Handel und jenen für den Finanzmarkt.


    Selbst der grundsätzlich globalisierungsfreundliche »Economist« sieht heute zwei wichtige Gründe, um zwischen Waren- und Kapitalverkehr zu unterscheiden. Erstens können unregulierte Kapitalströme dazu führen, dass eine Währung über den angemessenen Wechselkurs hinaus aufgewertet wird, was zu Defiziten in der Leistungsbilanz und zu verstärkten Kreditaufnahmen im Ausland führen kann sowie die einheimische verarbeitende Industrie schwächt. Vor allem aber können sich unregulierte Kapitalströme zu Kreditblasen entwickeln und die Umkehrung der Kapitalströme unterwirft die betroffenen Ökonomien dann einer brutalen Anpassungskrise.37 Die Folgen der Liberalisierung des Kapitalverkehrs werden im vierten Kapitel ausführlicher diskutiert.


    3.1 Die Vorzüge einer liberalen Handelsordnung


    Die Wirkungen von grenzüberschreitendem Warenhandel und Kapitalverkehr werden zu wenig unterschieden. Häufig wird implizit unterstellt, positive wie negative Effekte seien identisch. Dies ist eine Fehleinschätzung. Anders als beim unbeschränkten Kapitalverkehr zeigen sich die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung durch liberalen Handel sehr deutlich.


    3.1.1 Handel sorgt für wechselseitigen wirtschaftlichen Nutzen


    Im Warenhandel sind die Vorteile deutlich erkennbar: Weitreichende Liberalisierung des Warenhandels nutzt unzähligen Menschen. Sowohl die Anbieter als auch die Nachfrager profitieren von den Liberalisierungserfolgen seit dem Zweiten Weltkrieg. Der wirtschaftliche Aufstieg Deutschlands, Südkoreas oder Chinas wäre ohne die liberale Handelsordnung nicht möglich gewesen. Aber auch Konsumenten auf der ganzen Welt profitieren von der Möglichkeit, Güter aus anderen Ländern kostengünstig kaufen zu können.


    Abb.1: Anteile des Welthandels (Güter und Dienstleistungen) an der Weltwirtschaftsleistung 1960–2015, in Prozent
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    Quelle: World Bank, World Development Indicators, extrahiert am 14.11.2016.


    Diese Position deckt sich mit der Perspektive Jagdish Bhagwatis (1998), der nach der Asienkrise 1998 erklärte, dass der Güterhandel und der Handel mit Geld nicht in einen Topf geworfen werden können. Diese Perspektive unterscheidet sich andererseits diametral von der Auffassung John Maynard Keynes’ (1933, S. 758, eigene Übersetzung), der 1933 behauptete: »[...] lasst Güter im Inland hergestellt sein, wo immer dies vernünftigerweise und bequemerweise möglich ist […].«


    Im Gegensatz zu den unterstellten positiven ökonomischen Effekten von freiem Kapitalverkehr haben Handelsökonomen immer wieder die Vorteile des freien Handels belegt. Obwohl ein liberales Handelsregime negative Konsequenzen für einzelne Teile einer Gesellschaft haben kann, überwiegen die gesamtgesellschaftlichen Vorteile bei Weitem. Der Handel hat Ländern wie China, Indien und Vietnam ermöglicht, an der internationalen Arbeitsteilung teilzunehmen und von ihr zu profitieren. Hunderte Millionen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus Entwicklungsländern konnten sich aus tiefster Armut befreien, indem sie Güter für den globalen Markt produzierten. Der massiv gestiegene Wohlstand vor allem in China ist das augenfälligste Beispiel für den Nutzen einer liberalen Handelsordnung (Autor et al. 2016, S. 36).


    Der Welthandel ist seit den 1960er-Jahren immer bedeutender geworden und nimmt einen immer größeren Anteil der Weltwirtschaftsleistung ein. Von 1960 bis zum Jahr 2000 hat sich das Verhältnis von Warenhandel und Wirtschaftsleistung von 25,0 Prozent auf 51,6 Prozent mehr als verdoppelt. Der bislang höchste Wert wurde mit 61,1 Prozent im Jahr 2008, zu Beginn des Ausbruchs der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise, erreicht. Auffällig sind einige Sprünge, die meist mit deutlichen Bewegungen bei den Rohstoffpreisen verbunden sind. Von 1973 zu 1974 stieg der Anteil des Welthandels am Bruttoinlandsprodukt (BIP) um 5,2 Prozent an: Dies ergab sich vornehmlich durch den drastischen Anstieg des Ölpreises. Das Gleiche gilt für 1979 und 1980 (Anstieg um 2,8 Prozent). Der deutliche Rückgang des Welthandels von 2014 auf 2015 ist zum Teil auf den massiven Verfall der Rohstoffpreise einschließlich des Rohöls zurückzuführen.


    Eine liberale Handelsordnung gab es keineswegs erstmalig nach dem Zweiten Weltkrieg. Vielmehr war die Periode vor dem Ersten Weltkrieg geprägt von wachsender internationaler Arbeitsteilung. 1876 erreichte erstmals gefrorenes argentinisches Rindfleisch europäische Märkte (Borchardt 2001, S. 5). Exporte wurden für viele europäische Volkswirtschaften immer wichtiger. 1913 betrug die Exportquote der Länder Mittel- und Westeuropas, also das Verhältnis von Exporten zum BIP, bereits 18 Prozent. Nach dem Zusammenbruch des Welthandels in den 1930er-Jahren sank die Exportquote dieser Länder auf nur noch 7 Prozent des BIP (ebd., S. 6f.).


    Dabei hatte es nicht an Versuchen gefehlt, das Absinken der Weltwirtschaft in protektionistische Abschottungspolitik zu verhindern. 1927 und letztmalig 1933 wurde im Rahmen bedeutender internationaler Konferenzen versucht, zu einem liberalen Handelsregime zurückzukehren. 1927 fand in Genf eine vom Völkerbund organisierte Weltwirtschaftskonferenz (World Economic Conference) statt, die eine Reihe von Empfehlungen unterbreitete. Neben der Ausweitung des Meistbegünstigungsprinzips wurde eine rasche Senkung der in den 1920er-Jahren deutlich erhöhten Zollsätze vorgeschlagen. Im Abschlussbericht der Konferenz sind die Kosten einer Abschottungspolitik deutlich benannt:


    »Nationen mögen aus politischen und anderen Gründen entscheiden, dass es für ihre Sicherheit unerlässlich ist, ein höheres Maß an Selbstversorgung zu erreichen. Zugleich ist es für die Konferenz angemessen, darauf hinzuweisen, dass dies in den meisten Fällen zu Einbußen des materiellen Wohlstands geführt hat« (zitiert nach James 2001, S. 120, eigene Übersetzung).


    Abb.2: Die Entwicklung der Armut 1981–2013: Anteil der Weltbevölkerung mit einem Einkommen von 1,90 US-Dollar oder weniger pro Tag (kaufkraftbereinigt, in US-Dollar des Jahres 2011)
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    Quelle: Weltbank, World Development Indicators, im Internet unter http://databank.worldbank.org/data/reports.aspx?source=world-development-indicators# (eingesehen am 30.4.2017).


    Der Vorhang für kooperative internationale Wirtschaftsbeziehungen fiel schließlich im geologischen Museum in London im Jahr 1933. Im Vorfeld der London Economic Conference hatte es eine Vielzahl von kritischen Stimmen gegeben. Zwischen den Komitees für Handel und Finanzen entwickelte sich eine Rivalität und das jeweils andere Politikfeld wurde als verantwortlich für die Blockade betrachtet. Beispielsweise bezeichnete das Komitee für Geldpolitik die Rückkehr zum Freihandel als Voraussetzung für die Wiederherstellung des Goldstandards. Umgekehrt erwarteten die Handelspolitiker die Wiederherstellung des Goldstandards als Voraussetzung für die Rückkehr zu einer liberalen Handelsordnung (James 2001, S. 128f.). Die Konferenz scheiterte. Sowohl im Handel als auch in der Finanzpolitik bildeten sich in den folgenden Jahren konkurrierende Systeme heraus (vgl. hierzu Abschnitt 4.1.1).


    Die positiven Wirkungen der Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung werden selten gewürdigt. Dabei geht es vor allem um den Aufstieg von Millionen von Menschen in Entwicklungs- und Schwellenländern aus absoluter Armut, der ohne die Liberalisierung des Welthandels nicht möglich gewesen wäre. Dies wird insbesondere von Kritikern der Handelsliberalisierung oft unterschlagen. Eine Verbesserung der Lebensverhältnisse in den Entwicklungs- und Schwellenländern – auch denen in Europas südlicher Nachbarschaft – wird ohne eine Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung nicht gelingen. Der Rückzug vom Weltmarkt führt nahezu ausnahmslos in die andauernde Unterentwicklung, weil auf die positiven Effekte der internationalen Arbeitsteilung verzichtet wird: Eine Volkswirtschaft, die auf Autarkie setzt, kann nicht effizient sein.


    Die Erfolge beim Kampf gegen die Armut haben in den vergangenen Jahren zu beachtlichen und in der deutschen Diskussion nicht hinreichend gewürdigten Errungenschaften geführt. Der Anteil der Weltbevölkerung, der von 1,90 US-Dollar oder weniger pro Tag leben muss, ist von 1981 bis 2013 von 42,2 Prozent auf 10,6 Prozent gefallen.38 Mehr als 200 Millionen Chinesen, 90 Millionen Inder und je 30 Millionen Menschen in Ägypten, Indonesien und Brasilien gehören heute zur Mittelschicht.39 Ein wesentlicher Faktor der Globalisierung, die Liberalisierung vor allem des Warenhandels, hat diese Erfolge ermöglicht. Mithilfe der Globalisierung ist die Reduzierung von absoluter Armut um gut 75 Prozent geschafft worden.


    Einen positiven Einfluss hat die ökonomische Globalisierung auch auf die Lebenserwartung von Menschen in Entwicklungsländern. Diese ist seit 1960 weltweit um durchschnittlich 19 Jahre gestiegen, in China erhöhte sich die Lebenserwartung sogar um 30 auf heute 75 Jahre (Sharma 2016b, S. 38f.). In einer breit angelegten Untersuchung von 92 Ländern im Zeitraum von 1970 bis 2005 fanden zwei schwedische Forscher einen positiven Zusammenhang zwischen der Vertiefung des wirtschaftlichen Austauschs und der Zunahme der Lebenserwartung (Bergh und Nilsson 2010, S. 1200).


    Zugleich wurde in den zurückliegenden Jahren die weltweite Ungleichverteilung der Einkommen reduziert. Betrachtet man die Weltbevölkerung als eine einzige Gruppe, ist die Ungleichverteilung der Einkommen zwischen 1988 und heute von 0,69 auf 0,64 gefallen (Milanovic und Roemer 2016, S. 109). Auch dieses Phänomen lässt sich auf den Aufstieg der Entwicklungs- und Schwellenländer, vor allem Indiens und Chinas, und damit auf die liberale Handelsordnung zurückführen.


    Bemerkenswert ist, dass diese Erkenntnisse in der Wahrnehmung vieler Menschen keine Rolle spielen. In einer Umfrage aus dem Jahr 2016 wurden 26.000 Menschen in 24 Ländern zu den Erfolgen bei der Armutsbekämpfung befragt. Nur den wenigsten war klar, dass die Armut weltweit in den vergangenen 20 Jahren um mehr als die Hälfte reduziert werden konnte. Lediglich 1,0 Prozent der Befragten kannte die richtige Antwort, während 87 Prozent der Befragten glaubten, die Armut sei entweder gestiegen (69 Prozent) oder gleich geblieben (18 Prozent). Weitere 12 Prozent waren der Ansicht, die weltweite Armut sei etwas gesunken. Beachtlich ist auch, dass immerhin die Hälfte der befragten Chinesen meinte, die extreme Armut habe in den zurückliegenden 20 Jahren abgenommen, während dies in Deutschland oder den USA nur 8 Prozent glaubten.40


    In Mexiko ist die Mittelschicht auf etwa die Hälfte der Bevölkerung angewachsen. Zudem hat sich Mexiko von einem von Klientelpolitik geprägten Einparteienstaat zu einer funktionierenden Mehrparteiendemokratie entwickelt (Irwin 2016, S. 93). Sehr deutlich wird der wirtschaftliche Aufstieg Mexikos bei der Betrachtung des Automobilsektors. 1997, wenige Jahre nach Schaffung des NAFTA, wurden in diesem Wirtschaftsraum insgesamt rund 15,7 Millionen Fahrzeuge hergestellt. Davon entfielen 12,1 Millionen (77,0 Prozent) auf die USA, 2,3 Millionen (14,2 Prozent) auf Kanada und 1,4 Millionen (8,8 Prozent) auf Mexiko. Im Jahr 2015 war die Gesamtproduktion auf 18,0 Millionen Fahrzeuge gestiegen und der Zuwachs kam ausschließlich Mexiko zugute. Dessen Anteil an der NAFTA-Fahrzeugproduktion betrug 19,9 Prozent (3,6 Millionen), während der Anteil der USA auf 67,4 Prozent (12,1 Millionen) und derjenige Kanadas auf 12,7 Prozent (2,3 Millionen) zurückgefallen war. In Mexiko wurden 2015 mehr Fahrzeuge hergestellt als in jedem EU-Land – mit Ausnahme Deutschlands.41


    Zudem werden die positiven Wirkungen für Konsumenten ausgeblendet. Der hohe Lebensstandard in westlichen Industriegesellschaften beruht wesentlich auf der Nutzung der internationalen Arbeitsteilung: Smartphones und modische Kleidung werden durch die Produktion in China und anderen Schwellenländern für breite Bevölkerungsschichten erschwinglich. Ein neuer Protektionismus würde zu einer Reduzierung des Konsumniveaus insbesondere weniger begüterter Schichten in den OECD-Ländern führen.


    Eine Beschränkung des Warenhandels würde also weniger die Wohlhabenden, sondern vor allem die Armen treffen. In den USA etwa leben 45 Millionen Menschen unter der Armutsgrenze, also in relativer Armut. Zugleich schützen die USA ihre Oberbekleidungsindustrie durch Zölle und erhalten so 135.000 Arbeitsplätze. Den Preis für den Erhalt dieser Beschäftigung zahlen in erster Linie die Armen, denen der Zugang zu preiswerter Kleidung aus anderen Ländern erschwert wird (ebd.).


    Eine im Jahr 2016 veröffentlichte Studie von 20 Ländern zeigt, dass bei einer Beendigung des internationalen Handels die reichsten 10 Prozent der Verbraucher 28 Prozent ihrer Kaufkraft einbüßen würden, die ärmsten 10 Prozent hingegen 63 Prozent (Fajgelbaum und Khandelwal 2016, S. 1116). Die reichsten Bürgerinnen und Bürger würden zwar auch Einbußen ihrer Kaufkraft hinnehmen müssen, aber die ärmsten Mitglieder der Gesellschaft würden nahezu zwei Drittel ihrer Kaufkraft verlieren.


    Ein weiteres Beispiel verdeutlicht die hohen Kosten des Erhalts unproduktiver Arbeitsplätze. Als Präsident Obama 2009 Antidumpingzölle auf Autoreifen aus China verhängte, stiegen die Kosten für amerikanische Verbraucher nach einer Studie des Peterson-Instituts um 1,1 Milliarden Dollar. Umgerechnet sind dies 900.000 Dollar für jeden der insgesamt 1.200 »geretteten« Arbeitsplätze.42


    Aufschlussreich ist ein Blick zurück zu den handelspolitischen Debatten während der Großen Depression. Der Harvard-Ökonom G. B. Roorbach (1932, eigene Übersetzung) bezeichnete die Idee von Autarkie als Träumerei:


    »Nationale Selbstversorgung ist ein nutzloser Traum. Es ist schlicht unmöglich, außer wir sind bereit, auf vieles des […] in wirtschaftlicher Entwicklung bereits Erreichten zu verzichten.«


    Politiker müssen immer wieder die Effekte von handelspolitischen Entscheidungen auf die eigene Bevölkerung hinterfragen. Werden nicht die eigenen Bürgerinnen und Bürger geschädigt? Ein handelspolitischer Disput zwischen Brasilien und Kanada verdeutlicht das Problem. Die beiden Länder stritten in den 1990er-Jahren über die Subventionierung der Finanzierung von Flugzeugen durch den brasilianischen Hersteller Embraer. Kanada gewann den Fall im Streitschlichtungsverfahren der WTO und wurde ermächtigt, Strafzölle im Wert von 344,2 Millionen kanadische Dollar auf Importe aus Brasilien zu erheben.43


    Das Problem war, dass Kanada nur wenig aus Brasilien importierte. Der einzige größere Posten waren Damenschuhe, die vorwiegend von weniger begüterten Kanadierinnen gekauft wurden. Der damalige kanadische Handelsminister, Pierre Pettigrew, verzichtete auf die Erhebung der genehmigten Strafzölle, weil er ärmere Kanadierinnen nicht für einen handelspolitischen Konflikt mit Brasilien bestrafen und deren Wahlmöglichkeiten beim Schuheinkauf einschränken wollte.44


    Tab.2: Zustimmung zur Frage, ob Globalisierung eine positive Wirkung entfaltet (in Prozent der Befragten)*
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    *Die Frage lautete: Globalisierung ist der Begriff, um die wachsenden Bewegungen von Gütern, Ideen, Geld, Arbeitsplätzen, Kultur und Menschen rund um die Welt zu beschreiben. Hat diese Globalisierung eine positive Wirkung?


    Quelle: YouGov Survey, November 2016, im Internet unter https://yougov.co.uk/news/2016/11/17/international-survey/ (eingesehen am 30.4.2017).


    Trotz der Gefahr einer unzulässigen Verallgemeinerung lässt sich sagen, dass die schlimmsten Fälle von Armut in jenen Ländern vorkommen, die versuchen, ihre Bevölkerung vor der Liberalisierung des Handels zu beschützen. Selbstverständlich profitieren davon auch die Industrienationen. Den Konsumenten in diesen Ländern stünde eine viel kleinere Produktpalette zur Auswahl, wenn es weniger internationalen Handel gäbe. Und den Zentralbanken wäre es in den vergangenen Jahren um einiges schwerer gefallen, die Inflation in ihren Ländern zu kontrollieren, wenn China und andere Schwellenländer sie nicht mit billigen Produkten versorgt hätten. All das sind spürbare Vorteile eines relativ freien Handels.


    Viele Menschen in Entwicklungsländern sehen – gemäß einer im November 2016 veröffentlichten Umfrage von YouGov – die internationale Arbeitsteilung in positiverem Licht als ihre Zeitgenossen in Industrieländern. Es besteht ein Zusammenhang zwischen Armut und Erwartung an Globalisierung: Je ärmer das Land, desto positiver ist die Wahrnehmung der Globalisierung.


    Für die Menschen in armen Ländern wie Indien, den Philippinen und Vietnam ist die Globalisierung sehr vielversprechend. In den alten Industrieländern ist eine größere Skepsis zu beobachten. Allerdings war »Globalisierung« in der Umfrage sehr weit definiert und umfasste eine Vielzahl von Einzelaspekten. Problematisch sind für viele Menschen vermutlich aber nur einzelne Dimensionen der Globalisierung. Der Ausstieg der Briten aus der EU und die Wahl Donald Trumps lassen sich auf die Ablehnung einer Teildimension der Globalisierung, vor allem der Zuwanderung, zurückführen.


    Aber der internationale Handel ist nicht nur für die Überwindung absoluter Armut in den Entwicklungsländern nützlich. Zugleich trägt er zur Sicherung des Friedens bei. Bereits Immanuel Kant (1950, S. 39) stellte dies Ende des 18. Jahrhunderts fest: »Es ist der Handelsgeist, der mit dem Kriege nicht zusammen bestehen kann.«


    Auch der Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi betont die Interdependenz von Frieden und Handel und konstatierte, dass der amerikanische Präsident Woodrow Wilson dies erkannt hat. In den 1920er-Jahren drängte Wilson darauf, dass der Völkerbund die durch den Ersten Weltkrieg unterbrochene Währungs- und Kreditordnung rekonstruierte, um den Frieden zwischen souveränen Staaten zu sichern (Polanyi 1971, S. 40). In der Geschichte der EU spielte die Sicherung des Friedens stets eine große Rolle. Ohne europäische Integration bestünde das Risiko neuer Kriege. Aber dieses Mantra der Befürworter europäischer Integration hat anhaltende Nebenwirkungen:


    »Es brachte in den europäischen politischen Eliten die Gewohnheit hervor, der öffentlichen Meinung und demokratischen Prozessen mit umfassender Geringschätzung entgegenzutreten, nicht zuletzt im Verhältnis zu Volksabstimmungen, die das ›falsche‹ Ergebnis hervorbrachten« (Plender 2016, eigene Übersetzung).


    Kein Zweifel kann daran bestehen, dass die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung nicht für alle Bürgerinnen und Bürger jederzeit vorteilhaft ist. Werden Fabriken aus Ländern mit hohen Löhnen in Länder mit niedrigen Löhnen verlagert, gehen im Hochlohnland Arbeitsplätze verloren. Diese Benachteiligten der Globalisierung innerhalb von Gesellschaften tragen wesentlich dazu bei, dass die Perzeption von Liberalisierungsprozessen in OECD-Ländern häufig kritisch ist. Stein (2016, S. 326) argumentiert, Globalisierung und Demokratie seien in jenen Ländern inkompatibel, in denen die Verlierer der Globalisierung die Anzahl der Globalisierungsnutznießer übersteigt. Indes erscheint es fraglich, nur auf die Anzahl der Betroffenen zu achten und den unterschiedlichen Einfluss der Nutznießer auszublenden.


    Abb.3: Veränderung des realen BIP und des realen BIP pro Kopf von 1951–2014 in ausgewählten Industrieländern
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    Quelle: Penn World Table (PWT), Version 9.0, im Internet unter http://www.ggdc.net/pwt (eingesehen am 30.4.2017).


    Bei der aktuellen Diskussion zum Zustand der internationalen Wirtschaftsbeziehungen wird häufig darauf verwiesen, dass sich die Wachstumsdynamik in den OECD-Ländern deutlich abgeschwächt habe. Dies ist auf den ersten Blick unbestreitbar. Unzutreffend ist die Einschätzung, die Wachstumsschwäche sei auf die Globalisierung zurückzuführen. Bei genauer Betrachtung wird nämlich deutlich, dass die demografischen Faktoren nicht hinreichend gewürdigt werden. Seit den 1960er-Jahren ist die Weltwirtschaft pro Jahr um durchschnittlich 3,5 Prozent gewachsen, die Hälfte des Wachstums ergibt sich aber aus der Zunahme der Bevölkerung (Sharma 2016b, S. 19).


    Ab den 1990er-Jahren stagnieren die Einwohnerzahlen der meisten OECD-Länder und allein dieser Effekt führt zu vermeintlich schwachem Wachstum. Auf Pro-Kopf-Basis hat sich indes nur wenig geändert. Von 1955 bis 2005 wuchs etwa das Arbeitskräftepotenzial in den USA um durchschnittlich 1,7 Prozent pro Jahr und ist in der folgenden Dekade auf 0,5 Prozent pro Jahr gefallen. Das niedrigere Wachstum in den USA seit 2005 liegt daher wesentlich an der langsamer zunehmenden Erwerbsbevölkerung, d.h. der Anzahl der Menschen zwischen 15 und 64 Jahren (ebd., S. 25). Zuvor galten die USA als dynamische, innovative Wirtschaft, allerdings wurde häufig übersehen, dass die Bevölkerung in arbeitsfähigem Alter in den USA 30 Jahre lang schneller wuchs als die der wichtigsten rivalisierenden Industrieländer (ebd., S. 22).


    Beim Vergleich großer Industrieländer zeigen sich die verzerrenden Wirkungen des Bevölkerungswachstums auf die Wirtschaftsleistung sehr deutlich. Vor allem die Zunahme der Bevölkerung in den USA hat für eine Überzeichnung des Wirtschaftswachstums gesorgt. In der Dekade von 1951 bis 1960 wuchs die amerikanische Wirtschaft mit einer durchschnittlichen Rate von 3,1 Prozent pro Jahr. Deutlich bescheidener ist aber das Pro-Kopf-Wachstum in jener Dekade, das gerade einmal 1,4 Prozent pro Jahr ausmachte. Ein wesentlicher Teil des Wachstums der Wirtschaftsleistung war also auf die Zunahme der Bevölkerung zurückzuführen. In der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts war das Wachstum mit 1,7 Prozent niedriger, aber der Pro-Kopf-Wert lag mit 0,8 Prozent noch deutlich darunter. Seit 2010 wächst die US-Wirtschaft mit Pro-Kopf-Raten von zwischen 0,8 und 1,7 Prozent pro Jahr nennenswert stärker als in der Dekade zuvor.


    In Deutschland mit seiner stabilen oder gar sinkenden Erwerbsbevölkerung gibt es seit den 1970er-Jahren keine großen Unterschiede zwischen den beiden Werten. Während in den USA der Unterschied bis zu 1,7 Prozent ausmacht (Zeitraum 1951 bis 1990), beträgt der Unterschied in Deutschland maximal 0,7 Prozent und hat sich seit dem Jahr 2000 weiter stabilisiert.


    Ebenso zeigt der Vergleich des Pro-Kopf-Wachstums und des Gesamtwachstums, dass die hohen Wachstumsraten früherer Phasen durch Bevölkerungswachstum aufgebläht waren: Von 2011 bis 2014 ist Deutschland pro Kopf genauso rasch gewachsen (1,4 Prozent) wie die USA in den 1950er-Jahren.


    3.1.2 Der Schutz der Schwachen in der WTO


    Häufig wird in der kritischen Debatte zu Global Governance ausgeblendet, dass insbesondere die WTO für weniger mächtige Länder einen wichtigen Schutz vor der Willkür der großen Länder bietet. Ohne die WTO könnten sich gerade Entwicklungsländer nur in Ausnahmefällen vor protektionistischen Politiken schützen. Zwei Beispiele, die im Folgenden ausführlicher dargestellt werden, verdeutlichen den Nutzen der WTO für die Schwachen: Peru wehrte sich innerhalb der WTO gegen Versuche der EU, peruanische Sardinen durch Etikettierungsvorschriften aus dem europäischen Markt zu drängen. Ein vergleichbarer Versuch der USA außerhalb der WTO ist dagegen gelungen – Vietnam wurde mit Erfolg aus dem amerikanischen Markt gedrängt.


    Entwicklungsländer werden oft mit fadenscheinigen Argumenten daran gehindert, ihre Erzeugnisse auf den Märkten der Industrieländer zu verkaufen. Ein Streit hierzu entwickelte sich Ende der 1990er-Jahre zwischen Peru und der EU. Peru wurde von der EU untersagt, Sardinen in der EU als Sardinen zu verkaufen. Die Etikettierung sollte sich unterscheiden. Nur in europäischen Gewässern gefangene Sardinen seien die echten. Die aus Peru sollten »Pilchards« genannt werden, was Peru ablehnte, weil diese Bezeichnung kein Verbraucher kennen würde. Die Etikettierung sollte Fischer aus der EU schützen. Gegen diese Handelsbeschränkung wehrte sich Peru und verklagte die EU. Unterstützt wurde Peru vom Beratungszentrum für WTO-Recht (Advisory Centre on WTO Law), das von Industrieländern subventionierten Rechtsbeistand lieferte. Andere Länder – Chile, Ecuador, Kanada, Kolumbien, Venezuela und die USA – standen Peru im Prozess als Beobachter zur Seite. Peru hat diesen Prozess gewonnen und darf seit 2003 seine Fischereierzeugnisse als »pazifische Sardinen« in der EU verkaufen (Davis 2006). Das Streitschlichtungssystem der WTO hat sich in diesem Fall als sehr nützlich erwiesen. Ein vergleichsweise kleines, schwaches Land wie Peru konnte seine Interessen gegen die mächtige EU verteidigen.


    Anders erging es Vietnam, das erfolgreich Welse (catfish) in die USA exportierte und ebenfalls aufgefordert wurde, die Fische anders zu bezeichnen. Die Widerstände gegen die vietnamesischen Importe waren zum Teil bizarr. Die Vereinigung amerikanischer Welsfischer warnte, die vietnamesischen Fische stammten aus »Dritte-Welt-Gewässern«. Der Kongressabgeordnete Marion Barry riet vom Verzehr ab, da die Fische durch das Entlaubungsgift Agent Orange, von den USA im Vietnamkrieg flächendeckend angewendet, belastet sein könnten.45 Die vietnamesische Regierung willigte schließlich ein, die Fische zunächst als »Mekong Catfish«, später als »basa« und »trah« zu vermarkten.


    Allein damit war das Problem noch nicht gelöst. Trotz der gewünschten Etikettierung gingen die Importe nicht zurück. Daraufhin wurde Vietnam mit einem Antidumpingverfahren konfrontiert. Dort kann aber nur gegen gleichartige (like-products, also vergleichbare Produkte) Waren vorgegangen werden, was das US-Handelsministerium in so große Konfusion versetzte, dass es nur noch von »bestimmten gefrorenen Fischfilets« aus Vietnam sprach. Die Südostasiaten sicherten sich in diesem Verfahren die Unterstützung einer teuren amerikanischen Anwaltskanzlei, verloren aber dennoch. Das Verfahren, vollständig außerhalb der WTO abgehalten, endete in einer zweifachen Niederlage für Vietnam (ebd.).


    Zur Rolle der Entwicklungs- und Schwellenländer gibt es eine umfassende und kontroverse Diskussion. Die beiden hier vorgestellten Beispiele können natürlich nur einen ersten Hinweis auf diese Debatte geben. Bohanes und Garza (2012, S. 45) haben in einer breit angelegten Untersuchung die Rolle von Entwicklungsländern im Streitschlichtungsmechanismus der WTO untersucht und kommen zum Ergebnis, dass die größten Hindernisse für die Nutzung der Streitschlichtungsverfahren auf der nationalen, nicht auf der multilateralen Ebene liegen. Insgesamt gesehen, ist schon allein der Streitschlichtungsmechanismus der WTO Grund genug, um an der WTO festzuhalten. Er bietet souveränen Staaten die Gelegenheit, auf Regelverletzungen durch andere Staaten zu reagieren (Bohanes und Garza 2012, S. 50). In knapp 44 Prozent der zwischen 1995 und 2012 verhandelten 427 Fälle traten Entwicklungsländer als klagende Partei auf, wobei sich unter den zwanzig am häufigsten klagenden Ländern auch zahlreiche kleinere Ökonomien – Chile, Guatemala, Honduras, Kolumbien, Costa Rica, Panama – befinden (ebd., S. 55 und 60). Gerade im Bereich der Regulierung des internationalen Handels mit Waren und Dienstleistungen gibt es also gute Gründe dafür, an den existierenden Organisationen festzuhalten und nicht leichtfertig insbesondere die Streitschlichtung zu schwächen.


    3.2 Ungebremste Nebenwirkungen: die Verlierer der liberalen Handelsordnung


    Heute wird häufig Kritik an den negativen Wirkungen der Globalisierung geübt. Vor allem die Nebenwirkungen der Liberalisierung des Handels stehen in der Kritik. Handelsökonomen haben allerdings schon immer angenommen, dass die Liberalisierung des Handels zu Verlierern innerhalb von Volkswirtschaften führen kann. Per saldo, so die herrschende Meinung in der Wirtschaftswissenschaft, übersteigen die Vorteile der Nutznießer aber stets die Nachteile für einzelne Gruppen, die unter der Zunahme des Wettbewerbs durch ausländische Anbieter leiden (Autor et al. 2016, S. 1).


    Allerdings hat der amerikanische Ökonom Paul A. Samuelson bereits 2004 Zweifel an der uneingeschränkten Gültigkeit der dominierenden Handelstheorie von David Ricardo geäußert. Dies war ein ungeheuerlicher Vorgang, weil Samuelson als einer der einflussreichsten und angesehensten Ökonomen seiner Zeit galt. Samuelson war der erste amerikanische Ökonom, dem der Nobelpreis für Wirtschaft verliehen wurde, und sein Lehrbuch »Economics« erschien in 19 Auflagen, ist vier Millionen Mal verkauft und in 41 Sprachen übersetzt worden. Diese Ikone der amerikanischen Volkswirtschaftslehre rüttelte im Alter von 89 Jahren an einem Dogma, das er selbst einige Jahre zuvor noch gepriesen hatte. Samuelson war von einem Mathematiker aufgefordert worden, einen wirtschaftswissenschaftlichen Lehrsatz zu benennen, der sowohl wahr als auch nicht trivial sei. Samuelson nannte Ricardos komparativen Kostenvorteil. Dessen Korrektheit müsse er einem Mathematiker nicht erklären. Dass Ricardos Theorem nicht trivial sei, zeige sich schon daran, dass Tausende bedeutende und intelligente Männer diese Doktrin selbst nicht verstanden hätten oder sie nicht glauben, nachdem man sie ihnen erklärt hat.46


    Samuelson stellte 2004 fest, dass Produktivitätsgewinne in weniger entwickelten Volkswirtschaften eine Situation herbeiführen können, in der entwickelte Ökonomien durch eine Veränderung der Austauschrelationen im Handel (terms of trade) ihren Wettbewerbsvorteil verlieren. Wenn etwa die Produktivität in China deutlich wächst, wird dies die Wettbewerbsposition amerikanischer Unternehmen schwächen und für Druck auf die Beschäftigung und den Gewinn dieser Firmen sorgen. Im Ergebnis können dann ganze Volkswirtschaften und nicht nur bestimmte Gruppen innerhalb dieser Ökonomien von der Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung betroffen sein (Samuelson 2004, S. 142). Seine Kritik erscheint wie eine prophetische Warnung vor den Umwälzungen des Jahres 2016:


    »Einmal abgesehen von der Politik und von ethischen Erwägungen, haben die meisten Handelsökonomen die drastischen Veränderungen der durchschnittlichen Haushaltseinkommen und die Unterschiede zwischen den Klassen in den USA nur unzureichend zur Kenntnis genommen. Wie in jeder Gesellschaft ist auch in Amerika vielleicht ein Drittel der Menschen nicht gut ausgebildet und nicht tatkräftig genug, um sich für anspruchsvolle Arbeitsplätze zu qualifizieren. Bei einer Masseneinwanderung vergleichbar qualifizierter Arbeitnehmer aus anderen Ländern hätten Ökonomen aus dem Mainstream einräumen müssen, dass diese einheimische Gruppe einen erheblichen Rückgang der Löhne hinzunehmen gehabt hätte, während die Zuwanderer einen nennenswerten Anstieg ihrer Löhne im Vergleich zum Heimatland hätten erzielen können« (ebd., S. 144, eigene Übersetzung).


    Die Kritik von Paul A. Samuelson weist auf eine Lücke in der Argumentation der Freihandelsbefürworter hin. Nicht alle Bürgerinnen und Bürger profitieren von einer Liberalisierung des Handels und einem gleichzeitigen Auftreten einer leistungsfähigen Konkurrenz in Form niedrig entlohnter, leistungsbereiter Arbeitnehmer in Ländern wie China. Zumindest in einer Übergangsphase leiden besonders Geringqualifizierte, die mit Arbeitnehmern in Entwicklungs- und Schwellenländern konkurrieren müssen. Diese Phase währt jedoch nicht unendlich lange.


    Samuelson verweist darauf und wiederholt sein eigenes Argument aus dem Jahr 1947: Freier Handel führt zur Angleichung der Faktorpreise. Die Effekte freien Handels gleichen jenen unbeschränkter Migration. Deshalb ist, so Samuelson 2004, freier Handel für ungelernte oder mäßig qualifizierte Arbeitnehmer eine Hiobsbotschaft, weil es in den Entwicklungs- und Schwellenländern ein riesiges Potenzial ähnlich qualifizierter Arbeitnehmer gibt. Dieser Wettbewerb führt – sofern keine anderen Veränderungen eintreten – nach Ansicht Samuelsons zu niedrigeren Löhnen in Amerika und anderen Industrieländern. Zugleich steigt das Angebot an qualifizierten Arbeitnehmern – etwa Softwareentwickler – in Entwicklungs- und Schwellenländern stark an. Dadurch entsteht Druck auf die Gehälter von gut qualifizierten Angestellten. Zwar wird der Nutzen liberalen Handels einen Teil dieser negativen Effekte kompensieren, aber eben nicht ausnahmslos und vor allem nur langfristig. Samuelson hat 2004 eine Debatte angestoßen, die sich Donald Trump im Wahlkampf des Jahres 2016 zunutze gemacht hat.


    Es gibt also einige Hinweise darauf, dass der Nutzen durch die Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung recht ungleich verteilt wird. In einer 2016 veröffentlichten Untersuchung von 25 Industrieländern stellte das Forschungsinstitut der Unternehmensberatung McKinsey fest, dass zwei Drittel aller Haushalte in diesen Ländern zwischen 2005 und 2014 stagnierende oder fallende Markteinkommen aufwiesen.47 In absoluten Zahlen waren zwischen 540 und 580 Millionen Menschen in den 25 Ländern von stagnierenden oder fallenden Realeinkommen betroffen. In der Vorperiode, zwischen 1993 und 2005, war eine solche Entwicklung die Ausnahme. In jener Phase wiesen nur 2,0 Prozent der Haushalte, etwa 10 Millionen Menschen, in den untersuchten 25 Ländern stagnierende oder fallende Einkommen auf (McKinsey 2016).


    Besonders gravierend stellt sich die Lage der Haushalte in Italien dar, wo zwischen 2005 und 2014 lediglich 3,0 Prozent der Haushalte gestiegene Markteinkommen verzeichneten. Auch in den USA (19 Prozent der Haushalte), Großbritannien (30 Prozent), Niederlande (30 Prozent) und Frankreich (37 Prozent) erwirtschaftete nur eine Minderheit der Haushalte einen Einkommenszuwachs. Schweden beweist hingegen, dass diese Entwicklung kein Naturgesetz ist. Im größten skandinavischen Land Nordeuropas wiesen zwischen 2005 und 2014 80 Prozent der Haushalte steigende Markteinkommen auf (ebd.). Zu bedenken ist allerdings, dass nach der Umverteilung durch Steuern und Sozialleistungen die Anzahl der Haushalte mit stagnierenden oder sinkenden verfügbaren Einkommen insgesamt deutlich niedriger ist und sich zwischen 20 und 25 Prozent bewegt (ebd.). Auch bei der Auswahl eines längeren Beobachtungszeitraums ändert sich das Bild nicht: In den USA sind die Einkommen von Arbeitern in den vergangenen 25 Jahren gesunken, am stärksten bei weißen Männern mit einem Abschluss an einer Oberschule oder einem geringeren Bildungsabschluss (Fukuyama 2016a, S. 60).


    Zahlreiche Wählerinnen und Wähler haben Sorgen vor der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung. Einige dieser Sorgen erscheinen vor dem skizzierten Hintergrund berechtigt. Sowohl in Europa als auch in der gesamten Weltwirtschaft sind stagnierende Realeinkommen zu beobachten, während große Unternehmen enorme Summen in Offshorefinanzplätzen verwahren, ohne dafür angemessene Steuern zu zahlen:


    »Wählern kann man nicht vorwerfen, dass sie Ängste haben. Viele erheben berechtigte Klagen. Der liberale Kapitalismus hat die Reichen begünstigt. Durchschnittseinkommen stagnieren. Die neuen Titanen des globalen Kapitalismus – Apple, Google, Amazon, Facebook – betrachten Besteuerung als eine freiwillige Abgabe« (Stephens 2016b, eigene Übersetzung).


    Der amerikanische Politikwissenschaftler Francis Fukuyama hat vor der Wahl des Jahres 2016 darauf hingewiesen, dass die amerikanische Demokratie nach einigen Dekaden schließlich doch auf das Anwachsen der Ungleichheit und die bei vielen Bürgern stagnierende Einkommensentwicklung reagierte. Die Kluft zwischen der Einkommensentwicklung einer kleinen Elite und der übrigen Gesellschaft sei in den USA über zwei Generationen hinweg gewachsen, aber erst im Wahlkampf des Jahres 2016 habe diese Entwicklung die politische Debatte geprägt (Fukuyama 2016a, S. 59).


    David Autor et al. haben sich die Frage gestellt, ob nicht der Aufstieg Chinas die Chancen der ungelernten Arbeiter in den USA auf Dauer, und nicht nur zeitweilig, verschlechtert hat. Ein Indikator hierfür ist der dramatisch gesunkene Anteil der verarbeitenden Industrie an der Beschäftigung in den USA (außerhalb der Landwirtschaft). Vom Spitzenwert von 39,0 Prozent, der 1944 erreicht wurde, sank der Anteil der Beschäftigten in der verarbeitenden Industrie auf 8,6 Prozent im Juni 2015 ab (Autor et al. 2016, S. 1f.).


    Der Aufstieg Chinas hat zu dieser Entwicklung wesentlich beigetragen. Zwischen 1990 und 2013 machten verarbeitete Produkte im Durchschnitt 88 Prozent der chinesischen Warenexporte aus (ebd., S. 7). Wie zu erwarten haben zahlreiche Unternehmen in den USA dem starken Wettbewerb aus China nicht standgehalten und die Produktion eingestellt. Anders, als gemäß der Lehrbuchmeinung zu erwarten, ist die Beschäftigung in den betroffenen Regionen aber insgesamt gefallen. Amerikanische Arbeitnehmer haben durch die chinesische Konkurrenz ihre angestammten Arbeitsplätze verloren und keine neuen Arbeitsplätze finden können (ebd., S. 37). Francis Fukuyama (2016a, S. 66) meint, die amerikanische Regierung hätte in jener Phase durchaus mit Strafzöllen drohen oder diese tatsächlich verhängen können. Eine Strafzollpolitik hätte fraglos unerwünschte Nebenwirkungen für amerikanische Verbraucher gehabt, aber sie wurde in Washington noch nicht einmal diskutiert. Die Wut der von der heutigen Form der Globalisierung Benachteiligten hat also einen realen Hintergrund.


    Nach dem Wahlsieg von Donald Trump ist zu fragen, welche Fehlentwicklungen in den USA seinen Wahlsieg begünstigt haben. Die urbanen Eliten haben die Sorgen der einfachen Menschen nicht gesehen. Für Menschen mit einem Hochschulabschluss entwickelte sich das Leben in den USA in den zurückliegenden Jahrzehnten vorteilhaft. Die Scheidungsrate in jener Gruppe ging zurück, die Kriminalität in den teureren Wohngegenden ebenso und Innenstädte wurden für die jungen, gut verdienenden Stadtbewohner zurückgewonnen. Das Internet und die sozialen Medien verschafften dieser Gruppe neue Formen von gesellschaftlichem Vertrauen und Engagement in der Gemeinschaft. Für Höherqualifizierte sind übervorsichtige Helikoptereltern ein größeres Problem als Schlüsselkinder (Fukuyama 2016a, S. 60).


    Der Wahlsieg Donald Trumps ist ganz wesentlich auf die Stimmen der weißen Wählerinnen und Wähler zurückzuführen, von denen sich viele als zunehmend gesellschaftlich benachteiligt sehen. Dieser soziale Abstieg hingegen lässt sich keineswegs nur mit dem Verlust des Arbeitsplatzes begründen. Weiße Männer ohne Hochschulabschluss schieden nicht nur in großer Anzahl aus dem Arbeitsmarkt aus, sie sind auch als Ehemänner immer weniger gefragt. Zu Beginn der 1970er-Jahre waren 90 Prozent der weißen Männer ohne Hochschulabschluss verheiratet, heute ist es nur noch die Hälfte. Der soziale Niedergang manifestiert sich darin, dass viele junge Männer heute bei ihren Eltern wohnen (von Petersdorff 2016). Es gibt also unterschiedliche Gründe für die Wut weißer Männer, aber ihren Ausdruck findet dieser Zorn in der Kritik an Freihandel und Zuwanderung.48


    Neben den negativen Folgen für von Produktionsverlagerungen Betroffene sind es aber insbesondere die Exzesse der Superreichen, die für eine Diskreditierung der Globalisierung sorgen. Dabei wird den Kritikern der Globalisierung oft vorgeworfen, populistisch zu argumentieren. Der Autor Philip Stephens ist dieser Sicht in der »Financial Times« entgegengetreten. Es sei überhaupt nichts Populistisches an der Feststellung, dass die Globalisierung es dem reichsten Prozent der Bevölkerung erlaubt habe, sich einen immer größeren Anteil des Nationalvermögens zu schnappen (Stephens 2016a). Ebenso urteilt Francis Fukuyama (2016a, S. 59), der besonders die Einkommensexzesse der extrem reichen 0,1 Prozent der amerikanischen Gesellschaft kritisch sieht.


    Die Unzufriedenheit der amerikanischen Bevölkerung wurde unter anderem vom immer kleiner werdenden Beitrag der Unternehmen zur Finanzierung des Staatshaushalts verstärkt. Erfolgreiche amerikanische Unternehmen wie Apple und Google haben einen großen Teil ihrer Profite in Offshorefinanzplätzen geparkt. Es handelt sich um einen stattlichen Betrag: 2.000 Milliarden US-Dollar, was etwa der Hälfte des US-Bundeshaushalts des Jahres 2016 entspricht. Anders ausgedrückt: Die im Ausland der Besteuerung entzogenen Gewinne machen mehr als das Vierfache der in den USA im Jahr 2016 auf Bundesebene erwarteten Unternehmenssteuern aus (473 Milliarden Dollar).


    Beliefen sich die Unternehmenssteuern in den USA Anfang der 1950er-Jahre noch auf 5,9 Prozent des BIP, waren es 2013 gerade noch 1,6 Prozent (Plender 2015). Vor allem kleinere Unternehmen tragen wegen der Steuervermeidungsstrategien der großen Konzerne eine überproportional hohe Steuerlast. Würden die Unternehmenssteuern auf den Mittelwert zwischen diesen beiden Werten, also auf 4,3 Prozent des BIP, angehoben, stünden Washington zusätzliche Steuereinnahmen in Höhe von rund 450 Milliarden Dollar pro Jahr zur Verfügung. Diese Rechnung ist aber hypothetisch, weil die Politik in den USA zumindest vor einer Verschärfung der Steuererhebung zurückschreckte und von der Regierung Trump weitere Steuersenkungen zu erwarten sind.


    Das Problem der zu geringen Besteuerung von großen Unternehmen ist selbstverständlich nicht auf die USA beschränkt. Die Duldung mehrerer Steuerparadiese innerhalb der EU (Irland, Luxemburg, Niederlande) sorgt auch in Europa für Verdruss. Die EU wird daher, ebenso wie die etablierte Politik in Washington, von enttäuschten Bürgerinnen und Bürgern als Projekt von Eliten wahrgenommen, die für Konzerne, aber nicht für die einfachen Menschen kämpfen.


    Die vergleichsweise niedrigen Steuern auf Unternehmensgewinne haben zur Hortung von Liquidität durch Firmen geführt. Das Ergebnis ist auch eine geringere Nachfrage nach Krediten. Der Unternehmenssektor war in Phasen höheren Wirtschaftswachstums ein Nettoschuldner der privaten Haushalte. In einigen OECD-Ländern hat sich dies geändert: Unternehmen treten als Nettogläubiger des Staates auf. Wollte man die Nachfrage in diesen Ländern nachhaltig stärken, müssten, so John Plender in der »Financial Times«, die Einkommen der privaten Haushalte zulasten der Unternehmen angehoben werden. Bleibt dieser Schritt aus, werden private Haushalte wenig konsumieren und große Unternehmen weiterhin auf ungenutzten Bargeldreserven sitzen (Plender 2015). Diese Gedankenkette zeigt auch, dass die heute in Europa und den USA verfolgte Nullzinsgeldpolitik am Kern des Problems vorbeigeht: Zahlreiche Unternehmen haben zu viel, nicht zu wenig Liquidität. Zur Ankurbelung der Wirtschaft wäre nach dieser Lesart in erster Linie eine steuerliche Umverteilung von den Unternehmen zu den Konsumenten wichtig.


    Es zeigen sich also einige Fehlentwicklungen, die der Korrektur bedürfen. Aber die grundsätzlich positive Wirkung internationaler Arbeitsteilung sollte dabei nicht aus dem Auge verloren werden. Genau dies ist allerdings in den vergangenen Jahren geschehen. Seinen Ausdruck findet diese generelle Skepsis gegenüber liberalem Handel in der heftigen Kritik, die an der WTO geübt wird.49 Diese Schmähungen der multilateralen Handelsordnung haben die politische Unterstützung für eine liberale Handelsordnung reduziert. Der WTO gingen die Freunde aus.


    3.3 Die Krise der WTO


    Das GATT und die WTO waren unter maßgeblicher Beteiligung der USA geschaffen worden, um die bilateralen Handelsverträge des 19. Jahrhunderts und der 1930er-Jahre in einen multilateralen Rahmen zu transformieren (Wolf 2004, S. 74). Die USA hatten nicht nur ökonomische Motive, sondern wollten mit der Schaffung eines offenen Handelsregimes ihre politische Einflusssphäre stabilisieren.


    Für die Regulierung des Waren- und Dienstleistungshandels sind globale, multilaterale Regeln allerdings vor allem aus Sicht der Schwachen sinnvoll. Sie mehren zugleich den Wohlstand aller beteiligten Volkswirtschaften. Sowohl die wirtschaftswissenschaftliche Theorie als auch die Geschichte der Handelsregime unterstreicht die Gültigkeit dieser Einschätzung. Es ist also umso bedauernswerter, dass das Bekenntnis zur multilateralen Handelsordnung immer mehr abnimmt und durch bilaterale sowie regionale Handelsabkommen verdrängt wird. Die WTO muss seit einigen Jahren mit starkem Gegenwind kämpfen, vor allem, weil die USA und einige wenige andere Akteure den Abschluss der Doha-Runde verhindern. Arvind Subramanian vom Washingtoner Peterson Institute warnt, dass die multilaterale Handelsordnung bald Geschichte sein könnte und durch ein System von Präferenzhandelsabkommen ersetzt wird.50


    Der amerikanische Politikwissenschaftler Miles Kahler sprach eine ganz ähnliche Warnung aus. Sollte, so fragte Kahler, nach 80 Jahren die Zeit für alle drei großen Institutionen globaler Regulierung abgelaufen sein? Haben demnach weder die WTO noch der IWF oder die Weltbank eine Zukunft? Dabei sieht Kahler nicht das Risiko der Abschaffung der drei Institutionen, sondern deren allmähliches Absinken in die Irrelevanz. Wichtige Akteure in den internationalen Beziehungen würden Koalitionen außerhalb der etablierten Institutionen schmieden und ihre Interessen effektiver außerhalb dieser Organisationen verfolgen (Kahler 2016, S. 5). Ian Goldin (2013, S. 3) sieht Institutionen der globalen Regulierung ebenfalls am Scheideweg, weil es keine Lösungen in wichtigen Sachfragen gibt.


    Die skeptischen Erwartungen von Kahler und Goldin sind auf den ersten Blick überraschend. Die WTO erscheint nach wie vor attraktiv für manche Staaten – Afghanistan ist im Juli 2016 als 164. Mitglied beigetreten –, doch hat sie bei ihren früheren Hauptunterstützern stark an Bedeutung verloren. Wichtige Staaten haben sich von der WTO ab- und bilateralen Abkommen zugewandt.51 Sämtliche OECD-Länder entscheiden sich seit gut fünfzehn Jahren für Alternativen, die ihren Interessen scheinbar besser entsprechen. Die Rede ist hier von Präferenzhandelsabkommen. Doch diese Abkommen machen internationale Handelsbeziehungen komplexer und werden nicht zu einer Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung beitragen.52


    Der Kieler Ökonom Rolf Langhammer hat darauf aufmerksam gemacht, dass sich innerhalb der supranationalen Regelwerke eine Differenzierung gebildet hat: Uniforme Regeln sind ins Hintertreffen geraten, universale Regeln sind auf dem Vormarsch. Die Unterscheidung ist einfach: Uniforme Regeln gelten für alle Akteure in gleichem Maße, während universale Regeln zwar weltweit gelten, aber nach Akteuren unterscheiden und versuchen, ungleiche Partner ungleich zu behandeln (Langhammer 2011). Ein bekanntes Beispiel für diese Differenzierung ist die Sonderbehandlung von Entwicklungsländern in der WTO. Diese Gruppe hat die gleichen Rechte, aber weniger Verpflichtungen als die Industrieländer. Durch die Zunahme von Regelwerken, die durch Verteilungseffekte Ungerechtigkeit beseitigen wollen, sinkt deren Attraktivität für die Nichtbegünstigten. Diese Beobachtung trifft auch auf die WTO zu.


    Häufig werden die Probleme bei der Weiterentwicklung der WTO als Begründung für die Zunahme der Präferenzhandelsabkommen genannt. In der Doha-Runde haben sich die Strategien der Mitgliedsländer im Laufe der Jahre geändert. Die Verhandlungsstrategie der USA war von Anfang an umstritten. Zu Beginn der Doha-Runde schlug die Regierung von George W. Bush die vollständige Abschaffung aller Zölle auf Industrie- und Konsumgüter vor. Das war ein couragierter Vorschlag, der von Entwicklungs- und Schwellenländern erwartungsgemäß zurückgewiesen wurde.53 Aber war der Vorschlag nicht nur ein Bluff? Es ist schwierig, die Aufrichtigkeit des Vorschlags von Bush zu bewerten. Aber in der Handelspolitik der USA spielten protektionistische Perspektiven stets eine wichtige Rolle.


    Auch Präsident Obama hat immer wieder die Bedeutung von »fairem« Handel betont und damit moderate Schutzmaßnahmen gegen »unfaire Händler« gerechtfertigt. Sein Nachfolger Trump stellte die Kritik an »unfairem« Handel in den Mittelpunkt des Wahlkampfs. Seine demokratische Konkurrentin äußerte sich etwas moderater, aber keineswegs Freihandel unterstützend. Hillary Clinton meinte zu Beginn des Wahlkampfs, dass jedes Handelsabkommen Arbeitsplätze schaffen, für steigende Löhne und höheren Wohlstand sorgen und zudem noch die Sicherheit der USA gewährleisten müsse. Mit dieser Politik verfolgte Clinton eine moderat protektionistische Linie, die die Demokraten ab den 1930er-Jahren vertraten (Roberts und Siddiqui 2015).


    Einige Optimisten argumentierten, dass die WTO bereits nach dem erfolgreichen Abschluss der Handelskonferenz auf Bali im Dezember 2013 wieder an Bedeutung gewonnen habe. Der Unwillen der Mitgliedsstaaten, das multilaterale Handelssystem weiterzuentwickeln, habe in Bali ein Ende gefunden. Die WTO würde wieder zu der Stärke zurückfinden, die sie im ersten Jahrzehnt nach ihrer Gründung im Jahr 1995 auszeichnete. Vermutlich war der damalige Optimismus übertrieben: In Bali wurden unstrittige Themen behandelt, die schwierigen Fragen hingegen ausgeklammert (Dieter 2014b). Erleichterungen bei der Zollabfertigung (der wichtigste Teil des Bali-Abkommens) sind fraglos sinnvoll, aber alles in allem waren die Bali-Beschlüsse nicht viel mehr als eine »tropische Liebelei« (Donnan 2014).


    Auch bei der bisher letzten WTO-Ministerkonferenz im kenianischen Nairobi im Dezember 2015 wurde der kritische Zustand der WTO deutlich: Nur wenige Länder unterstützten das in Bali vereinbarte Abkommen zur Beschleunigung der Zollabfertigung im Warenhandel. Bis Anfang Dezember 2015 hatten erst 56 Länder das Abkommen ratifiziert. Für das Inkrafttreten wäre jedoch mehr als die doppelte Anzahl an Unterzeichnerstaaten erforderlich.54


    Am deutlichsten gingen im Vorfeld die Positionen hinsichtlich des Abschlusses der Doha-Runde auseinander. Einige OECD-Länder, darunter die USA, die EU und Japan, sträubten sich gegen eine Wiederholung der Forderung, die Doha-Runde müsse abgeschlossen werden. Stattdessen verlangte die Gruppe zum einen die Fortsetzung der Gespräche in einem neuen Format. Gefordert wurde eine Abkehr vom single undertaking, also jenem Ansatz, in dem nichts vereinbart ist, bevor nicht alles unter Dach und Fach gebracht ist. Zum anderen drang diese Industrieländergruppe auf die Behandlung neuer Themen. Das zweite Lager bestand aus den großen Schwellenländern und wurde u.a. von China, Indien und Indonesien angeführt. Deren Argument war, keine Verhandlungen zu neuen Themen anzufangen, bevor das alte Mandat nicht abgeschlossen ist.


    Wie ernst es den Befürwortern eines neuen Ansatzes war, machte der US-Handelsbeauftragte Michael Froman noch vor der Konferenzeröffnung in einem Beitrag für die »Financial Times« deutlich. Froman behauptete, die Doha-Runde sei gescheitert und die Welt müsse sich von den Beschränkungen (strictures) von Doha befreien. Explizit verwies er auf den Abschluss der Verhandlungen zur Transpazifischen Partnerschaft (TPP) und die geplante Schaffung der TTIP. Es zeige sich, so Froman, dass bilaterale und plurilaterale Abkommen funktionieren würden. Nur der Multilateralismus stecke fest (Froman 2015, S. 9). In der Europäischen Kommission wurde mit Stirnrunzeln quittiert, dass Froman die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström kurzerhand zu seiner Unterstützerin erklärte, ohne sie zuvor konsultiert zu haben.


    Froman blendete den Beitrag der USA zum beklagenswerten Zustand der Doha-Runde geflissentlich aus. Der US-Ökonom Timothy Wise widersprach Froman in einem Beitrag für die in Nairobi erscheinende Zeitung »The Standard«. Die USA würden Positionen vertreten, die für den Stillstand der Doha-Runde überhaupt erst verantwortlich seien. Insbesondere weigerten sich die USA seit Jahren, Subventionen im Agrarbereich im Allgemeinen und besonders für Baumwolle abzubauen (Wise 2015, S. 61). Entwicklungsländer warten seit dem Abschluss der Uruguay-Runde auf entschlossene Schritte der Industrieländer – nicht nur der USA – in diesem Bereich, wurden aber immer wieder vertröstet.


    Doch warum haben sich die Staaten dieser Welt von der multilateralen Ordnung abgewendet? Hierfür gibt es zahlreiche Erklärungen. Die wichtigste ist vermutlich der Stillstand der Doha-Runde: Nur noch wenige Beobachter glauben an einen erfolgreichen Abschluss. Dabei ist die Frage nach Henne und Ei schwer zu beantworten: Wenden sich viele Länder von der WTO ab, weil die Doha-Runde gescheitert ist; oder ist die Doha-Runde gescheitert, weil sich viele Länder von der WTO abgewendet haben? Die G20 konnte diese Entwicklung trotz regelmäßiger Betonung der Bedeutung der WTO jedenfalls nicht verhindern. Dieser Makel hat die Glaubwürdigkeit der G20 entscheidend geschwächt (Frieden et al. 2012, S. 63).


    Es hat sich deutlich gezeigt, dass es ein gravierender Fehler des damaligen WTO-Generaldirektors Mike Moore war, die Doha-Runde bei der Eröffnung im Jahr 2001 als »Entwicklungsrunde« zu bezeichnen. Dies hatte zwei beinahe als tragisch zu bezeichnende Konsequenzen. Erstens verloren die früheren Unterstützer der multilateralen Ordnung, in Deutschland beispielsweise der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), das Interesse an Doha und zeigten sich desinteressiert an der Runde. Zweitens stiegen die Erwartungen der Entwicklungs- und Schwellenländer deutlich an. Diese wichtige Ländergruppe sah nun Nachholbedarf und formulierte weitreichende Erwartungen an die Doha-Runde.


    Gleichzeitig veränderte sich aber die Perzeption hinsichtlich der weltwirtschaftlichen Entwicklung sowie in Bezug auf die Rolle der Schwellenländer vor allem in den OECD-Ländern. 2001 begannen nicht nur die Verhandlungen zur Doha-Runde, sondern zugleich trat China der WTO bei. Seitdem hält der wirtschaftliche Höhenflug Chinas an und viele Menschen in den OECD-Ländern sehen ihre Zukunft durch das wirtschaftliche Erstarken der Schwellenländer gefährdet. Selbst in Deutschland, fraglos eine wettbewerbsfähige Volkswirtschaft, waren vor gut zehn Jahren Zweifel im Hinblick auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Landes zu beobachten. In anderen Ländern der EU, vor allem aber in den USA, halten diese Zweifel hinsichtlich der Konkurrenzfähigkeit der eigenen Unternehmen an.


    Im Vorfeld der Ministerkonferenz von Nairobi wurde abermals über ein sehr altes Problem, die Subventionen für den Baumwollanbau, diskutiert. Bereits bei der Ministerkonferenz in Hongkong im Jahr 2005 war ein Abbau der Subventionen beschlossen worden. Die Subventionen für den Baumwollanbau waren auch Gegenstand eines Streitschlichtungsverfahrens in der WTO. Die USA verloren dieses und einigten sich im Jahr 2014 mit Brasilien, dem Kläger, auf eine Zahlung von 300 Millionen US-Dollar an das brasilianische Institut für Baumwollforschung. Seitdem haben die USA ihre Subventionspolitik modifiziert, aber nicht vollständig aufgegeben.55 Vor Beginn der Verhandlungen von Nairobi verknüpften die USA den weiteren Abbau von Baumwollproduktionssubventionen mit Fortschritten bei den Verhandlungen zu allgemeinen Agrarsubventionen und haben so eine breite Koalition von Befürwortern einer protektionistischen Agrarhandelspolitik geschaffen, die nun die Interessen der amerikanischen Bauern schützt.


    Vor dem Hintergrund niedriger Erwartungen wurden die Ergebnisse der Ministerkonferenz von Nairobi von vielen Beobachtern zum Teil begeistert gefeiert. Die chinesische Delegation nannte Nairobi einen »großen, großen Sieg«. Die Konferenz werde historische Bedeutung haben und sei ein wichtiger Schritt zur Förderung von Entwicklung.56 Bei Lichte betrachtet, waren die erreichten Ergebnisse aber kein großer Wurf. Zwei Punkte sind zentral: Exportsubventionen im Agrarsektor sind seitdem verboten und im Handel mit Gütern der Informationstechnologie wurde ein plurilaterales Abkommen erneuert.


    Das in Nairobi beschlossene Verbot von Exportsubventionen im Agrarbereich ist fraglos ein Erfolg. Seit Langem war klar, dass diese Art von staatlichen Zahlungen an Landwirte eine besonders handelsverzerrende Wirkung hat. In Hongkong vereinbarten die damaligen Handelsminister 2005, die Regeln für den Agrarhandel jenen für Industriegüter anzupassen: Dort sind Exportsubventionen schon lange verboten. Mit unmittelbarer Wirkung wurde ein Verbot von Exportsubventionen für Baumwolle aus Industrieländern beschlossen. Auch Entwicklungsländer müssen von 2017 an diese Subventionierung von Baumwolle beenden.


    So erfreulich diese Beschlüsse erscheinen mögen, sie können nicht darüber hinwegtäuschen, dass Produktionssubventionen in der Landwirtschaft noch immer möglich sind. Industrieländer können weiterhin ihre Bauern mit massiven staatlichen Zahlungen fördern, ohne dass dies einen Verstoß gegen WTO-Regeln darstellen würde. Nach wie vor sind die Industrieländer nicht bereit, auf diese Maßnahmen zum Schutz der einheimischen Landwirtschaft zu verzichten. Subventionierte Lebensmittel aus europäischer oder amerikanischer Produktion können weiterhin in Entwicklungsländern angeboten werden. Lediglich die gezielte Subventionierung für den Export ist seit Nairobi verboten.


    Den Handelsministern waren die negativen Effekte der zahlreichen Freihandelsabkommen wichtig genug, um in Nairobi die Analyse der Nebenwirkungen zu beschließen. Untersucht werden sollen die systemischen Effekte der Abkommen. Dies tut not: Es ist noch nicht abschließend geklärt, ob die multilaterale Ordnung durch die zahlreichen neuen Freihandelsabkommen Schaden nehmen wird. Optimisten hoffen zwar immer noch, dass die heutigen Abkommen Bausteine einer neuen Handelsordnung sein werden. Skeptiker erwarten indes eine Unterminierung der multilateralen Ordnung, vor allem durch die Megaregionalabkommen TTIP und TPP.


    Einige Journalisten begrüßten mit zynischem Unterton den Ausgang der Verhandlungen von Nairobi. Die »Financial Times« etwa stellte fest, die Doha-Runde sei nach langem, melodramatischem Todeskampf beerdigt worden. Der vorige, komatöse Zustand sei schlimm gewesen. Die Wirtschaftszeitung ging sogar so weit, die Verhandlungen zur Doha-Runde als eine der langwierigsten Possen der internationalen Politik zu bezeichnen.57 Zwar sei der weitere Weg der WTO unklar, aber mit dem Ende von Doha könne der Multilateralismus nun auf ein neues Fundament gestellt werden.


    Übersehen wird bei dieser wohlwollenden Zustandsbeschreibung zweierlei: Erstens würde ein Abbruch der Doha-Runde den Druck auf protektionistische Staaten, ihre Handelspolitik zu liberalisieren, nehmen. Viele Staaten weisen auch nach vielen Schritten der Liberalisierung noch nennenswerte Reste wettbewerbsfeindlicher Handelspolitiken auf. Zwei Beispiele von vielen: Erstens erheben die USA für die Hälfte des Fahrzeugmarkts – immerhin 8 Millionen Einheiten pro Jahr – einen Schutzzoll von 25 Prozent und verhindern damit Importe nahezu vollständig.58 Ebenso irritierend ist das seit 1920 bestehende Verbot, in der amerikanischen Binnenschifffahrt im Ausland hergestellte Schiffe einzusetzen. Die USA sind mit derartigen Praktiken allerdings keineswegs eine Ausnahme. Zweitens würde ein endgültiger Verzicht auf die Doha-Runde bewirken, dass innenpolitisch die Durchsetzung von Liberalisierungsmaßnahmen schwerer werden würde.


    Der britische Ökonom und Journalist Martin Wolf hat die Kritik an der WTO als übertrieben, wenn nicht gar als fehlgeleitet beschrieben. Die WTO sei kein Tyrann, sondern schwach. Sie sei nicht undemokratisch, sondern ihre Regelwerke seien der Ausdruck demokratischer Entscheidungsprozesse. Ohne die WTO könnten die großen Mächte ihre Interessen noch unverblümter durchsetzen, als sie das ohnehin schon tun (Wolf 2004, S. 78).


    3.4 Die neue Konkurrenz: diskriminierende Präferenzhandelsabkommen


    Präferenzhandelsabkommen haben in der handelspolitischen Diskussion immer für Kontroversen gesorgt. Besonders schwer wiegen die politischen Nachteile der heute vielen Hundert Präferenzhandelsabkommen. Die Nachkriegshandelsordnung basierte auf einem Konzept, das in den 1940er-Jahren entwickelt worden war. Zentrales Prinzip ist die Nichtdiskriminierung von Ländern: In der Meistbegünstigungsklausel, dem Artikel 1 des GATT-Vertrages von 1947, wurde die Diskriminierung von Staaten ausgeschlossen: Zwei Länder, die eine Liberalisierung des Handels vereinbarten, mussten diese Maßnahmen allen anderen Ländern zugutekommen lassen. Nach den desaströsen Erfahrungen der 1930er-Jahre, in denen der Welthandel drastisch zurückgegangen und protektionistische regionale Blöcke entstanden waren, wollten die Architekten der Nachkriegswirtschaftsordnung unbedingt verhindern, dass Präferenzhandelsabkommen erneut den internationalen Handel prägen.


    Dies ist nicht gelungen. Heute prägt ein »Wildwuchs« an bilateralen und regionalen Handelsabkommen die Weltwirtschaft (Langhammer 2011). Der WTO ist es weder gelungen, die seit dem Jahr 2001 laufende Doha-Verhandlungsrunde abzuschließen, noch kann sie das Erstarken der systemischen Konkurrenz durch Präferenzhandelsabkommen verhindern. Diese neuen Abkommen – meist als Freihandelsabkommen bezeichnet – unterminieren die Nachkriegshandelsordnung und deren zentrales Element, die sogenannte Meistbegünstigungsklausel. Dort wurde festgelegt, dass Handelserleichterungen zwischen zwei Mitgliedsländern (damals contracting parties genannt) automatisch allen Ländern zugutekommen. Eine Diskriminierung zwischen Freund und Feind – so prägend in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen der 1930er-Jahre – sollte damit ausgeschlossen werden. Allerdings gibt es in Artikel 24 eine Ausnahme von Artikel 1. Dort werden Freihandelszonen und Zollunionen als Ausnahme von der Meistbegünstigungsklausel erlaubt.


    Der Widerstand gegen die neuen Abkommen, die häufig gepriesen werden als Goldstandard (TTIP) oder als Abkommen des 21. Jahrhunderts (TPP), resultiert gerade aus diesen über die Liberalisierung des Handels hinausgehenden Regulierungen. Die neuen Abkommen vereinheitlichen Normen und Standards, verschärfen den Schutz geistigen Eigentums, schränken die Sicherheit von Daten ein und stärken die rechtliche Stellung von ausländischen Investitionen. Dies sind jedoch Bereiche, die weit in die politischen und kulturellen Präferenzen von Gesellschaften eingreifen (Stephens 2016a). Unterscheidet man die einzelnen Elemente der Präferenzhandelsabkommen, ist es durchaus plausibel, sich für Freihandel und etwa gegen TTIP auszusprechen.


    Häufig werden diese Abkommen als Freihandelsabkommen bezeichnet, aber dies führt in die Irre: Liberalisiert wird nur der Handel zwischen den teilnehmenden Volkswirtschaften, während die übrigen Länder der Weltwirtschaft ausgeschlossen bleiben. Es erscheint daher sinnvoller, diese Abkommen als Präferenzhandelsabkommen zu bezeichnen: Die teilnehmenden Länder gewähren sich wechselseitig handelspolitische Präferenzen. Eine Liberalisierung der jeweiligen Handelspolitik kann mit diesen Abkommen verbunden sein, aber sehr häufig ist eine weitreichende Senkung des Schutzniveaus für die einheimische Wirtschaft gar nicht intendiert.


    Schon in den 1930er-Jahren – dem Jahrzehnt der wirtschaftlichen und politischen Blockbildung – diskutierten Ökonomen das Für und Wider von Präferenzhandelsabkommen. Der österreichische Ökonom Gottfried Haberler, der von 1936 bis 1971 in Harvard lehrte, hat sich in seinem Standardwerk zum internationalen Handel mit den Folgen dieser Abkommen beschäftigt. Er stellte zu Recht fest, dass die bei der Diskussion häufig verwendete militärische Sprache für das Verständnis der internationalen Wirtschaftsbeziehungen vollkommen ungeeignet ist:


    »Die Militärsprache, Ausdrücke wie ›Wirtschaftsfront‹, ›Verteidigungsstellung‹, usw. sind denkbar unzweckmäßig für die Analyse der Probleme des internationalen Handels und der zwischenstaatlichen Arbeitsteilung, weil durch sie immer wieder die grundfalsche merkantilistische Vorstellung geweckt wird, daß der Gewinn des einen Landes notwendig einen Verlust des anderen darstelle. Es wird dadurch […] der Eindruck suggeriert, als ob die Front des wirtschaftlichen Interessengegensatzes immer zwischen zwei Ländern verlaufe, während sie in Wahrheit zwischen verschiedenen Interessengruppen innerhalb jedes Landes liegt« (Haberler 1933, S. 283, Hervorhebung im Original).


    Auch heute werden gerade die Megaregionalabkommen wieder mit dieser gleichsam militärischen Logik begründet (vgl. hierzu Abschnitt 3.6).


    Ab den 1960er-Jahren galten regionale Abkommen, zumeist als regionale Integration bezeichnet, vorwiegend als ein wirtschaftspolitisches Instrument für Entwicklungs- und Schwellenländer.59 In der ersten Welle regionaler Integration wurde das Konzept mit großen Erwartungen begrüßt und stellte sich als wichtiger Baustein einer erfolgreichen Entwicklungsstrategie heraus. Durch die Vergrößerung des Binnenmarkts sollten auch kleine Ökonomien sogenannte Skaleneffekte in der Produktion erreichen. Damit ist gemeint, dass durch Massenproduktion die Kosten pro hergestellter Einheit sinken. Regionale Integration sollte ein zentrales Element einer wirtschaftspolitischen Strategie sein und Entwicklungsländern die Annäherung an den Weltmarkt ermöglichen.


    In der Wirtschaftswissenschaft werden die Folgen von Freihandelszonen und Zollunionen seit den 1930er-Jahren intensiv diskutiert. Zwei klassische Beiträge zu diesem Thema stammen von Jacob Viner und James Edward Meade. Grundsätzlich wird von beiden konstatiert, dass Freihandelszonen und Zollunionen positive, handelsschaffende Wirkungen haben können, es aber Verzerrungen und (negative) Handelsumlenkungen geben kann.


    Handelsschaffung bezeichnet den Ersatz von teureren inländischen Produkten durch preiswertere Güter aus den anderen Ländern des Integrationsraumes. Die mit dieser Anpassung einhergehende Spezialisierung der Produktion im Integrationsraum bewirkt nicht nur eine effizientere Faktorallokation, sondern hat für die Wirtschaftssubjekte der Mitgliedsländer insgesamt positive Auswirkungen.


    Handelsumlenkung, die auch als -ablenkung bezeichnet wird, ist indes wohlfahrtsmindernd. Dabei erfolgt nämlich die Ersetzung eines Produkts aus einem kostengünstigen Drittland durch das eines weniger kostengünstigen, aber durch den Zollabbau bevorzugten Integrationspartners. Die Schaffung einer Freihandelszone oder Zollunion hat dann wohlfahrtsmindernde Effekte, weil das Gut nicht vom günstigsten Anbieter bezogen wird, sondern vom günstigsten Anbieter im Integrationsgebiet. Dies ist sowohl für das betreffende Drittland als auch für das Importland nachteilig. Handelsumlenkung bezeichnet also die negativen Wohlfahrtswirkungen von supranationaler regionaler Integration (Viner 1950, S. 51f.; Meade 1955, S. 32).60


    Für liberale Ökonomen wie Gottfried Haberler (1933, S. 284) gibt es aber keinen Grund, Zollunionen der umfassenden Liberalisierung vorzuziehen:


    »Es ist ein protektionistischer Irrglaube, dass eine Zollunion irgendwelche Vorteile bringt, die durch eine allgemeine Beseitigung der Zölle nicht in noch größerem Maße erreicht werden können.«


    Viner und Meade betrachteten freilich keine Freihandelszonen, sondern Zollunionen. Freihandelszonen sind heute jedoch sehr viel verbreiteter als die aus handelspolitischer Sicht liberaleren Zollunionen. Bei der Betrachtung der positiven wie negativen Effekte wird allerdings zwischen beiden häufig nicht unterschieden. Die amerikanische Ökonomin und frühere IWF-Direktorin, Anne O. Krueger, machte aber darauf aufmerksam, dass es infolge von Ursprungsregeln sehr unterschiedliche Effekte dieser beiden Formen der Handelsintegration geben kann. Krueger (1993, S. 2) argumentierte, dass Freihandelszonen eine protektionistische Tendenz innewohnt, die Zollunionen fehlt. Deutlich problematischer als Zollunionen sind Freihandelszonen vor allem wegen der deutlich komplexeren Bestimmung des Warenursprungs, die in Abschnitt 3.5 untersucht werden.


    In den 1960er- und 1970er-Jahren waren es – neben den sechs Volkswirtschaften der EWG – vor allem Entwicklungsländer, die auf Freihandelsabkommen setzten. Heute hat sich das Bild allerdings deutlich gewandelt. Präferenzhandelsabkommen werden im 21. Jahrhundert von den größten Volkswirtschaften genutzt. Die USA, die EU, China und Japan haben ihre Außenwirtschaftsstrategien revidiert und setzen heute auf regionale Abkommen. Besonders deutlich wird der Wandel der handelspolitischen Strategien in Asien. Ende 2016 waren dort 147 Freihandelsabkommen in Kraft, ein Zuwachs von 80 Prozent innerhalb einer Dekade. Weitere 68 Abkommen werden gegenwärtig verhandelt.61


    Die wichtigste Konsequenz dieser Entwicklung ist die Schwächung der WTO, die durch die große Anzahl neuer Präferenzhandelsabkommen an Bedeutung verliert und in die Irrelevanz abzugleiten droht. Zugleich ist heute viel von dem Optimismus, der viele Präferenzhandelsabkommen anfangs begleitet hat, verschwunden. In Australien etwa ist zehn Jahre nach dem Abschluss des Präferenzhandelsabkommens mit den USA (Australia-United States Free Trade Agreement – AUSFTA) kaum noch Begeisterung zu beobachten. Der wirtschaftliche Nutzen des AUSFTA ist nur begrenzt, während die Kosten hoch ausfallen (Armstrong 2015). Die administrative Komplexität des AUSFTA, vor allem der Zwang zur Dokumentation des Warenursprungs als Voraussetzung für zollfreien Zugang zum jeweils anderen Markt, hat den ökonomischen Nutzen geschmälert. Außerdem schützen die USA weiterhin ihren Agrarsektor, was die Vorteile für die australische Wirtschaft weiter reduziert (Drysdale 2015).


    Heute hat die multilaterale Handelsordnung längst an Relevanz verloren. Anfang 2017 sind bereits 433 Freihandelszonen und Zollunionen in Kraft, während bei 200 weiteren Vorhaben die Verhandlungen noch laufen.62 Der als Ausnahme von der Meistbegünstigungsklausel vorgesehene Artikel 24 des GATT-Vertrages ist inzwischen zum Normalfall geworden. Die großen Industrieländer sind heute die Haupttreiber bei der Unterminierung der multilateralen Handelsordnung geworden. Die USA und die EU, aber auch China und Japan sind in einen Wettlauf um Macht und Einfluss eingestiegen. Russland versucht ebenfalls, durch handelspolitische Maßnahmen seinen Einfluss zu stärken, wenngleich bislang mit wenig Erfolg.


    Jenseits von Fragen politischer Einflusssphären stellen sich simple ökonomische Fragen nach dem Nutzen vieler Abkommen. So lässt diesbezüglich das im Jahr 2016 intensiv diskutierte europäisch-kanadische Abkommen viele Fragen offen. Die Zölle im Handel zwischen Europa und Kanada sind heute bereits sehr gering. Kanada erhebt einen durchschnittlichen Zoll von 2,3 Prozent auf alle Importe; die EU verzollt Importe aus Kanada gar nur mit 1,0 Prozent. Höher sind die Zölle in einigen Bereichen, etwa auf Autoimporte in Kanada (6,1 Prozent) und Lastwagen (5,2 Prozent) sowie auf Edelgasimporte in die EU (3,1 Prozent) (Aichele und Felbermayr 2014, S. 23f.). Bedenkt man zudem, dass Exporteuren durch den Zwang zur Dokumentation der Herkunft der Waren Kosten entstehen, die den Nutzen der Zollsenkungen reduzieren, wird das ganze Vorhaben wenig plausibel.


    Stets wird CETA als »modernes« Abkommen bezeichnet. Ganz und gar nicht modern sind aber die opaken Ursprungsregeln, die den Unternehmen zugemutet werden. Etwa 8 Prozent des gesamten Vertragswerks – auf 130 von 1.634 Seiten – nehmen die Regelungen zum Warenursprung ein (ebd., S. 29). Handel wird damit nicht erleichtert, sondern administrativ erschwert.


    Eine Erklärung für das große Interesse der EU-Kommission an der Realisierung des Abkommens gibt es aber durchaus. CETA wäre das erste Abkommen, in dem nicht die einzelnen Mitgliedsstaaten Investitionsschutzabkommen abschließen, sondern die gesamte EU. Mit CETA würde also eine Vergemeinschaftung von in den Mitgliedsstaaten entstehenden politischen Risiken erfolgen (ebd.). Hier entsteht ein Haftungsrisiko, ohne dass es eine Kontrolle über Maßnahmen der einzelnen EU-Staaten geben würde. Sollte beispielsweise Deutschland ein Gesetz zum Ausstieg aus der Kohleverstromung beschließen, das einen kanadischen Konzern negativ betrifft, müssten alle anderen EU-Staaten gemeinsam mit Deutschland den wirtschaftlichen Schaden begleichen. Die EU-Kommission sieht dies naturgemäß genau andersherum und ist mit CETA dem Ziel der Begründung einer europäischen Haftungsunion ein Stück näher gekommen.


    In einigen anderen bereits implementierten Abkommen finden sich bemerkenswerte Regulierungen, die Ausdruck der Macht der USA sind, aber keine Verbindung zum Warenhandel haben. In den Abkommen mit Chile und Singapur etwa wurden Beschränkungen des Kapitalverkehrs verboten – obwohl dies mit Waren- und Dienstleistungshandel nichts zu tun hat (Bhagwati 2003, S. 12). Der Zugang zum amerikanischen Markt wurde genutzt, um Länder wie Chile zu einer Änderung ihrer Finanzpolitik zu zwingen: Ohne die Aufhebung der Beschränkungen des Kapitalverkehrs hätte Chile auf das Freihandelsabkommen mit den USA verzichten müssen.


    Das Beispiel Chile zeigt sehr deutlich, welche Nachteile Entwicklungs- und Schwellenländer bei großen Freihandelsabkommen mit mächtigen Staaten wie den USA oder der EU in Kauf nehmen müssen. Chile war nach der Liberalisierung seiner Finanzmärkte von mehreren Finanzkrisen getroffen worden. Die Politik des Landes wollte die Risiken erneuter Instabilität dämpfen und verfügte eine sogenannte Bardepotpflicht für Kapitalzuflüsse (encaje). Mit dieser Maßnahme sollten drei Ziele erreicht werden: die Sicherung der Unabhängigkeit der Geldpolitik, die Verhinderung einer zu starken Aufwertung der chilenischen Währung und die Begrenzung der kurzfristigen Verbindlichkeiten chilenischer Schuldner (Nadal-De Simone und Sorsa 1999, S. 5).


    Ab Juni 1991 mussten zunächst 20, von Mai 1992 an 30 Prozent einer Kreditaufnahme im Ausland oder einer im Ausland aufgelegten Anleihe zinslos bei der Zentralbank hinterlegt werden (Carrière-Swallow und García-Silva 2013, S. 8f.). Letztlich ist eine Bardepotpflicht eine Steuer auf Kreditaufnahmen im Ausland. Im Juni 1998 erfolgte eine Senkung auf 10 Prozent, im September 1998 wurde die Bardepotpflicht auf 0 Prozent reduziert; die Anwendung wurde also zunächst ausgesetzt.


    Mithilfe der Bardepotpflicht konnten zum einen Kapitalzuflüsse verstetigt werden, zum anderen wurde der inländische Finanzsektor gestärkt. Die Bardepotpflicht begünstigt langfristige Kredite, da das Bardepot nach einem Jahr erstattet wird. Je länger also die Laufzeit eines Kredits ist, desto geringer ist die Belastung durch die Bardepotpflicht. Zudem wurde die Autonomie der chilenischen Zentralbank gesteigert. Die Kontrollen erlaubten der Notenbank die Senkung der inländischen Zinsen.


    Diese kluge Maßnahme der chilenischen Finanzpolitik war der amerikanischen Finanzindustrie aber ein Dorn im Auge. Chile beschränkte den Kapitalverkehr und aus der Perspektive der Wall Street war dies eine Kampfansage. Die Finanzindustrie setzte mit Erfolg ihre Lobbyisten in Bewegung, die ein Verbot von Beschränkungen des Kapitalverkehrs im chilenisch-amerikanischen Freihandelsabkommen erwirkten. Jagdish Bhagwati (2003, eigene Übersetzung) fragte, ob es diesen Ländern nicht gestattet sein sollte, mit Steuern unerwünscht hohe Kapitalzuflüsse zu dämpfen, und hat diesen Missbrauch der Abkommen mit Chile (und Singapur) in einer Anhörung im US-Kongress scharf kritisiert:


    »Die Aufnahme von Regulierungen zum Kapitalverkehr in den Freihandelsabkommen mit Chile und Singapur ist deshalb aus volkswirtschaftlicher Sicht schwer zu verstehen. […] Die Einbeziehung von Beschränkungen in diese Freihandelsabkommen scheint deshalb Ausdruck von ideologischen Positionen und/oder engen Lobbyismusinteressen zu sein.«


    Bei genauer Betrachtung ist es Chile nach wie vor erlaubt, den Kapitalverkehr zu beschränken. Allerdings benötigt die chilenische Regierung hierfür dann die Zustimmung Washingtons. Chile hat also auf einen wichtigen Teil seiner finanzpolitischen Autonomie verzichtet, um Zugang zum amerikanischen Markt zu erhalten.


    Die gleichen Beschränkungen gelten auch für andere Freihandelsabkommen der USA, etwa mit Singapur. Dort hatte die Regierung ein Verbot der Kreditaufnahme durch ausländische Banken jenseits einer bestimmten Summe (5 Millionen Singapur-Dollar) verfügt. Ziel dieser Maßnahme (Notice 757) war, ausländischen Spekulanten die Möglichkeit zu erschweren, eine sogenannte offene Position zu schaffen: Dabei verschuldet sich die Spekulantin in der anzugreifenden Währung und transferiert das Kapital dann in eine andere Währung, um bei Abwertung nur einen Teil der ursprünglichen Kreditsumme zur Tilgung der ursprünglichen Schuld verwenden zu müssen.63 Der Investor George Soros hat so gegen das britische Pfund gewettet und gewonnen. Auch diese Schutzmaßnahme ist mit dem Abschluss des Freihandelsabkommens mit den USA gefallen.64


    Unterhaltsamer ist die Plänkelei zwischen Singapur und den USA wegen des Verkaufsverbots von Kaugummi in Singapur. Die 1987 in Betrieb genommene luxuriöse U-Bahn Singapurs, vollklimatisiert und mit Glastüren an den Bahnsteigen, war empfindlich für Bubenstreiche mit Kaugummis. Die Sensoren der Türen versagten – nach entsprechender Behandlung durch jugendliche Saboteure – den Dienst. Für die ordnungsliebende Regierung des Stadtstaates war dies ein unerhörter Skandal, auf den im Jahr 1992 mit einem kompletten Verkaufsverbot für Kaugummi reagiert wurde. Mangels (Kau-)Masse fuhr die U-Bahn fortan störungsfrei – bis die Verhandlungen mit den USA über ein Freihandelsabkommen begannen. Für die amerikanische Regierung war es undenkbar, dass die USA mit einem Land Freihandel betreiben sollten, in dem der Verkauf von Kaugummi verboten ist. Der Kongressabgeordnete Phil Crane aus dem Bundesstaat Illinois, dem Kaugummikonzern Wrigley treu verbunden, witterte einen Angriff auf die Freiheit und setzte als Vorsitzender des Unterausschusses für Handel Kaugummi auf die Tagesordnung der Unterhändler.


    Die wackere Regierung Singapurs trotzte dem amerikanischen Ansinnen entschlossen. Kaugummi wurde zum wichtigsten Knackpunkt (im Englischen sticking point) der Verhandlungen. Die USA erzielten schließlich einen Pyrrhussieg: Kaugummi darf seitdem in Singapur verkauft werden, aber nur nach der Verordnung durch einen Arzt oder Zahnarzt.65 Die Risiken für die Türsensoren der U-Bahnen in Singapur sind aber nicht nennenswert gestiegen: Im ersten Jahr des Freihandelsabkommens (2005) erreichten die Kaugummieinfuhren aus den USA nach Singapur lediglich ein Volumen von 1.000 US-Dollar (Nanto 2008). Singapur hat mit Beharrlichkeit seine Interessen gegenüber den USA verteidigt.


    3.5 Die Achillesferse von Freihandelsabkommen: Ursprungsregeln und Ursprungszertifikate


    Freihandelsabkommen liberalisieren den Warenhandel zwischen den teilnehmenden Ökonomien. Keinesfalls soll aber der gesamte Außenhandel eines Landes liberalisiert werden. Wäre das angestrebt, könnten Volkswirtschaften dieses Ziel durch unilaterale Liberalisierung erreichen. Länder, die ein Freihandelsabkommen abschließen, wollen in der Regel verhindern, dass ihre Außenhandelspolitik unterminiert wird. Ein Beispiel veranschaulicht das Problem:


    Zwei Länder, A und B, vereinbaren eine Freihandelszone. Land A hat keine eigene Automobilproduktion und erhebt keinen Einfuhrzoll. Land B hingegen verfügt über eine Automobilindustrie und möchte diese weiterhin mit einem Zoll von 50 Prozent schützen. Um zu verhindern, dass Autos zunächst nach Land A importiert werden und von dort – zollfrei – nach Land B gebracht werden, muss der Warenursprung dokumentiert werden. Dies geschieht mittels sogenannter Ursprungszeugnisse.


    Ursprungsregeln spielen im internationalen Handelssystem wegen der starken Zunahme von Präferenzhandelsabkommen eine immer wichtigere Rolle. Feststellbar ist ein Trend zur Nutzung von Ursprungsregeln als strategisches Instrument zur Steuerung des internationalen Handels, das heißt als protektionistische Maßnahme (Hirsch 2002, S. 171). Hierin liegt eine Herausforderung für das internationale Handelssystem und insbesondere für die WTO. Ursprungsregeln stellen im internationalen Handel gleichsam die dritte Generation von Handelshemmnissen dar: Nach Zöllen und sogenannten nicht tarifären Handelshemmnissen hat sich im 21. Jahrhundert ein neuer Weg zum Schutz der einheimischen Industrien herausgebildet.


    Zu unterscheiden ist in nicht präferenzielle und präferenzielle Ursprungsregeln. Erstere werden im Warenhandel auf Meistbegünstigungsbasis verwendet, letztere in Freihandelszonen und Zollunionen (Jones und Martin 2011, S. 2). Dort dienen Ursprungsregeln dazu, die »Nationalität«, das heißt die Herkunft einer Ware, zu bestimmen. Zugleich können Ursprungsregeln einfach umgangen werden: Durch Zahlung des entsprechenden Zolls und den Verzicht auf präferenzielle Behandlung der Handelsware wird die handelshemmende Wirkung von Ursprungsregeln beseitigt. Diese Umgehung ist aber nur dann ökonomisch sinnvoll, wenn der jeweilige Zollsatz niedrig ist, also bei Sätzen von bis zu 5,0 Prozent des Warenwerts liegt. Gerade bei den für Entwicklungs- und Schwellenländer sehr wichtigen Textilgütern sind die heutigen Zollsätze vieler OECD-Länder aber noch immer sehr viel höher und damit nicht leicht zu umgehen. Gleichwohl erheben auch die USA noch hohe Zölle für einzelne Güter, etwa der erwähnte Zoll in Höhe von 25 Prozent für Lieferwagen.


    Für die Feststellung des Warenursprungs stehen mehrere Verfahren zur Verfügung:


    Natürlicher Warenursprung: Eine Ware hat ihren natürlichen Warenursprung in einem Land, wenn sie dort vollständig gewonnen oder hergestellt wurde. Dies gilt in der Regel für unverarbeitete Agrarprodukte, aber auch für mineralische Rohstoffe. Ein Beispiel: Kartoffeln haben stets einen natürlichen Warenursprung. Werden sie bearbeitet, etwa zu Kartoffelchips, wird die Feststellung des Warenursprungs schon schwieriger.


    Ursprung kann aber auch durch Be- oder Verarbeitung erlangt werden. An dieser Stelle wird das Regelwerk zur Feststellung des Warenursprungs bereits deutlich komplizierter.


    Wechsel der Klassifizierung im Harmonisierten System: Im internationalen Handel werden Waren im sogenannten Harmonisierten System (HS) erfasst. Für jedes handelbare Gut gibt es im HS eine festgelegte Einordnung, die weltweit einheitlich ist. Dieses auf den ersten Blick verwirrende Regime soll internationalen Handel durch gleiche Verwaltungsverfahren erleichtern. Setzt man den Wechsel im HS zur Erlangung von Warenursprung voraus, heißt dies, dass nach der Bearbeitung eine Ware in eine andere Kategorie der Zollnomenklatur fallen muss. Dieses Verfahren ist konzeptionell einfach und transparent. Da das HS in nahezu allen Ländern der Welt angewendet wird, können sich Exporteure problemlos über die Frage des Ursprungs einer Ware Klarheit verschaffen.


    Allerdings hat dieses System auch erhebliche Nachteile. Zunächst wurde das HS nicht eingeführt, um den Warenursprung zu definieren. Der Wechsel im Zolltarif ist deshalb nicht immer mit der wesentlichen Be- oder Verarbeitung einer Ware verbunden. Vielmehr kann der Tarifwechsel auch dann erfolgen, wenn ein unwesentlicher Schritt im Produktionsprozess durchgeführt wird. Weiterhin ist das HS ein vergleichsweise statisches System. Dies hat zur Folge, dass Veränderungen in Produktionsprozessen nur stark verzögert Eingang in das HS finden. Exporteure können zudem versuchen, Ungereimtheiten in diesem System zu ihren Gunsten auszunutzen. Wegen dieser Schwächen wird der Ursprung einer Ware nur selten ausschließlich durch den Wechsel der Klassifizierung im HS bestimmt.


    Festsetzung eines minimalen Prozentsatzes der Wertschöpfung: Die Unzulänglichkeiten des Tarifwechselverfahrens haben dazu geführt, dass der Warenursprung sehr häufig anhand einer festgelegten Mindestwertschöpfung bestimmt wird. Eine Ware gilt als in einer Freihandelszone erzeugt, wenn die Wertschöpfung ein bestimmtes Mindestmaß erreicht. Allerdings ist auch dieses Verfahren weiter zu unterscheiden. Erstens existiert das Verfahren der minimalen Wertschöpfung: Erst, wenn ein festgelegter Teil der Wertschöpfung innerhalb des Präferenzraumes erbracht wurde, erlangt die Ware einen Ursprung. Zweitens kann ein Höchstanteil für ausländische Vorprodukte bestimmt werden. Hier sind quantitative Beschränkungen denkbar, zum Beispiel der maximale Gewichtsanteil von importierten Vorprodukten. Drittens kann die maximale Wertschöpfung im Ausland entweder relativ zum Verkaufspreis einer Ware oder relativ zu den Herstellungskosten festgelegt werden. Viertens gibt es die Möglichkeit, bei den Vorprodukten mit Ursprung im Präferenzgebiet eine Untergrenze festzusetzen.


    Die Prozentsatzregeln haben im Vergleich zu den beiden anderen Verfahren einige Vor-, aber auch gravierende Nachteile. Positiv ist, dass diese Regeln übersichtlich sind. Es kann genau bestimmt werden, ab welcher Schwelle eine Ware den Ursprung in der jeweiligen Freihandelszone bekommt. Die Nachteile wiegen allerdings sehr viel schwerer. Zunächst ist problematisch, dass die Mindestwertschöpfung völlig uneinheitlich ist und zwischen verschiedenen Freihandelszonen, aber auch in ein und derselben Freihandelszone schwankt. Innerhalb der NAFTA wird beispielsweise eine Mindestwertschöpfung von 50 Prozent bis 62,5 Prozent erwartet.


    Wesentlich folgenschwerer ist aber, dass die Festsetzung des Warenursprungs durch Mindestwertschöpfung kein neutrales Verfahren mehr ist: Vielmehr werden ärmere Länder, die in der Regel erheblich niedrigere Lohnkosten aufweisen, systematisch benachteiligt. Der komparative Vorteil, den Entwicklungsländer gegenüber Industrieländern haben, wird durch die Forderung nach einer hohen Mindestwertschöpfung untergraben. Aufgrund von niedrigen Löhnen fällt es ihnen schwer, die geforderte Mindestwertschöpfung zu erreichen.


    Festlegung von spezifischen Verarbeitungsprozessen: Schließlich kann der Warenursprung auch durch die Festlegung bestimmter Verarbeitungsschritte entschieden werden. Das Land, in dem der festgelegte Verarbeitungsschritt vorgenommen wird, gilt dann als Ursprungsland. Dieses Verfahren ist allerdings noch problematischer als die beiden anderen, denn es ermöglicht die Einflussnahme durch Lobbyisten einzelner Industriezweige. Dem Protektionismus wird Tür und Tor geöffnet. Zudem ist die Festsetzung von ursprungverleihenden Verarbeitungsprozessen bei vielen Tausend Waren ein hochgradig bürokratischer Prozess, der überdies durch den Wandel der Produktionstechnologien regelmäßig aktualisiert werden muss. Schließlich können Zollbehörden im importierenden Land nur sehr schwer nachvollziehen, wo dieser Verarbeitungsvorgang tatsächlich vorgenommen wurde. Mit anderen Worten: Die Dokumentation ist sehr komplex und bietet Zollbehörden Ansatzpunkte für Willkür.


    Diese knappe Aufzählung zeigt bereits, dass die Verfahren zur Bestimmung des Warenursprungs alles andere als handelsfördernd sind. Mangelnde Planungssicherheit und Intransparenz sind unweigerlich die Weggefährten von Ursprungsregeln in Freihandelsabkommen und Zollunionen. Der ökonomische Nutzen, der aus der Liberalisierung des Handels resultiert, wird durch die Kosten der Erstellung von Ursprungszertifikaten deutlich reduziert.


    3.6 Eine neue Dimension: die Großprojekte TTIP und TPP und die Repolitisierung der Handelspolitik


    In der Diskussion um TTIP dominierten in Deutschland lange Zeit Fragen des Verbraucherschutzes. Dies überrascht, denn mit dem Abkommen steht sehr viel mehr auf dem Spiel. Die Großprojekte TTIP und TPP würden, sofern sie implementiert werden, die Zukunft der multilateralen Handelsordnung gefährden. Die Mitgliedsländer beider Abkommen vereinen volle 61 Prozent der Weltwirtschaftsleistung auf sich (Hufbauer und Cimino-Isaacs 2015, S. 681).


    An der Realisierung dieser Megaregionalabkommen bestehen nach dem Wahlsieg Donald Trumps große Zweifel. Dabei ist das pazifische Abkommen TPP mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gescheitert. Präsident Trump wird ein Abkommen mit Ökonomien, in denen deutlich niedrigere Löhne als in den USA gezahlt werden, nicht implementieren.66 TTIP hingegen könnte umgesetzt werden, auch wenn Anfang 2017 wenig dafür spricht. Aber in TTIP gibt es keine Niedriglohnländer und aus der trumpschen Sicht der Welt könnte dieser »Deal« sinnvoll sein.


    Die Schaffung von Megaregionalabkommen – ob im atlantischen oder im pazifischen Raum – hat mit Liberalisierungsmaßnahmen nur begrenzt zu tun. Es handelt sich vor allem um den Ausschluss von unliebsamer Konkurrenz. Auch große Präferenzhandelsabkommen schließen andere Volkswirtschaften aus und sind Ausdruck protektionistischen Denkens, beflügelt von Nationalismus und Merkantilismus. TTIP und TPP werden als Meilensteine gepriesen, aber sie reduzieren die Wirkung der Meistbegünstigungsklausel der WTO und führen letztlich zu einer Spaltung der Weltwirtschaft. Vor allem die USA, aber auch die EU, China und Japan implementieren Projekte, die zu einer neuen Weltwirtschaftsordnung führen, die ohne die WTO auskommt. Schon Haberler (1933, S. 289) hat auf solche Wirkungen hingewiesen:


    »Man gibt sich einer Illusion hin, wenn man glaubt, dass durch irgendeine Änderung in der handelspolitischen Technik, durch die Aufgabe des Prinzips der unbedingten Meistbegünstigung, Zulassung regionaler Ausnahmen und dergleichen mehr eine Wendung zum Besseren in der Handelspolitik zu erreichen sei. Es ist nicht die Meistbegünstigungsklausel in den Handelsverträgen, sondern der protektionistische Geist, entsprungen einem falsch verstandenen Nationalismus und merkantilistischen Irrtümern, der die Handelspolitik zu dem gemacht hat, was sie heute ist. […] Der Protektionismus lässt sich nicht überlisten, sondern nur besiegen. Er streckt nicht die Waffen, wenn man statt von Freihandel und Zollsenkung von Wirtschaftsbündnissen und Präferenzzöllen spricht.«


    Für zahlreiche Beobachter in Europa ist eine solch kritische Einschätzung überraschend. Nur wenige Handelsprojekte wurden so enthusiastisch begrüßt wie die TTIP zwischen der EU und den Vereinigten Staaten. Aber dieses Großprojekt, im Englischen als »megaregional« bezeichnet, ist eine Fehlentwicklung, gerade aus europäischer Sicht. Der ökonomische Nutzen von TTIP ist gering, aber der politische Schaden wäre immens.


    Die EU und die USA würden mit den neuen Großprojekten nicht nur die WTO schwächen, sondern sie übten Verrat an den eigenen Prinzipien. Das wichtigste Ziel der nach dem Zweiten Weltkrieg von den USA und in geringerem Maße von den Staaten der EU geprägten multilateralen Handelsordnung war die Überwindung der handelspolitischen Diskriminierung der Periode zwischen den beiden Weltkriegen. Das Herzstück des GATT-Vertrages, die Meistbegünstigungsklausel (Artikel 1), war nicht nur aus ökonomischer Perspektive, sondern auch hinsichtlich der Stabilisierung der internationalen Beziehungen ein Meisterstück. Die Unterscheidung in Freund und Feind im Außenhandel – so prägend in den 1930er-Jahren – wurde damit zumindest innerhalb des westlichen Lagers erfolgreich überwunden.


    In der Diskussion zu TTIP wird immer wieder die Einschätzung vertreten, die USA und die EU müssten diese letzte Chance zur Regelsetzung nutzen, weil anderenfalls künftig die Chinesen die Regeln der internationalen Wirtschaftsbeziehungen vorgeben würden. Solange China noch zu schwach ist, müssten – nach dieser Einschätzung – Tatsachen geschaffen werden. Doch diese Position unterstellt, China wäre heute noch bereit, Regeln zu akzeptieren, an deren Formulierung Peking nicht beteiligt war. Diese Einschätzung kann schon deshalb nicht überzeugen, weil sie dem gestiegenen Gewicht und Selbstbewusstsein Pekings keine Rechnung trägt.


    Die EU und die USA können den weiteren Aufstieg etwa Chinas nicht verhindern, aber sie können sicherstellen, dass internationaler Handel innerhalb des Regelwerks erfolgt, das die USA und dessen Verbündete in den 1940er-Jahren geschaffen haben (Ikenberry 2008). Schließen Abkommen wie TPP und TTIP China aus, provozieren die alten Mächte Gegenmaßnahmen der aufsteigenden Staaten einschließlich Chinas.


    Allerdings wird nicht zum ersten Mal über ein transatlantisches Abkommen nachgedacht. In den 1990er-Jahren wurde bereits intensiv diskutiert, ohne die Verhandlungen jedoch formal zu beginnen (Siebert et al. 1996). Die beiden wichtigsten Gründe, das Konzept damals nicht weiterzuverfolgen, waren die erfolgreiche Schaffung der WTO sowie die damit verbundene verbreitete Zuversicht in neue Konzepte des »Regierens jenseits des Nationalstaates« (Zürn 1998). Nach dem Ende der bipolaren Nachkriegsordnung galten multilaterale Ansätze als modern und zukunftsweisend. Diese Phase der Euphorie währte jedoch nur wenige Jahre und wurde von neuen Projekten verdrängt. Seit mehr als zehn Jahren wenden sich zahlreiche OECD-Länder von der multilateralen Handelsordnung ab und alternativen Projekten zu. Dieser neue Ansatz, gepriesen als »handelspolitischer Pragmatismus«, ist bei genauer Betrachtung aber nichts anderes als die Abwendung von der Nachkriegshandelsordnung der westlichen Länder.


    Die Erwartung, die Verhandlungen zu den Megaregionalabkommen seien weniger zäh als die Verhandlungen in der Doha-Runde, haben sich nicht bestätigt. Immer wieder stockte es erkennbar. Sowohl die Verhandlungen zu TTIP als auch zu TPP erwiesen sich als überaus kompliziert. Der Grund dafür ist, dass es um Fragen der Wirtschaftsregulierung, etwa Gesundheitsstandards, und damit um mehr geht als um Zollabbau. In den Verhandlungen der zwölf TPP-Staaten stritt man allerdings zeitweise über ganz klassische Handelsfragen: Die USA verweigerten uneingeschränkten Marktzugang für landwirtschaftliche Produkte, während Australien, Chile und Neuseeland eine Ausweitung des Patentschutzes für pharmazeutische Produkte ablehnten.67


    Sowohl bei TPP als auch bei TTIP spielt der Abbau der Zölle nicht mehr die entscheidende Rolle. Die wichtigste Wirkung der Abkommen, die beide während der Präsidentschaft Trumps kaum realisiert werden dürften, wäre die Setzung neuer Regeln. Damit würde sehr tief in das Regelwerk von Gesellschaften eingegriffen (Hufbauer und Cimino-Isaacs 2015, S. 680).


    Aus ökonomischer Sicht sind insbesondere die großen Freihandelszonen bestenfalls eine zweitbeste Lösung. Für Handelsökonomen ist eindeutig, dass die Abschaffung von Handelsbarrieren wohlstandsfördernd wäre – ob uni- oder multilateral. Aber Politiker bevorzugen offenbar Freihandelsabkommen, die mit der Errichtung neuer Handelsbarrieren einhergehen, und das wirft die Frage auf, warum diese anscheinend irrationale Handelspolitik so viele Anhänger hat.


    Eine Erklärung liefert die realistische Schule der internationalen Beziehungen. Die seit der Jahrtausendwende zu beobachtende Entwicklung einer multipolaren Welt erschwert die Weiterentwicklung der multilateralen Ordnung. In der bipolaren Ordnung des Kalten Krieges von 1945 bis 1991 etablierten die beiden Hegemonialmächte USA und UdSSR wirtschaftliche Regulierung in ihren jeweiligen Einflusssphären. Die USA schufen und förderten das GATT, die Sowjetunion organisierte wirtschaftliche Zusammenarbeit im Rahmen des Council for Mutual Economic Assistance (COMECON). Nach dem Zusammenbruch der UdSSR und dem sich anschließenden kurzen unipolaren Moment (Krauthammer 1991), der von 1991 bis etwa 2003, dem Jahr der US-geführten Invasion des Irak, währte, bildete sich eine multipolare Welt heraus. Die Weiterentwicklung der multilateralen Regulierungssysteme, vor allem der WTO, ist vor diesem Hintergrund schwer bis unmöglich geworden. Anders als dies der neoliberale Institutionalismus von Robert O. Keohane erwarten lässt, fällt die Organisation von multilateralen Regimen ohne Hegemonialmacht schwer. Geopolitik und der Kampf um Macht und Einfluss sind in die internationalen (Wirtschafts-)Beziehungen zurückgekehrt.


    Nicht nur aus politischer, auch aus ökonomischer Perspektive weisen Freihandelszonen gravierende Schwächen auf. In diesem Zusammenhang sind die Argumente der Befürworter von Freihandelszonen – auch der mega-regionals – zum Teil überraschend. TTIP etwa wird häufig mit drei Argumenten gepriesen: Erstens würde der Wettbewerbsvorteil der Industrieländer durch aufstrebende Ökonomien wie China und Indien erodiert, zweitens sei es nicht möglich, die multilaterale Ordnung weiterzuentwickeln, und drittens habe die Finanzkrise von 2008 die Notwendigkeit von wachstumsstärkenden Wirtschaftsreformen unterstrichen (vgl. etwa Felbermayr et al. 2013, S. 22).


    Fraglos ist bei den Verhandlungen zur Doha-Runde ein Stillstand zu beobachten, aber die anderen Argumente für große Präferenzhandelsabkommen sind nicht stichhaltig. Selbst, wenn man das Argument, die Wettbewerbsfähigkeit der OECD-Länder sei gegenüber den Schwellenländern im Sinken begriffen, akzeptiert, wäre ein die Schwellenländer ausschließendes Präferenzhandelsabkommen die falsche Antwort. Zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit wären weitreichende Reformen der Wirtschaft notwendig, keinesfalls aber Präferenzhandelsabkommen, die die neuen Wettbewerber ausschließen. Aus der Entwicklungspolitik und den Erfahrungen zahlreicher lateinamerikanischer Länder ist hinlänglich bekannt, dass der Ausschluss ausländischer Konkurrenz – realisiert etwa im Konzept der importsubstituierenden Industrialisierung – häufig in eine wirtschaftliche Sackgasse führt. Zudem besteht die Gefahr, dass ein transatlantischer Binnenmarkt eine trügerische Perspektive von wirtschaftlicher Sicherheit vermitteln könnte. Entstehen würde ein Bollwerk, kein offener Wirtschaftsraum.


    Darüber hinaus weisen Präferenzhandelsabkommen, wie in Abschnitt 3.4. diskutiert, systemische Nachteile auf, die auch von den fähigsten Verhandlungsführern nicht überwunden werden können. Hier sind in erster Linie die Ursprungszeugnisse zu nennen, die sich von Abkommen zu Abkommen unterscheiden und deren Erstellung für Unternehmen nennenswerte Verwaltungskosten verursacht. Der Entfall von Zöllen wird durch die Pflicht zur Dokumentation des Warenursprungs erkauft. Gerade für kleinere und mittelgroße Unternehmen ist dies ein Problem. Auch für Unternehmen aus Entwicklungs- und Schwellenländern, deren administrative Kompetenz im Regelfall niedriger ist als die der Wettbewerber aus OECD-Ländern, stellen Ursprungszeugnisse ein Hemmnis für die Partizipation am Welthandel dar.68


    In den Debatten zu TTIP findet dieser Aspekt überraschenderweise keine Berücksichtigung. Die Autoren der ifo-Studie zu den Effekten von TTIP gingen dieser Frage nur am Rande nach (ebd., S. 121). Berechnet haben sie die Effekte nicht. Dies ist mehr als ein Flüchtigkeitsfehler: In der gesamten politischen Debatte wird der ökonomische Nutzen von TTIP als gegeben betrachtet, aber in der Realität wird dieser sehr viel geringer ausfallen, als die elaborierten Modelle der ifo-Forscher dies nahelegen.69


    Eine andere Studie zu den Effekten von TTIP verzichtet vollständig auf die Betrachtung der durch den Zwang zur Ursprungsdokumentation entstehenden Kosten. Das Londoner Centre for Economic Policy Research (CEPR) untersuchte im Auftrag der EU-Kommission die Wirkung von TTIP und errechnete einen jährlichen Zuwachs des verfügbaren Einkommens von 545 Euro pro Jahr und Familie. Der damalige EU-Handelskommissar Karel De Gucht pries diesen Effekt mehrfach und lies jedwede kritische Bewertung vermissen.70


    Die Unzulänglichkeiten der mathematischen Modelle wären also nicht besonders problematisch, wenn sie angemessen eingeordnet werden würden. Wenn die Senkung der Handelskosten berechnet wird, nicht jedoch die damit verbundene Steigerung durch Ursprungszeugnisse, liegt eine unvollständige Information der Öffentlichkeit vor. Selbstredend wären auch die Anzahl der zu erwartenden neuen Arbeitsplätze und das zusätzliche Wirtschaftswachstum geringer.


    Auch aufgrund dieser teilweise unseriösen Argumentation schafft es die Politik in OECD-Ländern nur noch selten, ihre handelspolitischen Vorhaben überzeugend zu erklären. Nimmt man etwa das lange verfolgte Prestigeprojekt der EU und der USA, TTIP, als Beispiel, so fällt auf, dass die Notwendigkeit dieses Abkommens weder Laien noch Fachleuten überzeugend erläutert werden kann. Mit ökonomischen Interessen allein sind die handelspolitischen Großprojekte TTIP und TPP nicht zu erklären. Der zu erwartende Nutzen ist wahrscheinlich geringer als häufig prognostiziert, weil der Wegfall der Zölle gerade im transatlantischen Handel nicht ins Gewicht fällt. TTIP und TPP befördern aber die Bildung großer Blöcke. Dabei ist der Ausschluss der zweitgrößten Wirtschaftsmacht, Chinas, gewiss kein Zufall (Stephens 2013). Bestätigt hat dies im Juli 2014 der Botschafter der USA bei der EU, Anthony L. Gardner. In einem Interview unterstrich Gardner (2014), es gebe wichtige geostrategische Gründe, um das transatlantische Abkommen abzuschließen.71 Wenn ökonomische Motive nicht überzeugen, wird die Geopolitik zur Begründung herangezogen.


    Dies ist gefährlich: Werden Abkommen wie TTIP gegen breite gesellschaftliche Zweifel aus geostrategischen Gründen durchgesetzt, verliert nicht nur eine Regierung an Zustimmung, sondern das Konzept der internationalen Arbeitsteilung wird insgesamt diskreditiert. Mit anderen Worten: Die Durchsetzung von TTIP aus außenpolitischen Gründen könnte dazu führen, dass die gesellschaftliche Akzeptanz von Freihandel weiter schwindet – gerade für Deutschland keine gute Perspektive.


    Die lange von Washington unterstützten megaregionalen Handelsprojekte sowohl mit der EU als auch mit wichtigen Volkswirtschaften im asiatisch-pazifischen Raum hätten es Washington ermöglicht, China zu isolieren und damit die Konfrontation mit dem gegenwärtig einzigen Rivalen Amerikas zu suchen. Statt mit China über die Weiterentwicklung der WTO und anderen Institutionen globaler Regulierung zu verhandeln, hätten die USA aktiv die Rückkehr zu einer bipolaren Welt vorangetrieben. Gewiss werden Unterstützer von TTIP, TPP und dem Trade in Services Agreement (TiSA) dagegen einwenden, dass die Gründe für diese drei Projekte rein ökonomischer Natur sind. Bedenkt man aber die Rhetorik der Regierung Obama, erscheinen die geopolitischen Motive überaus wichtig – und das ist in China nicht unbemerkt geblieben.


    Allerdings sind die USA der einzige Akteur, der an allen Tischen sitzt und so auch Druck auf die Handelspartner ausüben kann. Bestätigt hat diese Einschätzung ein langjähriger Befürworter engerer transatlantischer Beziehungen, Daniel S. Hamilton. Er ist Direktor des Zentrums für transatlantische Beziehungen an der Johns Hopkins University in Washington, D.C. Im März 2015 war Hamilton als Sachverständiger vor einen Unterausschuss des amerikanischen Repräsentantenhauses geladen. Der Ausschuss trägt die bemerkenswerte Bezeichnung: Subcommittee on Terrorism, Non-Proliferation and Trade. Hamilton verwies zum einen darauf, dass TTIP eine gemeinsame Antwort der transatlantischen Akteure auf den Aufstieg der Schwellenländer sei. Zum anderen betonte er, dass nur die USA an beiden handelspolitischen Großprojekten teilnehmen würden und deshalb einen unschätzbaren Vorteil hätten: Sie könnten die Partner gegeneinander ausspielen.72


    Wenig überraschend ist deshalb, dass es heute einen Wettlauf der großen, mächtigen Staaten um Einflusssphären gibt. Besonders deutlich wird dies im asiatisch-pazifischen Raum. Dort konkurrieren drei Großprojekte miteinander:


    
      	
        
          •
        
TPP, an dem die USA, Japan, Mexiko, Kanada und Australien teilnehmen, nicht aber China und die Staaten der Association of Southeast Asian Nations (ASEAN);
      


      	
        
          •
        
Regional Comprehensive Economic Partnership (RCEP), an dem China, Japan, die ASEAN-Staaten teilnehmen, nicht aber die USA, Mexiko und Kanada;
      


      	
        
          •
        
Free Trade Area of the Asia-Pacific (FTAAP-21), die Freihandelszone der Länder der Asia-Pacific Economic Cooperation (APEC): alle oben genannten Staaten sowie Russland und Taiwan.
      

    


    Im wichtigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt treten also drei Projekte untereinander in den Wettbewerb. Das größte, FTAAP, wäre eine Freihandelszone, die die beiden Rivalen China und USA sowie Russland in einem gemeinsamen Projekt zusammenführen würde. Obwohl von China gefördert, hat dieses Vorhaben wegen geringer Unterstützung in den USA aktuell keine objektive Chance auf Realisierung. Auch TPP wird nach dem Wahlsieg Donald Trumps nicht verwirklicht werden. Am wahrscheinlichsten erscheint gegenwärtig die Umsetzung des chinesischen Projektes RCEP.


    Doch nicht nur im asiatisch-pazifischen Raum ist eine verstärkte Nutzung der Handelspolitik für außenpolitische Ziele zu beobachten. Die großen Schwellenländer – Brasilien, Russland, Indien und China – versuchen in gleicher Weise, durch eigene Projekte ihr politisches Gewicht in der jeweiligen Region zu stärken.


    Russland probiert dies durch die Schaffung einer Zollunion. Das Ziel des Projektes ist die Gründung einer Eurasischen Union nach dem Vorbild der EU. Moskau stellt damit den Versuch an, seinen Einfluss auf die Nachbarstaaten zu mehren. Seit 2010 besteht die Eurasische Union, eine Zollunion zwischen der Russischen Föderation, Kasachstan und Weißrussland. Diese wurde 2015 zur Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) weiterentwickelt. Vietnam hat bereits eine Freihandelszone mit der EAWU vereinbart. Mit Ägypten, Indien, Iran und Singapur laufen Gespräche. Einige Nachfolgestaaten der UdSSR sowie Vietnam wurden aufgefordert, entweder der Zollunion beizutreten oder eine Handelsvereinbarung mit der EAWU abzuschließen.


    Die Debatte um die Mitgliedschaft der Ukraine in der von Russland geführten eurasischen Zollunion zeigt deutlich die Repolitisierung von regionalen Integrationsprozessen. Ökonomische Argumente treten in den Hinter-, politische und strategische Überlegungen in den Vordergrund. In Europa ist dies freilich keine neue Entwicklung. Die EU hat die Assoziierung mit der EU durch ein Freihandelsabkommen über viele Jahre als ein Instrument der Außenpolitik verwendet. Da die EU nicht über eine gemeinsame Außenpolitik verfügt, wurde ersatzweise die Handelspolitik genutzt.


    Dabei ist in der Regel übersehen worden, dass die EU-Handelspolitik krisenverschärfend wirken kann. Das Beispiel des EU-Abkommens mit der Ukraine verdeutlicht die Nebenwirkungen von Handelsabkommen. Zbigniew Brzeziński, Sicherheitsberater Präsident Carters in den späten 1970er-Jahren, forderte nach der Besetzung der Krim durch Russland dazu auf, die Truppen der North Atlantic Treaty Organization (NATO) in Alarmbereitschaft zu versetzen. Die Berliner »tageszeitung«, besonders im links-alternativen Milieu beliebt, kritisierte Russland als »protofaschistischen Unrechtsstaat« und geißelte die »Berliner Kuschel-Diplomatie« gegenüber Moskau (Donath 2014). Doch bei all der Empörung bleibt eine Frage offen: Wer hat den Konflikt eigentlich angefacht? Und welche Maßnahmen haben dazu geführt, dass es zu einer Zerreißprobe zwischen Kiew und Moskau gekommen ist?


    Im Rahmen der öffentlichen Debatte in Westeuropa konnte man den Eindruck gewinnen, als ob interne Zerfallsprozesse in der Ukraine die wichtigste Rolle bei der Zuspitzung der Situation spielten. Wenig diskutiert wurde indes der unheilvolle Beitrag der EU zur Eskalation der Situation. Die EU hatte aber durch ihre Nachbarschaftspolitik die Saat der heutigen Krise gesät. Kiew wurde ein Assoziierungsabkommen angeboten, aber dieser Vorschlag war ein Danaergeschenk. Die wichtigste Säule des Assoziierungsabkommens stellte ein Freihandelsabkommen zwischen der EU und der Ukraine dar. Aber was war problematisch am Vorschlag eines Abkommens mit Kiew?


    Zu bedenken ist, dass Russland seit einiger Zeit das Projekt einer EAWU vorantreibt. Der erste Schritt war die Etablierung einer Zollunion. Aktuell nehmen an der seit 2015 implementierten Wirtschaftsunion fünf Länder – Russland, Weißrussland, Kasachstan, Armenien (seit 2014) und Kirgistan (seit 2015) – teil. Zwischen den teilnehmenden Ländern herrscht nicht nur freier Handel, sondern auch Personenfreizügigkeit. Die Ukraine war eingeladen worden, sich an diesem Integrationsprojekt zu beteiligen. Der eingeschlagene Weg lässt sich mit dem Integrationspfad der EU vergleichen. Auch die EU begann den Integrationsprozess mit der Schaffung einer Zollunion, die 1968 vollendet wurde.


    Häufig glauben Beobachter, eine Freihandelszone stelle gegenüber einer Zollunion eine weiter reichende Form der handelspolitischen Zusammenarbeit dar. Das Gegenteil trifft zu: Eine Zollunion bedeutet, dass die teilnehmenden Staaten eine gemeinsame Handelspolitik betreiben. Ein Land kann also nur einer Zollunion, aber beliebig vielen Freihandelszonen beitreten.


    Ein Beispiel hierfür war der von Preußen geführte Deutsche Zollverein, der 1834 geschaffen wurde und 1871 zur Gründung des Deutschen Reiches führte. Auch das europäische Integrationsprojekt folgte diesem Modell. Die an einer Zollunion teilnehmenden Staaten verzichten auf eine eigenständige Handelspolitik. Damit üben sie einen beachtlichen Souveränitätsverzicht aus. Seit 1968 gibt es demnach keine eigenständige deutsche oder französische Handelspolitik mehr, sondern ausschließlich Brüssel entscheidet – nach Konsultationen mit den Mitgliedsstaaten – über die Handelspolitik der EU. Aus diesem Grund hat die britische Premierministerin Theresa May im Januar 2017 auch den Austritt Großbritanniens aus der europäischen Zollunion angekündigt. Großbritannien kann nur dann eigene Abkommen, etwa mit Indien oder Australien, abschließen, wenn es nicht Mitglied der Zollunion ist.


    Nicht anders wäre es im Fall der Ukraine gewesen. Wäre das Land der russisch-kasachisch-weißrussischen Zollunion beigetreten, hätte es keine Freihandelsabkommen mehr – etwa mit der EU – ratifizieren können. Möglich gewesen wäre allenfalls ein Abkommen zwischen der EU und der Zollunion unter Einschluss Russlands.


    Vor diesem Hintergrund war es sachlich unzutreffend, dass der damalige Präsident des Europäischen Rats (ER), Herman Van Rompuy, und der damalige Präsident der Europäischen Kommission, José Manuel Barroso, ihre Hände in Unschuld wuschen. In einer gemeinsamen Erklärung vom 25. November 2013 behaupteten die beiden europäischen Spitzenpolitiker, die EU würde die Ukraine nicht zu einer Entscheidung zwingen. Vielmehr könne die Ukraine frei entscheiden, welche Form der Anbindung an die EU sie wünsche.73 Aber dies ist eine scheinheilige Position: Die Ukraine musste zwischen einer Freihandelszone mit Brüssel und einer Zollunion mit Moskau wählen.


    Altkanzler Gerhard Schröder bezeichnete die Brüsseler Offerte folgerichtig als »Anfangsfehler« der ganzen Krise. Der Brüsseler Vorschlag habe Kiew gezwungen, zwischen West und Ost zu wählen – zwischen einem Abkommen mit Brüssel oder einer Zollunion mit Moskau.74 Die EU, im Jahr 2012 für sechs Jahrzehnte erfolgreiche Aussöhnungspolitik mit dem Friedensnobelpreis geehrt, hat in Osteuropa entweder extrem naiv oder bewusst den Konflikt schürend agiert. Der Beitrag Brüssels war nicht konstruktiv, sondern hat zur Eskalation der Ukrainekrise beigetragen.


    Anders als die meisten europäischen Beobachter sieht der amerikanische Politikwissenschaftler John J. Mearsheimer die Hauptverantwortung für die Ukrainekrise bei den USA und deren europäischen Verbündeten. Die Osterweiterung der NATO, aber auch die Nachbarschaftspolitik der EU waren für Mearsheimer gravierende Fehler. Die wirtschaftliche Kooperation der Europäer war aus Sicht der russischen Führung ein Vorwand (»stalking horse«) für die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine (Mearsheimer 2014, S. 79). Aus sicherheitspolitischer Perspektive sind Handelsabkommen also keineswegs unproblematisch, vielmehr können sie vorhandene Spannungen verschärfen. Für Entwicklungs- und Schwellenländer verändert die Welle neuer Präferenzhandelsabkommen also nicht nur die handelspolitischen Optionen, sondern sie können auch sicherheitspolitische Wirkungen entfalten.


    3.7 Neue Rivalität: Wie reagieren die Entwicklungs- und Schwellenländer auf die Zunahme von Präferenzhandelsabkommen?


    Diese Länder sind also mit enormen Herausforderungen konfrontiert. Wie können sie ihre Außenwirtschaftspolitik außerhalb der WTO gestalten? Haben sie die Option, durch eigene Integrationsprojekte den schleichenden Bedeutungsverlust der WTO zu kompensieren?


    Vor dem Hintergrund der historischen Erfahrungen in den 1930er-Jahren gibt es auch für Entwicklungs- und Schwellenländer keinen nachvollziehbaren Grund, die multilaterale Handelsordnung überhastet über Bord zu werfen. Für die Abwicklung ihres Handels mit der EU und den USA ziehen Entwicklungs- und Schwellenländer nach wie vor die Mechanismen der WTO vor. Nur die WTO gewährt diesen Ländern nachhaltige Rechtssicherheit und die Möglichkeit, unliebsame Politiken mächtiger Länder im Streitschlichtungsverfahren der WTO überprüfen zu lassen. Entwürfe für eine neue Weltwirtschaftsordnung werden von den Entwicklungs- und Schwellenländern gegenwärtig nicht intensiv diskutiert. Über die Gründe für dieses Festhalten an der etablierten Ordnung kann man nur Mutmaßungen anstellen: Entweder sehen viele Entwicklungs- und Schwellenländer keinen Veränderungsbedarf oder sie scheuen die Konfrontation mit den etablierten Staaten.


    Die Handelspolitik ist vor allem durch die Megaregionalabkommen TTIP und TPP repolitisiert worden und diese Entwicklung hat bemerkenswerte Folgen. Ein koordinierter Vorschlag aller Schwellenländer für eine Alternative zum bestehenden Handelsregime ist derzeit zwar nicht in Sicht, große regionale Projekte, zum Beispiel die RCEP, sind jedoch mögliche Reaktionen wichtiger Schwellenländer auf TTIP und TPP.


    China hat – wie zuvor die USA und die EU – seit dem Jahr 2000 mit Erfolg die Handelspolitik zur Durchsetzung von politischen Interessen genutzt. Deutlich wurde dies im Jahr 2010, als eine Freihandelszone zwischen China und den ASEAN-Staaten in Kraft trat. Die Staatengruppe war 1967 als Bollwerk gegen das kommunistische China gegründet worden. Bis weit in die 1980er-Jahre versuchten die Staaten Südostasiens, den Einfluss Chinas auf ihre Volkswirtschaften möglichst gering zu halten. Dies hat sich geändert: Die Angst vor Revolution und chinesischen Waffen wich dem Interesse an einer Vertiefung der Handelsbeziehungen mit China.


    Im November 2014 regte die chinesische Führung an, eine asiatisch-pazifische Freihandelszone zu schaffen. Die FTAAP ist allerdings keine neue Idee. Bereits 1966 hatte ein japanischer Ökonom ein solches Projekt vorgeschlagen. Am Tag des Falls der Berliner Mauer wurde im australischen Canberra die APEC gegründet. Seitdem dreht sich die Debatte um die Frage, welche Gestalt sie haben sollte. Zunächst hatten diejenigen, die ein offenes Handelsabkommen (open regionalism, zu Deutsch offener Regionalismus) propagierten, die Oberhand. Seit einigen Jahren jedoch wird ein exklusives, andere Volkswirtschaften ausschließendes Abkommen ins Auge gefasst.


    Der chinesische Vorschlag zielt vordergründig auf eine Implementierung des alten APEC-Konzepts. Teilnehmen würden nicht nur die wichtigsten asiatischen Ökonomien, sondern auch die USA, Russland und einige Staaten in Lateinamerika. Eine Ablehnung dieser Freihandelszone durch die USA würde den Chinesen indes die Möglichkeit eröffnen, ihr zweites Projekt, die RCEP, voranzutreiben. Über RCEP wird seit 2012 verhandelt und daran nehmen die ASEAN-Staaten, Australien, China, Japan, Südkorea, Indien und Neuseeland teil.


    Selbstredend nutzt die EU seit Jahrzehnten die Außenwirtschaftspolitik, um Länder in allen Teilen der Welt ökonomisch und politisch enger an sich zu binden. Die EU, die stets die Bedeutung der multilateralen Ordnung für Entwicklungsländer betont, hat mit ihrer Handelspolitik wesentlich zur heutigen Misere der WTO beigetragen. Heute sind 35 Präferenzhandelsabkommen der EU in Kraft, über weitere zwölf wird aktuell verhandelt.


    Gottfried Haberler (1933, S. 282) stellte bereits 1933 fest, dass die Entwicklung zu Präferenzhandelsabkommen gerade für kleinere Länder verhängnisvoll ist:


    »Insbesondere für die kleinen Länder ist es geradezu eine Überlebensfrage, daß das Prinzip der Gleichberechtigung in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen grundsätzlich anerkannt bleibt. Wenn eine rücksichtslose Politik eines mechanischen Abwägens von Leistung und Gegenleistung einreißt, so werden sie, deren Gegenleistung an Absatz und Kaufkraft sich mit der großer Wirtschaftsgebiete nicht messen kann, die ersten Leidtragenden sein.«


    Haberlers Einschätzung ist im 21. Jahrhundert nach wie vor aktuell. In der handelspolitischen Diskussion in den OECD-Ländern, auch in Deutschland, werden immer wieder die Vorteile der Abkommen für die beteiligten Länder unterstrichen, die Folgen für die ausgeschlossenen Länder spielen in der Diskussion jedoch keine Rolle.


    Gerade die Folgen der Megaregionalabkommen TTIP und TPP wären für die nicht teilnehmenden Länder gravierend. Entwicklungsländern würde es vermutlich sehr viel schwerer fallen, an der internationalen Arbeitsteilung, insbesondere an grenzüberschreitenden Produktionsnetzwerken zu partizipieren. Der wichtigste Grund hierfür ist die bereits vorgestellte administrative Besonderheit von Freihandelszonen: für zollfrei gehandelte Waren ist ein Ursprungszeugnis erforderlich. Produzenten von Vorprodukten außerhalb der Freihandelszone werden deshalb benachteiligt, weil durch Nutzung dieser Vorprodukte der Warenursprung und damit der zollfreie Handel in der Freihandelszone gefährdet sind.


    Indes wäre es ein Irrtum, zu glauben, die großen Freihandelsabkommen der USA und der EU würden keine Reaktionen hervorrufen. Sollten TTIP und TPP verwirklicht werden, ist mit Reaktionen vor allem der Schwellenländer zu rechnen. Chinas Alternativen wurden bereits skizziert, aber auch die übrigen BRICS-Staaten – Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika – werden der Fragmentierung der Welthandelsordnung nicht tatenlos zusehen, sondern eigene Großprojekte initiieren.


    Doch die Nachteile der heutigen Fragmentierung der Welthandelsbeziehungen gehen darüber hinaus. Wie kurz für den asiatisch-pazifischen Raum skizziert, werden nicht an den Großprojekten TTIP und TPP teilnehmende Länder eigene, konkurrierende Projekte schaffen. Die BRICS-Staaten arbeiten schon heute an Vorhaben, die ihnen regionale Führungsrollen sichern. Sehr deutlich wird dies bei der von Russland geführten EAWU. Aber auch Brasilien, Indien, Südafrika und China bereiten regionale Projekte zur Absicherung ihrer Führungsrolle vor. Möglich, wenngleich aktuell nicht realistisch, erscheint mittelfristig eine BRICS-Freihandelszone als Gegenentwurf zu den Großprojekten der USA und der EU.


    Bereits heute ist erkennbar, dass sich die BRICS-Staaten und der Westen voneinander entfernen. Jahrzehntelang glaubten Politiker in den westlichen OECD-Ländern, die übrige Welt – China und Russland inbegriffen – würde über kurz oder lang die politischen und ökonomischen Konzepte des Westens übernehmen. Dies erwies sich als Irrtum. Die Präsidenten Chinas und Russlands wenden sich spätestens seit dem Jahr 2014 vom Westen ab und verfolgen eigene Ziele. Die Welt erwachte, so Philipp Stevens (2014, eigene Übersetzung) in der »Financial Times«, aus »dem postmodernen Traum von Global Governance und kehrt zurück zu Großmachtwettbewerb«.75


    Die Wahl von Donald Trump zum Präsidenten der USA, aber auch die nationalkonservativen Strömungen in Europa – von Großbritannien über Polen bis nach Frankreich, Deutschland und den Niederlanden – deuten überraschenderweise in eine unerwartete Richtung hin: China passt sich nicht den westlichen Vorstellungen der Organisation von Gesellschaften an, sondern der Westen wird wie China: autoritärer, nationalistischer, weniger kosmopolitisch. Aus heutiger Sicht ist noch nicht zu beurteilen, ob dies eine kurzfristige Eintrübung der Strahlkraft des alten liberalen Konzepts ist oder ob das chinesisch-amerikanische Modell der Betonung eigener, nationaler Interessen auch auf lange Sicht die internationalen Beziehungen prägen wird.


    Die Unfähigkeit des Westens, wirtschaftliche und politische Modelle jenseits von Kapitalismus und Demokratie zu verstehen, erweist sich inzwischen als Belastung. Der frühere indische Außenminister Jaswant Singh (2014) stellt fest, dass der westlichen liberalen Demokratie im autoritären Kapitalismus chinesischer oder russischer Prägung ein neuer Rivale erwachsen ist. Die heutige handelspolitische Antwort des Westens auf diese neue Konkurrenz heißt: Ausschluss und Diskriminierung. Damit wird ein neuer geostrategischer Großkonflikt handelspolitisch flankiert. Nicht nur ökonomische, sondern auch politische Gründe sprechen gegen diese Politik der Konfrontation mit China, Russland und anderen aufstrebenden Akteuren.


    Eine erste Quittung für diese konfrontative Politik erhielt Washington im März 2015. Trotz heftiger Kritik der USA beteiligten sich wichtige Verbündete an der von Peking geführten neuen Asiatischen Bank für Infrastrukturinvestitionen (AIIB). Washington hatte die jahrelangen Forderungen Chinas nach einer Reform der Strukturen von Weltbank und IWF blockiert – und wurde dann von China mit der Schaffung konkurrierender Institutionen konfrontiert. Sämtliche wichtigen europäischen Verbündeten der USA – Deutschland, Frankreich, Großbritannien – werden sich ebenso an der neuen Entwicklungsbank beteiligen wie Australien und Südkorea, zwei traditionelle Verbündete im pazifischen Raum.


    Die handelspolitischen Großprojekte verfolgen eine ähnliche Strategie und auch sie werden zur Entwicklung konkurrierender Konzepte führen. Die Annahme, die EU und die USA könnten im 21. Jahrhundert ein Regelwerk zu Normen und Standards ohne Beteiligung Chinas sowie anderer Schwellenländer entwickeln und diese Staaten würden dann den entstandenen Goldstandard übernehmen, ist eine gefährliche Illusion.


    Per saldo zeigt sich also, dass die Handelspolitik in den vergangenen Jahren massiv repolitisiert wurde. Aus handelspolitischer Sicht ist dies eine sehr unglückliche Entwicklung. Der ökonomische Königsweg – die multilaterale Regulierung und Liberalisierung des Handels – wird von der Politik zunehmend verschmäht. Die WTO ist für eine von Diskriminierung freie Regulierung des Welthandels unverzichtbar – und die zahlreichen Präferenzhandelsabkommen machen sie keineswegs entbehrlich.


    Aus einer politischen Perspektive ist der Trend zu Präferenzhandelsabkommen ein bedauerlicher – und gefährlicher – Rückschritt. Die politischen Lektionen der 1930er-Jahre werden vergessen. Diskriminierung ist in die Handelspolitik zurückgekehrt – und das wird vermutlich zu wachsenden Konflikten in der neuen multipolaren Ordnung führen. Die Geopolitik hat den seit 1945 geltenden liberalen Konsens in der Handelspolitik untergraben.


    3.8 Eine Option für die Weiterentwicklung der WTO: offene, plurilaterale Abkommen unter dem Dach der WTO


    Allerdings ist diese Entwicklung keineswegs unvermeidlich. Es besteht die Möglichkeit, dass der gegenwärtige Trend, geprägt von Nichtkooperation und dem Ausschluss Dritter, durchbrochen wird. Sollten die strukturellen Nachteile der heute verfolgten Präferenzhandelsabkommen deutlicher werden, erscheint es möglich, dass wichtige Akteure – die USA, die EU und die BRICS-Staaten – an den Verhandlungstisch der WTO zurückkehren und neue Wege zur Organisation des Welthandels beschreiten. Eine Möglichkeit dazu wären offene, plurilaterale Abkommen unter dem Dach der WTO (Irwin 2016, S. 95; Jones 2014).


    Dies hört sich zunächst sehr komplex an, ist es aber nicht. Gegenwärtig wird in der WTO die Doha-Runde als sogenannte single undertaking verhandelt: Nichts ist vereinbart, bevor nicht alles vereinbart ist. Vermutlich ist im Kreis von 164 Ländern auch künftig kein Konsens mehr zu erzielen. Die Interessen der Mitgliedsländer sind zu unterschiedlich. Die WTO wird sich von dem Verhandlungsprinzip der Vergangenheit verabschieden müssen (Hufbauer und Cimino-Isaacs 2015, S. 681).


    Offene, plurilaterale Abkommen vereinen dagegen nur einen Teil der WTO-Mitgliedsländer in sektorspezifischen Abkommen. Koalitionen gleich gesinnter Länder schließen sich in offenen Clubs zusammen (Jones 2014). Von geschlossenen Clubs unterscheidet sich dieses Konzept durch seine Offenheit: Gelten würde die Meistbegünstigungsklausel des GATT-Vertrages. Entwickelt wurde dieser Ansatz von der Warwick Commission on the Future of the Multilateral Trading System (2007).


    Bei der WTO-Ministerkonferenz in der kenianischen Hauptstadt Nairobi deutete sich bereits Ende 2015 an, dass plurilaterale Abkommen an Bedeutung gewinnen würden. Die Erwartungen an die Konferenz von Nairobi waren gering. Schon im Vorfeld hatte sich abgezeichnet, dass es keinen großen Wurf geben würde. Die Interessen wichtiger Mitgliedsländer unterschieden sich und ein Abschluss der Doha-Runde wurde von nahezu keinem Beobachter erwartet. Die Unterstützung für einen Abschluss der Doha-Runde war insbesondere in den OECD-Ländern schwach.


    Für die Weltwirtschaft hilfreich war indes der Abschluss des Informationstechnologieabkommens (ITA) – ein plurilaterales Abkommen unter dem Dach der WTO. Zahlreiche, aber eben nicht alle Mitgliedsländer haben verabredet, den Handel mit bestimmten Elektronikprodukten von Zöllen zu befreien. Es handelt sich also um eine klassische handelsliberalisierende Maßnahme. Der Umfang des Handels mit diesen Produkten ist immens und wird auf 1.300 Milliarden Dollar pro Jahr beziffert. Gerade im Bereich der Informationstechnologie haben sich globale Produktionsnetzwerke etabliert, deren Effizienz sich durch den künftigen Entfall von Zöllen erhöhen wird. Bei Smartphones etwa werden Komponenten in hoch spezialisierten Fabriken in unterschiedlichen Ländern gefertigt, während die Endmontage häufig in China stattfindet. Der Entfall der Zölle wird die weitere Vertiefung der internationalen Arbeitsteilung in diesem Sektor ermöglichen.


    Das erste ITA war bereits 1996 vereinbart worden. Die technologische Entwicklung führte aber dazu, dass der Handel mit den damals vereinbarten Produkten, etwa Floppy Disks, heute keine Rolle mehr spielt, während es berührungsempfindliche Bildschirme noch gar nicht gab. Das neue ITA ist aber vor allem deshalb interessant, weil es ein offenes System ist. In Nairobi haben sich 53 Staaten bereit erklärt, diesem Abkommen beizutreten. Aber das ITA ist kein geschlossener, sondern ein offener Club. Auch die nicht teilnehmenden Mitgliedsstaaten der WTO haben Zugang zu den zollfrei gehandelten Komponenten, müssen aber ihrerseits nicht (unmittelbar) nachziehen und die eigene Zollpolitik umstellen. Es handelt sich beim ITA um offenen Plurilateralismus und diese Form der Zusammenarbeit gleich gesinnter Staaten wird in den kommenden Jahren vermutlich an Bedeutung gewinnen.76 Die 53 teilnehmenden Länder der WTO haben mit dem Beschluss von Nairobi ein »critical mass agreement« geschaffen und damit eine Empfehlung der Warwick Commission (2007) umgesetzt. Wenn sich eine kritische Masse kooperationswilliger Staaten findet, können die widerspenstigen Länder toleriert werden (Goldin 2013, S. 108).


    Die Idee dieser Art von Abkommen ist recht simpel. Mitgliedsländer, die in einem Teilbereich des Waren- oder Dienstleistungshandels eine Regulierung vereinbaren möchten, können dies tun, indem sie ein plurilaterales Abkommen in der WTO beschließen. Sie werden die Regulierung in Kraft setzen, wenn eine hinreichende Anzahl anderer Mitgliedsländer ebenfalls beitritt. Wird die kritische Masse erreicht, ist das Abkommen für die teilnehmenden Staaten attraktiv genug, um es umzusetzen. Anders als bei den zahlreichen Freihandelszonen werden aber nicht partizipierende Staaten nicht diskriminiert. Ihnen werden die Rechte, nicht jedoch die Verpflichtungen der plurilateralen Abkommen eingeräumt.77


    Die seit 2012 laufenden Verhandlungen zum TiSA könnten in ein plurilaterales Abkommen unter dem Dach der WTO münden. Gegenwärtig ist dies nicht der Fall: TiSA ist ein außerhalb der WTO verhandeltes plurilaterales Projekt von 23 Staaten, die gut zwei Drittel des weltweiten Dienstleistungshandels auf sich vereinen. Denkbar ist, TiSA der WTO anzugliedern und nach Erreichung einer kritischen Masse die aus dem Abkommen resultierenden Rechte allen WTO-Mitgliedsländern einzuräumen. Sollte sich China TiSA anschließen, wäre die von der EU geforderte kritische Masse erreicht (Hufbauer und Cimono-Isaacs 2015, S. 689f.).


    Die weitere Liberalisierung des Welthandels wird mit diesen plurilateralen Abkommen möglicherweise nicht einfacher. In der Vergangenheit wurden Liberalisierungsmaßnahmen damit begründet, dass gesamtwirtschaftlich ein zusätzlicher Nutzen entsteht. Der Wegfall von Arbeitsplätzen etwa in der Textilindustrie wurde kompensiert durch die Schaffung neuer Arbeitsplätze in der Softwareindustrie. Politiker könnten künftig geneigt sein, auf die negativen Konsequenzen von Liberalisierungsprozessen zu verzichten und nur noch jenen Clubs beizutreten, in denen die einheimische Industrie wettbewerbsfähig ist.


    Allerdings würde damit das Konzept einer Globalisierung à la carte gestärkt. Diese Globalisierung nach Maß ist innenpolitisch einfacher: Zugeständnisse an andere Länder werden nur noch in begrenztem Umfang gemacht und sind auch nicht mehr nötig, weil die offenen Clubs homogener als die gesamte WTO sind.


    Chris Brummer bezeichnet ein solches System als minilateral. Er schlägt drei Elemente vor: Erstens soll die Anzahl der mitwirkenden Länder nur so groß sein, dass das gewünschte Politikziel erreicht werden kann. Zweitens sollen verbindliche Verträge ersetzt werden durch informelle, explizit nicht bindende Abkommen. Mithilfe von finanzpolitischen Innovationen sollen drittens die Bedeutung und die Abhängigkeit anderer Staaten von der Leitwährung US-Dollar gemildert werden (Brummer 2014, S. 18f.).


    Gewiss erscheinen solche mini- oder plurilateralen Abkommen sehr bescheiden, ja enttäuschend im Vergleich zu den großen, beeindruckenden Entwürfen des neoliberalen Institutionalismus von Robert O. Keohane. Zugleich sind sie aber der Ausdruck des zentralen Dilemmas internationaler Zusammenarbeit: Wie können nationale Präferenzen in der supranationalen Kooperation ihren Ausdruck finden?


    Chris Brummer sieht in den maßgeschneiderten minilateralen (plurilateralen) Abkommen die Lösung. Sie erlauben, anders als der umfassende Multilateralismus in der WTO, Gesellschaften ein höheres Maß an Selbstbestimmung und Wahlmöglichkeiten (ebd., S. 81).


    Einigkeit besteht bei den meisten Beobachtern hinsichtlich des Nutzens des Streitschlichtungsmechanismus der WTO. Bislang kann dieser nur in einzelnen Fällen für die Streitbelegung in bi- und plurilateralen Abkommen genutzt werden. Die Mitgliedsländer der WTO könnten den Streitschlichtungsmechanismus öffnen und damit die WTO als Plattform zur Regulierung des internationalen Handels stärken (Hufbauer und Cimino-Isaacs 2015, S. 681).


    Die vergangene WTO-Ministerkonferenz in Nairobi hat dem Thema plurilaterale Abkommen – jenseits des ITA – nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Zugleich beharrte aber eine große Gruppe von Staaten auf der Weiterentwicklung der multilateralen Ordnung. Die Abschlusserklärung von Nairobi war diesbezüglich keineswegs so eindeutig, wie es die Kritiker der Doha-Runde nahelegten. Es finden sich vielmehr beide Positionen: Neben dem Doha-kritischen Standpunkt wiederholte sich auch die von zahlreichen Entwicklungsländern vertretene Forderung nach dem Abschluss der Runde vor dem Beginn neuer handelspolitischer Initiativen (Helble 2015). Die Entwicklungs- und Schwellenländer erinnerten beharrlich an die offenen Fragen, vor allem im Bereich des Agrarhandels. In Nairobi mahnte Generaldirektor Roberto Azevêdo die Mitgliedsstaaten, die Zukunft der WTO zu bedenken, und forderte eine Richtungsentscheidung. Azevêdo betonte in der Abschlusserklärung, Inaktivität sei ebenfalls eine Entscheidung und die Kosten einer Schwächung der WTO seien zu hoch.78 Gegenwärtig hat es aber nicht den Anschein, als ob die multilaterale Handelsordnung eine sichere Zukunft hätte. Wahrscheinlicher ist ein Abgleiten der WTO in die Bedeutungslosigkeit.


    Vornehmlich aus außenpolitischer Perspektive ist dies eine gefährliche Entwicklung. Durch die zunehmende Bedeutung von Freihandelsabkommen werden insbesondere ärmere Länder in ihren wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten eingeschränkt. Verhängnisvoll ist dies weniger für die USA, Japan oder China, sondern primär für die EU. Die Bekämpfung von Fluchtursachen in den Staaten Afrikas und Asiens wird ohne eine offene, transparente multilaterale Handelsordnung nicht gelingen. Ohne die WTO kehrt Diskriminierung in die internationalen Wirtschaftsbeziehungen mit Macht zurück.


    Im Handel ist und bleibt das multilaterale Regelwerk der WTO der Königsweg. Präferenzhandelsabkommen schließen nicht teilnehmende Staaten aus und haben schwerwiegende ökonomische und politische Nachteile, die allerdings in der aktuellen Diskussion, etwa zu TTIP, nur eine Nebenrolle spielen. Damit sei nicht gesagt, die multilaterale Ordnung sei ohne Fehler und bedürfe nicht der Weiterentwicklung. Die Politik in den großen Industrie- und Schwellenländern sollte dies anerkennen und nicht länger zulassen, dass ein paar Länder – weniger als fünf aller 164 WHO-Mitglieder – den Abschluss der Doha-Runde verhindern. Doch wie ist dies zu erreichen?


    Zum einen wäre es hilfreich, wenn die Verursacher der Blockade genannt werden würden. Das bedeutet nicht, dass die Blockierer – allen voran die USA – dann eine andere Politik verfolgen würden. Aber deutlich würde, dass die Doha-Runde keineswegs wegen des Widerstands der armen Länder, sondern aufgrund der politischen Blockaden in wohlhabenden Gesellschaften stockt. Zum anderen sollten Schritte unterbleiben, die die WTO weiter schwächen. Sinnvoll wäre vor allem ein Moratorium weiterer Präferenzhandelsabkommen, am besten aller G20-Länder. In der aktuellen geopolitisch angespannten Lage ist ein solcher Vorschlag jedoch reines Wunschdenken. Die voraussichtliche Fortsetzung des Trends zu Präferenzhandelsabkommen führt dazu, dass die WTO bei der Regulierung von handelspolitischen Fragen des 21. Jahrhunderts am Ende der Parade marschieren wird (Hufbauer und Cimono-Isaacs 2015, S. 696).
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    4 Finanzkrisen und die Zersplitterung der internationalen Finanzmärkte


    Noch stärker als handelspolitische Themen bestimmten die Finanzkrisen der vergangenen zehn Jahre die wirtschaftspolitischen Debatten. Zu Beginn der globalen Wirtschafts- und Finanzkrise, im Herbst 2008, war die Diskussion geprägt von einer Kombination aus empfindlicher Sorge und gedämpfter Hoffnung. Die rasche Reaktion der großen Volkswirtschaften und die Einberufung des ersten G20-Gipfels im November 2008 in Washington, D.C., nährten die Hoffnung, dass nach der Krise eine neue globale Finanzarchitektur entwickelt werden könnte. Diese Erwartung wurde enttäuscht: Die Länder der G20 sprechen heute über viele Themen, aber eine neue Finanzarchitektur wird nicht mehr diskutiert. Zwischen den entschlossenen Ankündigungen der G20 in den Jahren 2008 und 2009 und den späteren wirtschaftspolitischen Maßnahmen sowohl der USA als auch der EU hat sich eine bemerkenswerte Lücke aufgetan (Frieden et al. 2012, S. 31).


    Dabei hatten viele Beobachter vermutet, dass die Krisen in den USA und der EU nun dem regulatorischen Wildwuchs der Jahre vor der Krise ein Ende bereiten würden. Während sich der britische Finanzminister, Gordon Brown, vor den Krisen damit brüstete, in Großbritannien würden die Finanzmärkte nur sanft beaufsichtigt (»light touch regulation«), waren sich die Staats- und Regierungschefs der G20-Länder offenbar einig, dass künftig streng kontrolliert werden sollte.


    Dies war die übliche Reaktion auf frühere Krisen: ob die Pleite der Herstatt-Bank 1974, ob nach den lateinamerikanischen Krisen der 1980er-Jahre, ob nach der Asienkrise 1997/98: Stets ertönte der Ruf nach strengerer Aufsicht der Finanzmärkte. Bis 2008 betrafen die Krisen allerdings nicht große OECD-Länder, sondern Schwellen- und Entwicklungsländer. Die Regierungen der meisten OECD-Länder nahmen an, eine schwere Finanzkrise könne sie nicht treffen, da die eigenen Finanzmärkte angemessen reguliert seien. Dies war – heute sehr deutlich – eine Fehleinschätzung.


    Neun Jahre nach Ausbruch der Krise ist klar geworden, dass sich die Hoffnungen auf eine neue globale Finanzarchitektur zerschlagen haben. Zwar wurde das gemeinsame Regelwerk der im Baseler Ausschuss kooperierenden Bankenaufseher geschärft, doch einige Staaten haben sich vom G20-Konsens verabschiedet. Allen voran: die USA.


    Die Regierung Obama hatte längst ihre eigenen Reformen implementiert und diese auf die Bedürfnisse der USA zugeschnitten, ohne sich mit den anderen G20-Staaten abzustimmen. Seit 2014 wird eine Regelung umgesetzt, die den bisherigen Konsens in der Bankenaufsicht aufkündigt: Die USA wenden das sogenannte Gastlandprinzip an und haben sich vom Heimatlandprinzip verabschiedet. Was heißt dies? Wie bereits erwähnt, genügte es der US-Bankenaufsicht bisher, wenn eine Bank, etwa die Deutsche Bank, im Heimatland beaufsichtigt wurde und dort Kapital für den Krisenfall vorhielt. Seit dem Jahr 2014 wird das US-Geschäft ausländischer (Groß-)Banken in den USA beaufsichtigt und diese Banken müssen auch dort die vorgeschriebenen Eigenkapitalquoten erfüllen.


    Eine Reaktion der EU hat nicht sehr lange auf sich warten lassen. Im November 2016 stellte die EU-Kommission neue Regeln für ausländische Banken vor, die den Kapitalbedarf von amerikanischen und mittelfristig auch britischen Banken erhöhen werden. Das »Handelsblatt« sprach von einer »Kampfansage an die Wall Street« und von einem zunehmenden Konfrontationskurs zwischen den USA und der EU.79 Künftig werden ausländische Banken, die mindestens 30 Milliarden Euro in der EU verwalten, ihre Tochtergesellschaften mit eigenem Kapital ausstatten müssen. Kritik der USA wurde mit dem Hinweis gekontert, die US-Finanzaufsicht habe bei der Verschärfung der eigenen Politik wenig Erbarmen mit europäischen Banken gehabt.80


    Der Dissens zwischen der EU und den USA ist keinesfalls auf das Heimatlandprinzip beschränkt. Seit einiger Zeit können sich die Europäer und die Amerikaner nicht auf die Weiterentwicklung des Regelwerks im Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht verständigen. Die USA möchten im inzwischen als Basel IV bezeichneten Maßnahmenbündel die Spielräume der Banken bei der Verwendung eigener Risikomodelle einschränken. Dies erscheint auf den ersten Blick vernünftig. Bei genauerer Betrachtung wird aber klar, dass die USA einen bestimmten Wettbewerbsvorteil ihrer Banken ausblenden. Hypothekenkredite werden den Geschäftsbanken von den staatlichen Förderbanken Freddie Mac und Fannie Mae abgenommen. Die europäischen Unterhändler verweisen im Gegenzug auf die sorgfältige Prüfung von Immobilienkrediten, etwa in Deutschland, aber diese Sichtweise perlt an den amerikanischen Vertretern ab.81 Europäische Banken weisen höhere Kredite an den Unternehmenssektor auf, während sich Unternehmen in den USA sehr viel stärker über den Kapitalmarkt finanzieren. Bemerkenswert ist, dass die USA bei Basel IV auf eine strenge Umsetzung des Regelwerks pochen, sie selbst aber Basel III nur sporadisch angewendet haben. Würde Basel IV, wie von den Amerikanern gefordert, umgesetzt, würde der Eigenkapitalbedarf der deutschen Banken um 30 Prozent ansteigen.82


    Das Ergebnis dieser sich aufschaukelnden Konfrontation ist eine Zersplitterung oder »Balkanisierung« (»The Economist«) der internationalen Finanzmärkte. Die langfristigen Folgen dieser Entwicklung können heute noch nicht abschließend bewertet werden, aber eindeutig stellen die Maßnahmen der USA und der EU eine Zeitenwende dar. Doch ist diese Zersplitterung der Finanzmärkte nun vorteilhaft oder schädlich?


    Die Mehrheitsmeinung in der Volkswirtschaftslehre beurteilt diese Entwicklung kritisch. Nur einheitliche globale Standards würden die Vertiefung der internationalen Kapitalmärkte ermöglichen. Eine Minderheitsmeinung sieht in dieser Entwicklung indes die Chance auf die Stabilisierung der Finanzmärkte. Dabei gehören zu dieser Gruppe nicht nur Wissenschaftler, sondern auch renommierte Finanzmarktaufseher, etwa Andrew G. Haldane, heute Chefökonom der englischen Notenbank und zuvor dort verantwortlich für Finanzmarktstabilität.


    Im Rückblick hat die Entwicklung von globalen Standards für die Finanzmärkte nicht zu einem stabileren System geführt. So hat zum Beispiel einer der wichtigsten Regulierungsansätze, Basel II, die beiden jüngsten Krisen – die Subprimekrise und die Schuldenkrise in Europa – nicht verhindern können. Beide Krisen wurden vielmehr durch falsch konzipierte globale Regeln befeuert. Basel II verpflichtete die Banken zwar, Eigenkapital in einer vom Risiko des Portfolios abhängigen Höhe zu halten, übersehen wurde, dass auch solide Banken in eine Liquiditätskrise geraten können, wenn die Finanzmärkte von Panik geprägt sind. So standen zahlreiche solvente Banken nach dem Zusammenbruch von Lehman Brothers im September 2008 vor der Illiquidität, da sie ihre Wertpapiere auf den in Schockstarre verharrenden Finanzmärkten nicht mehr verkaufen konnten (Levinson 2010, S. 81).


    4.1 Die Regulierung der Finanzmärkte in historischer Perspektive


    Die heutige Organisationsform der Finanzmärkte und die Fehlentwicklungen lassen sich leichter verstehen, wenn die früher angewandten Alternativen betrachtet werden. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts unterlagen die internationalen Finanzmärkte und der Grad der Kooperation einem umfassenden Wandel: Im 19. Jahrhundert, unter dem sogenannten Goldstandard, war das Maß der internationalen Kooperation sehr hoch und hat dieses Niveau trotz aller Gipfel und Institutionen nicht mehr erreicht. Die am Goldstandard teilnehmenden Länder hatten jahrzehntelang für stabile Wechselkurse gesorgt und damit in jener ersten Phase der Globalisierung den Handel und grenzüberschreitende Investitionen begünstigt. Von 1914 bis 1944 war der Grad der Zusammenarbeit extrem niedrig, obwohl mehrere Versuche zur Wiederbelebung der Zusammenarbeit unternommen worden waren. Im Regime von Bretton Woods von 1944 bis 1973 waren die nationalen Finanzmärkte voneinander separiert. Der grenzüberschreitende Kapitalverkehr war gering und in den 20 wichtigsten Volkswirtschaften blieben Finanzkrisen aus. Von 1973 an wurden die Restriktionen für die Kapitalmärkte schrittweise gelockert, was mit einer deutlichen Zunahme von Finanzkrisen korrelierte.


    4.1.1 Drei Epochen mit unterschiedlichen Modellen


    Im 19. Jahrhundert befand sich Großbritannien auf dem Höhepunkt seiner Macht und ordnete die internationalen Finanzbeziehungen nach seinen Interessen. Das Instrument hierzu war der Goldstandard. Zunächst legte Großbritannien im Jahr 1844 das Umtauschverhältnis von Papiergeld zu Gold fest. Andere Länder folgten dem britischen Beispiel und stiegen auf eine Goldbindung ihrer Währungen um. Von etwa 1870 bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges im Jahr 1914 ermöglichte der Goldstandard die deutliche Ausweitung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Da alle am Goldstandard teilnehmenden Länder ihre Währungen in einem festen Wechselkurs an Gold gebunden hatten, waren auch die Wechselkurse zwischen den Währungen, also etwa britisches Pfund und amerikanischer Dollar, stabil. Zugleich unterlag der internationale Kapitalverkehr keinen Beschränkungen. Kapital aus Großbritannien finanzierte große Investitionen in der Neuen Welt, etwa den Eisenbahnbau in den USA oder Argentinien.


    Der Goldstandard hatte zwei Dimensionen. Zum einen legten die Notenbanken das Austauschverhältnis zu einem knappen Edelmetall fest und versuchten so, Vertrauen in ihre Währungen zu schaffen. Die inländische Geldmenge war gebunden an die Goldreserven der Notenbank. Zum anderen war der Goldstandard auch ein frühes System internationaler finanzpolitischer Zusammenarbeit. Die Notenbanken der teilnehmenden Länder trafen sich regelmäßig, um über Fragen der internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu sprechen und mögliche Anpassungsmaßnahmen zu vereinbaren. Federführend war die Bank von England, die als »Dirigent eines internationalen Orchesters« fungierte (Eichengreen 2008, S. 33).


    Nach dem Ersten Weltkrieg gab es mehrfach Bestrebungen, den Goldstandard wiederherzustellen. Sämtliche Versuche hierzu scheiterten allerdings. Die Staaten waren in den 1920er-Jahren, vor allem aber in der Großen Depression zu Beginn der 1930er-Jahre, nicht zu internationaler Zusammenarbeit bereit. Letztmalig versuchten 66 Länder im Sommer 1933, den Goldstandard bei der Londoner Weltwirtschaftskonferenz wieder zu etablieren. Der amerikanische Präsident Franklin D. Roosevelt, der im März 1933 ins Amt eingeführt worden war, hatte am Tag seines Amtsantritts die Mitgliedschaft der USA im Goldstandard beendet und den Export von Gold verboten (Morrison 1993, S. 309). Roosevelt lehnte jegliche Vorstöße zur Wiederherstellung des Goldstandards im Rahmen der Londoner Weltwirtschaftskonferenz ab. In den 1930er-Jahren erholten sich die internationalen Wirtschaftsbeziehungen von dieser Absage nicht mehr. Von 1934 an waren alle Anzeichen internationaler wirtschaftlicher Zusammenarbeit verschwunden. Es folgten Handelskriege, Währungskriege und schließlich mit Waffen ausgefochtene Kriege (Frieden et al. 2012, S. 6). Roosevelts Nationalismus war die Ursache für das Scheitern der Konferenz (Morrison 1993, S. 314). Die Londoner »Times« kommentierte die Absage Roosevelts bei der Londoner Weltwirtschaftskonferenz mit den heute wieder aktuell erscheinenden Worten: »Amerika hat unwiderruflich den Pfad wirtschaftlicher Isolation gewählt.«83


    Aus heutiger Sicht weist der Politikstil Franklin D. Roosevelts bemerkenswerte Parallelen zu Donald Trump auf. Roosevelt verweilte häufiger auf Schiffen und kommunizierte dann gerne über kurze sogenannte Ship-to-Shore-Nachrichten. Wie Trump kanzelte er seine politischen Opponenten gerne rüde ab. Bei der Ablehnung des Schlussdokuments der Londoner Konferenz holte Roosevelt zum Rundumschlag aus. In dieser Stellungnahme, die damals als »Roosevelts Bombe« bezeichnet wurde, ließ er kein gutes Haar an den Konferenzteilnehmern. Er warf ihnen »künstliche Experimente, grundlegende wirtschaftspolitische Fehler, fadenscheinige Trugschlüsse, ein Interesse an künstlicher Stabilität und einen Fetisch sogenannter internationaler Banker« vor (zitiert nach Morrison 1993, S. 31, eigene Übersetzung).


    Allerdings zogen die Siegermächte des Zweiten Weltkrieges Lehren aus dem Scheitern der internationalen Zusammenarbeit für die Nachkriegsordnung. Eine zentrale Erkenntnis war, dass eine offene Weltwirtschaft die zielgerichtete Kooperation der großen Wirtschaftsmächte benötigt (Frieden et al. 2012, S. 6). Die Nachkriegswirtschaftsordnung wurde maßgeblich von den USA und Großbritannien gestaltet und ist mit dem Namen des Konferenzortes untrennbar verbunden. 1944 tagten 44 Länder im »Mount Washington Hotel« in Bretton Woods, einem Dorf im US-Bundesstaat New Hampshire. Dort wurde die Schaffung des Systems von Bretton Woods beschlossen. Drei Institutionen sollten die internationalen Wirtschaftsbeziehungen gestalten: der IWF, die Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (IBRD), die zumeist als Weltbank bezeichnet wird, und die Internationale Handelsorganisation (ITO), die sich um die Organisation des Warenhandels kümmern sollte.


    Besonders in der Finanzpolitik brachte das System von Bretton Woods einschneidende Veränderungen. Die Wechselkurse waren wie im Goldstandard gegenüber anderen Währungen fixiert. Im Mittelpunkt stand aber der Dollar, der als einzige Währung des Systems von Bretton Woods in einem festen Kurs an Gold gebunden war. Für die Währungen anderer Länder, etwa das britische Pfund, waren feste Wechselkurse zum Dollar festgelegt. Vor allem aber unterlag der internationale Kapitalverkehr starken Beschränkungen. Unternehmen und Privatleute benötigen für die Ein- und Ausfuhr von Kapital Genehmigungen staatlicher Stellen.


    Das System von Bretton Woods funktionierte gut zwei Jahrzehnte lang. Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen erlebten in diesen Jahren einen enormen Aufschwung, ohne dass dieser von häufigen Finanz- und Wirtschaftskrisen begleitet worden wäre. Besonders bemerkenswert ist, dass es in den wichtigsten Industrieländern in jener Phase keine einzige Bankenkrise gab. Die Bankenaufsichtsbehörden regulierten streng und verhinderten Übertreibungen, wie sie seit dem Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods immer wieder zu beobachten sind. Damit zeigen sich deutlich die Verlierer von Bretton Woods: Die Finanzindustrie, insbesondere amerikanische Großbanken, konnten nur auf den nationalen Märkten operieren und waren dementsprechend an einer Überwindung des für sie unbefriedigenden Zustands interessiert.


    Zwischen 1971 und 1973 wurde das System von Bretton Woods in mehreren Stufen abgeschafft. Zunächst beendete der amerikanische Präsident, Richard Nixon, im August 1971 die Bindung des US-Dollars an Gold. Die amerikanische Papiergeldmenge wuchs immer stärker, die Goldreserven hingegen blieben stabil. Letztmalig 1959 war die Geldmenge in den USA durch hinreichende Goldreserven abgedeckt. 1971 sank die Golddeckung auf 15 Prozent der Geldmenge (Tietmeyer 2005, S. 57). Nicht zuletzt wegen der hohen Staatsausgaben der USA sowohl für den Vietnamkrieg als auch für die Sozialpolitik des Präsidenten Johnson von 1965 an war das amerikanische Versprechen, Dollar auf Wunsch in Gold umzutauschen, nicht mehr glaubhaft.


    Präsident Nixon verkündete am 15. August 1971, die USA würden die Goldeinlösepflicht temporär aussetzen und ebenso zeitweilig wurden zusätzliche Zölle von 10 Prozent des Warenwerts erhoben. Die Maßnahmen der USA waren ohne Konsultation der anderen am System von Bretton Woods teilnehmenden Länder vorgenommen worden und versetzten die Weltwirtschaft in einen Schockzustand.


    Versuche, das Festkurssystem zu stabilisieren, hatten keinen Erfolg. Im März 1973 wurden die festen Wechselkurse des Systems von Bretton Woods aufgegeben und der Kapitalverkehr schrittweise liberalisiert.


    In den vergangenen 150 Jahren zeigen sich also drei Phasen mit sehr unterschiedlichen finanzpolitischen Prägungen:


    
      	
        
          •
        
Der Goldstandard mit festen Wechselkursen und unbeschränktem Kapitalverkehr von Mitte des 19. Jahrhunderts bis – mit Unterbrechungen – 1933;
      


      	
        
          •
        
das System von Bretton Woods, ebenfalls mit festen Wechselkursen, aber mit Beschränkungen des Kapitalverkehrs, das von Mitte der 1940er-Jahre bis 1973 angewendet wurde;
      


      	
        
          •
        
die heutige noch immer namenlose Ordnung, die gekennzeichnet ist durch freien Kapitalverkehr und schwankende Wechselkurse.
      

    


    Diese drei Phasen lassen sich durch die Betrachtung eines Theorems erläutern. Der kanadische Ökonom Robert Mundell hat 1963 den unmöglichen Dreiklang der Geldpolitik (impossible trinity) untersucht. Er stellte fest, dass es ein Spannungsverhältnis zwischen stabilen Wechselkursen, unbeschränktem Kapitalverkehr und geldpolitischer Autonomie gibt. In den zurückliegenden 40 Jahren wurde der Kapitalverkehr liberalisiert und diese politischen Entscheidungen unterstreichen den zunehmenden Einfluss derjenigen Teile der Gesellschaft, die von unbeschränktem Kapitalverkehr profitieren. Nachteile mussten all diejenigen in Kauf nehmen, denen stabile Wechselkurse Vorteile bringen würden.


    Mundell (1963, für eine Diskussion des unmöglichen Dreiklangs in der Währungspolitik siehe Obstfeld et al. 2005) betonte, dass von den drei Zielen, die Länder mit ihrer Geldpolitik erreichen wollen (stabile Wechselkurse, unbeschränkter Kapitalverkehr und Autonomie der Geldpolitik), immer nur zwei gleichzeitig erreichbar sind. Entweder wird auf geldpolitische Autonomie, auf unbeschränkten Kapitalverkehr oder auf stabile Wechselkurse verzichtet.


    In einer demokratisch regierten Gesellschaft ist die Autonomie der nationalen Geldpolitik, also die Fähigkeit der Zentralbank, Zinsentscheidungen in Reaktion auf konjunkturelle Entwicklungen zu treffen, ein unverzichtbares Ziel.84 In der Ära von Bretton Woods war der Kapitalverkehr beschränkt, was die schwache Verhandlungsposition des Finanzsektors und relative Stärke der verarbeitenden Industrie in jener Zeit widerspiegelt. Die Wendung hin zu unbeschränkten internationalen Kapitalflüssen reflektiert das politische Wiedererstarken des Finanzsektors und seines großen Einflusses auf die Politik.


    Per saldo resultiert aus der Theorie Mundells eine einfache politische Frage. Wenn man die Fähigkeit der Notenbanken, auf Schwankungen der Wirtschaftslage zu reagieren, als unverzichtbar betrachtet, gibt es eine schlichte Wahl: Beschränkungen des Kapitalverkehrs oder (mitunter stark) schwankende Wechselkurse. Letztere haben insbesondere für Im- und Exporteure von Waren- und Dienstleistungen Nachteile, weil die Unternehmen entweder mit schwankenden Erträgen kämpfen müssen oder kostspielige Wechselkurssicherungsgeschäfte abschließen müssen.


    Zum prinzipiell gleichen Ergebnis kam eine Kommission von 17 renommierten Finanzmarktexperten, die 2012 einen Bericht zur Zukunft des internationalen Finanzsystems vorstellte. Bei freiem Kapitalverkehr müssen die nationalen Geldpolitiken harmonisiert und die Finanzmarktaufsicht muss angeglichen werden. Ist dies nicht möglich, sind Beschränkungen des Kapitalverkehrs unumgänglich. Als schlechteste aller Optionen wurde die heutige Ordnung bezeichnet: ein fragmentiertes Finanzsystem in Kombination mit unbeschränktem Kapitalverkehr.85


    4.1.2 Regulierung auf der Grundlage falscher Annahmen


    Seit den 1970er-Jahren dominiert das Paradigma globaler Regulierung der Finanzmärkte die Diskussion: Nur eine gemeinsame globale Finanzmarktregulierung kann das internationale Finanzsystem sicher und stabil machen. Eine Minderheit vertritt die gegenteilige Meinung und gibt nationalen beziehungsweise regionalen Regeln den Vorzug. Das Ergebnis des zweiten Konzepts wäre eine vielfältige Regulierungslandschaft. Dieser Ansatz, der Diversität in der Finanzmarktregulierung propagiert, würde Finanzkrisen nicht vollständig verhindern, aber die Auswirkungen von Turbulenzen auf den Finanzmärkten abschwächen und vor allem Ansteckungsgefahren zwischen den einzelnen Volkswirtschaften reduzieren.86 Zugrunde liegt eine schlichte Überlegung: Ähnlich wie in der Biologie werden komplexe Systeme durch Vielfalt stabilisiert, während Monokulturen größeren Ansteckungsgefahren ausgesetzt sind und Schocks leicht außer Kontrolle geraten.


    Seit dem Zusammenbruch des Bankhauses Herstatt im Jahr 1974 – der ersten Finanzkrise nach dem Zusammenbruch des Systems von Bretton Woods – hat jede Krise zu einer Verstärkung der Anstrengungen um eine stabilere Regulierung geführt. Leider wurden die Regelwerke immer komplexer und zugleich intransparenter. Das erste Baseler Abkommen aus dem Jahr 1988 gilt als ein Meilenstein. Zum ersten Mal in der Geschichte der internationalen Finanzmärkte wurde ein Mindeststandard für international operierende Banken vereinbart. Das erforderte wenig Platz: Basel I war gerade einmal 30 Seiten lang (Haldane und Madouros 2012, S. 8). Basel I kam mit fünf verschiedenen Risikokategorien aus, die von 0 bis 100 Prozent gewichtet werden konnten. Die Regulierer im Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht hatten ihre Aufgabe gut verstanden. Sie mussten nicht alle Details berücksichtigen, sondern den Banken einfache, aber strenge Regeln auferlegen.


    Dieser Ansatz kehrte sich in den folgenden Regelwerken ins Gegenteil um. Basel II ist schon zehnmal so umfangreich wie Basel I, Basel III mit 616 Seiten gleich zwanzigmal so lang wie Basel I. Aber die reine Seitenzahl ist nur die halbe Wahrheit. Das Baseler Regelwerk wurde immer verzweigter, weil interne Risikobewertungsmodelle der Banken sowie individuelle Risikobewertungen Einzug hielten. Nicht mehr bestimmte Risikoklassen, sondern einzelne Risiken wurden bewertet. Die Folge sind millionenfache Berechnungen der Risiken durch Banken und deren Aufseher (ebd., S. 9).


    Auch die Gesetzgebung in den OECD-Ländern wird immer komplexer. Das legendäre Glass-Steagall-Gesetz aus dem Jahr 1933, mit dem in den USA das sogenannte Trennbankensystem durchgesetzt wurde und das bis zu seiner Abschaffung durch die Regierung Clinton gut 60 Jahre galt, umfasste gerade einmal 37 Seiten. Der Unterschied zum Dodd-Frank-Gesetz, das die Regierung Obama von 2010 an durchsetzen konnte, ist frappierend. Der eigentliche Gesetz ist fast 900 Seiten lang, dazu kommen nahezu 9.000 Seiten an Erläuterungen (ebd., S. 10f.).


    Mit wachsender Komplexität hielt aber keineswegs größere Stabilität Einzug. In Basel II etwa wurden Hypothekenkredite als vergleichsweise risikolos angesehen. Vor 2007 ist die Kreditvergabe an Hausbesitzer als ein Geschäft mit geringem Risiko eingestuft worden. In den USA etwa hatte es seit der Großen Depression keinen landesweiten Rückgang der Immobilienpreise gegeben. Die im Baseler Ausschuss kooperierenden Aufsichtsbehörden waren auch der Überzeugung, dass Kredite an mittelständische und große Unternehmen eher vom Zahlungsausfall betroffen sind als Immobilienkredite. Im Rückblick war die Einschätzung der Behörden falsch: Gerade in den USA fielen die Immobilienpreise massiv, was die Gläubiger der Immobilienkäufer in gravierende Schwierigkeiten brachte.


    Hinzu kam, dass die Regulierungsbehörden die sogenannte Verbriefung von Anleihen nicht einschränkten. Mit dieser Finanzmarktmethode können große Mengen einzelner Kredite zu handelbaren Wertpapieren gebündelt werden. In vielen Ländern wurde diese Praxis aktiv gefördert. Im Ergebnis zogen es viele Finanzinstitute vor, ihre Kredite zu verbriefen und weiterzuverkaufen. Damit verschwanden die Risiken zwar aus den Bilanzen der verbriefenden Banken, aber nicht aus dem Finanzsystem. Risiken wurden nicht reduziert, sondern auf intransparente Weise weitergereicht.


    Es ist keineswegs sicher, dass die technokratische Perspektive der Baseler Regulierer der Stabilität des internationalen Finanzsystems gedient hat (Frieden et al. 2012, S. 58). Vor allem Basel II und III sind darauf ausgelegt, ein Regelwerk zu entwickeln, das einheitliche Rahmenbedingungen für alle Finanzmarktakteure weltweit schafft. Der Nachteil dieses Ansatzes ist, dass alle Finanzmarktakteure die gleichen oder zumindest ähnliche Strategien verfolgen. Andrew G. Haldane (2009, S. 18, eigene Übersetzung) sieht dies kritisch und konstatiert, dass eine Politik der gleichen Wettbewerbsbedingungen die Krise verschärfte:


    »Das Konzept gleicher Wettbewerbsbedingungen führte dazu, dass alle das gleiche Spiel zur gleichen Zeit spielten, oft mit dem gleichen Ball. Durch diese Mechanismen glichen sich die Bankenbilanzen immer stärker aneinander an. Die Finanzwirtschaft wurde eine Monokultur. In der Folge wurde das Finanzsystem wie zuvor Pflanzen, Tiere und die Meere weniger resistent gegen Krankheiten.«


    Während das Regulierungsversagen vor der US-Krise heute größtenteils anerkannt ist, fehlt eine Grundsatzdebatte über die Zukunft der Finanzmarktregulierung. In der Geschichte der internationalen Finanzmärkte gibt es hierzu ein vertrautes Muster: Die Politik gelobt nach einer Krise regelmäßig Besserung. Dies ist ein altbekanntes Spiel. Die Idee, dass die nächste Krise durch »bessere« Regulierung verhindert werden kann, entsteht so zwangsläufig wie die Krise selbst.87


    Carmen Reinhart und Kenneth Rogoff haben in ihrem bahnbrechenden Buch »This time is different« (2009) betont, dass es ein wiederkehrendes Muster von Hybris auf den Finanzmärkten gibt. Doch diese Selbstüberschätzung ist nicht auf Finanzakteure beschränkt, sie lässt sich auch bei den Regulierungsbehörden finden. In der Hoffnung, dass dieses Mal alles anders ist, wird nach einer Krise ein neuer Regulierungsansatz eingeführt. Nach einer gewissen Zeit ist es dem Finanzsektor allerdings noch immer gelungen, Wege zur Umgehung der neuen Regulierung zu finden. Die heutigen Bemühungen, neue Regeln für die Finanzmärkte einzuführen, müssen in diesem Licht gesehen werden.


    Zwei Hauptfaktoren sind verantwortlich dafür, dass dieses Versagen zu einem sich wiederholenden Muster geworden ist. Zum einen baut Finanzmarktregulierung immer auf vergangenen Erfahrungen auf. Reformen werden erst dann angestrebt, wenn das Kind bereits in den Brunnen gefallen ist. Die Regulierungsbehörden sind zumeist nicht in der Lage, neue Entwicklungen auf den Finanzmärkten vorauszusehen, geschweige denn ihnen mit vorausschauender Regulierung zuvorzukommen. Nicht nur ist der Nutzen dieser sogenannten Finanzmarktinnovationen zweifelhaft, sie stellen zudem die Regulierungsbehörden vor Aufgaben, denen diese selten gewachsen sind.


    Zum anderen ist die Finanzmarktlobby auffallend erfolgreich, wenn es darum geht, strenge Regeln für die Finanzmärkte zu diskreditieren. So ist es Bankern und Investoren in vielen Ländern gelungen, die durch den damaligen britischen Finanzminister, Gordon Brown, berühmt gewordene »light touch regulation« zum politischen Standard zu machen.88 Die Regierung Blair versprach dem Finanzsektor, Regulierung großzügig zu interpretieren und auf die Selbstregulierung der Märkte zu vertrauen.


    Das britische Beispiel wurde vielerorts kopiert und hat in der Summe zu einem Wettlauf um die niedrigsten Regulierungsstandards geführt. Die Sorge, eine zu harte Regulierung zu beschließen und dadurch Marktanteile an andere Finanzstandorte zu verlieren, hat (zu) häufig die Entscheidungen der Politik geleitet. Die beliebteste Taktik der Finanzmarktlobby dabei ist der Verweis auf die Notwendigkeit einheitlicher Rahmenbedingungen. Das Argument lautet, dass ohne globale Regeln, an die sich alle oder zumindest die Länder der G20 halten, eine Verschärfung der Finanzmarktregulierung in einzelnen Staaten zum Verlust der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des betroffenen Finanzsektors führen würde. Der Schwund von Arbeitsplätzen und ein geringeres Wirtschaftswachstum wären die unvermeidlichen Folgen.


    Diese Argumentationslinie wird selbstverständlich nicht bloß von Akteuren aus dem Finanzsektor, sondern auch häufig und gerne von Vertretern anderer Sektoren verwendet. Aber seit den 1970er-Jahren waren die Lobbyisten des Finanzsektors erfolgreicher als andere. Es hatte den Anschein, als würden die Interessen des Finanzsektors von der Politik über die Interessen der übrigen Gesellschaft gestellt. Politische Entscheidungsträger folgten den Sirenengesängen der Finanzmärkte. Davon profitierte die Finanzwirtschaft über viele Jahre und in den Krisen zahlten die Gesellschaften diesseits und jenseits des Atlantiks einen hohen Preis.


    Vertreter des Finanzsektors argumentieren häufig, dass die Globalisierung – wie eingangs definiert als die Zunahme wirtschaftlichen Austauschs zwischen Staaten aufgrund gelockerter Restriktionen für den Handel und den Kapitalverkehr – die politische Gestaltungsmacht einzelner Gesellschaften einschränkt. Die stetig wachsende gegenseitige Abhängigkeit von Volkswirtschaften auf der ganzen Welt zwinge politische Entscheidungsträger, sämtliche Wirtschaftssektoren zu deregulieren und den Umfang der regulatorischen Einschränkungen dem internationalen Umfeld anzupassen. Wer dies ablehne, müsse erhebliche Wohlstandsverluste in Kauf nehmen.


    So wurde zum Beispiel die Liberalisierung des Kapitalverkehrs als unausweichlich und als absolutes Muss dargestellt. Es wurde dargelegt, dass es – in einer Paraphrasierung einer Aussage Margaret Thatchers – keine Alternative zur Lockerung der Restriktionen auf internationale Kapitalflüsse gebe. Seit den 1970er-Jahren sind in zahlreichen Ländern die Beschränkungen des Kapitalverkehrs aufgegeben worden, womit sich die neoklassische Lehre durchsetzte. In den meisten Fällen wurden diese Entscheidungen nicht von einer politischen Auseinandersetzung begleitet, geschweige denn in breiteren gesellschaftlichen Schichten diskutiert.


    Auch in der EU gab es kaum Opposition gegen die Liberalisierung des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs. Das Projekt der europäischen Integration genoss lange breite Unterstützung. Es wurde nicht unterschieden zwischen der Integration von Waren- und Arbeitsmärkten auf der einen und Kapitalmärkten auf der anderen Seite. Beschränkungen des Kapitalverkehrs sind in der EU verboten.


    Dies hatte schwerwiegende Folgen. Länder wie Irland und Spanien traten der EWU bei und waren, als die Kombination niedriger Zinsen und sich selbst verstärkender Preisblasen auf den Immobilienmärkten für eine erkennbare Überhitzung sorgte, nicht in der Lage, sich gegen unerwünschte Kapitalzuflüsse zu schützen. Ausländisches, vor allem auch deutsches Kapital strömte in diese Ökonomien. Das Ergebnis waren schwere Übertreibungen im Immobiliensektor, gegen die die nationalen Behörden kaum wirksame wirtschafts- und finanzpolitische Instrumente zur Verfügung hatten. Weder Spanien noch Irland konnten ihre Volkswirtschaften vor einer Überhitzung bewahren.


    Spanien zeigt die strukturellen Fehlentwicklungen im Finanzsektor sehr deutlich. Rund zehn Jahre nach dem Ende der Franco-Diktatur trat Spanien der EU bei. Bis zum Beitritt zur Währungsunion im Jahr 1999 waren die spanischen Behörden ziemlich erfolgreich darin, auf Entwicklungen im Finanzsektor zu reagieren. Mit dem Eintritt in die Währungsunion sanken in Spanien die nominalen und realen Zinssätze dramatisch. In Kombination mit dem in der EU festgeschriebenen freien Kapitalverkehr führten die niedrigen Zinssätze zu einem Boom im Immobiliensektor. Die Kapitalflüsse nach Spanien stiegen auf ein historisches Niveau. Zwischen 2005 und 2008 wuchs das Leistungsbilanzdefizit – von Kapitalzuflüssen in gleicher Höhe begleitet – auf durchschnittlich 8,9 Prozent des BIP.89


    Bei Betrachtung der absoluten Zahlen wird deutlich, welche riesige Wette die ausländischen Kreditgeber und die spanischen Kreditnehmer eingingen: Spanien nahm in den vier Jahren von 2005 bis 2008 insgesamt 498 Milliarden Dollar, zu den damaligen Wechselkursen etwa 370 Milliarden Euro, im Ausland auf. Solche Mengen ausländischen Kapitals stellen ein Risiko für jede Volkswirtschaft dar, selbst wenn es – wie im Falle Spaniens – kein Wechselkursrisiko gibt. Der Import ausländischen Kapitals führte zu einem klassischen Kreditboom.


    Die Schattenseiten supranationaler Regeln wurden angesichts der europäischen Krise ab 2010 offensichtlich. Innerhalb der Eurozone hatten den Mitgliedsstaaten die Instrumente gefehlt, um einen Kreditboom zu verhindern. Vor allem die irischen und spanischen Behörden waren nicht in der Lage, die offensichtlichen Blasen auf ihren Immobilienmärkten zu bekämpfen. Ihnen fehlten schlicht die geld- und währungspolitischen Mittel: Die Zinssätze wurden von der EZB in Frankfurt am Main auf einem einheitlichen Niveau für die gesamte EWU festgelegt, alle anderen wirksamen Restriktionen sind in der EU verboten. Der Vertrag zur Arbeitsweise der EU verbietet in Artikel 63 sämtliche Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Wörtlich und sehr deutlich heißt es dort:


    »Im Rahmen der Bestimmungen dieses Kapitels sind alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern verboten.«90


    Die Länder der EU haben also nicht nur jedweder Form der Beschränkung des Kapitalzu- und -abflusses innerhalb der EU eine Absage erteilt; sie haben dieses Verbot auch auf Drittstaaten ausgeweitet. Damit ist in der EU eine vergleichsweise radikale Form der Liberalisierung des Kapitalverkehrs vertraglich fixiert. Der Vertrag von Maastricht ging weit über die Schaffung eines Binnenmarkts hinaus, weil auch Beschränkungen des Kapitalverkehrs gegenüber sämtlichen anderen Volkswirtschaften untersagt wurden. Europa kehrte mit dieser Maßnahme zu der Finanzpolitik zurück, die schon vor 1914 angewendet worden war, als Europa das Zentrum einer offenen und dynamischen Weltwirtschaft war (Abelshauser 2010, S. 43).


    Eine Erneuerung dieser Vorschrift würde einer Vertragsänderung bedürfen, die bis auf Weiteres wenig realistisch erscheint. Die EU ist damit an eine radikal liberale Wirtschaftspolitik gebunden, die heute nicht einmal mehr der traditionell liberale IWF uneingeschränkt vertritt.


    Weder Spanien noch Irland hatten also die Möglichkeit, Zuflüsse ausländischen Kapitals, die Übertreibungen im Immobiliensektor weiter anheizten, einzuschränken. Steuern oder andere Beschränkungen untersagte man, was in Spanien und Irland zu einem Marktversagen von enormen Ausmaßen führte. Selbst die Versuche der Spanier, ihre nationalen Banken stärker zu regulieren, waren zum Scheitern verurteilt. Innerhalb der EWU mit integrierten Finanzmärkten war es für die spanischen Finanzinstitute ein Leichtes, sich Geld anderswo in der Eurozone zu leihen. Dank der gemeinsamen Währung war dieses Vorgehen nicht einmal mit Wechselkursrisiken belastet. Im Vergleich zu früheren Phasen der Kapitalverkehrsregulierung fällt die Radikalität des heutigen vertraglich fixierten europäischen Konzepts auf.


    4.2 Die Konsequenzen gelockerter Kapitalverkehrskontrollen


    Die internationalen Finanzmärkte und deren Regulierung lassen sich in vier Phasen unterteilen, in denen es jeweils sehr unterschiedliche Regeln für den Kapitalverkehr gab. In der ersten Phase, von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis 1913, dominierten der Goldstandard und ein weitgehend unbeschränkter Kapitalverkehr. Die Zeit zwischen dem Ausbruch des Ersten und dem Ende des Zweiten Weltkrieges war geprägt von unterschiedlichen Konzepten. Verschiedene Versuche, den Goldstandard wiederherzustellen, schlugen fehl und spätestens ab der gescheiterten Londoner Finanz- und Wirtschaftskonferenz von 1933 war eine massive Renationalisierung der Geld- und Finanzpolitik zu beobachten (Morrison 1993). Dabei spielten die USA die entscheidende Rolle.


    »Aber bei der 1933er Weltwirtschaftskonferenz, die in London zur Stabilisierung von Wechselkursen und zur Stärkung des internationalen Handels abgehalten wurde, war es tatsächlich amerikanische Politik – in erster Linie die Entscheidung des neuen amerikanischen Präsidenten, Franklin Roosevelt, den Dollar von der Goldbindung zu lösen –, die das Scheitern der Konferenz verursachte und internationale wirtschaftliche Zusammenarbeit eine Dekade lang wirksam beendete. Der Internationalismus legte den Rückwärtsgang ein und auf der ganzen Welt wurde der Nationalstaat vier Dekaden lang das wichtigste Bezugssystem für die Wirtschaftspolitik« (Mazower 2012, S. 151, eigene Übersetzung).


    Nach dem Austritt sowohl Großbritanniens (1931) als auch der USA (1933) kam der internationale Kapitalverkehr zum Erliegen und weltweit wurden Wirtschaftsblöcke mit jeweils dominierender Währung geschaffen (Sandkühler 2012, S. 434). Für Karl Polanyi markiert der Austritt der USA aus dem Goldstandard eine Zäsur. Zuvor waren Versuche missglückt, durch Kooperation die internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu stabilisieren:


    »Mehr als ein Jahrzehnt war die Rückkehr zum Goldstandard das Symbol der weltweiten Solidarität gewesen. Zahllose Konferenzen, von Brüssel bis Spa und Genf, von London bis Locarno und Lausanne, bemühten sich, die politischen Voraussetzungen für stabile Währungen zu schaffen. Selbst der Völkerbund wurde durch ein internationales Arbeitsamt ergänzt, um auf diese Weise die Konkurrenzbedingungen zwischen den Staaten auszugleichen, so daß der Handel ohne Gefährdung des Lebensstandards liberalisiert werden konnte« (Polanyi 1971, S. 45).


    Die dritte Phase, wie bereits in Abschnitt 4.1.1 erwähnt, ist das Regime von Bretton Woods von 1944 bis 1973, geprägt durch staatlich festgelegte Wechselkurse sowie Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Die vierte Phase nach Bretton Woods hat noch immer keinen eigenen Namen und zeichnet sich durch unbeschränkten Kapitalverkehr und schwankende Wechselkurse aus.


    Die Beschränkungen des Kapitalverkehrs im System von Bretton Woods sind ein auffälliger Sonderfall der Wirtschaftsgeschichte. Aus der Perspektive der internationalen politischen Ökonomie reflektiert dieses Modell den relativ geringen politischen Einfluss, den die Finanzsektoren nach der Großen Depression und dem Zweiten Weltkrieg hatten. Die Banken wurden für die Fehlentwicklungen verantwortlich gemacht, die zur Großen Depression geführt hatten.91 Bei den Verhandlungen im »Mount Washington Hotel« zeigten sich sowohl der amerikanische Delegationsleiter Harry Dexter White als auch sein britischer Kollege John Maynard Keynes gegenüber unbeschränktem Kapitalverkehr skeptisch. Sie befürchteten eine Einschränkung der wirtschaftspolitischen Autonomie einzelner Länder (Brummer 2014, S. 128).


    Aus heutiger Perspektive war die Konferenz von Bretton Woods zwar überschaubar und deutlich kleiner als etwa die G20-Treffen seit dem Jahr 2008, aber für die damalige Zeit wurde ein enormer Aufwand betrieben. Die »United Nations Monetary and Financial Conference«, so die offizielle Bezeichnung, dauert vom 1. bis zum 22. Juli 1944 und wurde von 1.300 Delegierten aus insgesamt 44 Ländern, darunter Vertreter aus China, Indien und der Sowjetunion, besucht (Buzdugan und Payne 2016, S. 18). Präsident Roosevelt, der 1933 die Londoner Finanz- und Wirtschaftskonferenz mit seiner Ablehnung scheitern ließ, hatte sich mit dem britischen Premierminister Winston Churchill im August 1941 in der »Atlantic Charter« über die Grundzüge der multilateralen Nachkriegsordnung verständigt (ebd., S. 11). Die Kehrtwende in der amerikanischen Außenwirtschaftspolitik ebnete den Weg für die Schaffung des Regimes von Bretton Woods.


    Bemerkenswert ist das hohe Maß an Kapitalbewegungen, das vor 1914 zu beobachten war. Der Leistungsbilanzüberschuss Großbritanniens belief sich auf etwa 9 Prozent des BIP (Borchardt 2001, S. 10). Der deutsche Leistungsbilanzüberschuss im Jahr 2016 liegt etwa bei diesem Wert. Phasenweise – 1889 und 1890 sowie 1911 bis 1914 – lag der britische Leistungsbilanzüberschuss sogar bei etwa 20 Prozent des BIP (Reinhart et al. 2016, S. 5). Die Empfängerländer britischen Kapitals wiesen dementsprechend hohe Kapitalimporte auf. Zwischen 1870 und 1889 betrug der Kapitalimport (entsprechend einem Überschuss in der Kapitalbilanz) Australiens durchschnittlich 8,2 Prozent des BIP, derjenige Argentiniens sogar 18,7 Prozent (Borchardt 2001, S. 11).


    Während des Regimes von Bretton Woods beschränkten die daran teilnehmenden Staaten den internationalen Kapitalverkehr. Seitdem hat sich das Paradigma des Nutzens unbeschränkten Kapitalverkehrs durchgesetzt. In der Wirtschaftswissenschaft der OECD-Länder wurden Beschränkungen des Kapitalverkehrs zumeist als schädlich betrachtet. Folgende Vorteile grenzenloser Kapitalströme wurden unterstellt:


    
      	
        
          •
        
Steigerung des Wirtschaftswachstums durch erleichterten Zugang zu Krediten auch außerhalb des nationalen Finanzmarkts;
      


      	
        
          •
        
Erhöhung der Transparenz nationaler Finanzpolitik und als Folge eine klügere, nachhaltigere nationale Fiskalpolitik;
      


      	
        
          •
        
Zunahme der Effizienz durch Steigerung des internationalen Wettbewerbs;
      


      	
        
          •
        
Ankurbelung der Wirtschaft in einer Rezession durch leichten Zugang zu Finanzierungsquellen im Ausland;
      


      	
        
          •
        
Steigerung der Weltwirtschaftsleistung durch Kapitalflüsse aus entwickelten in weniger entwickelte Volkswirtschaften, in denen es wenig Kapital, aber zahlreiche Möglichkeiten für Investitionen gibt;
      


      	
        
          •
        
Glättung des durch demografische Entwicklungen unterschiedlichen intertemporalen Konsumverhaltens (Gu und Sheng 2010, S. 567–568; Fischer 1998, S. 2f.).
      

    


    Diese Erwartungen sind zunächst stimmig und schlüssig. Volkswirtschaften verfügen über Produktionsfaktoren in unterschiedlichem Maß. Einige Ökonomien haben ein hohes Arbeitskräftepotenzial, aber wenig Kapital, während andere nur wenige Arbeitskräfte haben, aber über viel Kapital verfügen. Gerade in den Entwicklungsländern fehlt oft Kapital für Investitionen und die Liberalisierung des Kapitalverkehrs soll diesen Ökonomien die Finanzierung von Investitionen erleichtern.


    Ebenso plausibel erscheint die Annahme, dass die Liberalisierung des Kapitalverkehrs für eine nachhaltigere Fiskalpolitik sorgen würde. Mit der Disziplinierung der Fiskalpolitik geht allerdings auch ein Verlust an wirtschaftspolitischer Autonomie einher. Die nationale Finanzpolitik wird erpressbar, weil im Falle einer für die Finanzmarktakteure nicht überzeugend erscheinenden Politik der Abzug von Kapital droht. Die Globalisierung der Finanzmärkte wurde von neoliberalen Beobachtern auch deshalb begrüßt, weil sie die Fähigkeit von Aufsichtsbehörden, die Finanzmärkte zu kontrollieren, schwächte (Mazower 2014).


    Die leichtere Finanzierung von Investitionen in einer Rezession überzeugt auf den ersten Blick ebenso, aber nicht bei genauerer Betrachtung. In wirtschaftlichen Krisen zögern gerade ausländische Finanzinstitute, schwächelnden Volkswirtschaften neue Kredite zu gewähren. Vielmehr haben in zahlreichen Krisen der jüngeren Vergangenheit, etwa der Asienkrise, ausländische Gläubiger durch den Abzug von Kapital die bereits ausgebrochenen Krisen weiter verschärft (Dieter 1999, S. 71f.).


    Für die aktuelle Debatte zur Bewertung der deutschen Leistungsbilanzüberschüsse spielt das von Gu und Sheng genannte Argument, Kapitalex- und -importe könnten zur Glättung des intertemporalen Konsumverhaltens beitragen, eine wichtige Rolle. Der Export von Kapital durch die heute im Berufsleben stehenden geburtenstarken Jahrgänge ist sinnvoll, weil dieses Kapital im Ausland investiert und in künftigen Phasen, nach Beendigung der beruflichen Tätigkeit, zur Stärkung der Kaufkraft künftiger Ruheständler verwendet werden kann. Voraussetzung ist freilich die Investition dieses exportierten Kapitals in profitträchtige Anlagen.


    Allerdings hat die Aufhebung von Beschränkungen des Kapitalverkehrs erhebliche Kosten verursacht. Insbesondere Entwicklungs- und Schwellenländer waren ab den 1970er-Jahren von zahlreichen Finanzkrisen betroffen. Diese Tendenz wurde in den 1990er-Jahren durch den Zwang zur Liberalisierung auch schwacher Volkswirtschaften noch verstärkt (Gu und Sheng 2010, S. 568). Die Mexikokrise 1994/95, die Asienkrise 1997/98 und die Krisen in Russland (1998), Brasilien (1999) und Argentinien (2001/02) sind nur die prominentesten Beispiele.


    Umgekehrt wurde von der überwiegenden Mehrheit der Wirtschaftswissenschaftler in OECD-Ländern angenommen, dass Beschränkungen des Kapitalverkehrs zahlreiche Nachteile haben. Dazu gehören:


    
      	
        
          •
        
Abschottung nationaler Finanzmärkte und damit einhergehend ein geringerer Wettbewerb;
      


      	
        
          •
        
Verzögerung der Anpassung von inkonsistenter Politik und in der Folge drastischere Anpassungsmaßnahmen wegen Verschleppung der Reformen;
      


      	
        
          •
        
Erschwerung von ausländischen Direktinvestitionen und der Finanzierung des Warenhandels;
      


      	
        
          •
        
Schaffung von Anreizen für Korruption von Beamten bei der Genehmigung von Kapitalexporten;
      


      	
        
          •
        
hohe Kosten für die Anwendung von Kapitalverkehrsbeschränkungen und die Überwachung des Regelwerks;
      


      	
        
          •
        
Erhöhung der Finanzierungskosten durch Verschlechterung der Bewertung einer Volkswirtschaft durch die Finanzmärkte;
      


      	
        
          •
        
Zunahme des Risikos von Zahlungsbilanz- und Bankenkrisen (ebd.).
      

    


    Die Einwände vieler Ökonomen gegen die Beschränkung des Kapitalverkehrs erscheinen auf den ersten Blick plausibel. Die Begrenzung des Wettbewerbs kann tatsächlich schwerwiegende Folgen haben. Gegenwärtig ist in China zu beobachten, dass das Verbot des Kapitalexports zu Übertreibungen in der Binnenwirtschaft – vor allem dem Immobiliensektor – führt.


    Weniger überzeugend ist das zweite von Gu und Sheng angeführte Argument. Eine Verschleppung von Reformen ist auch bei offenen Kapitalmärkten möglich, wie europäische Länder, etwa Griechenland und Italien, bis heute zeigen. Ebenso wenig müssen ausländische Direktinvestitionen (FDI) durch Beschränkungen des Kapitalverkehrs negativ betroffen sein.


    Bei einer Besteuerung des Kapitalverkehrs durch eine Tobin-Steuer sind die Auswirkungen auf Investitionsentscheidungen eher gering. Direktinvestitionen werden in der Regel mit einem Zeithorizont von mehreren Jahren oder gar Jahrzehnten getätigt und eine einmalige Abgabe von einem Prozentpunkt hat kaum Auswirkungen auf die Rentabilität von solchen Investitionen.


    Zutreffend ist das Argument, dass Beschränkungen des Kapitalverkehrs Verwaltungskosten verursachen und mit der Genehmigung von Kapitalex- und -importen betraute Beamte für Korruption anfällig sein können. Hier ist eine Abwägung vorzunehmen: Sind die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten des unbeschränkten Kapitalverkehrs niedriger oder höher als die Kosten der Administration von Beschränkungen?


    Gu und Sheng betonen, dass die Bewertung der Beschränkung des Kapitalverkehrs sämtliche Wirkungen berücksichtigen müsse. Die schädlichen Wirkungen vor allem kurzfristiger Kapitalflüsse sind zu beachten:


    »Der wichtigste Grund für die Forderung nach finanzieller Liberalisierung ist, dass produktives Kapital dorthin fließen kann, wo es am meisten gebraucht wird. Die Wahrheit hingegen ist, dass langfristige Direktinvestitionen in realwirtschaftliche Projekte gut für das Wachstum sein können, während kurzfristiges, spekulatives Kapital Preisschwankungen verursachen und Volkswirtschaften destabilisieren kann und sich damit negativ auf die Effizienz einer Ökonomie auswirkt« (ebd., S. 569, eigene Übersetzung).


    Seit den 1970er-Jahren reflektiert die scheinbare Notwendigkeit unbeschränkter Kapitalflüsse vor allem das Interesse einiger weniger Akteure des Finanzsektors. In erster Linie waren es international operierende Unternehmen, die mit viel Einsatz für die Lockerung internationaler Kapitalverkehrskontrollen gekämpft haben. Bereits im Jahr 1998 erkannte der amerikanische Handelsökonom Jagdish Bhagwati (1998, S. 11, eigene Übersetzung), dass vor allem Unternehmen aus dem Finanzsektor Interesse an unbeschränktem Kapitalverkehr haben:


    »Die Finanzindustrie der Wall Street hat ein offensichtliches Eigeninteresse an einer Welt unbeschränkten Kapitalverkehrs, weil dies nur das Gebiet vergrößert, in dem sie Geld verdienen können.«


    Für die meisten Bürgerinnen und Bürger eines Landes sind Kapitalverkehrsbeschränkungen von minderer Bedeutung. Von Urlaubsreisen und gelegentlichen Geldüberweisungen ins Ausland abgesehen, sind die meisten Menschen von internationalen Kapitalverkehrsflüssen direkt nur wenig betroffen. Von weitaus größerer Bedeutung für Volkswirtschaften ist die Stabilität der Wechselkurse. Volatile Wechselkurse schädigen sämtliche Wirtschaftssektoren, die exportieren oder mit ausländischen Importen auf dem Heimmarkt konkurrieren müssen.


    Kapitalverkehrsbeschränkungen sind aber auch für die Sicherung der Steuerbasis einer Volkswirtschaft hilfreich. Der amerikanische Ökonom Richard Cooper sieht als wichtigen Effekt der Liberalisierung des internationalen Kapitalverkehrs den daraus resultierenden Zwang zur Steuersenkung. Bei liberalisiertem Kapitalverkehr sind Kapitalbesitzer stets geneigt, aufgrund von im Ausland zumeist niedrigeren Steuersätzen Geldvermögen zu exportieren.


    »Unbeschränkter Kapitalverkehr ist daher eine Einladung, inländischer Besteuerung durch Verlagerung ins Ausland zu entkommen, wo die Steuersätze niedriger oder gar nicht existent sind […]. Gewiss, wenn das politische Ziel die Abschaffung der Besteuerung von Kapitalerträgen ist, dann ist unbeschränkter Kapitalverkehr eine Überlegung wert. Aber dieses sehr spezielle Ziel sollte offen genannt werden« (Cooper 1998, S. 14, eigene Übersetzung).


    Der von Cooper geforderte Hinweis auf die Nutznießer des liberalisierten Kapitalverkehrs unterblieb jedoch in der wirtschaftspolitischen Diskussion. Der Einfluss der Finanzindustrie auf die Politik in den OECD-Ländern war in den 1990er-Jahren sehr hoch und schlug sich auch in der Politik des IWF nieder.92 Im April 1997, wenige Monate vor Ausbruch der Asienkrise, beschloss das sogenannte Interim Committee, eine Änderung des Gründungsvertrages anzustreben, die vollständige Liberalisierung des Kapitalverkehrs anzusteuern und die administrativen Kompetenzen des Fonds diesbezüglich zu erweitern (Fischer 1998, S. 8).93 Der IWF wollte damit zum Handlungsgehilfen der Wall Street und der Londoner City werden. Bemerkenswert ist, dass IWF-Vize Fischer die Risiken unbeschränkten Kapitalverkehrs sehr wohl benannte: Märkte würden zur Übertreibung neigen, manchmal seien Kapitalzuflüsse zu hoch und kurzfristige Kapitalzuflüsse seien stets ein Grund zur Sorge. Beschränkungen des Kapitalverkehrs seien für viele Länder sinnvoll:


    »Vernünftige Beschränkungen von Kapitalströmen werden sinnvollerweise bereits heute von vielen Ländern angewendet […]. Solche Kontrollen, die darauf abzielen, die Verwundbarkeit von einheimischen Institutionen bei starken Schwankungen der ausländischen Kapitalströme zu erhöhen, könnten sehr wohl Teil eines international akzeptierten Regelwerks guter Finanzmarktstandards werden« (ebd., S. 5, eigene Übersetzung).


    Obwohl der IWF mit seinem Vorhaben, unbeschränkten Kapitalverkehr als Norm zu etablieren, scheiterte, haben sich viele Volkswirtschaften in den vergangenen 20 Jahren dem globalen Trend angeschlossen und auf Beschränkungen des Kapitalverkehrs zunehmend verzichtet. Damit einher geht die Flexibilisierung der Wechselkurse. Seit dem Beginn der Liberalisierung des Kapitalverkehrs in den 1970er-Jahren hat sich, von wenigen Ausnahmen abgesehen, das Modell flexibler Wechselkurse (Verzicht auf Wechselkursstabilität) durchgesetzt.


    Zu den Sonderfällen ist China zu rechnen, das trotz einiger Liberalisierungsschritte den Kapitalverkehr nach wie vor beschränkt und strengen Regeln unterwirft. Obwohl dies China nicht immun gegenüber finanziellen Turbulenzen gemacht hat, ist entscheidend, dass eine Krise in China nicht durch externe Schocks ausgelöst werden wird. Der chinesische Finanzsektor weist Übertreibungen auf, insbesondere eine insgesamt zu hohe und zu rasch wachsende Verschuldung, aber die Fehlentwicklungen wurden nicht zusätzlich durch Kapitalzuflüsse aus dem Ausland verstärkt (Turner 2015).94 Folglich muss auch die Lösung einer Finanzkrise in erster Linie in China und nicht auf internationalem Niveau gefunden werden.95


    Der internationale Kapitalverkehr ist seit dem Ende von Bretton Woods sprunghaft angestiegen. Doch nach der Asienkrise 1997/98 hatte der Umfang der Kapitalflüsse noch einmal massiv zugelegt. Die weltweiten Ungleichgewichte in den Leistungsbilanzen (berechnet werden die hälftigen Summen aller Defizite und Überschüsse der 181 Länder in der Datenbasis des IWF) bewegten sich zwischen 1970 und 1997 stets um 1,2 Prozent des globalen BIP und waren damit ziemlich stabil.96 Zwischen 1997 und 2007 wuchsen die Ungleichgewichte auf rund 3 Prozent des globalen BIP an (Brender und Pisani 2010, S. 24). Es handelt sich hier nicht um kurzfristigen Devisenhandel, sondern um die sich in der Zahlungsbilanz einer Volkswirtschaft niederschlagenden Kapitalbewegungen. Die Leistungsbilanzdefizite kapitalimportierender Länder (insbesondere der USA) und die Überschüsse der kapitalexportierenden Länder (vor allem, aber nicht nur China und Deutschland) sind massiv gestiegen.


    Die Interpretation der Leistungsbilanz findet in der öffentlichen Diskussion, vorrangig in Deutschland, häufig unter Missachtung der Kapitalbilanz statt. Überschüsse in der Leistungsbilanz gelten oft als Ausdruck wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. Davon kann keine Rede sein. Volkswirtschaften mit Überschüssen in der Bilanz der laufenden Posten exportieren mehr, als sie importieren, zugleich aber sparen sie mehr, als sie investieren. Umgekehrt gilt, dass Volkswirtschaften mit Leistungsbilanzdefiziten mehr investieren als sparen. Die USA etwa weisen seit 1981 mit Ausnahme eines Jahres Leistungsbilanzdefizite auf, was nicht zuletzt an der niedrigen Sparneigung liegt (Irwin 2016, S. 86).


    Ein wichtiger Punkt bei der Bewertung des Nutzens von Kapitalzuflüssen für eine Volkswirtschaft sind die Erwartungen, die zu Beginn des Liberalisierungsprozesses geweckt wurden. In den 1970er-Jahren, als Kapitalverkehrsbeschränkungen noch weitverbreitet waren, äußerten neoklassische Ökonomen die Erwartung, dass unbeschränkte Kapitalflüsse den Armen der Welt zugutekämen. Kapital würde aus reichen Volkswirtschaften in Länder fließen, in denen Kapital knapp ist, und damit vorwiegend in Entwicklungsländer.97 Anders gesagt: Kapital würde dorthin fließen, wo es höhere Erträge bringen würde, und dies seien die kapitalarmen Entwicklungsländer.


    Wie wurde diese Erwartung erklärt? Die Befürworter dieser Argumentation stützen sich auf das von Eugene Fama, Ökonom an der Universität Chicago und Träger des Nobelpreises für Wirtschaft, entwickelte Theorem effizienter Märkte.98 Dieses Theorem geht davon aus, dass Finanzmärkte die ihnen zur Verfügung stehenden Informationen effizient nutzen und Finanzmarktpreise sämtliche verfügbaren Informationen reflektieren. Zudem besagt die Markteffizienzhypothese, dass kein Marktteilnehmer über mehr Wissen verfügt als die Märkte (Schnabl 2017).


    Bei effizienten Märkten müsste sich eine Tendenz zur Investition von Kapital in Entwicklungsländern zeigen, weil dort die Renditen höher sind als in den entwickelten Wirtschaften der Industriestaaten. Tatsächlich floss zeitweilig ein beachtlicher Teil der weltweiten Kapitalströme in Entwicklungsländer. In der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts trieb das Kapital jedoch in die andere Richtung – von ärmeren Ländern in die USA. Dort wurde das Kapital nicht effizient verwendet, zum Beispiel, um Investitionen in die verarbeitende Industrie zu finanzieren, sondern befeuerte den Binnenkonsum und Investitionen in den bereits aufgeblähten Immobiliensektor.


    Detailliertere Studien zeigen, dass nicht alle Formen von Kapitalzuflüssen den gleichen Nutzen für die Volkswirtschaft bringen. Aizenman, Jinjarak und Park haben den Kapitalverkehr von 100 Ländern in zwei Perioden, von 2000 bis 2005 und von 2006 bis 2010, untersucht. Während sie die positiven Effekte von Direktinvestitionen auf die wirtschaftliche Entwicklung bestätigen können, finden sie keine Evidenz für positive Effekte von Wertpapieranlagen oder kurzfristigen Anleihen. Letztere können sogar negative Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum haben, vor allem in Zeiten finanzieller Instabilität (Aizenman et al. 2011, S. 18).


    Die unterschiedlichen Effekte der verschiedenen Typen von Kapitalzuflüssen überraschen kaum. Der entscheidende Faktor, der den Nutzen von ausländischem Kapital bestimmt, ist dessen Verwendung: Finanziert das Kapital Investitionen oder Konsum? Im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung sind Kapitalzuflüsse, die Konsum (oder erfolglose Investitionen) finanzieren, problematisch. FDI sind deshalb der beste Weg, um im Zielland Wertschöpfung zu generieren. Kapital, das in den Jahren vor Ausbruch der Krisen in die USA, nach Spanien oder Griechenland floss, wurde offensichtlich in erster Linie für Konsum und weniger für Investitionen verwendet. Aus heutiger Sicht hätten Beschränkungen der einen oder anderen Art dazu beitragen können, diese Volkswirtschaften zu stabilisieren.


    Zugleich ist es notwendig, die gemeinsame Verantwortung von Schuldnern und Gläubigern zu bedenken. Leichtfertige Kreditvergabe ist ebenso problematisch wie unverantwortliche Kreditaufnahme (Frieden et al. 2012, S. 13). In der Diskussion um die Überschuldung einzelner europäischer Volkswirtschaften war gelegentlich eine Asymmetrie zu beobachten: auf der einen Seite die moralische Integrität der Gläubiger, auf der anderen die unmoralischen Schuldner. Kreditvergaben sind indes keine Frage der Moral, sondern von zwei Akteuren abgeschlossene Verträge. Einseitige Schuldzuweisungen sind nicht plausibel.


    Selten wird in der Diskussion um die Krise Griechenlands gefragt, warum das Nachbarland Bulgarien, das in der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts höhere Leistungsbilanzdefizite (und damit Kapitalimporte) als Griechenland zu verzeichnen hatte, die Krise so rasch und unspektakulär bewältigte. Bulgariens Leistungsbilanzdefizite betrugen 17,1 Prozent des BIP (2006), 25,5 Prozent (2007) und 21,7 Prozent (2008).99 Aber Bulgarien hatte nicht auf Anleihen oder Bankkredite gesetzt, sondern auf FDI, die von den Investoren nicht hastig abgezogen werden konnten (Sandbu 2015, S. 44).


    Die Jahre der sorglosen Offenheit der Kapitalmärkte endeten mit der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise. Nach deren Ausbruch in den USA begannen zahlreiche Länder, Kapitalströme zu beschränken. Island war 2008 das erste Industrieland, das zu diesem Mittel griff. Dabei gilt es zu bedenken, dass der IWF Kapitalverkehrskontrollen lange als Teufelszeug betrachtete und strikt ablehnte. Einige Länder setzten sich aber über die damaligen Bedenken des IWF hinweg. Brasilien, das immer wieder von Finanzkrisen erschüttert worden war, besteuerte in den Jahren 2009 bis 2010 den Kapitalzufluss, um Übertreibungen durch unerwünschte hohe Kapitalzuflüsse zu unterbinden. Zuflüsse wurden zunächst mit zwei, später mit vier und dann mit sechs Prozent besteuert. Brasiliens Regierung betonte jedoch, dass FDI von dieser Steuer ausgenommen und weiterhin willkommen seien.100 Südkorea, Thailand und Indonesien verhängten ebenfalls Beschränkungen. 2013 beschloss Indien Maßnahmen gegen den Kapitalabfluss und ordnete Begrenzungen an.101


    Unhaltbar ist also das Argument der finanzwissenschaftlichen Orthodoxie, die Liberalisierung des Kapitalverkehrs würde zur Stabilisierung von Volkswirtschaft beitragen. Wieder und wieder hat sich gezeigt, dass vor allem kurzfristige Kapitalflüsse prozyklisch und eben nicht antizyklisch sind (Gu und Sheng 2010, S. 573). Selbst der britische »Economist« sieht die Nachteile grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs inzwischen sehr kritisch:


    »Im Rückblick war ein großer Teil der grenzüberschreitenden Kreditvergabe töricht. Europäische und amerikanische Banken wurden durch einen plötzlichen Fall der Vermögenspreise verwundbar und zudem wurde das Risiko einer Kreditverknappung vergrößert […]. Weniger finanzielle Globalisierung sollte auch das Risiko verringern, dass Ansteckungseffekte vom Bankensektor eines Landes wirtschaftlichen Schaden anderswo anrichten.«102


    Die IWF-Ökonomen Jonathan D. Ostry, Prakash Loungani und Davide Furceri haben auf den ungewissen Nutzen unbeschränkten Kapitalverkehrs hingewiesen, zugleich aber verdeutlicht, dass die Kosten für Volkswirtschaften offensichtlich seien. Deshalb werden Beschränkungen des Kapitalverkehrs als ein brauchbares Instrument der Finanzpolitik empfohlen. Im Falle von starkem Kreditwachstum, das durch Kreditaufnahme im Ausland finanziert werde, sei die Beschränkung des Kapitalverkehrs sogar die einzige Option (Ostry et al. 2016, S. 39).


    Tab.3: Staatsverschuldung im Verhältnis zum BIP von 1950–2015, in Prozent
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    Kapitalverkehrsbeschränkungen haben den Vorteil, dass etwa Handelsbilanzdefizite, hohe Kreditaufnahmen des Staates oder starkes Kreditwachstum zur Finanzierung eines Immobilienbooms aus einheimischer Ersparnis finanziert werden müssen. In der Wirtschaftsgeschichte zeigt sich eine deutliche Korrelation zwischen Beschränkungen des Kapitalverkehrs und nachhaltiger Finanzpolitik. In den 30 Jahren bis 1974 nahm die Staatsverschuldung der OECD-Länder stetig ab, um seit der Liberalisierung des Kapitalverkehrs rapide zu wachsen (Gu und Sheng 2010, S. 577).


    Der deutliche Rückgang der Staatsverschuldung der G7-Länder ist bemerkenswert. Nach dem Zweiten Weltkrieg wiesen die Verlierer des Krieges, Deutschland und Japan, eine sehr niedrige Verschuldung auf, während insbesondere Großbritannien, aber auch Kanada und die USA eine beträchtliche Staatsschuld verzeichneten. Das Vereinigte Königreich reduzierte die Staatsschulden von 216,9 Prozent des BIP im Jahr 1950 auf 37,5 Prozent im Jahr 2002. Der weit überwiegende Teil dieses Abbaus der Staatsschuld wurde während des Systems von Bretton Woods erreicht. Bis 1973 senkte Großbritannien die Staatsschulden auf 54,6 Prozent des BIP. Die Staatsschuld sank in jenen 24 Jahren um durchschnittlich 6,8 Prozent des BIP pro Jahr. 1973 wiesen die G7-Staaten eine (nach Wirtschaftsleistung gewichtete) Staatsverschuldung von 35,1 Prozent auf. Im Jahr 2014 hatte sich die Verschuldung der G7-Staaten auf durchschnittlich 121,4 Prozent erhöht. Es gibt also – nach 1973 – nicht nur einen auffälligen Zusammenhang zwischen der Liberalisierung des


    Kapitalverkehrs und der Zunahme von Finanzkrisen, sondern auch eine Korrelation zwischen unbeschränktem Kapitalverkehr und dem Anstieg der Staatsschulden.


    Volkswirtschaften, die die negativen Effekte von unbeschränkten Kapitalzuflüssen ignorierten, haben sehr häufig die negativen Konsequenzen in Form schwerer Finanzkrisen bewältigen müssen. Diese Entwicklung muss indes der Politik jener Länder und nicht den Finanzmärkten angelastet werden. Politische Entscheidungsträger berücksichtigen und verteidigen – im Idealfall – die Interessen der gesamten Gesellschaft und vermeiden es, die Belange des Finanzsektors in den Vordergrund zu stellen. Die Interessen der »Finanzoligarchie« (Johnson 2009) haben aber nicht nur in den USA, sondern auch in der EU die Geld- und Finanzpolitik der zurückliegenden Jahre geprägt.


    Die Entscheidung der OECD zur Abschaffung der Kapitalverkehrsbeschränkungen im Jahr 1989 war ein Meilenstein hin zur Hyperglobalisierung (Rodrik 2016b). Nicht berücksichtigt wurde bei dieser Entscheidung, dass die finanzielle Globalisierung nicht nur buchhalterischen Betrug und die Entstehung von Schneeballsystemen, sondern generell schlimme Vermögenspreisblasen und andere systemische Risiken ermöglichen kann (Brummer 2014, S. 49).


    4.3 Einsichten aus früheren Krisen


    Bemerkenswert ist, wie wenig aus früheren Finanzkrisen gelernt worden ist. Der amerikanische Ökonom John Kenneth Galbraith bemerkte dazu, es gebe nur wenige andere Bereiche menschlicher Entwicklung, in denen Geschichte so wenig zähle wie in der Welt der Finanzpolitik (zitiert nach Haldane und Madouros 2012, S. 21).


    Die heutige Ära der Globalisierung war durchweg von finanzpolitischen Instabilitäten geprägt (Mazower 2014). Heute kann man den Eindruck gewinnen, dass sich Gesellschaften an Finanzkrisen gewöhnen und sie als unausweichliche Elemente des Kapitalismus akzeptieren. Die Gewöhnung an Krisen erfolgte peu à peu. Hyman P. Minsky (1977, S. 10) hat in den 1970er-Jahren gezeigt, dass Finanzkrisen keine zufälligen Ereignisse, sondern vielmehr unvermeidlich sind – Finanzmarktinstabilität ist seiner Ansicht nach systemischer Natur. Auch in den 1970er-Jahren gab es Finanzkrisen, sie ereigneten sich jedoch seltener und mit weniger zerstörerischen Auswirkungen als heute. Minskys Beweisgrund war, dass Phasen des starken wirtschaftlichen Aufschwungs das Verhalten und die Erwartungen von Marktakteuren verändern. Wenn ein Aufschwung entsteht, ändern sich die Maßstäbe und Risiken werden ignoriert:


    »Die Neigung, positive wirtschaftliche Entwicklung in einen von Spekulation geprägten Boom zu transformieren, ist die grundsätzliche Krisenanfälligkeit des Kapitalismus« (Minsky 1977, S. 13, eigene Übersetzung).


    Dieses Muster der Selbstüberschätzung während eines Booms konnte seither an zahlreichen Beispielen beobachtet werden. Exemplarisch lässt sich hier die Entwicklung zweier paralleler Blasen – im Immobiliensektor und auf den Aktienmärkten – in den 1980er-Jahren in Japan nennen. Eine hohe Verfügbarkeit von Kapital führte in Japan zur Bildung von Vermögenspreisblasen. Vergleichbare Entwicklungen sind seit einigen Jahren in den USA und Europa zu beobachten. Minsky (ebd., S. 13, eigene Übersetzung) hob zum Verhältnis von Liquidität und Vermögenspreisen hervor:


    »Gesteigerte Verfügbarkeit von Kapital treibt den Preis von Vermögenswerten in Relation zur laufenden Wirtschaftsleistung nach oben und dies führt zu steigenden Investitionen.«


    Minskys Theorie passt exakt zu der Entwicklung in Japan in den späten 1980er-Jahren. Der Anstieg der Vermögenswerte relativ zur Wirtschaftsleistung spiegelte sich in der stetig steigenden Anzahl von Jahren wider, die ein Japaner oder eine Japanerin für die Bezahlung einer Immobilie arbeiten musste. Die Aktien- und Immobilienmärkte schaukelten sich wechselseitig hoch. Aktien wurden beliehen, um Immobilien zu kaufen, und umgekehrt. Die japanische Telefongesellschaft NTT wurde zeitweilig mit dem 250-Fachen des Jahresgewinns gehandelt. Die Fläche des Kaiserpalastes in Tokio war auf dem Höhepunkt der Immobilienpreise (rechnerisch) so viel wert wie sämtliche Immobilien im US-Bundesstaat Kalifornien. 1990 platzten die beiden Blasen und mit der Bewältigung jener Krise ist die japanische Volkswirtschaft noch heute beschäftigt.


    Minsky hat eine Minderheitsposition entwickelt, die dem neoklassischen Mainstream entgegenlief und von dessen Vertretern ignoriert wurde. Die dominierende neoklassische Lehre glaubt nach wie vor an die überlegende Rationalität der Finanzmärkte und an deren Fähigkeit, Informationen effizient zu verwerten. Im Gegensatz dazu vertritt Minsky (ebd., S. 15, eigene Übersetzung) den Standpunkt, dass finanzielle Stabilität unerreichbar ist:


    »Die Hypothese finanzieller Instabilität liefert einen theoretischen Ansatz, der zeigt, dass eine kapitalistische Wirtschaft ohne äußere Einflüsse eine Finanzmarktstruktur schafft, die für Finanzkrisen anfällig ist; in der daraus resultierenden Hochkonjunktur wird das normale Funktionieren von Finanzmärkten eine Finanzkrise auslösen.«


    Die Entwicklungen auf den internationalen Finanzmärkten seit den 1970er-Jahren haben Minskys Hypothese der Instabilität von Finanzmärkten mehrfach bestätigt. Sein Appell könnte aus dem 21. Jahrhundert stammen: Gebraucht werde eine »good financial society«, die gekennzeichnet sei durch die Beschränkung der spekulativen Geschäfte von Unternehmen und Finanzinstituten (ebd., S. 16). Minsky erklärt jedoch nicht, wie eine solche Gesellschaft zu erreichen sei.


    Die Baseler Bank für Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) teilt allerdings inzwischen implizit Minskys Thesen. In einem Beitrag vom August 2014 stellen renommierte Autoren – Claudio Borio und Hyun Song Shin von der BIZ sowie der Wirtschaftshistoriker Harold James (Borio et al. 2014, eigene Übersetzung) – fest, dass das heutige internationale Finanzsystem zu Übertreibungen tendiert:


    »Die Achillesferse des internationalen Geld- und Finanzsystems ist […] seine Neigung zur Verstärkung sowohl des wirtschaftlichen Aufschwungs als auch von Wirtschaftskrisen […].«


    Anders als vielfach unterstellt, hat die Vernetzung der nationalen Finanzmärkte im internationalen Finanzsystem also nicht zu mehr Finanzmarktstabilität geführt, sondern zur Verstärkung von Übertreibungen – in der Phase der Gier ebenso wie in der Phase der Panik. Grundsätzlich ist die ökonomische Logik des internationalen Bankgeschäfts recht einfach: Geld wird dort aufgenommen, wo es billig ist, und dort verliehen, wo es teuer ist. Zu beobachten war dieses Muster in prägnanter Form in den Jahren vor der schweren Finanzkrise in Asien in den 1990er-Jahren.


    4.3.1 Die verpasste Gelegenheit: die Asienkrise 1997/98 und die unterlassene Neuordnung der Finanzmärkte


    Die Asienkrise von 1997 und 1998 war eine schwere Finanzkrise, die 350 Millionen Menschen in mehreren Ländern Südost- und Ostasiens betraf. Sie traf die Region unvorbereitet und resultierte in gravierenden wirtschaftlichen Folgen. Besonders die Asienkrise hätte ein Weckruf für die OECD-Staaten sein müssen, da sie einen geradezu lehrbuchartigen Fall von unbemerkter und unregulierter Hybris auf den Finanzmärkten darstellte. Kein einziger der größeren Marktteilnehmer hatte die Krise vorausgesehen. Die Ratingagenturen reagierten erst, als die Krise bereits in vollem Gange war und sich die Situation merklich verschlechterte. Durch die wiederholte Abwertung der Kreditwürdigkeit der betroffenen Länder trugen die Ratingagenturen ihrerseits zur Vertiefung der Krise bei.


    Die Parallelen zur US- und der europäischen Krise zehn Jahre später sind offensichtlich. Doch zur Zeit der Asienkrise beschränkten sich die Amerikaner und Europäer darauf, stille Schadenfreude am Missgeschick der asiatischen Staaten zu empfinden, anstatt daraus Lehren für eine schärfere Regulierung ihrer eigenen Finanzsektoren zu ziehen. Ein wesentlicher Faktor für die Entwicklung war, dass der IWF die Krise sehr rasch als selbst verschuldet (»mainly homegrown«) charakterisierte. In einer dogmatischen neoliberalen Lesart wurde die Krise auf zu hohen Staatseinfluss und Vetternwirtschaft (»crony capitalism«) zurückgeführt. Volatile Kapitalströme spielten in der Analyse des IWF nur eine Nebenrolle (Buzdugan und Payne 2016, S. 138).


    Diese Lesart der Krise verhinderte, dass bereits vor 20 Jahren über den Nutzen unregulierter Kapitalströme nachgedacht wurde. Der IWF war noch weit von seiner heutigen Position entfernt und betrachtete die Beschränkung von Kapitalverkehr als unangemessen. Auch das Krisenmanagement des IWF wurde nicht modernisiert, obwohl die Ergebnisse der IWF-Politik von zeitgenössischen Beobachtern heftig kritisiert worden waren. Der philippinische Soziologe Walden Bello bezeichnete den IWF als distanziert, gefürchtet und arrogant und nannte die Asienkrise das »Stalingrad des IWF« (Bello und Guttal 2005). Bemerkenswert ist, dass der damalige IWF-Vize, Stanley Fischer, von dem die Einschätzung stammt, die Asienkrise sei hausgemacht, seine Position inzwischen radikal gewandelt hat. Fischer sagt heute: »Welchen praktischen Nutzen hat kurzfristiger internationaler Kapitalverkehr?« (zitiert nach Ostry et al. 2016, S. 39).103


    4.3.2 Lehren aus dem Scheitern Islands


    Wie im Labor zeigen sich die von Minsky beschriebenen Risiken sowie die Nachteile unregulierten Kapitalverkehrs bei der Betrachtung der isländischen Finanzkrise im Jahr 2008. Island ist ein kleiner Inselstaat im Nordatlantik, der bis zur spektakulären Aufblähung seines Finanzsektors eher durch seine Geysire und im Kalten Krieg als neutraler Treffpunkt für die USA und die UdSSR bekannt geworden war.104 Das Land war lange Zeit durch eine geschlossene und stark regulierte Volkswirtschaft gekennzeichnet.


    Die 320.000 Einwohner Islands wurden von den 1990er-Jahren an mit radikaler Liberalisierung der Wirtschaft konfrontiert. 1993 trat die isländische Regierung dem Europäischen Wirtschaftsraum (European Economic Area – EEA) bei. Anfang des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts wurden zwei Banken im Staatsbesitz privatisiert und eine dritte private Bank durch die Verschmelzung kleinerer Institute geschaffen. Innerhalb weniger Jahre wuchsen diese Banken in explosionsartigem Tempo und hielten Aktiva, die dem zehnfachen des isländischen BIP entsprachen. Nur in der Schweiz war der Finanzsektor im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung noch größer (Sigurgeirsdóttir und Wade 2015, S. 106).


    Die drei isländischen Banken Glitnir, Landsbanki und Kaupthing setzten auf aggressives Wachstum im Ausland und eröffneten in kurzer Zeit Niederlassungen und Tochtergesellschaften in Großbritannien, den Niederlanden, Deutschland, Skandinavien und Luxemburg. Die isländischen Banken boten hohe Zinssätze und Sparer ließen sich davon anlocken. Zugleich finanzierte ausländisches Kapital einen Immobilien- und Konsumboom in Island. Das Leistungsbilanzdefizit betrug in den Jahren zwischen 2005 und 2007 über 15 Prozent des BIP. Die isländische Notenbank versuchte, die Übertreibungen durch Zinserhöhungen zu dämpfen, und hob Ende 2007 die kurzfristigen Zinsen auf 13,7 Prozent an (ebd., S. 107). Damit machte die Zentralbank die Lage nur noch schlimmer, weil sich isländische Privathaushalte zur Finanzierung von Häusern und Autos in Fremdwährung im Ausland verschuldeten. Die isländische Währung war deutlich überbewertet, was Island zu einem sehr teuren Reiseziel machte, den Isländern aber preiswerte Urlaube und ausgedehnte Einkaufstouren im Ausland ermöglichte.


    Der Zusammenbruch der US-Investmentbank Lehman Brothers brachte das isländische Kartenhaus zum Einsturz und bescherte den Inselbewohnern eine unerwartete Katastrophe: Die Banken brachen zusammen, der Wechselkurs der isländischen Krone kollabierte, die Notierungen an den Aktienmärkten gaben drastisch nach, ebenso die Immobilienpreise. Zugleich stiegen Inflation und Arbeitslosigkeit auf Rekordwerte (ebd., S. 110).


    Die konservative Regierung war mit der Krise auf mehreren Ebenen überfordert und zeigte sich ratlos. Auf Einladung einiger Mitarbeiter der Notenbank flog am 4. Oktober 2008 eine inoffizielle Delegation des IWF nach Island und begann die erste Rettungsmission in einem Industrieland, seit 1976 Großbritannien den IWF um Unterstützung gebeten hatte. Innerhalb weniger Stunden wurden Fakten geschaffen: Am 6. Oktober 2008 beschloss das isländische Parlament die Verstaatlichung der drei in Not geratenen Banken, die Vergabe des Inlandsgeschäfts dieser Banken an neue Institute sowie die Übertragung der Forderungen und Verbindlichkeiten aus dem Auslandsgeschäft auf die insolventen alten Banken. Damit wurde klar, dass die isländische Regierung nicht die Absicht hatte, für die Verbindlichkeiten der isländischen Banken im Ausland zu bürgen (ebd., S. 111).


    Im Rahmen des vom IWF zunächst inoffiziell, vom 24. Oktober an offiziell unterstützten Krisenmanagements wurde ein Tabu gebrochen: Island verhängte mit Billigung des IWF Kapitalverkehrsbeschränkungen. Diese waren auf den Import und den Export von Kapital beschränkt; Transaktionen in der Leistungsbilanz blieben erlaubt.


    Aus den Erfahrungen Islands lässt sich unter anderem die Lehre ziehen, dass Beschränkungen des Kapitalverkehrs, in diesem Fall die Kreditaufnahme im Ausland, als Maßnahme zur Krisenprävention angemessen und sinnvoll sind. Weder Islands ausländische Gläubiger noch die isländischen Banken haben die mit der Kreditaufnahme verbundenen Risiken angemessen eingeschätzt. Wie von Hyman P. Minsky erwartet, hat der Boom zu unangemessen sorglosem Verhalten geführt. Eine kleine, offene Volkswirtschaft wie Island sollte zur Vermeidung von schweren Krisen die Kapitalströme lenken und bei zu hohen Zuflüssen Gegenmaßnahmen – etwa die Besteuerung von Kapitalimporten – ergreifen (ebd., S. 127).


    Ein Novum war die Entscheidung der isländischen Regierung, lediglich isländische Anleger zu schützen. Nach Ansicht Großbritanniens und der Niederlande war Island verpflichtet, ausländische Sparer beim Zusammenbruch der Banken zu entschädigen. Großbritanniens Premierminister, Gordon Brown, griff sogar zu Antiterrorgesetzen, um Vermögen der Geschäftsbank Landsbanki und der isländischen Notenbank zu beschlagnahmen. Insgesamt hatten 300.000 britische und 125.000 niederländische Sparer 6,7 Milliarden Euro im isländischen Finanzsystem angelegt, was etwa 40 Prozent der isländischen Wirtschaftsleistung entspricht.


    Zu Beginn der Krise beabsichtigte die isländische Regierung, die ausländischen Sparer genauso zu entschädigen wie die einheimischen. Allerdings weigerte sich der isländische Präsident, Ólafur Ragnar Grímsson, das entsprechende Gesetz zu unterzeichnen. In einem anschließenden Referendum stimmten 94 Prozent der Isländer gegen die Entschädigungszahlungen. Bemerkenswert ist, dass das Schiedsgericht der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) die Entscheidung der isländischen Regierung, ausländische Sparer nicht zu entschädigen, zur Überraschung vieler Beobachter gebilligt hat. In einer Entscheidung vom 28. Januar 2013 stellte das Schiedsgericht fest, die isländische Regierung sei lediglich verpflichtet gewesen, ein Programm zum Schutz von Sparern zu entwickeln. Der isländische Staat sei aber nicht verpflichtet, im Falle der Überforderung des Einlagensicherungsprogramms bei einem Zusammenbruch des gesamten Finanzsystems zusätzliche Mittel bereitzustellen.105 Der »Economist« stellte zu Recht fest, die Entscheidung des EFTA-Schiedsgerichtes sei ein Schlag gegen die Globalisierung der Finanzmärkte: Aufsichtsbehörden müssten eine Wiederholung des Falles Island verhindern und für eine angemessene Eigenkapitalausstattung im Gastland sorgen.106 Genau diese Folge lässt sich inzwischen sowohl in den USA als auch in der EU beobachten (vgl. hierzu Abschnitt 4.5).


    Die Sparer in Deutschland, Großbritannien und den Niederlanden gingen zunächst leer aus, wurden aber anschließend von ihrer eigenen Regierung rasch entschädigt. Hingegen ist offen, warum dies erfolgen musste, wie der »Economist« behauptet. Die drei Regierungen übernahmen Ex-post-Garantien für Banken, auf deren Geschäftstätigkeit sie keinen Einfluss hatten. Die Anleger trafen ihre Anlageentscheidung deshalb, weil die isländischen Banken höhere Zinsen versprachen. Zumindest hätten die renditehungrigen Anleger einen Abschlag auf ihre Forderungen hinnehmen müssen. Stattdessen haben die Steuerzahler in den drei Ländern die Zeche für das unverantwortliche Geschäftsgebaren der isländischen Banken und das Anlageverhalten der Sparer gezahlt.


    4.3.3 Die Krise in den USA


    Das kleine, wirtschaftlich weniger bedeutende Island hat sich selbst in eine schwierige und nach dem Ausbruch der Krise in den USA nicht mehr zu stabilisierende Lage gebracht. Wesentlich einschneidender ist aber die schwere Finanzkrise in den USA ab dem Jahr 2007. Die USA haben sich nicht als Anker für die Stabilität der internationalen Wirtschaftsbeziehungen erwiesen, sondern sie haben finanzielles Chaos in die Welt getragen. Die Geldpolitik der USA, die schlecht gehandhabte Wohnungspolitik und die schwache Regulierung der Finanzmärkte haben diesen Krisenexport ermöglicht (Brummer 2014, S. 50).


    In Fragen der Finanzmarktregulierung hatte Washington sehr oft dem Finanzsektor Vorrang gewährt und erlaubt, die wirtschaftspolitische Debatte zu dominieren. Die Interessen des Finanzsektors waren wichtiger als die Frage nach Nutzen und Risiken für die gesamte Gesellschaft. Der amerikanische Volkswirt und frühere Chefökonom des IWF, Simon Johnson (2009, eigene Übersetzung), spricht gar von einer »Finanzoligarchie«, die die Politik der USA geprägt habe:


    »Natürlich sind die USA einzigartig. Und genauso, wie wir die am weitesten fortgeschrittene Volkswirtschaft, das stärkste Militär und die neuesten Technologien haben, haben wir auch die am weitesten entwickelte Oligarchie […]. Früher einmal galt das, was General Motors nutzte, als vorteilhaft für das ganze Land. In den letzten zehn Jahren hat sich die Ansicht durchgesetzt, dass das, was der Wall Street nutzt, auch gut ist für das ganze Land. Die Bank- und Wertpapierindustrie […] profitierten von der Tatsache, dass wichtige Akteure in Washington bereits davon überzeugt waren, dass große Finanzinstitute und weitgehend unregulierte Kapitalmärkte wichtig seien zur Stärkung von Amerikas Stellung in der Welt.«


    Bis zum Konkurs der Investmentbank Lehman Brothers im September 2008 verleiteten die hohen Gewinne des amerikanischen Finanzsektors viele Beobachter zu der Einschätzung, der amerikanische Finanzsektor sei tatsächlich wichtiger als alle anderen Wirtschaftsbereiche. Bis zum Zusammenbruch des Kartenhauses wurden 40 Prozent der in den USA erzielten Gewinne vom Finanzsektor erwirtschaftet – wohlbemerkt nach Abzug der exorbitanten Gehälter und Bonuszahlungen.107 Der Glaube und das Vertrauen in das Funktionieren von unregulierten Finanzmärkten führten zu einer im Nachhinein bemerkenswerten Flut von Deregulierungsmaßnahmen, die per saldo das Risiko einer Finanzmarktkrise erhöhten. Zu den Maßnahmen, die die Wall Street forderte und die US-Regierung umsetzte, gehörten:


    
      	
        
          •
        
die Abschaffung der Trennung von Geschäfts- und Investmentbanken, die in den 1930er-Jahren – nach der Großen Depression – durchgesetzt worden war (Glass-Steagall-Gesetz);
      


      	
        
          •
        
ein Verbot der Regulierung von Kreditausfallversicherungen (Credit Default Swap) durch den US-Kongress;
      


      	
        
          •
        
die Zulassung der deutlichen Reduzierung des Eigenkapitals von Investmentbanken;
      


      	
        
          •
        
die großzügige, möglicherweise sogar nachlässige Beaufsichtigung des Finanzsektors durch die Securities and Exchange Commission (SEC);
      


      	
        
          •
        
eine internationale Übereinkunft (Basel II), die es Banken erlaubte, selbst die Risikogewichtung ihrer Geschäfte vorzunehmen;
      


      	
        
          •
        
die Betonung des Nutzens unregulierten, grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs;
      


      	
        
          •
        
sowie das Versäumnis, die Finanzmarktregulierung an die sich rasch ändernde Produktpalette auf den Finanzmärkten anzupassen und Finanzmarktinnovationen strikt zu regulieren (Johnson 2009).
      

    


    Durch die schwere anhaltende Krise in den USA wurde das Modell einer weitgehend unregulierten und nur schwach kontrollierten Finanzwirtschaft diskreditiert. Die amerikanische Regierung war gezwungen, mehrere milliardenschwere Rettungspakete zu schnüren, um einen Zusammenbruch des Finanzsystems zu verhindern und um die Kreditwürdigkeit der USA gegenüber den ausländischen Gläubigern zu sichern.


    Die schlechten Nachrichten aus den USA schienen in den Jahren 2007 und 2008 kein Ende nehmen zu wollen. Nach der faktischen Verstaatlichung der beiden weltgrößten Immobilienfinanzierer, Freddie Mac und Fannie Mae, wurde am 16. September 2008 auch die weltgrößte Versicherung, American International Group (AIG), vom amerikanischen Staat übernommen. Im Zentrum des kapitalistischen Systems führte auf einmal die Regierung Regie. Die Übernahme notleidender Kredite im Umfang von bis zu 700 Milliarden Dollar erfreute gewiss die Akteure, die dem Staat die Verantwortung für ihre Fehlinvestitionen aufbürden konnten. Sie war aber im Kern eine Bankrotterklärung für diejenigen, die sehr lange die Vorzüge eines deregulierten, sich selbst überlassenen Finanzsektors gepriesen hatten.


    Die Geldpolitik der amerikanischen Notenbank in der Ära Alan Greenspan, Vorsitzender der US-Notenbank 1987–2006, trug wesentlich zur Entfaltung der Krise in den Jahren 2007 und 2008 bei. Immer wieder wurden Finanzmarktkrisen durch eine extrem laxe Geldpolitik kuriert. Die US-Notenbank versorgte die Finanzmärkte mit viel billiger Liquidität, sie schürte damit die Erwartung, dass die Finanzmärkte unter dem besonderen Schutz der amerikanischen Regierung stünden (Buiter 2007).


    Greenspan rettete die Finanzmärkte also gleich mehrfach vor ihren eigenen Fehlern. Das erste Mal wendete der Wirtschaftswissenschaftler seine Rettungsmaßnahmen im Jahr 1987 an, als die Aktiennotierungen am 19. Oktober um 22,6 Prozent abstürzten. Anschließend wurden die Turbulenzen nach dem ersten Golfkrieg 1991, der Mexikokrise 1994/95, der Asienkrise 1997/98, der Krise des Long Term Capital Management (LTCM), dem Platzen der sogenannten Dotcom-Bubble sowie die Turbulenzen nach dem 11. September 2001 von der Federal Reserve Bank mit Rettungsaktionen abgewehrt. In der Finanzwelt etablierte sich der Begriff des Greenspan Put, also der Greenspan-Verkaufsoption. 2007 und 2008 war demnach keine grundsätzlich neue Krise zu beobachten. Vielmehr funktionierten die überdehnten Instrumente der Notenbank zur Rettung der Finanzmärkte nicht mehr. Das Kartenhaus war einfach zu groß geworden, um durch eine Politik niedriger Realzinsen und reichlicher Liquiditätsversorgungen noch vor dem Einsturz bewahrt werden zu können.


    Der Ausgangspunkt der Krise waren Kreditvergaben im Immobiliensektor. Von Beginn an war fraglich, ob die einkommensschwachen Hauskäufer die Darlehen bedienen können. Die Kreditnehmer hatten selbst bei steigenden Preisen für Immobilien nur dann eine Chance auf Bedienung ihrer Kredite, wenn gleichzeitig ihre Realeinkommen gestiegen wären. Dies war in den USA in diesem Jahrzehnt nur für eine Minderheit von weniger als 5 Prozent der amerikanischen Bevölkerung der Fall. Kredite wurden also ohne gründliche Prüfung an Kreditnehmer vergeben.


    Allerdings hat die Krise erst durch sogenannte Finanzinnovationen ihre enorme zerstörerische Wirkung entfaltet. Die Verbriefung von Hypothekenkrediten, d.h. die Bündelung von zwischen 3.000 und 10.000 Einzelkrediten zu einem an der Börse handelbaren Wertpapier (Asset Backed Security – ABS), ermöglichte es den emittierenden Banken, die Kreditrisiken weiterzuverkaufen und so neue Geschäftsaktivitäten beginnen zu können. Zwischen 100 und 300 dieser Wertpapiere wurden von den emittierenden Banken dann in sogenannte Collateralized Debt Obligations (CDOs) verpackt. Im Endeffekt konnte eine CDO zwischen 300.000 und drei Millionen Einzelkredite enthalten.


    Das Anreizsystem war irrsinnig konstruiert: Die Banken, die die Kredite vergaben, steigerten ihre Einkommen, wenn sie möglichst viele Kreditverträge abschlossen. Eine strenge Prüfung der Bonität der Kreditnehmer hätte den Banken geschadet, weil sie weniger Umsatz erzielt hätten. Auch die Investmentbanken, die die Kredite zu handelbaren Wertpapieren verpackten, handelten rational: Sie nahmen für ihre Dienstleistung hohe Gebühren. Die Bewertung der Wertpapiere durch Ratingagenturen sorgte für einen weiteren Gewinner: Moody’s und Standard & Poor’s ließen sich die Begutachtung der Wertpapiere ebenfalls gut vergüten (Kotz 2008, S. 294). Verantwortung für das gehandelte Produkt hat letztlich niemand übernommen, weil das Risiko einfach an die Käufer der Wertpapiere weitergereicht wurde. Bereits an dieser Stelle hat die amerikanische Finanzaufsicht versagt. Die Vergabe von Krediten ohne ein Mindestmaß an Einkommen und an Sicherheiten hätten die Aufsichtsbehörden untersagen müssen.


    Die Ausblendung von Risiken mithilfe sogenannter Finanzmarktinnovationen hatte System. Willem Buiter (2007) wies darauf hin, dass die Verbriefung den Verkauf von zuvor unverkäuflichen Krediten ermöglicht hat und den Banken Liquidität verschaffte, die sie im alten Modell – Banken vergeben Kredite und halten diese bis zur Fälligkeit – nicht hatten.


    Damit jedoch nicht genug: Banken investierten in die Anlagenart CDO mittels sogenannter strukturierter Investitionsfirmen (Structured Investment Vehicles – SIV), die nicht in den Bilanzen der Banken geführt wurden. Selbstverständlich nutzten Banken in Amerika und Europa an dieser Stelle Schlupflöcher in der Bankenaufsicht. Allerdings tolerierten die Aufseher diese Praxis lange Zeit und zogen erst bei Ausbruch der Krise die Zügel an.


    Unzutreffend wäre die Annahme, die Existenz von Anlageinstrumenten außerhalb der Bankbilanzen sei nicht bekannt gewesen. Dies war nicht der Fall. Die Ratingagentur Moody’s etwa veröffentlichte Ende des Jahres 2006 eine Liste von CDOs und SIVs, ohne dass daraus Bankenaufseher oder Anleger irgendwelche Schlüsse gezogen hätten (Kotz 2008, S. 292). Insofern sind die in Krisen immer wieder zu hörenden Forderungen nach einer Steigerung der Transparenz zur Verhinderung künftiger Krisen wenig plausibel. Die Engagements waren bekannt und wurden auch als gefährlich eingestuft, etwa von der BIZ. Aber die meisten Marktteilnehmer begannen erst dann besorgt zu reagieren, als die Krise bereits ausgebrochen war. Finanzmärkte sind zyklisch und nur selten erfolgreiche Frühwarnsysteme.


    Die damaligen Rettungsaktionen von Finanzminister Henry Paulson und Notenbankchef Ben Bernanke haben zu einer Sozialisierung der Lasten aus der Krise geführt. Die Begründung für die vom Umfang her beispiellosen Rettungsaktionen lautete, dass damit ein alle amerikanischen Bürgerinnen und Bürger betreffender Zusammenbruch des Finanzsystems verhindert werden konnte. Dieses Argument ist nicht zu überprüfen. Es war eine Behauptung, deren Wahrheitsgehalt sich einer Analyse verschließt. Offenkundig resultierte aus der Begründung für die Rettungsaktionen ein klarer Regulierungsauftrag. Wenn Finanzinstitutionen wie Freddie Mac, Fannie Mae oder AIG zu groß für ein geregeltes Konkursverfahren waren, dann ist es fahrlässig, diesen Institutionen kein enges Korsett von Regulierungen anzulegen. Das Rettungspaket im Volumen von 700 Milliarden Dollar dokumentierte das Unvermögen demokratischer und republikanischer Regierungen der 1990er-Jahre und des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts und der von ihnen angewendeten finanzpolitischen Modelle.


    Die Aufarbeitung der Finanzmarktkrise in den USA ist trotz der Verabschiedung eines Maßnahmenpakets während der Präsidentschaft Barack Obamas, des Dodd-Frank-Gesetzes, keinesfalls abgeschlossen. Schlagzeilen machte im Februar 2017 die Ankündigung Donald Trumps, diese Verschärfung der Bankenaufsicht wieder überprüfen zu lassen. Dies, so argwöhnten Kritiker, könnte zu laxeren Regeln und einer Rückkehr der einstigen Übertreibungen führen.


    Zugleich gibt es in der amerikanischen Notenbank aber Bestrebungen, den amerikanischen Banken künftig noch sehr viel strengere Regeln aufzuerlegen. Federführend ist dabei der Präsident der Federal Reserve Bank of Minneapolis, Neel Kashkari. Er untersuchte 28 Finanzkrisen in OECD-Ländern zwischen 1970 und 2011 und fragte, welches Maß an Eigenkapital der Banken notwendig gewesen wäre, um den Ausbruch einer Krise zu verhindern.


    Darauf aufbauend, stellt er die Forderung nach einer deutlichen Aufstockung des risikogewichteten Eigenkapitals der Banken auf. Während die heutigen Regeln des Dodd-Frank-Gesetzes für große Banken eine Eigenkapitalausstattung von 6 Prozent der ausgeliehenen Gelder verlangen, fordert Kashkari beinahe eine Vervierfachung auf 23,5 Prozent. Dieser sogenannte Minneapolis-Plan sieht für sehr große Banken, die im Krisenfall nicht gerettet werden können (too big to fail), sogar eine noch höhere Eigenkapitalanforderung von 38,5 Prozent vor. Schattenbanken sollen eine Sondersteuer auferlegt bekommen. Würden diese Maßnahmen angewendet, würde das rechnerische Risiko einer erneuten Finanzkrise von 67 auf 9 Prozent sinken.108


    Der Plan ist gewiss exotisch und aus heutiger Sicht erscheint eine Umsetzung unrealistisch. Aber er verweist auf eine grundlegende Schwäche der Bankenregulierung: Noch immer werden von der Bankenaufsicht relativ niedrige Eigenkapitalquoten akzeptiert. Diese sind zwar gestiegen, aber krisenfest ist mit den heutigen Regelwerken weder das amerikanische noch das europäische Finanzsystem. In Europa hat man aus den jüngsten Erfahrungen in Griechenland nicht die angemessenen Schlüsse gezogen.


    4.3.4 Europas vertane Chance in Griechenland


    Die Krisen in Europa beanspruchen den Kontinent sieben Jahre nach Beginn der Turbulenzen noch immer. Vor allem Griechenland ist ein Patient, der sich nicht erholt und immer wieder die anderen europäischen Länder beschäftigt.


    Die Frage, ob der Euro eine Fehlkonstruktion ist, wird immer wieder leidenschaftlich diskutiert. Gewiss ist es zutreffend, dass die Konstruktion der Gemeinschaftswährung Fehler aufweist. Aber es ist ebenfalls zutreffend, dass die Finanzmärkte in den Jahren vor Ausbruch der Krisen Risiken nicht angemessen bewertet haben. Griechenland wurde als ähnlich risikoarm betrachtet wie Deutschland oder die Niederlande.


    Viele Menschen in Europa haben zwischenzeitlich am Sinn und Nutzen der gemeinsamen Währung gezweifelt. Das schlechte Krisenmanagement hat dazu wesentlich beigetragen. Europas Politik verstand es nicht, die Krise zu lösen. Sie hat gleich mehrere Fehler gemacht:


    
      	
        
          •
        
Gleich zu Beginn der Krise sind die Probleme Griechenlands zu einer Angelegenheit der gesamten Währungsunion erklärt worden. Die Krise wurde vergemeinschaftet. Dies war nicht nötig. Ein Mitgliedsland der Währungsunion, Griechenland, war gegenüber privaten Gläubigern überschuldet. Zu Beginn der Krise lag nahezu die gesamte griechische Staatsverschuldung in Höhe von 300 Milliarden Euro in den Händen privater Gläubiger (Sandbu 2015, S. 68). Es wäre sinnvoll und angemessen gewesen, diese Akteure – den griechischen Staat und seine privaten Gläubiger – das von ihnen verursachte Problem lösen zu lassen.
      


      	
        
          •
        
Ein Problem privater Gläubiger wurde zu einem von staatlichen Gläubigern gemacht. Die privaten Kreditgeber Griechenlands sind – unter Inkaufnahme von Verlusten – gerettet worden. Banken, die ihr Handwerk nicht verstanden, – vor allem deutsche und französische – wurden davor bewahrt, die Folgen des eigenen Handelns tragen zu müssen.
      


      	
        
          •
        
Die nützliche Funktion einer Krise wurde außer Kraft gesetzt: Die Bereinigung blieb aus. Hätten Griechenland und seine Gläubiger die Überschuldung ohne Hilfen der anderen Mitgliedsländer sowie des IWF lösen müssen, wäre vermutlich ein Schuldenschnitt vereinbart worden. Banken, die diese Abschreibungen nicht bewältigen, hätten verstaatlicht werden können.
      


      	
        
          •
        
Das Krisenmanagement der europäischen Politiker hat aus einem wirtschaftlichen Konflikt zwischen Interessengruppen (Gläubigern und Schuldnern) einen politischen Konflikt zwischen europäischen Nationen gemacht. Dies ist ein schwerer Fehler. Europas anhaltende Krise ist wesentlich auf diese strategische Fehleinschätzung zurückzuführen. Kurzfristiges Taktieren der Krisenmanagerinnen und Krisenmanager resultierte in der Schaffung eines Strukturproblems in Europa, das bis heute nicht überwunden ist. Eine langfristige Strategie der Krisenmanager war nicht zu erkennen.
      


      	
        
          •
        
Versäumt wurde zudem, die griechische Bevölkerung am Krisenmanagement zu beteiligen. Aus der Entwicklungspolitik ist bekannt, dass es von zentraler Bedeutung für den Erfolg wirtschaftspolitischer Reformen ist, der Bevölkerung eine demokratische Entscheidung über den einzuschlagenden Weg zu geben. Der englische Begriff ownership ist schwer zu übersetzen. Am ehesten trifft es »Eigenverantwortung«. Zur Stärkung dieser Eigenverantwortung wollte der griechische Premierminister, Giorgos A. Papandreou, den Wählerinnen und Wählern eine Entscheidung ermöglichen und schlug am 31. Oktober 2011 ein Referendum zur Annahme oder Ablehnung des Rettungsprogramms der Troika vor.109 Dieser sinnvolle Vorschlag wurde von europäischen Spitzenpolitikern, darunter Bundeskanzlerin Merkel, abgelehnt. Bis heute bleibt unverständlich, warum den griechischen Wählern nicht die Möglichkeit gegeben wurde, zwischen zwei Optionen zu wählen: Annahme des Rettungsplans, der mit vielen Auflagen verbunden war, oder die Ablehnung. Dies hätte das Land kurzfristig in Turbulenzen gestürzt, mittelfristig jedoch für eine nachhaltigere Entwicklung sorgen können. Ein Austritt aus der Eurozone wäre mit der Ablehnung nicht zwingend verbunden gewesen (ebd., S. 75).
      


      	
        
          •
        
Die Ablehnung eines Schuldenschnitts zu Beginn der Krise wurde von der griechischen Politik als Einladung interpretiert, viel zu sagen, aber wenig zu tun. Die anderen europäischen Staats- und Regierungschefs hatten erkennbar ein massives Interesse an der Verhinderung eines griechischen Staatsbankrotts oder gar des Austritts aus der Eurozone und waren deshalb nicht bereit, auf den Nachschuss von Liquidität zu verzichten (ebd., S. 61). Bis zur Ankündigung von Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble im Juli 2015, die Griechen müssten notfalls die Eurozone verlassen, weil ein Schuldenschnitt innerhalb der Eurozone nicht möglich sei, hatte sich an diesem Widerspruch nichts geändert (Gros 2016).110
      


      	
        
          •
        
Die Politik der europäischen Staaten und des von einem Europäer geführten IWF haben Global Governance einen Bärendienst erwiesen. Eine kurzfristige Rettungsaktion für ein kleines europäisches Land hat die Glaubwürdigkeit des IWF deutlich geschwächt. Asiatische und lateinamerikanische Länder kritisieren seitdem zu Recht, dass in deren Finanzkrisen der IWF weit unnachsichtiger vorgegangen sei.
      


      	
        
          •
        
Die Krisenanalyse der europäischen Politik richtete das Hauptaugenmerk auf die Fiskalpolitik und blendete die Rolle der Kapitalströme völlig aus. Dies ist ein Fehler. Die europäische Politik handelte damit ähnlich wie der IWF in der Asienkrise, der die Vetternwirtschaft in den betroffenen Ländern für die Krise verantwortlich machte (crony capitalism). Tatsächlich waren aber gigantische Kapitalflüsse vor 2009 für den Aufbau von Risiken verantwortlich und erst das Versiegen des Kapitalzuflusses brachte die Krise zum Ausbruch (Sandbu 2015, S. 42). Ohne den massiven Kapitalzufluss, vorwiegend aus anderen Ländern der Währungsunion, wären die Übertreibungen in Griechenland, Spanien und Irland gar nicht möglich gewesen.
      

    


    Die Maßnahmen zur Rettung Griechenlands sind wegen ihrer fehlerhaften Konzipierung auf ganzer Linie gescheitert. Trotz des Einsatzes massiver Mittel anderer europäischer Steuerzahler ist auch sieben Jahre nach Ausbruch der Krise eine Überwindung der wirtschaftlichen Schwäche nicht in Sicht. Griechenlands Wirtschaft siecht ohne Aussicht auf grundlegende Besserung weiter dahin. Wohlfeil ist die Bemerkung, dies sei dort schon immer so gewesen. Wäre diese Einschätzung zutreffend, hätte die Troika aus IWF, EZB und EU-Kommission den Einstieg in ein Rettungsprogramm ablehnen müssen. Doch was wäre dann passiert?


    Der Schweizer Journalist Michael Rasch (2015) glaubt, dass Deutschland im Jahr 2010 einen »Kardinalfehler« begangen habe. Der Fehler war, auf Druck Frankreichs, aber mit Unterstützung Berlins, einen Pfeiler der Währungsunion, das Nichtbeistandsprinzip, zu kippen. Bis dahin waren die Mitglieder der Währungsunion »gute Freunde bei getrennten Kassen«. Seit dem unseligen Einstieg in die vergemeinschaftete Haftung herrscht Streit in der europäischen Familie.


    Griechenland hätte sich mit seinen privaten Gläubigern verständigen müssen. Angeboten hätte sich der Londoner Club, in dem Fälle von staatlichen Schuldnern auf der einen und privaten Gläubigern auf der anderen Seite gelöst werden. Die Gläubiger hätten frühzeitig Abschreibungen vornehmen müssen. Nicht alle Banken wären 2010 in der Lage gewesen, dies zu tun. Diese insolventen Banken hätten verstaatlicht und die Sparer der Geldinstitute geschützt werden können (Rasch 2015). Viele Kritiker Deutschlands haben in den vergangenen Jahren das Land als Zuchtmeister Europas gegeißelt und die zu harten Forderungen Berlins beklagt. Martin Sandbu (2015, S. 186, eigene Übersetzung), britischer Ökonom und Journalist, bezieht eine völlig andere Position und wirft Berlin eine mangelnde Konsequenz in der Frühphase der Krise vor:


    »[…] Berlin verdient weniger Tadel für seine Ablehnung der Forderungen der europäischen Partner als vielmehr dafür, sich diesen nicht entschlossen genug widersetzt zu haben. Wenn die deutsche Regierung Griechenland einen Rettungskredit nur nach einer Restrukturierung der bestehenden Schulden gewährt hätte und wenn sie die gleiche Politik wie im Falle Zyperns zweieinhalb Jahre zuvor in Irland angewandt hätte, dann wären rasche Abschreibungen unvermeidlich gewesen: Dann hätte es wahrlich keine Alternative gegeben. Auf diese Art und Weise wäre die Gewährung großer Kredite genauso unnötig gewesen wie das Diktat von Auflagen durch Berlin und Brüssel für die Gewährung von Finanzhilfen.«


    Die Bundesregierung hat eine klare marktwirtschaftliche Ausrichtung ihrer Politik vermissen lassen. Warnungen aus der Wissenschaft, die längst vorlagen, wurden nicht zur Kenntnis genommen (vgl. hierzu Dieter 2010a und 2010b). Die deutsche Politik stellte den Schutz von Interessen deutscher Gläubiger in den Mittelpunkt. Dies zeigte sich ebenso deutlich im Falle Irlands.


    4.3.5 Die erzwungene staatliche Rettung Irlands


    Der keltische Tiger war jahrzehntelang von Investoren und Journalisten gefeiert worden. Irland galt als Musterland, das mit hohem Wachstum, niedriger Staatsverschuldung und kluger Wirtschaftspolitik aufzuwarten schien. Nicht berücksichtigt wurden die Schattenseiten des irischen Booms: Ausländisches, oft deutsches Kapital finanzierte einen nicht nachhaltigen Immobilienboom. Die irische Wirtschaft wirkte phasenweise wie ein einziges Kasino, in dem verliert, wer keinen Einsatz wagt und nicht selbst ein spekulatives Rad dreht. In den ersten acht Jahren nach Einführung des Euro stiegen die Hauspreise in Irland um 150 Prozent und im gleichen Zeitraum verdoppelten(!) sich die Löhne der Staatsbediensteten (Sandbu 2015, S. 83).


    Das Krisenmanagement Irlands zeigt deutlich die missglückte Politik der Brüsseler Institutionen wie auch der EZB. Abgelehnt wurden marktwirtschaftliche Lösungen. Wie in Griechenland sind die Schuldner dazu gedrängt worden, eine europäische Rettungsaktion zu akzeptieren. Anders als im Falle Griechenlands war der irische Staat aber gar nicht verschuldet, sondern private irische Banken waren bei ausländischen Finanzinstituten im Obligo. In einem solchen Fall hat der Staat in einer Marktwirtschaft frühestens dann eine Aufgabe, wenn den Gläubigerbanken so große Probleme erwachsen, dass sie selbst in Schieflage geraten. Wenn das Eigenkapital der Gläubigerbanken nicht ausgereicht hätte, um einen Verlust aus dem Geschäft mit Irland zu verkraften, hätten die betroffenen Banken verstaatlicht werden können. Die Aktionäre der Banken hätten die Zeche für inkompetentes Management in ihren Finanzinstituten gezahlt.


    Diese Überlegungen kennzeichneten die Abwägungen innerhalb der irischen Regierung. Jahre des Werbens für marktwirtschaftliche Ansätze hatten dafür gesorgt, dass die irische Politik an die Kräfte des Markts glaubte. Sie hatte indes die Rechnung ohne die EZB gemacht, die die irische Regierung zur Beantragung eines Rettungsprogramms drängte (ebd., S. 81).


    Die irische Wirtschaft und Politik hatten natürlich einige Fehler zu verantworten. Neben der Ausblendung von Risiken in der Boomphase ist in diesem Zusammenhang vor allem die Garantie für sämtliche Verpflichtungen irischer Banken, die die Regierung in der Frühphase der Krise, im Oktober 2008, ausgesprochen hatte, zu nennen. Als es um die Frage ging, welche Risiken für Irland durch die Rettung der beiden Geldinstitute Anglo Irish Bank und Allied Irish Banks entstehen könnten, hat sich der irische Finanzminister, Brian Joseph Lenihan, unglücklicherweise ausgerechnet von der amerikanischen Bank Merrill Lynch beraten lassen. Diese bezifferte das maximale Risiko für den irischen Staat in einem Gutachten auf 16,4 Milliarden Euro. Tatsächlich wurde es dann das Vierfache der prognostizierten Summe, nämlich über 64 Milliarden Euro.111 Merrill Lynch hat für diese fehlerhafte Beratung immerhin 7,3 Millionen Euro erhalten.


    Irland war mit Island vergleichbar, aber das Krisenmanagement unterschied sich gravierend. In Island wurden die Gläubiger in Haftung genommen, in Irland geschah dies zunächst nicht und dann in einer widersinnigen Art und Weise. Irland hatte das Pech, Teil der EU und der Eurozone zu sein. Die mächtigen Freunde rieten nämlich zu einer selbstmörderischen Politik:


    »Es war Irlands eigentümliches Pech, genügend Strick zu haben, um sich selbst aufzuhängen und von den anderen Mitgliedern des Clubs auch noch fachmännisch den Knoten gebunden zu bekommen« (ebd., S. 91, eigene Übersetzung).


    Der damalige Premierminister, Brian Cowen, und sein Finanzminister, Brian Joseph Lenihan, hatten dem Druck aus Frankfurt und Brüssel monatelang getrotzt, mussten dann aber doch ihre Politik revidieren und die Haftung für private Banken übernehmen.112 Von der EZB genötigt, sprach Irland Garantien für die Verpflichtungen seiner Banken aus. Ein solches Verfahren ergibt Sinn, wenn die Risiken überschaubar sind und die Gefahr besteht, dass ohne die Garantien Banken unnötig in eine Insolvenz gedrängt werden. Allerdings ist es notwendig, die Risiken dieses Verfahrens genau zu beziffern. Ein Staat, der Garantien ausspricht, ohne die möglichen Haftungssummen zu kennen, handelt vollkommen unverantwortlich.


    Am Beispiel Irlands zeigt sich die Widersprüchlichkeit nicht nur des europäischen Krisenmanagements, sondern der gesamten Währungsunion. Der damalige Präsident der EZB, Jean-Claude Trichet, erpresste die irische Regierung am 19. November 2010 in einem zunächst geheimen und vier Jahre später von der »Irish Times« veröffentlichten Schreiben. Trichet forderte mit unmissverständlichen Worten die Beantragung eines umfassenden Rettungsprogramms durch die irische Regierung. Sollte dies ausbleiben, werde die EZB die Versorgung der irischen Banken mit Notfallliquidität einstellen.113 Der Zusammenbruch des irischen Finanzsystems wäre unvermeidbar gewesen. Die in Irland diskutierte Forderung, die Anleihegläubiger an den Kosten der Krise zu beteiligen, wurde von der EZB abgelehnt (ebd., S. 100).


    Aus Sicht des EWU-Mitgliedslandes Irland war die Situation extrem problematisch. Für anhaltende Diskreditierung der Idee europäischer Integration hat allerdings das Verhalten der supranationalen Institutionen gesorgt. EZB-Präsident Trichet diktierte den Iren das Verfahren: Ein Antrag müsse vor dem Öffnen der Märkte und vier Tage nach dem Absenden des Briefes erfolgen. Eine demokratische Willensbildung ist in so kurzer Zeit nicht möglich. Zudem legte Trichet genau fest, welche Maßnahmen die Regierung zu ergreifen habe. Die beiden wichtigsten Punkte waren:


    
      	
        
          1.
        
Die irische Regierung muss in Abstimmung mit der EZB, dem IWF und der EU-Kommission die Fiskalpolitik und den Finanzsektor strukturell reformieren.
      


      	
        
          2.
        
Die irischen Banken werden rekapitalisiert. Die Mittel dazu werden von den internationalen Geldgebern bereitgestellt, aber von Irland garantiert.114
      

    


    Die ultimative Forderung Trichets ist aus mehreren Gründen fragwürdig. Der erste Punkt betrifft die Fiskalpolitik. Vor der Finanzkrise war Irland mit einer staatlichen Verschuldung von 28,1 Prozent ein Musterknabe in der OECD. Die Verschlechterung der Verschuldungsposition ging ausschließlich auf die Krise im Finanzsektor zurück. Auch diejenigen irischen Bürgerinnen und Bürger, die keinen Anteil an der Entstehung der Finanzkrise hatten, wurden gezwungen, die daraus resultierenden Lasten zu schultern. Damit hat die EZB eine fiskalpolitische Entscheidung präjudiziert, für die sie kein Mandat hat.


    Der zweite Punkt betrifft die Rekapitalisierung des irischen Finanzsektors. Diese Verpflichtung hatte vor allem den Zweck, Verluste für die kontinentaleuropäischen Gläubigerbanken des irischen Finanzsystems zu verhindern. Die irischen Steuerzahler mussten also dafür haften, dass deutsche und französische Banken Unsummen in das irische Finanzsystem gepumpt und sich dabei verkalkuliert hatten. Erneut ist zu fragen, ob die EZB über ein Mandat für diese Umverteilung zuungunsten der Iren und zugunsten der Aktionäre kontinentaleuropäischer Banken verfügte.


    Der dritte Punkt betrifft die Politik der EZB vor der Krise. Die großen Kapitalströme nach Irland (und Spanien) waren den Aufsichtsbehörden wohlbekannt, aber infolge der ideologischen Ablehnung von Kapitalverkehrsbeschränkungen unterblieben präventive Maßnahmen. Die Geldpolitik war also einmal mehr asymmetrisch: Die Risiken hoher Kapitalströme wurden ausgeblendet, während die Folgen von Fehlentwicklungen zu einer Aufgabe der Politik erklärt wurden. Kohärent wäre es gewesen, entweder Fehlentwicklungen frühzeitig zu bekämpfen oder aber die Folgen von Fehlentscheidungen privater Akteure vollständig zu ignorieren.


    Die Ermächtigung von nicht gewählten Mitarbeitern von Zentralbanken im Krisenmanagement der EWU hat der Demokratie in Europa großen Schaden zugefügt.115 Aus vielen Finanzkrisen in Entwicklungs- und Schwellenländern hätte das Risiko der schwachen Legitimierung von Krisenmanagern aus IWF und Notenbanken bekannt sein müssen. Die Politik in Europa hat diese Erfahrungen anderer Länder ausgeblendet. Wenigstens, wie Martin Sandbu (ebd., S. 132, eigene Übersetzung) spottete, haben nicht Militärs das Regiment übernommen:


    »Es gab eine Zeit in weiten Teilen Europas, in der Generäle (oder Schlimmeres) Verantwortung für den Schutz der nationalen Interessen von zaudernden Politikern übernahmen. Wenn dies Notenbanker tun, ist es weniger blutig, aber nahezu genauso verderblich für die Demokratie.«


    Bemerkenswert ist, dass die EZB zwei Jahre nach der Erpressung Irlands im Fall Zypern erneut Druck auf ein Mitgliedsland der Währungsunion ausübte. Die Kopflosigkeit der europäischen Rettungspolitik zeigt sich sehr deutlich daran, dass Zypern gezwungen wurde, Anleihegläubiger und Großsparer an den Sanierungskosten zu beteiligen. Genau diesen Vorschlag hatte die EZB für Irland vehement abgelehnt (ebd., S. 151). Eine Erklärung liegt in der Herkunft der Gläubiger: In Irland waren es in der Regel Banken aus Deutschland und Frankreich, die von der vollständigen Bedienung der irischen Verbindlichkeiten profitierten, während in Zypern russische Gläubiger der zypriotischen Banken getroffen wurden.


    4.3.6 Die marktwirtschaftlichen Lösungen in Dänemark und Großbritannien


    Stets ist von der EZB und der EU-Kommission das Mantra vorgetragen worden, die Rettungspolitik sei notwendig, um die Währungsunion zu erhalten. Mit dieser Einschätzung wurde eine Umverteilungspolitik legitimiert, die Gläubiger schont und die Schuldner belastet. Dass es auch andere Wege zur Lösung von Finanzkrisen gegeben hätte und weiterhin gibt, zeigen zwei Beispiele aus Nordeuropa. Sowohl in Großbritannien als auch in Dänemark sind im Krisenfall vor allem Aktionäre, Anleihegläubiger und Großsparer in Haftung genommen worden. Dies ist der in einer Marktwirtschaft angemessene Weg.


    Im Februar 2011 geriet eine kleine dänische Bank, Amagerbanken AS, in eine Schieflage und musste saniert werden. Der dänische Staat hatte 2008 das Unternehmen Finansiel Stabilitet zur Abwicklung maroder Banken geschaffen. Amagerbanken schien noch einige Monate vor dem Zusammenbruch, im September 2010, mit einer Kernkapitalquote von 9,3 Prozent Ende Juni 2010 auf eine Krise vorbereitet zu sein.116 Als sich die Liquiditätslage der Bank verschlechterte, wurde das Problem während eines einzigen Wochenendes gelöst.


    Die 70.000 Aktionäre der Bank verloren ihr gesamtes Kapital, ebenso wie die schlechter besicherten Anleihegläubiger. Die vorrangig zu bedienenden Anleihegläubiger und Sparer, deren Einlagen bei Amagerbanken 100.000 Euro überschritten, mussten einen Verlust von 41 Prozent ihrer Anlagen verkraften.117 Einen Zusammenbruch des dänischen Finanzsystems hat es genauso wenig gegeben wie Ansteckungseffekte auf andere europäische Finanzmärkte (ebd., S. 104f.).


    Einige Jahre zuvor geriet bereits in Großbritannien eine Bank ins Straucheln. Eine im Immobilienfinanzierungsgeschäft tätige Bank, Northern Rock, war vom Zusammenbruch des Interbankenmarkts schwer getroffen. Die Bank war zuvor die am schnellsten wachsende Hypothekenbank in Großbritannien. Sie hatte, anders als etwa klassische Bausparkassen, nur geringe Kundeneinlagen, verschaffte sich Liquidität vor allem auf dem Geldmarkt und war nach dessen Zusammenbruch über Nacht von frischer Liquidität abgeschnitten.118 Das Geschäftsmodell der Bank, die vor der Änderung als bescheidene Bausparkasse fungierte, ist nicht krisenfest gewesen. Northern Rock war auf die Verfügbarkeit von Liquidität auf dem Interbankenmarkt angewiesen.


    Die Medien, unter anderen die BBC, stuften Northern Rock rasch als gefährdet ein. Zum ersten Mal seit 150 Jahren war 2007 ein Sturm auf eine britische Bank zu beobachten.119 Bemerkenswert ist, dass die Ankündigung der Bank von England, die Sparer unterstützen zu wollen, die offene Panik auslöste. Erst die von Finanzminister Alistair Darling am 17. September 2007 ausgesprochenen staatlichen Garantien beruhigten die Sparer.120


    Northern Rock wurde am 22. Februar 2008 verstaatlicht. Die Aktionäre verloren ihr Kapital. Bereits im Jahr 2010 ist die Bank in zwei Teile aufgespalten worden: Ein Teil übernahm die Altlasten und verblieb in Staatsbesitz (Northern Rock Asset Management plc), der andere Teil, Northern Rock plc, wurde in einem internationalen Verfahren zum Verkauf angeboten und Anfang 2012 an die britische Bank Virgin Money veräußert.121 Der Staat stellte 37 Milliarden Pfund an Krediten bereit und muss davon bis zu zwei Milliarden Pfund abschreiben, was im Vergleich zu den Kosten von Bankenrettungen auf dem europäischen Festland ein überschaubarer Betrag ist. Allerdings ist in diese rechnerischen Verluste eine Verzinsung des vom Steuerzahler dargebotenen Kapitals mit einem Zinssatz von 6 Prozent p.a. eingerechnet.122


    Die Verfahren in der Währungsunion unterschieden sich diametral von den in Dänemark und Großbritannien angewendeten Konzepten. Die Länder der EWU lernten viel zu langsam, dass zwar die Sparer einzelner Banken, nicht aber deren Aktionäre zu schützen sind. Einige Jahre verschwendeten die Europäer mit falsch konzipiertem Krisenmanagement und wollten Europas Banken vor Marktkräften schützen (ebd., S. 90). Nach langem Zögern und vor dem Hintergrund immer kostspieligerer Rettungsmaßnahmen haben die Mitgliedsstaaten schlussendlich akzeptiert, dass es eine Haftungskaskade geben muss: Am Anfang haften die Eigentümer (die Aktionäre) einer Bank, dann weniger gut besicherte Gläubiger, anschließend besser besicherte Gläubiger und Großsparer (Einlagen oberhalb von 100.000 Euro). Als allerletzte Instanz haften die Steuerzahler – im Idealfall.


    Da dieser marktwirtschaftlich angemessene Pfad – die Schließung von Banken bei Schutz der Spareinlagen (bis zu einem Maximalbetrag) – bei den in Not geratenen italienischen Banken im Jahr 2017 bereits wieder verlassen werden wird, steht zu befürchten, dass in Europa, anders als in den USA, die Verursacher von Finanzkrisen weiterhin nicht angemessen für ihre Fehler haften. Der italienische Staat ist im Falle der Banca Monte dei Paschi di Siena offenbar nicht bereit, die in der europäischen Abwicklungsrichtlinie genannte Haftungskaskade anzuwenden. Dabei müssten zuerst die Aktionäre sowie die Anleihegläubiger ihren Beitrag zur Entschuldung einer in Not geratenen Bank leisten. Erst dann dürfte der Staat mit Finanzhilfen einspringen. Für die italienische Regierung ist dies keine Option, sie möchte eine Ausnahmeregel zur Anwendung bringen: Ein Zusammenbruch der Bank würde zu einer »schweren Störung der Volkswirtschaft« führen (Götz et al. 2017). So sollen eigentlich verbotene Staatshilfen ermöglicht werden.


    Dabei hatte im Jahr 2013 der Fall Zypern gezeigt, dass die Warnungen vor schweren Turbulenzen bei der Anwendung marktwirtschaftlicher Verfahren vollkommen überzogen waren. Jahrelang hatten die EZB und die EU-Kommission gewarnt, dass die Beteiligung von Gläubigern an den Kosten einer Finanzkrise die gesamte Eurozone schwächen, ja gefährden würde. Als dieser Weg schließlich in Zypern beschritten und Gläubiger schwere Abschreibungen auf ihre Forderungen vornehmen mussten, geschah gar nichts. Im Gegenteil: Die Risikoaufschläge, etwa für italienische Staatsanleihen, sanken nach der Lösung der zypriotischen Krise. Italien musste 2012 noch nahezu 7 Prozent Zinsen auf Neuemissionen von Staatsanleihen zahlen und von 2014 an nur noch weniger als 4 Prozent.


    Per saldo war das Krisenmanagement in Europa erschreckend schlecht. Weder wurden marktwirtschaftliche Konzepte angewendet noch demokratische Verfahren in den betroffenen Mitgliedsländern der Währungsunion respektiert. Das Ergebnis des von kurzatmiger Taktiererei geprägten europäischen Krisenmanagements ist sowohl die Diskreditierung der Währungsunion als auch die Schwächung der europäischen Integration. Indes ist die Entwicklung auf globaler Ebene nicht erfreulicher. Auch dort zeigten sich in den vergangenen Jahren die Grenzen uniformer globaler Regelwerke sehr deutlich.


    4.4 Die Grenzen globaler Regulierung


    Unter dem Eindruck der Subprimekrise hatten Politiker in Europa und den USA begonnen, nach Mitteln und Wegen für die dringend notwendige Stabilisierung des Finanzsystems zu suchen. Große systemische Krisen, die die Stabilität ganzer Volkswirtschaften gefährden, sollten in der Zukunft nicht mehr vorkommen. Uniforme Regeln, die für alle großen Volkswirtschaften gelten, sollten die Lösung sein.


    Dieser Ansatz scheint klug und eine angemessene Antwort auf Finanzkrisen zu sein, führt aber in die Irre. Wenn es das Ziel ist, das Bankenwesen zu einem weniger volatilen, weniger risikoreichen Sektor einer Volkswirtschaft aufzubauen, dann ist die Fokussierung auf globale Regulierungsansätze vermutlich der falsche Weg. Seit dem ersten G20-Gipfel vor mehr als acht Jahren ist ohnehin wenig geschehen, um Krisen in der Zukunft zu verhindern. Den Ankündigungen, die internationalen Finanzmärkte stärker zu regulieren, fehlt die Glaubwürdigkeit. Entschlossene Maßnahmen in diesem Bereich werden durch die unterschiedlichen Interessen der betroffenen Volkswirtschaften und den nach wie vor großen Einfluss des Finanzsektors verhindert. Nationalstaaten sollten deshalb ihre individuellen, maßgeschneiderten Reformen umsetzen, die die Präferenzen der eigenen Gesellschaft berücksichtigen:


    »Die Forderung, dass alle Gesellschaften, deren Präferenzen sich im Hinblick auf das Spannungsverhältnis zwischen Finanzmarktinnovation und -stabilität unterscheiden, auf eine gemeinsame Lösung verpflichtet werden, hat den Vorteil, dass die Kosten für Finanzmarkttransaktionen sinken, aber der Preis hierfür ist die Oktroyierung von Regulierungen, die nicht im Einklang sind mit den Präferenzen der Gesellschaften. Die angemessene Form der Finanzmarktregulierung hängt von nationalen Gegebenheiten und Präferenzen ab und kann nicht in einem einheitlichen technokratischen Verfahren festgelegt werden« (Frieden et al. 2012, S. 57, eigene Übersetzung).


    Es stehen sich in dieser Frage zwei Konzepte gegenüber: einmal globale, einheitliche Regeln, zum anderen die Idee, einen regulatorischen Flickenteppich zu schaffen und durch Diversität für stabile Finanzmärkte zu sorgen. Die Position der Befürworter von Diversität in der Finanzmarktregulierung wäre schwach, wenn die Bilanz des bisherig verfolgten Ansatzes überzeugender gewesen wäre. Jedoch haben die zahlreichen Finanzkrisen der vergangenen drei Dekaden gelehrt, dass aus der Annahme, Regierungen und Behörden würden aus früheren Fehlern lernen, Hybris und Turbulenzen erwachsen. Globale Regeln können globale Krisen verursachen. Es gibt keine Beweise dafür, dass die Implementierung globaler Regeln zur Verhinderung von Finanzkrisen oder zumindest zur exakteren Prognose von Risiken und der Vorhersage von Finanzkrisen führt. Andrew G. Haldane (2009, S. 3) bezeichnet Finanzsysteme als »komplexe, anpassungsfähige Systeme«. Er nennt vier Mechanismen, die die Stabilität beeinflussen: Konnektivität, Rückkoppelung, Unsicherheit und Innovation. Alle vier Mechanismen haben das Potenzial, ein zuvor stabiles in ein instabiles System zu verwandeln. Diese vier Mechanismen werden im Folgenden genauer betrachtet.


    Die Konnektivität, das heißt die Verflechtung der Finanzmärkte – erleichtert durch grenzüberschreitenden Kapitalverkehr –, kann dazu dienen, Schocks zu dämpfen. Allerdings ist diese Funktion nicht grenzenlos belastbar. Nach einem bestimmten im Voraus schwer zu prognostizierenden Punkt entwickelt sich die Verflechtung der Märkte von einem Dämpfer zu einem Verstärker von Schocks:


    »Aber jenseits einer gewissen Spanne kann das System instabil werden. Die Querverbindungen werden bei sich steigernden Verlusten zu Krisenverstärkern, anstatt dämpfend zu wirken. Das System fungiert nicht mehr als System der gegenseitigen Rückversicherung, sondern als Brandbeschleuniger. Schon eigentlich unbedeutende Nachrichten können dazu führen, dass das System instabil wird und zusammenbricht« (Haldane 2009, S. 9, eigene Übersetzung).


    Es gibt zahlreiche Beispiele für die janusköpfige Dimension der Konnektivität. Aus überschaubaren und unproblematischen grenzüberschreitenden Kapitalflüssen, die Quellen relativ billigen Geldes sind, werden plötzlich unkontrollierbare Schulden. Ein Beispiel dafür sind die langjährigen Kapitalzuflüsse in die Volkswirtschaften Südost- und Ostasiens vor der Krise 1997, die als ein Segen erschienen, sich aber als Fluch herausstellten, als die Wahrnehmung der Region auf den Märkten kippte. Aus den asiatischen Wunderkindern wurden Parias. Das Gleiche gilt für die Jahre vor der Subprimekrise in den USA, in denen Konnektivität – vom langjährigen amerikanischen Notenbankchef Alan Greenspan als neue Ära in der Finanzwelt gepriesen – als unproblematisch erachtet wurde. Als die Krise in den USA ausbrach, infizierte der amerikanische Virus aber die Finanzsysteme der ganzen Welt.


    Michael D. Bordo und Harold James kommen zum gleichen Ergebnis: Das moderne, vernetzte Finanzsystem sieht auf den ersten Blick stabil aus, erweist sich im Krisenfall aber als schwach. Problematisch ist zudem, dass es viel länger dauert, bis Fehlentwicklungen korrigiert werden:


    »Das moderne System verfügt über stärker vernetzte Institutionen, die Kooperation fördern sollten und deshalb einen robusteren Eindruck machen; daher können sich vor einer systemischen Krise sehr viel größere Spannungen aufbauen: Wenn diese Bruchstellen aber erkennbar werden, ist der resultierende Schaden größer. Die Instabilität wird verstärkt durch die größere Komplexität und die längeren Kreditketten […]« (Bordo und James 2013, S. 27, eigene Übersetzung).


    Bei der Definition von Rückkoppelung (feedback) bezieht sich Haldane auf die Seuchenkunde (Epidemiologie). Die Geschwindigkeit, mit der sich Krisen (oder Krankheiten) ausbreiten, hängt sehr stark von der Wahrnehmung der Marktteilnehmer ab, deren Ansichten die Krise »konstruieren« und die Tiefe und Dauer von Finanzkrisen entscheidend prägen. Die Reaktion der Marktteilnehmer auf die Krise bestimmt demnach die Geschwindigkeit der Übertragung der Finanzkrise (Haldane 2009, S. 12). Und bekanntlich tendieren die Finanzmärkte zu Herdenverhalten und wechseln zwischen Gier, Panik und schierer Langeweile (Wood 1988). Sowohl Gier als auch Panik können Rückkopplungsschleifen nach sich ziehen.


    Unsicherheit ist der dritte Faktor in Haldanes Analyse. Grenzüberschreitende Finanzmarktnetzwerke erzeugen Forderungsketten. Bei einem Risikoabsicherungsgeschäft – etwa einer Kreditausfallversicherung – kann beispielsweise unklar sein, wer letztlich der Geschäftspartner ist. In Zeiten des Booms wird die Frage nach diesem »Gegenparteirisiko« (counterparty risk) meist ignoriert, aber während einer Krise schleicht sich regelmäßig Unsicherheit ein. Marktteilnehmer fragen sich dann etwa, ob der Anlagebetrüger Bernard L. Madoff oder die Investorenlegende Warren Buffett am Ende der Kette steht (Haldane 2009, S. 14).


    Moderne Finanzmarktprodukte haben dazu beigetragen, das »Gegenparteirisiko« zu verbergen, und damit folglich die Unsicherheit erhöht. Insbesondere der weitverbreitete Gebrauch von außerbörslichen Derivaten – im Grunde private Verträge zwischen zwei Parteien, ohne dass darüber Behörden oder andere Marktteilnehmer informiert werden – ist hierfür ein Schlüsselfaktor. Man denke dabei beispielsweise an die Überraschung vieler inklusive der US-Regierung, als nach der Pleite von Lehman Brothers das ganze Engagement der AIG, des weltgrößten Versicherers, in Kreditausfallversicherungen deutlich wurde.123 Haldane (ebd., eigene Übersetzung) kommt zu dem Ergebnis: »Das Gegenparteirisiko ist nicht nur unbekannt, es ist nahezu nicht erkennbar.«


    Schließlich sind Innovationen als ein Faktor zu nennen, der zur Stabilität oder Fragilität des modernen Finanzsystems beiträgt. Dabei gibt es einen großen Unterschied zwischen Innovationen im Finanzsektor und Innovationen in der Realwirtschaft. Im Finanzsektor führen Innovationen häufig zu höherer Komplexität und in der Folge zu weniger Transparenz. Neue Produkte im Finanzsektor müssen sehr viel kritischer analysiert und bewertet werden, als dies in der Vergangenheit der Fall war. Paul Volcker, in den 1980er-Jahren Chef der amerikanischen Notenbank und von 2009 an Berater von Präsident Obama, zeigt sich Finanzmarktinnovationen gegenüber sehr skeptisch. Schlagzeilen machte Volckers Bemerkung, die einzig sinnvolle Finanzmarktinnovation der zurückliegenden 20 Jahre sei der Geldautomat gewesen. Zugleich kritisierte er die Nebenwirkungen wichtiger Finanzmarktinnovationen:


    »Ich höre von diesen wunderbaren Innovationen auf den Finanzmärkten, und so sicher wie das Amen in der Kirche brauchen diese eine Menge an Innovationen. Ich kann Ihnen von zwei berichten – Kreditausfallversicherungen* und besicherte Schuldverschreibungen** – die uns direkt an den Rand eines Desasters führten. Waren dies wunderbare Innovationen, von denen wir noch mehr schaffen wollen?«124


    *credit-default swaps; **collateralized debt obligations


    Doch Innovationen blieben nicht nur auf vergleichsweise einfache Kreditausfallversicherungen beschränkt. Ein besonders intransparentes und gefährliches Instrument waren die Squared Collateralized Debt Obligation (CDO2). Ein Investor für CDO2 hätte ein Börsenprospekt im Umfang von einer Milliarde(!) Seiten lesen müssen, um das Produkt zu verstehen. Haldane (ebd., S. 16, eigene Übersetzung) betont, dass solch komplexe Produkte von Investoren nicht mehr verstanden werden können:


    »Selbst mit einem Doktortitel in Mathematik unter dem einen Arm und einem Diplom in Schnelllesen unter dem anderen wäre die Geduld der sorgfältigsten Investoren überfordert.«


    Bedenkt man die empirischen Erfahrungen mit globalen Regeln auf der einen und die strukturellen Probleme der Schaffung stabiler Finanzsysteme auf der anderen Seite, drängt sich eine agnostische Perspektive auf. Sämtliche Risiken zukünftiger Entwicklungen werden auch kompetente und von der Politik unterstützte Bankenaufseher nicht identifizieren können. Selbst, wenn strenge Regeln aufgestellt würden, erscheint die Erwartung angemessen, dass einige Akteure im Finanzsektor Mittel und Wege fänden, diese zu umgehen. So schafft beispielsweise der derzeit beliebte Vorschlag, die Eigenkapitalanforderungen von systemrelevanten (too big to fail) Banken zu erhöhen, Anreize, große Finanzinstitute in mehrere kleine Einheiten zu zerlegen. Damit wäre das Ziel der Bankenaufseher, Risiken zu reduzieren, verfehlt worden.


    Viele Beobachter sind allerdings zuversichtlich, dass »too big to fail«-Banken sich an die neuen Regeln halten werden, obwohl sie damit einen Wettbewerbsnachteil gegenüber ihren kleineren Konkurrenten erleiden. Erfahrungen mit früheren Regulierungsversuchen zeigen jedoch, dass es für diese Hoffnung kaum Anhaltspunkte gibt. Es ist denkbar, dass sich einige der großen Banken von ihrem integrierten Geschäftsmodell verabschieden und die verschiedenen Banksparten in kleinere, unabhängige Finanzinstitute auslagern. Damit ist freilich keineswegs klar, dass dies zu geringeren Risiken führt. Dafür müssten die neu geschaffenen kleineren Banken jeweils unterschiedliche Strategien verfolgen oder die Regulierungsbehörden müssten bereit sein, im Fall einer Krise den simultanen Bankrott mehrerer mittelgroßer Institute in Kauf zu nehmen.


    Wie bereits gezeigt, haben die verschiedenen Versuche in der Vergangenheit, die Finanzmärkte schärfer zu kontrollieren, nicht zu mehr Stabilität im internationalen Finanzsystem geführt. Das unter dem Namen Basel I bekannte Regelwerk, das in den 1980er-Jahren, als die japanischen Banken noch zu den aufgehenden Sternen der Finanzbranche gehörten, geschaffen wurde, verhinderte weder die Mexikokrise von 1994/95 noch die Asienkrise von 1997/98.


    Die modernen internationalen Finanzmärkte sind fraglos zu opak und sie werden immer intransparenter. Dies hat negative Auswirkungen:


    »Das moderne Finanzwesen ist komplex, vielleicht zu komplex. Die Regulierung des Finanzwesens ist komplex, ganz gewiss zu komplex. Diese Konstellation verspricht Unheil. Genauso, wie man Feuer nicht mit Feuer bekämpft, sollte man Komplexität nicht mit Komplexität bekämpfen. Weil Komplexität Unsicherheit hervorruft […], verlangt sie nach einer regulatorischen Antwort, die in Einfachheit, nicht in Komplexität begründet ist« (Haldane und Madouros 2012, S. 24, eigene Übersetzung).


    Nach der Krise von 2008 wurde von zahlreichen Politikern eine Disziplinierung der Finanzmärkte versprochen, aber die Umsetzung blieb aus (Langhammer 2015). Erinnert man sich an die Ankündigungen unmittelbar nach Ausbruch der Krise, ist schwer verständlich, warum so wenig getan wurde, um Übertreibungen der Finanzmärkte künftig zu verhindern. Besonders lebhaft kritisierte Nicolas Sarkozy, damaliger französischer Präsident, die Finanzmärkte:


    »Wir können ein kapitalistisches System ohne Regeln, ohne Ordnung und ohne Normen nicht länger akzeptieren. Ein System, in dem das meiste Geld mit Spekulation und nicht mit der Produktion verdient wird – das ist nicht die Art von System, in dem ich leben möchte.«125


    Fünf Jahre nach Präsident Sarkozys leidenschaftlichem Plädoyer konstatiert der britische »Economist« ratlos:


    »Das globale Währungssystem ist nicht reformiert, instabil und möglicherweise nicht aufrechtzuerhalten. Benötigt wird ein Ingenieur, der schlaue Wege zur Zähmung von Kapitalströmen entwickelt; ein Polizist, der rücksichtslose Politiken (›beggar-thy-neighbour‹) verhindert; eine Krankenschwester, die ein Rettungsnetz ausbreitet, wenn etwas schiefgeht; und ein Richter, der das globale Zahlungssystem unparteiisch ausführt. Wenn das amerikanische politische System sich schwer tut, diese Lücken zu füllen, kann es China besser machen?«126


    Die Reformbegeisterung der unmittelbaren Krisenzeit ist erloschen und es gibt kaum einen Hinweis darauf, dass es in absehbarer Zeit auf der supranationalen Ebene eine gemeinsame, koordinierte Reformanstrengung geben könnte. Seit Donald Trump das Präsidentenamt angetreten hat, sind die Aussichten für eine schärfere Bankenregulierung weiter gesunken. Trump scheint eine Lockerung und keine Verschärfung der Bankenaufsicht anzustreben. Dies wirft für eine Vielzahl von Akteuren neue Fragen auf: Ist das Paradigma einheitlich regulierter Finanzmärkte am Ende? Und welche Auswirkungen hätte dies?


    4.5 Die Balkanisierung der Finanzmärkte


    Bei der Regulierung der Finanzmärkte erscheinen zwei Ecklösungen denkbar: Zum einen eine sehr weit reichende Integration der Finanzmärkte mit einem einheitlichen Regelwerk, zum anderen eine radikale Renationalisierung der Finanzmärkte. Die Rückkehr zu nationalen Finanzmärkten wie in der Ära des Regimes von Bretton Woods müsste durch Beschränkungen des Kapitalverkehrs ermöglicht werden. Der Vorschlag, vom Ziel globaler Regulierungsansätze für die Finanzmärkte abzukommen, erfordert allerdings eine Präzisierung und muss an Beispielen erläutert werden. Aus den Finanzkrisen der vergangenen Dekaden können drei wesentliche Lehren gezogen werden:


    Erstens sind Innovationen auf den Finanzmärkten in den meisten Fällen moderne Alchemie, die vorgibt, Wohlstand zu kreieren. Das mag manchmal zutreffen, dann jedoch bloß während einer kurzen Zeitspanne und, was von größerer Bedeutung ist, nur für einen kleinen Teil der Gesellschaft. Neue Finanzprodukte haben nicht zu mehr Investitionen geführt und damit auch keinen Beitrag zum Wohlstandswachstum geleistet. Vielmehr müssen die Gewinne einiger Finanzmarktakteure im Krisenfall letztendlich von den Steuerzahlern beglichen werden. Die Subprimekrise hat dies deutlich gezeigt. Künftig sollten Finanzmarktinnovationen von den Bankaufsichtsbehörden entweder untersagt oder mit sehr hohen Eigenkapitalanforderungen unterlegt werden.


    Zweitens haben die transnationalen Kapitalflüsse seit den späten 1990er-Jahren nicht zu einer Stabilisierung des Finanzsystems geführt. Vielmehr wurden durch sie neue Wege für die Übertragung finanzieller Schocks von einem System in andere geschaffen. Besonders deutlich wird dies, wenn man die amerikanische Savings-&-Loans-Krise (S&L) der 1980er-Jahre mit der späteren Subprimekrise vergleicht. Beide waren das Ergebnis der missgestalteten Finanzmarktregulierung in den USA. Die globalen Konsequenzen unterscheiden sich jedoch massiv: Während die S&L-Krise ein rein amerikanisches Problem war, das den Rest der Welt nicht in Mitleidenschaft zog, hatte die Subprimekrise desaströse Auswirkungen auf die weltweiten Finanzmärkte. Der wichtigste Übertragungsmechanismus bei der Subprimekrise waren die Kapitalzuflüsse in die USA in den Jahren vor 2007. Deshalb erscheint es sinnvoll, den grenzüberschreitenden Kapitalverkehr zu reduzieren.


    Drittens werden schärfere Regulierungsansätze immer mit mächtigen Gegenkampagnen aus dem Finanzsektor konfrontiert sein. Häufig werden diese zudem von Wirtschaftswissenschaftlern unterstützt, die wiederum Profit aus ihren Politikempfehlungen ziehen. Die Vergangenheit lehrt, dass sich Kreuzzüge gegen die Verschärfung der Finanzmarktregulierung nicht verhindern lassen. Der »Komplex aus Wall Street und amerikanischem Finanzministerium« (Bhagwati 1998) wird auch künftig Mittel und Wege finden, Beschränkungen des Kapitalverkehrs und eine härtere Beaufsichtigung des Finanzsektors als wohlstandsmindernd darzustellen. Die Politik einzelner Länder müsste sich bei Versuchen zur Verschärfung der Regulierung auf mächtige Widersacher einstellen.


    Was wären aber die Vorzüge einer größeren Segmentierung der Finanzmärkte, wie sie hier gefordert wird? Finanzmärkte würden vermutlich transparenter und einige exotische Produkte würden vom Markt verschwinden. Beispielsweise wäre es höchstwahrscheinlich schwierig, in einem nationalen Kontext die Notwendigkeit hochkomplexer Finanzmarktprodukte zu rechtfertigen. Nationale Aufsichtsbehörden würden sich von den Vorzügen – etwa einer CDO2 – kaum überzeugen lassen. Das Argument, in anderen Märkten sei dieses Instrument üblich, mag bei unbeschränktem Kapitalverkehr überzeugen, bei segmentierten Märkten hingegen nicht.


    Doch der Abschied von einem globalen Regulierungsansatz und die Rückkehr zu nationaler Finanzmarktregulierung würden den Aufsichtsbehörden die Möglichkeit geben, die Vor- und Nachteile neuer Finanzmarktinstrumente wesentlich genauer zu untersuchen. Die Finanzmarktregulierung sollte wieder in die Verantwortung der Nationalstaaten gelegt werden. Da es die Nationalstaaten sind, die die Konsequenzen einer fehlgeleiteten Regulierung tragen müssen, sollten sie auch die Entscheidungsgewalt über den Regulierungsprozess und die Möglichkeit haben, Banken streng zu beaufsichtigen.


    Zusätzlich würde die Segmentierung der Finanzmärkte dazu beitragen, nationale Krisen innerhalb nationaler Grenzen zu halten. Eine Krise in einer Volkswirtschaft würde sich nicht auf weitere Länder ausbreiten und hätte dort – abgesehen von der schwindenden Nachfrage nach Importgütern in dem von der Krise betroffenen Land – keine negativen Auswirkungen. Natürlich gäbe es nach wie vor krisenhafte Entwicklungen, doch würden diese stärker isoliert und ohne Ansteckungsgefahr auftreten.


    Die Bemühungen von Teilen des Finanzsektors, die Regulierung der Finanzmärkte zu schwächen, würden in einem nationalen Kontext ebenfalls mit größeren Hürden konfrontiert sein. Angesichts der direkten Verantwortlichkeit der Politik gegenüber den Wählerinnen und Wählern wären die Risiken einer zu laxen Regulierung unmittelbar mit dem Risiko des Machtverlustes verbunden. Die Politik müsste abwägen, ob sie bereit ist, das Risiko einer laxen Regulierung in Kauf zu nehmen.


    Diese politische Dimension der Finanzmarktregulierung wurde von der Warwick Commission on International Financial Reform erkannt. Die Kommission präsentierte unter anderem den Vorschlag, in der Bankenregulierung vom Heimatlandprinzip zum Gastlandprinzip zu wechseln: Einige Kommentatoren nahmen diesen Vorschlag bald nach der Veröffentlichung des Berichts positiv auf (Levinson 2010, S. 87). Bis zum Ausbruch der Krisen galt das Heimatlandprinzip als sinnvoll – und wird erst seitdem von zahlreichen Aufsichtsbehörden infrage gestellt.127


    Inzwischen wurde der Vorschlag der Warwick Commission mehrfach übernommen. Seit 2014 haben mehrere Bankaufsichtsbehörden das Gastlandprinzip eingeführt. Wie bereits erwähnt, vollzogen sowohl die USA als auch Großbritannien diesen fundamentalen Politikwechsel. Die EU folgte diesem Paradigmenwechsel im November 2016 und verschärft nun ihrerseits die Regulierung von ausländischen Banken und verlangt die Schaffung von Tochtergesellschaften mit eigener Kapitalausstattung, sofern die Bilanzsumme mehr als 30 Milliarden Euro beträgt.128 Die USA erwarten von ausländischen Banken mit einer Bilanzsumme von mehr als 50 Milliarden Dollar die Gründung von Zwischenholdings, die dann mit Eigenkapital ausgestattet werden müssen. Die Regelung wurde 2014 beschlossen und gilt von Juli 2016 an.129 Der Hintergrund dieser Maßnahme ist, dass 2008 mehr als die Hälfte der Notfallkredite der amerikanischen Notenbanken an ausländische Kreditinstitute vergeben wurden.130 Seit 2016 müssen ausländische Banken – genau wie die einheimischen Geldinstitute – der amerikanischen Notenbank Pläne vorlegen, die ihre Liquidität auch im Krisenfall belegen.131


    Die Reaktionen einiger europäischer Länder auf die Einführung des Gastlandprinzips in den USA waren kritisch. Deutschland verurteilte den Alleingang der amerikanischen Notenbank, Frankreich brachte »ernstes Unbehagen« zum Ausdruck und die Schweiz kritisierte den Mangel an Vertrauen, den die amerikanische Notenbank in die Pendants der Partnerländer habe.132 Besonders für Großbritannien, die Aktiva ausländischer Banken machten dort im Jahr 2012 knapp 30 Prozent aller Bankaktiva aus, ist die Abkehr vom Prinzip offener Finanzmärkte ein bemerkenswerter Wandel.133 Der britische »Economist« bemerkte, die »Tür sei für ausländische Finanzinstitute nicht länger weit geöffnet und Gäste müssten ihr bestes Benehmen zeigen, um zu vermeiden, vor die Tür gesetzt zu werden«134.


    Großbritannien legt an die Aufsicht ausländischer Banken neue, strengere Maßstäbe an. Besonders die Filialen (branches) ausländischer Banken sind von der Veränderung betroffen. Die Filialen vereinen in Großbritannien allerdings zwei Drittel der Geschäftstätigkeit ausländischer Banken auf sich. Nur ein Drittel entfällt auf Zweigniederlassungen (subsidiaries). Künftig werden die Filialen in einem zweistufigen Verfahren überprüft: Erstens kontrolliert die Bank von England, ob im Heimatland der Gastbank genauso streng reguliert wird wie in England. Ist dies nicht der Fall, wird die Zulassung verweigert. Zweitens müssen die Filialbanken Pläne für den Krisenfall vorlegen und die Bank von England verlangt entsprechende Versicherungen von den Bankaufsichtsbehörden der Heimatländer.135


    Die Empfehlung zur Erreichung größerer Diversität in der internationalen Finanzmarktregulierung hat zwei Dimensionen. Erstens, den Vorschlägen der Warwick Commission folgend, wäre die Abkehr vom Heimatlandprinzip zugunsten des Gastlandprinzips sinnvoll. Schlussendlich würde dies den Regulierungsbehörden ermöglichen, von nationalen und internationalen Banken die Vorhaltung von Eigenkapital, basierend auf lokalen Risiken, zu verlangen (Warwick Commission 2009, S. 8). Dieser Wechsel zur Regulierung auf nationalem Niveau würde die Geschäfte großer internationaler Banken schwieriger gestalten und das Entstehen nationaler Finanzsysteme begünstigen. Bereits John Maynard Keynes (1933, S. 758, eigene Übersetzung) betonte den Nutzen inländischer Finanzmärkte und meinte, »[...] vor allem sollte die Finanzwirtschaft in erster Linie national sein«.


    Zweitens wird schon heute das gleiche Regelwerk unterschiedlich angewendet. Basel III, das aktuelle Regelwerk des Baseler Ausschusses für Bankenaufsicht, wird in den USA anders interpretiert als in Europa und selbst innerhalb der EU divergieren die Ansätze der Bankenaufseher in Deutschland, Frankreich und Großbritannien.136 Die Diversität der Regulierung schwächt das Geschäftsmodell global operierender Banken und dies ist schon deshalb kein Nachteil, weil damit das Risiko, Banken könnten unangemessen groß und mächtig werden (too big to fail), reduziert wird.


    Befürworter von Diversität in der Finanzmarktregulierung können sich auch auf den Ökonomie-Nobelpreisträger Douglass North berufen. Er stellte fest, dass der Wettbewerb nicht nur zwischen Unternehmen, sondern auch zwischen Staaten ein wichtiger Motor von Fortschritt und Wandel ist. Der Erfolg Westeuropas, aber auch der USA ist für North gerade auf die Kleinstaaterei und den Föderalismus zurückzuführen, während zentralisierte Staaten wie Russland oder China das Prinzip Versuch und Irrtum nicht in kleinem Maßstab zulassen und damit Lernen durch Nachahmung verhindern. Dezentralisierung scheint sich aber nicht für alle Gesellschaften zu eignen. In Lateinamerika scheiterten indes die Versuche, die erfolgreiche Dezentralisierung der USA zu kopieren. Dies führte in zahlreichen Ländern zu einer Rückkehr von zentralisierter bürokratischer Kontrolle (North 1991; vgl. Schwarz 2013).


    In Abwesenheit eines breiten Konsenses hinsichtlich der Regulierung der Finanzmärkte ist das Experimentieren auf nationaler Ebene von unschätzbarem Wert. Selbst, wenn die nationalen Interessen und Präferenzen identisch wären, würde die Welt vom systematischen Ausprobieren sowie von unterschiedlichen Rechtssystemen profitieren. Regulatorische Diversität, die von demokratischen Verfahren getragen wird, ist eine Sicherungsmaßnahme gegen die vor der Finanzkrise in den USA zu beobachtenden Übertreibungen der Bankaufsichtsbehörden (Frieden et al. 2012, S. 58).


    4.6 Ist eine Steuer auf transnationale Kapitalflüsse sinnvoll?


    Jeder Versuch, das Gastlandprinzip einzuführen, wird eine Gegenreaktion des derart neu regulierten Finanzmarkts auslösen. Die Banken werden Mittel und Wege suchen, die Regulierung zu umgehen. Wenn man sich also für das Gastlandprinzip der Bankenregulierung ausspricht, muss man auch die Frage beantworten, wie eine solche Umgehung verhindert werden kann.


    Deutlich wird die Notwendigkeit flankierender Maßnahmen in einem fiktiven Fall: In Land A stellen Regulierungsbehörden einen starken Anstieg der Immobilienpreise und der Kreditvergabetätigkeit an den Immobiliensektor fest. Eine Verschärfung in der Regulierung macht die Kreditaufnahme und -vergabe im eigenen Land unattraktiv und wird Kreditnehmer dazu veranlassen, Geld bei ausländischen Banken aufzunehmen. In einer solchen Situation ist es sinnvoll, eine befristete Steuer auf den Kapitalverkehr einzuführen – zum Beispiel, einem Vorschlag des amerikanischen Ökonomen James Tobin (1978) folgend, in der Höhe von einem Prozent. Außerhalb von Boomzeiten mag es nicht nötig sein, den Kapitalverkehr zu besteuern, doch in manchen Fällen ist eine Beschränkung notwendig, um die Stabilität des Finanzsystems zu wahren.


    Die nach Tobin benannte Steuer hat in den vergangenen Jahren eine kleine Renaissance erlebt (Stein 2016, S. 321).137 Selbst der frühere Ministerpräsident Baden-Württembergs, Erwin Teufel (2014), fordert nicht nur die Einführung einer »Kapitalverkehrssteuer«, sondern auch die »Vermeidung von Kapitalverkehr jenseits der Realwirtschaft«.


    James Tobin (1978) hatte in den 1970er-Jahren nach dem Zusammenbruch von Bretton Woods ein Instrument zur Stabilisierung der Wechselkurse gesucht. Heute wäre das Ziel einer Steuer auf grenzüberschreitenden Kapitalverkehr ein anderes. Während eine Steuer auf grenzüberschreitende Kapitalflüsse möglicherweise die Wechselkurse stabilisieren kann – schon allein deshalb, weil eine Steuer de facto eine Restriktion des Kapitalflusses bewirken würde –, ist das heute bedeutendere Ziel die Wiederherstellung der finanzpolitischen Autonomie von Volkswirtschaften im Hinblick auf die Finanzmarktregulierung. Die Besteuerung des Kapitalverkehrs ist ein Instrument, um die Wirksamkeit der Geld- und Finanzpolitik zu erhöhen und um sogenannte regulatorische Arbitrage, also die Umgehung von Regulierung, zu verhindern (Rodrik 2016b).


    Kritiker werden einwenden, dass eine Kapitalverkehrssteuer die Kreditaufnahme verteuert. Dies ist zutreffend, aber dieser Effekt ist beabsichtigt. Angesichts der zahlreichen gar nicht oder zu spät erkannten Kreditblasen, die sich seit der Liberalisierung des internationalen Kapitalverkehrs gebildet haben, ist die Sinnhaftigkeit von schärferen Regeln für die Kreditvergabe eindeutig. Wirtschaftshistoriker weisen darauf hin, dass ein deutlicher Anstieg von Kreditvolumina recht zuverlässig eine bevorstehende Finanzkrise signalisiert (Schularick und Taylor 2009, S. 26). Ein Kreditboom ist das Wetterleuchten einer Finanzkrise. Die Dämpfung des Booms dient der Krisenprävention.


    Jagdish Bhagwati (1998, S. 8, eigene Übersetzung), ein strikter Verfechter des Freihandels und Kritiker unbeschränkten Kapitalverkehrs, hat nach der Asienkrise und lange vor den jüngsten Krisen betont, dass unbeschränkter Kapitalverkehr die Entstehung von Krisen begünstigt:


    »Aber nur ein nicht geschulter Ökonom wird behaupten, dass […] der Handel mit Sachen und Lebensversicherungen das Gleiche sei wie unbeschränkter Kapitalverkehr. Kapitalströme sind, wie der Wirtschaftshistoriker Charles Kindleberger […] bekanntermaßen bemerkt hat, von Gier und Panik geprägt.«


    Doch gibt es irgendeinen Beweis dafür, dass Beschränkungen des Kapitalverkehrs zu größerer finanzieller Stabilität führen? Michael D. Bordo et al. haben 21 große Volkswirtschaften in einem Zeitraum von 120 Jahren untersucht und kamen zu bemerkenswerten Ergebnissen.138 In diesen 120 Jahren gab es nur eine Periode, in der keine Bankenkrise zu beobachten war – und zwar in der Ära von Bretton Woods. Von 1945 bis 1971 trat keine einzige Bankenkrise in einer der 21 untersuchten Ökonomien auf (Bordo et al. 2001, S. 59). Zwar gab es Währungskrisen, was in einem System von fixierten Wechselkursen, das in regelmäßigen Abständen Anpassungen erfordert, nicht verwunderlich ist. In Bretton Woods liegt demnach zumindest eine Korrelation zwischen der Beschränkung des Kapitalverkehrs und der Abwesenheit von Bankenkrisen vor.


    Dieser Zusammenhang wird auch von Reinhart und Rogoff bestätigt. In den gut 200 Jahren zwischen 1800 und 2006 fällt eine einzige Phase auf, in der es in der Weltwirtschaft nahezu keine Bankenkrisen gegeben hat, und dies sind die 1950er- und 1960er-Jahre. Reinhart und Rogoff verwenden einen Index zur Erfassung der Mobilität des Kapitals und stellen diesem Index Bankenkrisen (alle Länder) gegenüber. Erst mit der Liberalisierung des Kapitalverkehrs in den 1970er-Jahren sind erneut Bankenkrisen zu beobachten (Reinhart und Rogoff 2009, S. 156). Das zu verfolgende Muster ist einfach: »Ein verbreitetes Merkmal im Vorfeld von Bankenkrisen ist ein anhaltender Zufluss von ausländischem Kapital« (ebd., S. 157, eigene Übersetzung).


    Hohe Kapitalzuflüsse weisen auf das Risiko einer Finanzkrise hin – in den Krisen der zurückliegenden Jahrzehnte bestätigte sich die Beobachtung. Ob in Asien, Argentinien, Brasilien, den USA oder den europäischen Krisenstaaten: Stets gingen hohe Zuflüsse von Kapital den Krisen voraus. Eines der wichtigsten Ziele der internationalen Finanzpolitik sollte es deshalb sein, die Entscheidung, wie umfassend ein Land seinen Kapitalverkehr liberalisiert, jedem Staat zu überlassen (Wolf 2004, S. 82). Der Erhalt von Beschränkungen des Kapitalverkehrs ist – mit Ausnahme großer Ökonomien mit hoch entwickelten Finanzmärkten – sehr vielen Volkswirtschaften zu empfehlen (Cooper 1998, S. 18f.).


    Die politische Ökonomie der Beschränkung des Finanzsektors auf den nationalen Raum legt aber mehr als eine Korrelation, nämlich einen kausalen Zusammenhang, nahe. Im System von Bretton Woods lagen Haftung und Regulierung in den Händen des Nationalstaates. Das heute so häufig verwendete Argument, zu strenge Regulierung würde die internationale Wettbewerbsfähigkeit des nationalen Finanzsektors reduzieren, hatte keine Bedeutung. Die Politik wusste, dass mangelhafte Regulierung negative Konsequenzen für die Stabilität des einheimischen Finanzsektors haben würde. Bankenzusammenbrüche hätten nachlässig regulierende Staaten gezwungen, die Haftung für strauchelnde Banken zu übernehmen – und die politischen Kosten einer solchen Politik waren offenbar höher als die politischen Kosten strenger Regulierung.


    Im Grunde zeigt sich hier ein weiteres Mal ein Trilemma. Die Finanzpolitik einer Volkswirtschaft versucht, drei Ziele zu erreichen: Finanzmärkte sollen Stabilität aufweisen, sie sollen von Wettbewerb geprägt sein und sie sollen die Internationalisierung der inländischen Finanzwirtschaft ermöglichen. Erneut sind nur zwei Ziele gleichzeitig erreichbar: Die Stabilität ist bei einer Internationalisierung des Finanzsektors gefährdet. Stabilität und nationaler Wettbewerb sind gleichzeitig möglich, aber dabei bleibt die Internationalisierung des Finanzsektors auf der Strecke. Bei stark konzentrierten nationalen Finanzsektoren, etwa einem Oligopol, könnten Stabilität und Internationalisierung miteinander erreichbar sein, aber der Wettbewerb auf dem nationalen Finanzmarkt wäre eingeschränkt.


    Das Plädoyer für nationale Regulierung unterstützten auch Schularick und Taylor in einer Studie. Sie haben Daten aus 14 Industrieländern über einen Zeitraum von 140 Jahren betrachtet. Im Anschluss an frühere Arbeiten von Hyman P. Minsky (1977) und Charles Kindleberger (1978) testen Schularick und Taylor (2009, S. 3) die Anfälligkeit eines Finanzsystems für Krisen angesichts einer endogenen Kreditblase. Das Muster ist altbekannt: Auf Phasen der Gier und Euphorie folgen Perioden der Angst und Panik. Das Ergebnis ihrer quantitativen Untersuchung ist recht eindeutig: Der Anstieg von Kreditvolumina ist ein wichtiger Indikator für die Prognose von Finanzkrisen:


    »Unsere wichtigste Erkenntnis – und alle Formen unseres verwendeten Modells zeigen dies – ist, dass ein Kreditboom in den vergangenen fünf Jahren auf das erhöhte Risiko einer Finanzkrise hinweist« (Schularick und Taylor 2009, S. 20, eigene Übersetzung).


    Hier muss hinzugefügt werden, dass zahlreiche Phasen hohen Kreditwachstums gar nicht stattgefunden hätten, wären sie nicht durch massive Kapitalzuflüsse aus dem Ausland finanziert worden. Die bereits genannten Beispiele Irland und Spanien haben dies eindrücklich belegt. Aber auch die jüngste Krise in den USA wäre, wie bereits erwähnt, ohne den Zufluss ausländischen Kapitals deutlich kleiner ausgefallen.


    Diese Erkenntnisse haben gewichtige Auswirkungen auf die Art und Weise, wie Geldpolitik betrachtet und beurteilt werden sollte. Die vorherrschende Lehrmeinung, vertreten etwa vom langjährigen amerikanischen Notenbankpräsidenten Alan Greenspan, ist, dass die wichtigsten Ziele der Geldpolitik die Preisstabilität und das Wirtschaftswachstum sein sollten. Die Stabilität des Finanzsystems, definiert als die Abwesenheit von untragbaren Preisanstiegen bei Vermögenswerten, war kein Thema für die amerikanische Notenbank. Greenspan verteidigte seine planvolle Nichtbeachtung der Inflation von Vermögenswerten Anfang des 21. Jahrhunderts in einer Debatte mit dem damaligen Chefökonomen der EZB, Otmar Issing (2003). Greenspans Argument, das von den amerikanischen Ökonomen Alan S. Blinder und Frederic Mishkin geteilt wurde, hat nach dem Austragungsort des alljährlichen Treffens von Zentralbankern und Wirtschaftswissenschaftlern in Jackson Hole/Wyoming den Namen Jackson-Hole-Konsens erhalten (Issing 2008, S. 3).


    Ähnlich wie bei der Debatte um die Aufhebung von Kapitalverkehrskontrollen beruft sich die herrschende Lehre auf die neoklassische Hypothese effizienter Märkte. Demnach berücksichtigen Märkte sämtliche relevanten Informationen zum Zeitpunkt der Preissetzung für einen Vermögensgegenstand. Der amerikanische Ökonom Eugene Fama hat diese Theorie 1970 entwickelt und wurde dafür im Jahr 2013 mit dem Alfred-Nobel-Gedächtnispreis für Wirtschaftswissenschaften ausgezeichnet. Fama (1970, S. 383) bezeichnete einen Markt, in dem die Vermögenspreise sämtliche verfügbaren Informationen widerspiegeln, als effizient. Der Ökonom benannte drei unterschiedlich radikale Interpretationen der Hypothese effizienter Märkte und schlug vor, die strikteste Form als Maßstab zur Abweichung von effizienten Märkten zu verwenden (Fama 1970, S. 415).


    Die Differenzierung, die sich in Famas Schriften findet, ging indes in der geldpolitischen Anwendung zum Teil verloren. Eine Inflation der Preise für Vermögenswerte kommt demnach entweder nicht vor – dies ist die radikalste der Positionen – oder kann von der Geldpolitik nicht adäquat beeinflusst werden – die abgemilderte Argumentationslinie. Wenn man dieser Argumentation folgt, müsste die Geldpolitik Märkte für Vermögenspreise komplett ignorieren. Tatsächlich hat dies die amerikanische Notenbank aber nie getan und einen asymmetrischen Ansatz verfolgt: Zwar wird in der Phase des Entstehens einer Blase die Aufblähung der Vermögenswerte (Aktien, Immobilien) ignoriert, Banken und andere Marktteilnehmer werden im Fall einer Krise aber gerettet, was sich negativ auf die Disziplin und das Risikomanagement der Finanzmarktakteure auswirkt (Issing 2008, S. 4; Schnabl 2017). Nach dem Kollaps der Investmentbank Lehman Brothers unterstrich Otmar Issing (2008, S. 6, eigene Übersetzung) seine Forderung nach Berücksichtigung des Beitrags der Geldpolitik zur Entstehung von Preisblasen:


    »[…] eine beeindruckende Anzahl empirischer Studien hat gezeigt, dass kaum eine Vermögenspreisblase nicht von einem starken Anstieg der Kreditvolumina oder der Geldmenge begleitet worden ist.«


    Noch vor dem Platzen der amerikanischen Immobilienblase hatte der damalige Chefökonom der Bank für Internationalen Zahlungsausgleich, der Kanadier William White, im Jahr 2006 in einem Arbeitspapier der BIZ auf das gleiche Problem hingewiesen. Preisstabilität allein, so White, sei kein Garant für anhaltendes, hohes Wachstum. Vermögenspreisblasen müssten frühzeitig bekämpft werden, um zu verhindern, dass nach dem Platzen von Preisblasen die Geldpolitik extrem lange eine sehr lockere Geldpolitik betreiben muss. White (2006, S. 16, eigene Übersetzung) schlug eine »symmetrische« Geldpolitik vor, die sich von der verbreiteten »asymmetrischen« Geldpolitik unterscheidet:


    »[…] ein veränderter geldpolitischer Ansatz würde im Verlauf eines Kreditvergabezyklus eine größere Symmetrie aufweisen. Im Aufschwung würde verstärkt gegengesteuert. Dies würde die Notwendigkeit einer asymmetrischen Lockerung der Geldpolitik im folgenden Abschwung reduzieren und zudem verhindern, dass die Leitzinsen lange Zeit auf sehr niedrigem Niveau gehalten werden müssen.«


    Treffen die Analysen von Issing, White sowie von Schularick und Taylor zu, dann sollten Zentralbanken ihren geldpolitischen Fokus auf ansteigende Kreditvolumina und die Preisinflation bei Vermögenswerten ausweiten. Geldpolitik sollte damit die Preisstabilität und die Stabilität des Finanzsystems als Zielvariablen wählen (Schularick und Taylor 2009, S. 26). Zentralbanken müssten den massiven Anstieg des Kreditvolumens genauso ins Zentrum ihrer Aufmerksamkeit rücken wie den Anstieg von Vermögenspreisen. Gegenwärtig schenkt die Geldpolitik dem Anstieg von Vermögenspreisen weder in den USA noch in der EU die angemessene Wachsamkeit und toleriert diese deutlichen Preisanstiege.


    Die Zentralbanken haben inzwischen eine extreme Orientierung an Preisausschlägen auf den Finanzmärkten entwickelt. Jede kleine Erschütterung wird zum Anlass genommen, die Märkte mit noch mehr Liquidität zu versorgen. Die ultralockere Geldpolitik hat zu einer Abhängigkeit des Finanzsektors von den Notenbanken geführt und zugleich verhindert, dass die Kreditvergabe an Unternehmen anstieg. Dieser Befund überrascht, weil die Begründung der Notenbanken für die lockere Geldpolitik eine ganz andere ist: Die billige Liquidität soll den Finanzsektor gerade anregen, Kredite für Neuinvestitionen zu vergeben. Aber Banken müssen zugleich darauf achten, dass nicht zu viele Altkredite ausfallen. Sie tendieren dann im Zweifel dazu, lieber alte Kredite selbst bei fragwürdigen Kreditnehmern zu verlängern, als neue Kredite zu vergeben (Schnabl 2017). Das Ergebnis ist eine wirtschaftliche Stagnation, die länger als nötig anhält. Die Krisenstimmung liegt wie Mehltau insbesondere über den Volkswirtschaften mit der lockersten Geldpolitik, nämlich Japan und der Eurozone.


    Was wären die Konsequenzen des Vorschlags, zu nationalen Lösungen in der Finanzmarktregulierung zurückzukehren? Zentralbanken können das Kreditvolumen in ihrem eigenen Land kontrollieren, nicht aber jenes in anderen Ländern. Ihre Fähigkeit, Entwicklungen in ausländischen Finanzmärkten zu überwachen, ist beschränkt. Zentralbanker und Bankaufsichtsbehörden mögen in der Lage sein, eine inflationäre Entwicklung der Preise von Vermögenswerten und einen Anstieg des Kreditvolumens national einzuschränken. Im Ausland ist ihnen dies verwehrt. Sind beispielsweise die Zentralbanker in den OECD-Staaten in der Lage, einzuschätzen, ob Kredite für Immobilienprojekte in China zu einer Blase führen können oder nicht?139


    Auch im nationalen Raum wird der Finanzsektor versuchen, politischen Druck auf die Zentralbank und die nationalen Regulierungsbehörden auszuüben, um sie von einer Lockerung der Kreditvergaberegulierung zu überzeugen. Aufgrund der bereits diskutierten Haftungsfolgen innerhalb nationaler Finanzmärkte wird die Bereitschaft der Politik, dem Drängen des Finanzsektors nachzugeben, begrenzt sein. Die Segmentierung der Finanzmarktregulierung und die daraus resultierende »Balkanisierung« der Finanzmärkte wären eine radikale, aber für Finanzmarktstabilität sorgende politische Entscheidung. Gerade aus deutscher Sicht würde die Segmentierung der Finanzmärkte erhebliche Vorteile aufweisen: Damit würde die Wahrscheinlichkeit sinken, dass Ersparnisse aus Deutschland fragwürdige Anlagen im Ausland, etwa Immobilienkredite in Spanien, finanzieren.140


    4.7 Die Krise des IWF und die lange Blockade durch die USA


    Neben der BIZ und dem dort angesiedelten Baseler Komitee für Bankenaufsicht ist der IWF die wichtigste Institution zur Entwicklung von einheitlichen Regelwerken und Empfehlungen für die Finanzpolitik. Dabei steht der IWF seit vielen Jahren in der Kritik. Insbesondere die Asienkrise in den Jahren 1997 und 1998 hatte eine Abwendung vieler Entwicklungs- und Schwellenländer zur Folge, die sich durch den Aufbau hoher Währungsreserven und die Schaffung eigener regionaler Fonds, etwa in Asien, eigene Sicherungssysteme schufen (Kahler 2016, S. 2).


    Für großen Unmut unter den übrigen Mitgliedsländern des IWF sorgte die lange Blockade der im Jahr 2010 vereinbarten Quotenreform. Dabei ging es um die Reduzierung der Stimmrechte europäischer Länder zugunsten Chinas und anderer Schwellenländer. Lange mussten die anderen 187 Mitgliedsländer des IWF auf die Zustimmung der USA zu dieser Reform warten, obwohl der Vorschlag zur Neuordnung der Stimmrechte auf ein Ansinnen der Regierung Obama zurückzuführen ist. Doch bis zum Dezember 2015 verweigerte der US-Kongress die Zustimmung, nicht zuletzt, um Präsident Obama politisch zu schaden. Es handelte sich also um einen Konflikt innerhalb des amerikanischen Regierungssystems, der für die übrigen 188 Mitgliedsländer des IWF aber gravierende Folgen hatte. Erst am 18. Dezember 2015 gaben die Abgeordneten grünes Licht, verpflichteten die amerikanische Regierung aber zur Einhaltung einiger Auflagen, die künftig auch für Europa und den Fall Griechenland Auswirkungen haben werden.


    Zuvor hatten die übrigen Mitgliedsländer ihre Verärgerung über die Blockade deutlich gezeigt. Der Vorsitzende des Lenkungsausschusses des IWF, der Mexikaner Agustín Carstens, forderte bei der Frühjahrstagung von IWF und Weltbank im April 2015 Zwischenlösungen, sollten die USA ihre Blockade fortsetzen. Zu jenem Zeitpunkt hatten 140 von 188 Mitgliedsstaaten des IWF die Quoten- und Strukturreform ratifiziert (Heller 2015). Sogar die Schaffung eines neuen Währungsfonds ohne die USA erschien möglich.141


    Wie verzweifelt und angespannt die Situation in Washington war, unterstreicht ein Beitrag, den der amerikanische Ökonom Edwin M. Truman Anfang 2015 verfasste. Truman arbeitete viele Jahre bei der US-Notenbank und ist seit 2001 als Wissenschaftler am Washingtoner Peterson Institute for International Economics tätig. Dieser Insider zeigte sich konsterniert über die jahrelange Blockade der Quotenreformen und forderte die internationale Gemeinschaft auf, sich auf alternative Szenarien einzustellen:


    »Die notwendige Zustimmung des Kongresses zu einer Übereinkunft der zwanzig wichtigsten Industriestaaten, erzielt auf dem G20-Gipfel in Korea im Jahr 2010, ist möglicherweise auf unbestimmte Zeit verzögert. Die internationale Gemeinschaft muss sich daher auf die Wahrscheinlichkeit einer neuen Weltordnung einstellen, in der der IWF seine Mittel erhöht und seine Strukturen modernisiert, ohne dass die USA daran in vollem Umfang partizipieren« (Truman 2015, S. 1, eigene Übersetzung).


    Hier wird ein Modell entwickelt, das mit der Präsidentschaft Donald Trumps neues Gewicht erhalten hat. Was soll die Welt tun, wenn sich das amerikanische politische System den Reformen von Institutionen globaler Regulierung verweigert oder diese Institutionen mit verachtendem Desinteresse straft? Vermutlich wird es mit der verzögerten IWF-Reform vergleichbare Konflikte in den kommenden Jahren in nennenswerter Anzahl geben. Präsident Trump hat bislang nicht den Eindruck vermittelt, dass die Weiterentwicklung des Konzepts »Regieren jenseits des Nationalstaates« bei ihm Priorität genießt.


    Was aber schlug Edwin M. Truman vor? Wie sollte die internationale Gemeinschaft das von den USA verursachte Problem lösen? Truman diskutiert insgesamt vier Optionen, von denen die ersten drei vergleichsweise trickreiche Versuche sind, den amerikanischen Kongress entweder noch zu einer Zustimmung zu bewegen oder ihn mit Verfahrenstricks zu umgehen. Radikal ist Vorschlag Nummer vier: Truman (2015, S. 2) regte die Schaffung eines »Supra Fund« außerhalb des IWF an, der schlussendlich den IWF ablösen würde. Er handelte sich also um eine Neugründung des IWF ohne die USA. Das Ziel sei, das Vetorecht der USA auf Dauer zu beseitigen und den »Supra Fund« als Ersatz zum blockierten alten IWF zu entwickeln. Truman (ebd., S. 9) brachte seine Hoffnung zum Ausdruck, dass sich die USA am Ende auch dem neuen »Supra Fund« anschließen würden.


    Der US-Kongress hat im Dezember 2015 seine eigene Blockade überwunden und zugleich durchgesetzt, dass er künftig eine aktivere Rolle bei der Bewilligung von Krediten durch den IWF spielen wird. Vornehmlich bei den umstrittenen Krediten außerhalb der gewöhnlichen IWF-Programme pocht der Kongress auf Mitsprache. Diese Hilfen (exceptional access) müssen vom amerikanischen IWF-Exekutivdirektor künftig mindestens sieben Tage vor Vorlage des Programms im Exekutivrat des Fonds dem Kongress zur Genehmigung vorgelegt werden.


    Damit beansprucht der Kongress eine Rolle, die er bislang nicht hatte. Er wird künftig in das operative Geschäft des IWF eingreifen. Kredite weit oberhalb der normalen Programme des Fonds wird es vermutlich nur noch dann geben, wenn vitale Interessen der USA betroffen sind. Griechenland, das Kredite im Umfang des 24-Fachen seiner eigenen Quote erhielt, hätte mit dieser Änderung zumindest eine zusätzliche Hürde zu nehmen, bevor es an Liquiditätshilfen gelangen würde.


    Unabhängig von den Ideen des Kongresses ist strittig, wie der IWF in Finanzkrisen sinnvoll helfen kann. Seit Langem wird in der Wissenschaft diskutiert, ob die Empfehlungen für Liquiditätshilfen des englischen Ökonomen Walter Bagehot aus dem 19. Jahrhundert heute noch sinnvoll sind. Bagehot hatte drei Bedingungen für erfolgreiches Management von Finanzkrisen empfohlen, die im nachfolgenden Leitgedanken zusammengefasst sind: Ein Gläubiger der letzten Instanz solle Liquidität großzügig, gegen Strafzinsen und nur bei Bereitstellung von ausreichenden Sicherheiten gewähren.


    Die USA selbst haben 1995 gezeigt, welchen Nutzen eine Liquiditätshilfe gegen Sicherheiten – anstatt gegen wirtschaftspolitische Auflagen – haben kann. Mexiko benötigte zur Bewältigung der sogenannten Tequila-Krise Hilfen, die Washington auch gewähren wollte. Aber weder wollte sich die Regierung Clinton mit den Details der Reformen beschäftigen noch amerikanische Steuergelder riskieren. Die damals gefundene Lösung war einfach: Mexiko verpfändete künftige Einnahmen des staatlichen Ölkonzerns Pemex an die USA und bekam im Gegenzug einen Kredit über 50 Milliarden Dollar, an dem auch der IWF beteiligt war. Die mexikanische Regierung führte in eigener Verantwortung Reformen durch, ohne Delegationen des IWF oder der US-Regierung überzeugen zu müssen. Ebenso reibungslos waren die Rückzahlungen des Kreditpaketes.


    Natürlich stellt sich die Frage, ob der Fall Mexiko einfach ins 21. Jahrhundert übertragen werden kann. Denkbar sind zwei Fälle: Entweder ein Staat kann ausreichend Sicherheiten für Liquiditätshilfen bereitstellen – oder eben nicht. Im ersten Fall kann die Politik des betroffenen Landes ohne ausländische Intervention die Wirtschaftspolitik reformieren. Die Eigenverantwortung für die wirtschaftliche Entwicklung (ownership) bleibt erhalten oder wird sogar gestärkt. Fehlen einem Land verwertbare Sicherheiten, ist es sinnvoller, die Schulden unmittelbar umzustrukturieren, die Gläubiger des Landes bei der Bewältigung der Überschuldung heranzuziehen und eine Konkursverschleppung zu vermeiden.


    Der IWF hat die von der amerikanischen Regierung zu verantwortende Krise zwar anscheinend überwunden, aber noch immer ist offen, welche Politik der IWF künftig verfolgen wird. Kritische Anmerkungen zur bisherigen Politik zeigen, dass der IWF die Notwendigkeit von Reformen seiner finanzpolitischen Leitlinien erkannt hat. Völlig offen ist jedoch, wie sich die Regierung Trump hinsichtlich der künftigen Ausrichtung des IWF positionieren wird. Indes sind es aber bereits heute vor allem die Schwellenländer, die sich vom IWF abwenden und damit Druck auf den Fonds ausüben.


    4.8 Von Chiang Mai bis zur BRICS-Bank: Reaktionen in den Schwellenländern


    Die Schwellenländer, allen voran China, haben auf die Verschlechterung der Perspektiven von Global Governance reagiert und eigene Initiativen für die Weiterentwicklung des internationalen Systems hervorgebracht. Speziell im Bereich der internationalen Finanzpolitik, aber auch im Waren- und Dienstleistungshandel haben die Schwellenländer in den vergangenen zehn Jahren neue, mit den etablierten Institutionen konkurrierende Projekte geschaffen.


    Allerdings sind die Schwellenländer weniger als die OECD-Länder bereit, Einschränkungen ihrer Souveränität und Autonomie hinzunehmen. Insoweit ist es gegenwärtig illusorisch, weitreichende Initiativen für die Modernisierung von Global Governance von Schwellenländern einschließlich der BRICS-Staaten zu erwarten.


    Grundsätzlich stellt sich deshalb die Frage, wie die Schwellenländer auf die Zunahme ihrer ökonomischen Bedeutung reagieren werden. Die Erwartung des neoliberalen Institutionalismus ist, dass die Zunahme von Interdependenzen zu steigendem Interesse jener Länder an der Kooperation mit den etablierten Industriestaaten führt. Neorealisten würden das Gegenteil vermuten und mit einer Zunahme der Spannungen zwischen alten Industrieländern und den Schwellenländern rechnen. Weder die eine noch die andere Position kann indes vollständig überzeugen: Gerade in den internationalen Wirtschaftsbeziehungen geht es stets zugleich um Partnerschaft und Rivalität (Brummer 2014, S. 51).


    Ein Wendepunkt im Verhältnis zwischen den asiatischen Entwicklungs- und Schwellenländern auf der einen und den alten Industrieländern auf der anderen Seite war fraglos die Asienkrise. Das Krisenmanagement des IWF war unangemessen und verschlimmerte die wirtschaftliche Lage in den betroffenen Volkswirtschaften durch prozyklische Auflagen. So wurden Ländern, die bis zum Ausbruch der Krise Haushaltsüberschüsse erwirtschaftet hatten, drastische Budgetkürzungen verordnet. Zugleich sind die Notenbanken gezwungen worden, die Zinssätze zur Verteidigung der Wechselkurse drastisch anzuheben (Dieter 1999, S. 87–96). Die Schlussfolgerung der betroffenen Staaten war, sich in Zukunft vom IWF zu lösen und einen eigenen regionalen Liquiditätsfonds zu schaffen.


    Dieser asiatische Währungsfonds existiert seit dem Jahr 2000 und trägt seit einer strukturellen Veränderung im Jahr 2012 den Namen Chiang Mai Initiative Multilateralization (CMIM). Diesem Fonds stehen seitdem 240 Milliarden US-Dollar an Mitteln zu Verfügung, was eine beachtliche, aber keineswegs besonders beeindruckend hohe Summe ist. Getragen wird der CMIM von den zehn ASEAN-Staaten sowie von China, Japan und Südkorea. Mit der Reform des Jahres 2012 wurden die vorigen bilateralen Kreditlinien von einem multilateralen Liquiditätspool abgelöst.


    Die Form der Organisation des CMIM ist recht flexibel und unterscheidet sich von klassischen Fonds dahingehend, dass die Reserven bis zum Krisenfall von den beteiligten Notenbanken gehalten werden und die Form einer Verpflichtungserklärung (»commitment letter«) haben. Im Krisenfall stellen die Notenbanken einen Eigenwechsel (»promisory note«) aus. Die großen Anteilseigner China und Japan haben durch ihre hohen Stimmanteile jeweils ein Vetorecht (Brummer 2014, S. 147).


    Die Botschaft der asiatischen Mitgliedsländer der CMIM ist deutlich. Sie verlassen sich bevorzugt auf eigene regionale Liquiditätshilfen und versuchen, auf den IWF zu verzichten. Nach den Erfahrungen der Asienkrise ist diese Politik sehr verständlich. Allerdings ist auch der reformierte CMIM nicht vollständig überzeugend. Die vereinbarten Volumina sind zu klein, um für eine größere Volkswirtschaft im Krisenfall ausreichend zu sein. Bereits Südkorea würde den CMIM überfordern, von China und Japan ganz zu schweigen. Zudem sind die beteiligten Länder einander in herzlichem Konflikt verbunden. Vor allem China und Japan haben ihr seit vielen Jahren von Rivalität geprägtes Verhältnis noch nicht zu einer kooperativen Beziehung weiterentwickelt.


    Aber der CMIM ist keineswegs das einzige Projekt supranationaler Zusammenarbeit in Südost- und Ostasien. Die AIIB wurde im Juni 2015 von 50 Staaten in Peking ins Leben gerufen. Sie ist eine von China geführte regionale Entwicklungsbank und konkurriert zum einen mit der von Japan geführten Asiatischen Entwicklungsbank (ADB), zum anderen mit der Weltbank. Aufgabe der AIIB ist vor allem die Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen im asiatischen Raum (Chin 2016, S. 11). Zu den Unterzeichnern des Gründungsdokuments in der Großen Halle des Volkes in Peking gehören unter anderen 13 NATO-Staaten sowie Iran, Israel und Saudi-Arabien.


    Die Regierung Obama versuchte lange, die Gründung der AIIB zu verhindern, und übte dabei starken diplomatischen Druck auf die eigenen Verbündeten aus. Die »Financial Times« bemerkte, dass die Opposition der USA zu einer selbstzerstörerischen Torheit (»self-defeating farce«) verkommen sei.142 Damit sind die USA krachend gescheitert und mussten ein diplomatisches Fiasko einstecken.143 Das Beispiel der AIIB belegt, dass zumindest China bereit ist, mit den etablierten Mächten Konflikte einzugehen, und gute Aussichten hat, erfolgreich aus der Konfrontation herauszutreten.


    Bemerkenswert ist, dass Peking offenbar gewillt war, auf ein Vetorecht in der AIIB zu verzichten, wenn Japan und die USA der AIIB beigetreten wären. Da beide Länder auf den Beitritt verzichteten, erhielt Peking seine Sperrminorität. China stellt knapp 30 Prozent des Grundkapitals der Bank in Höhe von 100 Milliarden Dollar zur Verfügung; für ein Veto sind mindestens 25 Prozent der Stimmrechte erforderlich (ebd., S. 13).144


    Im Jahr 2014 begannen die BRICS-Staaten zudem, ihre eigenen Finanzinstitutionen zu schaffen. Die Gruppe kündigte die Einrichtung der New Development Bank (NDB) sowie eines Contingent Reserve Arrangement (CRA) an. Erstere steht im Wettbewerb mit der Weltbank und finanziert Entwicklungsprojekte, während Letztere in finanziellen Krisenzeiten Liquidität zur Verfügung stellt und damit dem IWF Konkurrenz macht (Eichengreen 2014).


    Nach der Wahl von Donald Trump zum neuen amerikanischen Präsidenten wird in den kommenden Jahren die Frage nach den Reaktionen der Entwicklungs- und Schwellenländer neu zu stellen sein. Namhafte Vertreter Asiens und Afrikas hatten längst eine neue Weltordnung gefordert. So regte der indonesische Präsident, Joko Widodo, im April 2015 bei der Konferenz afrikanischer und asiatischer Staaten in Jakarta die Schaffung einer neuen wirtschaftlichen Weltordnung an, die für »heranwachsende Wirtschaftsnationen offen sei«. Bei der gleichen Konferenz verlangte der chinesische Präsident, Xi Jinping, eine »neue Art internationaler Beziehungen«145.


    Auch die Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses der chinesischen Kommunistischen Partei, Fu Ying, übte in einem Beitrag in der »Financial Times« Kritik an der heutigen Weltordnung, die den Realitäten des 21. Jahrhunderts nicht mehr entspreche. China habe aber keine Ambitionen, die Welt zu führen. Noch nicht.


    »Wir sind unzufrieden und bereit, zu kritisieren. Aber wir sind noch nicht so weit, einen neuen Entwurf zu präsentieren. Früher als erwartet lastet das Gewicht internationaler Verantwortung auf den Schultern Chinas. Wir müssen konkretere Ideen entwickeln, andere beruhigen und unsere gemeinsamen Interessen weiterentwickeln« (Fu 2016, eigene Übersetzung).


    Die Betrachtung der internationalen Finanzmärkte und ihrer Regulierung hat gezeigt, dass sich dieser Bereich der internationalen Wirtschaftsbeziehungen grundlegend vom Waren- und Dienstleistungshandel unterscheidet. Der grenzüberschreitende Kapitalverkehr resultiert in eine Reihe von schwerwiegenden Nebenwirkungen, ohne einen breiten gesellschaftlichen Nutzen zu entfalten. Während bei einem liberalen Handelsregime eine Vielzahl von positiven Entwicklungen zu beobachten ist, fördert unbeschränkter Kapitalverkehr nicht nur Übertreibungen und die Bildung von Vermögenspreisblasen, sondern er trägt wesentlich zu einem Wettlauf um niedrige Regulierungsstandards bei. Das Gegenmodell ist die Zeit des Bretton-Woods-Regimes, als der Kapitalverkehr beschränkt war. Es zeigen sich gleich zwei positive Wirkungen: Erstens gab es in jener Zeit keine Bankenkrisen und damit fielen keine Kosten zur Rettung einer unverantwortlichen oder übermütigen Finanzindustrie an. Zweitens erlaubte es die Kapitalverkehrsbeschränkung, der Ungleichverteilung von Einkommen durch aus heutiger Sicht hohe Steuern entgegenzuwirken.


    Die heute zu beobachtende Zersplitterung oder Balkanisierung der Finanzmärkte wird von der Finanzindustrie kritisiert, aber diese Kritik kann nicht überzeugen. Unterschiedlich regulierte Finanzmärkte versprechen ein sehr viel höheres Maß an Krisenfestigkeit als eine weltweit einheitliche Finanzmarktregulierung, die darüber hinaus den unterschiedlichen Präferenzen von Gesellschaften keine Rechnung tragen kann.


    Die Reduzierung des grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs ist bei diesem Konzept von zentraler Bedeutung. Dabei ist es keineswegs notwendig, den Kapitalverkehr vollständig zu beschränken. Es erscheint ausreichend, durch eine moderate Besteuerung in Höhe von einem Prozent der transferierten Summen eine stärkere Trennung der jeweiligen nationalen oder regionalen Finanzmärkte zu erreichen.


    Erkennbar ist zugleich, dass die Schwellenländer peu à peu neue, eigene Institutionen der Regulierung von Finanzmärkten und der internationalen finanzpolitischen Kooperation aufbauen. Zwei prominente Beispiele sind der kurz nach der Asienkrise entwickelte asiatische Währungsfonds CMIM und die von China geführte Infrastrukturbank AIIB.


    Während sowohl in der Handels- als auch in der Finanzpolitik die Zeichen auf Reduzierung des vorhandenen Niveaus supranationaler Zusammenarbeit hindeuten, schien es zumindest bis zur Wahl Donald Trumps in der Klimaschutzpolitik Fortschritte zu geben. Aber waren die bisherigen Verhandlungsergebnisse wahrlich überzeugend?
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    5 Hohe Erwartungen, enttäuschte Hoffnungen: die Klimapolitik nach dem Durchbruch von Paris


    Die Klimapolitik gilt seit Langem als ein sehr wichtiges Teilgebiet der Global Governance. Gerade die Bekämpfung des Klimawandels schien sich in besonderer Weise für eine gemeinsame weltweite Regulierung zu eignen. Die Logik war bestechend: Beim Klimawandel handelt es sich um ein weltweites Phänomen, das von einzelnen Staaten nicht erfolgreich bekämpft werden kann. Nur gemeinsames koordiniertes Handeln könne – so die Idee – den Klimawandel aufhalten.


    Die Stabilisierung des Weltklimas ist ein öffentliches Gut, da es zwei Kriterien erfüllt: Von der Nutzung kann niemand ausgeschlossen werden (non-excludability) und um die Nutzung des Gutes gibt es keinen Wettbewerb, weil das Gut in unendlicher Menge zur Verfügung steht (non-rivalry). Dies ist aber zugleich das größte Problem der Klimaschutzpolitik. Trittbrettfahrer profitieren von Maßnahmen zum Klimaschutz, ohne selbst aktiv werden zu müssen.


    Ein Regime zur Stärkung des Klimaschutzes wäre dann leicht zu implementieren, wenn es nicht mit erheblichen Kosten verbunden wäre. Mit anderen Worten: Wenn klimaneutrale Technologien, etwa Fahrzeuge ohne CO2-Emissionen, genauso teuer oder gar billiger als fossile Brennstoffe nutzende Fahrzeuge wären, würde sich das Problem von selbst lösen. Bislang sind konventionelle Fahrzeuge aber deutlich billiger als etwa mit Wasserstoff betriebene Fahrzeuge oder Elektroautos. Es erscheint plausibel, auf diesem Gebiet mit Innovationen und sinkenden Kosten zu rechnen. Die Hoffnung auf technologischen Fortschritt allein wird aber nicht genügen, um Erfolge im Kampf gegen den Klimawandel zu erringen. Deshalb wird seit Jahrzehnten versucht, eine gemeinsame globale Klimaschutzpolitik zu entwickeln.


    Ebendies würde eher gelingen, wenn eine Hegemonialmacht Maßnahmen zum Klimaschutz mit einer Politik der Anreize oder des Zwangs durchsetzen könnte (Newell 2008, S. 509). Allerdings ist diese Erwartung gegenwärtig völlig unrealistisch. Die einzige verbliebene Supermacht, die USA, ist Teil des Problems und nicht Teil der Lösung. Dass sich die USA mittelfristig zu einer treibenden Kraft im Klimaschutz hervortun, war schon mit dem Wahlsieg Donald Trumps sehr unwahrscheinlich geworden. Die Ankündigung des Austritts der USA aus dem Pariser Abkommen durch Präsident Trump im Juni 2017 hat die letzten Hoffnungen auf eine gemäßigtere Politik seiner Regierung zerstört.


    Bleibt als Möglichkeit, düstere Prognosen der Weltklimaentwicklung zu entwerfen, um die Staaten zu einem kooperationsfreundlichen Verhalten anzuregen. Dies hat die Kommission zum Klimawandel (Intergovernmental Panel on Climate Change – IPCC) seit Jahren mit einigem Erfolg versucht. Ohne gemeinsames Handeln werde sich das Weltklima deutlich verändern und Milliarden von Menschen treffen. Der aktuelle Bericht des IPCC (2014, S. 8, eigene Übersetzung) warnt in deutlichen Worten:


    »Anhaltende Emissionen von Treibhausgasen werden zu weiterer Erwärmung und zu lang anhaltenden Veränderungen in allen Bereichen des Klimasystems führen, einschließlich der Wahrscheinlichkeit von schweren, tief greifenden und unumkehrbaren Auswirkungen für Menschen und Ökosysteme. Die Begrenzung des Klimawandels würde erhebliche und anhaltende Reduzierungen von Treibhausgasemissionen erfordern. Diese Emissionsreduzierungen könnten zusammen mit Anpassungsmaßnahmen die Risiken des Klimawandels begrenzen.«


    Im Zentrum der Verhandlungen zwischen Regierungen steht zunächst die Annahme, dass der Klimawandel ein Verschmutzungsproblem ist. Deshalb konzentrieren sich Regierungen auf die Begrenzung von Emissionen zur Dämpfung des Klimawandels (Dalby 2015, S. 435). Problematisch ist, dass Regierungen sich so verhalten, als ob Regierungshandeln für Treibhausgasemissionen verantwortlich sei (Newell 2008, S. 510). Erkennbar geht es bei den Maßnahmen zum Schutz des Klimawandels aber wesentlich um privates, nicht um staatliches Handeln. Die Rückkopplungen zwischen beiden Feldern sind vorhanden, aber vergleichsweise schwach. Im Bereich des Klimaschutzes werden Staaten aber eine zentrale Rolle spielen müssen (ebd., S. 527). Die Macht der Konsumenten reicht zum Schutz des Weltklimas nicht aus.


    Das bekannteste Modell für erfolgreiche multilaterale Umweltpolitik ist das Montrealer Protokoll von 1987. Dort verpflichteten sich die Industrieländer, die Nutzung von Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKW) zu beenden, den Entwicklungsländern die notwendige Technologie zur Verfügung zu stellen und diese Politik zudem zu finanzieren (Hale 2011, S. 93). Vereinbart wurden die Reduzierung der FCKW-Emissionen auf null und der vollständige Ausstieg aus der Produktion dieser gefährlichen Substanzen (Geden 2016).


    5.1 Ein klassischer Fall: zur Logik gemeinsamer Maßnahmen im Klimaschutz


    Seit dem Weltgipfel von Rio im Jahr 1992 wird über gemeinsame Maßnahmen zum Klimaschutz diskutiert. In 25 Jahren hat es viele Versuche gegeben, zu verbindlichen multilateralen Regeln im Kampf gegen den Klimawandel zu kommen. Bis zur Konferenz von Paris im Dezember 2015 sind die Ergebnisse allerdings sehr dürftig gewesen. Auf der Habenseite stand lediglich das Kyotoprotokoll aus dem Jahr 1997. Die dort vereinbarten Ziele waren indes sehr bescheiden. Die Industrieländer mussten ihre Emissionen um lediglich 5 Prozent im Vergleich zu den Emissionen des Jahres 1990 reduzieren. Selbst dies war für Länder wie Australien und die USA zu viel und sie verweigerten die Mitwirkung. Entwicklungsländer mussten sich zu keinerlei Reduzierung der Emissionen von klimaschädlichen Gasen verpflichten (Hale 2011, S. 90f.).


    Tab.4: Kohlendioxidemissionen nach Ländern und Ländergruppen 2015
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    Quelle: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4.11.2016, S. 17.


    Anschließend litt die multilaterale Klimaschutzpolitik über viele Jahre hin unter der ablehnenden Haltung der USA und Chinas, die zusammen mehr als 40 Prozent der klimaschädlichen Gase emittieren. In beiden Ländern überwog – aus unterschiedlichen Gründen – die Missbilligung einer Politik zur Reduzierung der Emissionen. Ohne diese beiden Schwergewichte fiel es den übrigen Akteuren umso schwerer, sich auf gemeinsame Maßnahmen zu verständigen. Die Gründe dafür sind naheliegend: Multilaterale Vereinbarungen zum Klimaschutz fallen deshalb schwer, weil die Anzahl der Akteure groß und die ökonomischen Kosten nennenswert sind; der erwartete Nutzen zeigt sich erst in der fernen Zukunft und kommt zudem einer großen Anzahl von Akteuren zugute (ebd., S. 91).


    Maßnahmen zur Dämpfung der Emissionen von klimaschädlichen Gasen waren in Washington über Jahre hinweg sehr umstritten und wurden im Kongress nicht unterstützt. Dies galt selbst in jener Phase, als die Demokraten über Mehrheiten in beiden Kammern, dem Repräsentantenhaus und dem Senat, verfügten. Mitverantwortlich dafür ist die US-Verfassung, die den konservativen, dünn besiedelten und von der Landwirtschaft geprägten Staaten mit hohem Energieverbrauch die gleiche Stimmenzahl im Senat zubilligt wie etwa Kalifornien, dem mit 37 Millionen Einwohnern bevölkerungsreichsten Bundesstaat. Dadurch erhalten die politischen Kräfte, die an einer Reduzierung der Treibhausgasemissionen kein Interesse haben, ein überproportional hohes Gewicht (ebd.). Präsident Obama konnte deshalb keine ambitionierteren Maßnahmen zum Klimaschutz umsetzen, weil der Senat die Zustimmung verweigerte. Ohne dessen Bestätigung darf die amerikanische Regierung keine internationalen Verträge abschließen. Im Ergebnis war also bereits die bisherige Klimaschutzpolitik zumindest aus Sicht ambitionierter Beobachter halbherzig.


    Zugleich wird nicht nur in der Hauptstadt Washington, D.C., über den Klimaschutz gesprochen. Zahlreiche Bundesstaaten, vor allem an der Westküste und im Nordosten der USA, setzten Maßnahmen zum Klimaschutz um. Auch innerhalb der Regierung gibt es Akteure, die unabhängig von der Zustimmung des Senats Emissionsziele festlegen können. Die Umweltschutzbehörde (Environmental Protection Agency – EPA) kann in eigener Verantwortung Emissionsziele festlegen (ebd., S. 95). Präsident Obama hat schon 2009 die Regierungsstellen unter seiner Verantwortung einschließlich des Militärs auf eine Reduzierung der Treibhausgasemissionen um 28 Prozent bis zum Jahr 2020 verpflichtet.146 Im Jahr 2015 bereitete Barack Obama den Weg für die Beteiligung der USA durch Verabschiedung einer neuen, schärferen Regierungsanordnung. In dieser Executive Order 13693 vom 19. März 2015 werden etwa Regierungsstellen aufgefordert, Reduzierungen des Verbrauchs von konventioneller Energie von 2,5 Prozent pro Jahr anzustreben.147


    Die Klimapolitik Obamas basierte also allein auf Verordnungen, nicht auf Gesetzen. Deshalb kann Präsident Trump diese Verordnungen auch einfach aufkündigen, die Leitung der Umweltbehörde EPA auswechseln und der Behörde möglicherweise jedwede künftige Verordnung zur Emissionsbegrenzung verbieten. Die für ein solches Gesetz notwendige Mehrheit dürfte sich im republikanisch dominerten Kongress leicht finden lassen.148


    In China hingegen erscheint es angesichts der Macht der Kommunistischen Partei auf den ersten Blick einfacher, Maßnahmen zum Klimaschutz zu beschließen. Aber diese Perspektive täuscht. Für eine Partei, deren Legitimität in erster Linie von anhaltend hohem Wirtschaftswachstum gespeist wird, ist die Umsetzung eines ambitionierten Plans zur Reduzierung von Treibhausgasen zumindest ein Risiko. Lange galt die Annahme, dass die für den Export produzierenden Unternehmen in China auf die Bereitstellung billiger Energie angewiesen seien. Zugleich hängen die ärmeren Provinzen im Landesinneren vom Kohlebergbau ab. Die aus Sicht des Klimaschutzes bedenkliche Kohle liefert etwa die Hälfte des chinesischen Energieverbrauchs (ebd., S. 92).


    Die Führung in Peking muss die politischen Kosten ehrgeiziger Klimaschutzmaßnahmen bedenken und schenkt dieser Frage große Beachtung. Obwohl in Peking dem Umweltschutz – etwa in der staatlichen Planung künftiger wirtschaftlicher Aktivitäten – ein hoher Stellenwert eingeräumt wird, dominiert die Sorge der Kommunistischen Partei vor einem Wachstumseinbruch die chinesische Politik. Auch in OECD-Ländern ist noch in den 1970er- und 1980er-Jahren das Wirtschaftswachstum vor den Schutz der Umwelt gestellt worden. Als Willy Brandt im Bundestagswahlkampf des Jahres 1961 die Forderung erhob, der Himmel über der Ruhr müsse wieder blau werden, wurde dies von vielen Zeitgenossen, deren Präferenz einer Fortsetzung der wirtschaftlichen Wachstumsphase galt, als Träumerei belächelt. Aufsehen erregte 27 Jahre später das Bad des damaligen Bundesumweltministers, Klaus Töpfer, der den Rhein bei Mainz durchquerte und damit auf die Verbesserung der Wasserqualität aufmerksam machte.149 Der hohe Stellenwert von Umwelt- und Klimaschutz ist auch in Deutschland ein vergleichsweise neues Phänomen.


    5.2 Die gescheiterte Konferenz von Kopenhagen als Zeitenwende


    In der ersten Dekade des 21. Jahrhunderts, bis zur Kopenhagener Klimaschutzkonferenz im Dezember 2009, war die Klimaschutzpolitik von einer positiven Grundstimmung getragen. Angesichts der existenziellen Bedrohung der Menschheit durch den Klimawandel sei eine Einigung auf ein gemeinsames Vorgehen unabdingbar. Doch Kopenhagen – mit mehr als 10.000 staatlichen Delegierten eine der größten Versammlungen in der Geschichte der Diplomatie – scheiterte auf ganzer Linie. Vereinbart wurden lediglich unverbindliche Absichtserklärungen. Die Verabschiedung von verbindlichen Zielen wurde – bemerkenswerterweise – von Schwellenländern und insbesondere von China verhindert.


    Zahlreiche Beobachter hatten erwartet, dass es in Kopenhagen zu einer Konfrontation zwischen Industrie- und Entwicklungsländern kommen würde. Das Argument der Entwicklungsländer, vorgetragen etwa vom bolivianischen Präsidenten, Evo Morales, war, dass der Klimawandel durch die Kohlendioxidemissionen der Industrieländer entstanden sei. Ebendiese, nicht die Entwicklungsländer, hätten das Problem seit Beginn der Industrialisierung geschaffen und seien deshalb verpflichtet, das Problem zu lösen. Aufgrund dieser Haltung erwarteten einige Beobachter ein bindendes Abkommen allein für die OECD-Länder.


    Doch dieses Vorhaben wurde in der Nachtsitzung nach dem Staatsbankett der dänischen Königin von der chinesischen Regierung verhindert. Peking lehnte auch ein Abkommen der Industrieländer ab, da diese bindende Übereinkunft als Blaupause für künftige Verhandlungen dienen und damit in Zukunft Druck auf die Entwicklungs- und Schwellenländer ausgeübt werden könne, selbst völkerrechtlich verpflichtende Klimaschutzziele zu vereinbaren. Die chinesische Ablehnung verhinderte nicht nur die Einbeziehung der Entwicklungs- und Schwellenländer, sondern auch eine Vereinbarung der Industrieländer.


    China provozierte die Staats- und Regierungschefs zudem mit einem diplomatischen Affront erster Ordnung: Als nach dem offiziellen Staatsbankett die Verhandlungen hinter verschlossenen Türen fortgesetzt werden sollten, zog sich Regierungschef Wen Jiabao in sein Hotel zurück und überließ die Verhandlungsführung dem Abteilungsleiter eines Ministeriums. US-Präsident Obama, Kanzlerin Merkel und der damalige französische Präsident Sarkozy, um nur einige zu nennen, versammelten sich also zu später Stunde, wurden aber von einem Beamten eines chinesischen Ministeriums an der Entwicklung von gemeinsamen Beschlüssen gehindert. Von Zufall kann keine Rede sein: Der fließend Mandarin sprechende damalige Regierungschef Australiens, Kevin Rudd, verwies darauf, dass es ihm trotz ausführlicher Erläuterung in chinesischer Sprache nicht gelungen sei, Ministerpräsident Wen zur Teilnahme an der Abendsitzung zu bewegen.


    Die protokollarische Regelverletzung der Chinesen in Kopenhagen war sehr außergewöhnlich. Während die USA und alle anderen OECD-Staaten durch Staats- oder Regierungschefs vertreten waren, entsandte Peking zur Nachtsitzung einen Abteilungsleiter, der sich immer wieder für Telefonate mit seinen Vorgesetzten entschuldigte und dabei Präsident Obama, Kanzlerin Merkel und UN-Generalsekretär Ban Ki-moon warten ließ (Lynas 2009, S. 7). Gerade bei China, das sehr großen Wert auf die Wahrung protokollarischer Ehren legt, war die Regelverletzung von Kopenhagen kein Zufall, sondern eine bewusste Provokation der westlichen Staaten und deren Spitzenpolitiker.


    China spielte also eine zentrale Rolle beim Scheitern der Kopenhagener Klimaschutzkonferenz. Seitdem hat sich Pekings Position allerdings geändert. Dies liegt vor allem in der sich zuspitzenden Verschmutzung der Luft in chinesischen Großstädten begründet. Die politischen Kosten im Falle fortgesetzter Inaktivität im Umweltschutz sind gestiegen. Chinas Bürgerinnen und Bürger legen immer größeren Wert auf den Schutz der Umwelt, hauptsächlich auf eine Reduzierung der starken Luftbelastung mit Schadstoffen. Der Wandel der chinesischen Klimaschutzpolitik hat wenig mit der Übernahme von Verantwortung für die Stabilisierung des Weltklimas und viel mit der Sorge der Regierung vor einer Zunahme der politischen Unzufriedenheit in China zu tun.


    Der Aufstieg der Schwellenländer, die in Fragen des Umweltschutzes ohnehin weit hinter den alten Industrieländern hinterherhinken, wirft besonders beim Klimaschutz noch einmal neue Fragen auf. Entwicklungsländer haben immer wieder beklagt, dass die Industrialisierung und vor allem das US-amerikanische Modell von Massenmotorisierung für eine massive Ausweitung der Verschmutzung der Atmosphäre verantwortlich sind (Dalby 2015, S. 434). Auch China hat häufig betont, dass beim Klimaschutz Fragen der Gerechtigkeit und der Solidarität mit den Entwicklungsländern eine große Rolle spielen.


    Von Beginn der Verhandlungen zu einem globalen Klimaschutzabkommen an gab es scharfe Differenzen zwischen den Industrie- und den Entwicklungsländern. Die vier in der BASIC-Gruppe kooperierenden Schwellenländer Brasilien, Südafrika, Indien und China haben lange Zeit die Auffassung vertreten, dass es eine unterschiedliche Verantwortung von Industrie- und Entwicklungsländern für den Klimaschutz gebe und haben in dieser Frage Misstrauen gegenüber den Industrieländern als angemessen betrachtet (Hochstetler und Milkoreit 2014, S. 231).


    In der Tat sind für die einstigen Treibhausgasemissionen vor allem die Industrieländer verantwortlich. Die bisherigen Emissionen von CO2 seit Beginn der Industrialisierung belaufen sich auf rund 1.900 Milliarden Tonnen. Nach Berechnungen von Klimaforschern muss die künftige Emissionsmenge auf weitere 1.000 Milliarden Tonnen begrenzt werden. Basierend auf den Daten der Pariser Klimakonferenz, werden bis 2030 weitere 740 Milliarden Tonnen CO2 emittiert. Für die Zeit nach 2030 verbleibt dann nur eine Emissionsmenge von 240 Milliarden Tonnen, wenn der Anstieg des Weltklimas um mehr als zwei Grad verhindert werden soll.150


    5.3 Stellt die Vereinbarung von Paris einen Quantensprung im Klimaschutz dar?


    Nach Jahren des Verhandelns, der Rückschläge und des Zweifels war die Freude über den Abschluss des Weltklimavertrages im Dezember 2015 bewegend. 195 teilnehmende Staaten hatten sich auf ein gemeinsames Ziel, die Begrenzung des Anstiegs der Erderwärmung um 1,5 bis 2,0 Grad, verständigt. Die Staaten der Welt, so hatte es den Anschein, sind in der Lage, ein komplexes Problem gemeinsam zu lösen. Die Zuversicht und das Vertrauen in globale Regulierung wuchsen.


    Das Abkommen von Paris stellt ein Regelwerk für die Klimaschutzpolitik von 2020 an dar und konkretisiert die Ziele der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC). Anders als im Kyotoprotokoll wurden in Paris keine Vorgaben zur Minderung der Treibhausgasemissionen vereinbart, sondern die Vertragsstaaten haben sich darauf verständigt, zunächst nationale Klimaschutzpläne zu entwickeln (Dröge und Geden 2016, S. 1).151 Die Pläne der einzelnen Staaten werden in einem Register erfasst, aber diese Pläne sind unverbindlich: Es sind Absichtserklärungen, die aber keine völkerrechtliche Bindungskraft haben (ebd., S. 2).


    So erfreulich es ist, dass die Weltklimakonferenz einen Abschluss erbracht hat, so dürftig ist die Verbindlichkeit des Abkommens im Detail. Verantwortlich für die Erreichung des Ziels ist nämlich kein einziger Akteur. Die unterzeichnenden Staaten haben ein kollektiv zu erreichendes Ziel vereinbart, aber offen gelassen, welchen Beitrag sie selbst zu leisten bereit sein werden. Ohne eine weitere Verschärfung der Klimaschutzpolitik werden nicht nur die Emissionen bis zum Jahr 2030 steigen, sondern das Weltklima dürfte sich sogar um 3 bis 3,5 Grad bis zum Jahr 2100 erwärmen (Geden 2016).


    Dieser zentrale Widerspruch des Pariser Abkommens – globale Ziele, aber keine Zuweisung von Verpflichtungen einzelner Länder – wäre nur aufzulösen, wenn man sich auf eine Verteilung der Lasten verständigen würde. Es müsste also eine Formel gefunden werden, um zu spezifizieren, welches Ziel jedes unterzeichnende Land erreichen muss. Dies erscheint unrealistisch.


    Obwohl das so nicht diskutiert und kommuniziert wurde, war die amerikanische Innenpolitik der wichtigste limitierende Faktor bei der Formulierung des Vertrages von Paris. Der amerikanische Präsident benötigt für internationale Verträge eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen im US-Senat. Ähnlich wie bei der Blockade der Reform des IWF (vgl. hierzu Abschnitt 4.7) wurde vom Präsidenten angenommen, dass die Zustimmung versagt werden würde. Die Verpflichtungen des Vertrages von Paris durften deshalb nicht über bereits beschlossene Maßnahmen der US-Klimapolitik hinausgehen und die USA zu keinen neuen Maßnahmen zwingen (Dröge 2015, S. 21). Die Unverbindlichkeit des Vertrages von Paris hat seine Wurzeln in der Innenpolitik der USA. Wie in der Handelspolitik und in der Finanzpolitik sind die USA auch in der Klimapolitik zu den Bremsern zu rechnen. Auch ein die internationale Kooperation unterstützender Präsident wie Barack Obama konnte dieses Bild nicht grundsätzlich ändern.


    Auf lange Sicht hingegen gibt es im Vertrag von Paris eine genaue Festlegung: In der zweiten Jahrhunderthälfte müssen die CO2-Emissionen aller Vertragsparteien auf null sinken (Geden 2016). Einzelne Staaten, etwa Schweden, haben sich bereits verpflichtet, dieses Ziel vorzeitig anzustreben. Gleichwohl ist das angestrebte Ziel – in dreißig oder vierzig Jahren – vage und wenig verbindlich.


    Überraschend schnell trat der Weltklimavertrag von Paris in Kraft. Bis zum 4. November 2016 hatten ihn 94 Staaten und damit deutlich mehr als das für das Inkrafttreten notwendige Maß von 55 Staaten ratifiziert. Auch die zweite Hürde – die ratifizierenden Länder müssen für mindestens 55 Prozent der globalen Emissionen verantwortlich sein – wurde erfolgreich gemeistert. Den Klimavertrag von Paris haben inzwischen Länder unterzeichnet, die für zwei Drittel des jährlichen Ausstoßes von 56 Milliarden Tonnen Kohlendioxid verantwortlich sind.152


    5.4 Die Präsidentschaft Donald Trumps als Gefahr für die Klimaschutzpolitik


    Donald Trump hat den Klimawandel als eine Falschmeldung der Chinesen zur Schädigung der amerikanischen Wirtschaft bezeichnet. Ursprünglich war dies eine Meldung auf Twitter im Jahr 2012, die sich 104.000 Menschen angesehen und zwei Drittel davon positiv bewertet haben (Wong 2016). Fraglos spielen die USA eine zentrale Rolle beim Kampf gegen den Klimawandel. Es erscheint aber keineswegs ausgemacht, dass sich die Klimapolitik Donald Trumps bedeutend von derjenigen seines Vorgängers unterscheiden wird.


    Präsident Trump kann das Weltklimaabkommen von Paris mit einer Frist von vier Jahren kündigen – oder es einfach ignorieren, ohne Sanktionen befürchten zu müssen.153 Die Politik von Präsident Obama, der die Republikaner im US-Kongress mit dem Instrument der Presidential Executive Order umgangen hatte, dürfte sich nun rächen und eher zu überzogenen Reaktionen führen. Andere Staaten, etwa China, mahnten die USA, sich nicht aus der klimapolitischen Kooperation im Rahmen der VN zurückzuziehen (Dröge 2016, S. 4).


    Bei einem Ausstieg der USA aus den bisherigen Vereinbarungen zum Klimaschutz bleiben – ähnlich wie in der Handelspolitik – plurilaterale Abkommen als Alternative. Dabei ist es notwendig, eine kritische Masse an Unterstützern eines gemeinsamen Programms zu finden. Notwendig ist dies vor allem dann, wenn mit der Umsetzung von Klimaschutzpolitik zusätzliche Kosten verbunden sind. Das ist der Hauptgrund, warum in der Klimaschutzpolitik – anders als in der Umweltpolitik – unilaterale Maßnahmen weniger häufig ergriffen werden: Die Kosten fallen auf nationaler Ebene an, während der Nutzen allen Ländern zugutekommt.


    Eine weitere Möglichkeit sind private Zertifizierungen. Der private Sektor organisiert dabei eigene Systeme von Maßnahmen des Umweltschutzes und der Sicherung von Mindeststandards bei der Produktion von Gütern. Im Bereich des Schutzes der Fischbestände und der Wälder wird ein solcher Ansatz seit Jahren mit Erfolg angewandt. Der Marine Stewardship Council (MSC) verleiht das gleichnamige Siegel. Dieses wird vergeben, wenn beim Fang der Fische festgelegte Regeln eingehalten werden. Gegenwärtig werden etwa 10 Prozent des weltweit gehandelten Fischs aus Wildfang MSC-zertifiziert.154


    Auch bei der Betrachtung des dritten Felds globaler Regulierung, der supranationalen Politik zum Schutz des Klimas, zeigt sich also mehr Schatten als Licht. Zwar verwenden viele Politiker markige Worte, wenn sie die Bedeutung des Klimaschutzes diskutieren. Es wurde aber noch kein Weg gefunden, um das Dilemma der Klimaschutzpolitik zu überwinden: Die gesamte Menschheit würde von einer Stabilisierung des Weltklimas profitieren, aber die zu ergreifenden Maßnahmen sind kostspielig und über die Verteilung der Kosten kann keine Einigung erzielt werden.


    Anders als bei der Finanzpolitik lassen sich bei der Klimaschutzpolitik keine positiven Effekte dieses Scheiterns globaler Regulierung identifizieren. Es gibt bei einem Scheitern der Klimaschutzpolitik fast nur Verlierer. Zu den wenigen Gewinnern gehören die Anbieter fossiler Brennstoffe, deren Geschäftsmodell weiter Bestand haben könnte.


    Der künftige Werdegang der Klimaschutzpolitik nach dem Austritt der USA aus dem Pariser Abkommen ist ungewiss. Trumps erste Maßnahmen, etwa die Wiederaufnahme des Baus großer Pipelines, lassen erwarten, dass der Klimaschutz während der Präsidentschaft Trumps unter die Räder kommt. Eine Variante zur Weiterentwicklung des Klimaschutzes könnten plurilaterale Vereinbarungen sein, deren Bindungskraft und Wirkung allerdings weit hinter einem globalen Abkommen zurückbleiben würden. Eine Fortsetzung des Pariser Abkommens ohne die USA ist möglich, litte aber unter der geschilderten begrenzten Verbindlichkeit der CO2-Emissionsziele.
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    6 Wege aus der Sackgasse: Gelingt eine Kombination von unterschiedlichen nationalen Präferenzen und multilateraler Kooperation?


    Eine wichtige Folge der jüngsten Krisen ist zweifellos die Renaissance des Staates als Akteur in der Wirtschaft. Die Finanzsektoren vieler Länder wurden durch staatliches Handeln gerettet, nachdem Marktmechanismen versagt hatten. Die zuvor herrschende geradezu mystische Idealisierung der Märkte weicht heute der Erkenntnis, dass Staaten eine wichtige Funktion für die Organisation von Volkswirtschaften haben (Mazower 2014).


    Die Entscheidungen der britischen und amerikanischen Wählerinnen und Wähler im Jahr 2016 haben zugleich stark verdeutlicht, dass ökonomische Argumente allein nicht mehr genügen, um die liberale Ordnung der Nachkriegszeit zu erhalten. Der konservative britische Kommentator Rod Liddle sieht 2016 als Umkehr der Umwälzungen des Jahres 1968: Gesellschaften kehren zu den Werten der Familie und von Nationen zurück. Patriotismus, lange als in die Jahre gekommen geschmäht, ist seiner Einschätzung nach wieder salonfähig. Die britische Premierministerin, Theresa May, habe dies genauso verstanden wie Donald Trump (Liddle 2016).


    Der Ausgang der britischen Entdeckungsreise ist unklar, aber drei Punkte zeigen sich deutlich. Erstens vertrauen die Briten der Kraft ihrer Nation und setzen auf die Stärkung ihrer Position in den internationalen Beziehungen durch Rückkehr zu einem uneingeschränkt souveränen Staat. Zweitens streben sie keine Abschottung von der Weltwirtschaft, sondern eine offene Handelspolitik an. Premierministerin May betonte in ihrer programmatischen Rede im Januar 2016 die globale Orientierung des neuen außenpolitischen und außenwirtschaftspolitischen Konzepts (»Global Britain«). Die britische Regierung orientiert sich offenbar eher an der Außenwirtschaftspolitik der früheren britischen Kolonien Australien und Kanada als an merkantilistischen Modellen. Drittens wird zumindest von der gegenwärtigen konservativen Regierung das Konzept einer offenen, multikulturellen Gesellschaft nicht unterstützt. Theresa May betonte auf dem Parteitag der Konservativen im Oktober 2016 ihre Ablehnung eines kosmopolitischen Ansatzes sehr deutlich, der aus ihrer Sicht aus einer verantwortungslosen Haltung den eigenen Mitmenschen gegenüber hervorgeht:


    »Aber heute verhalten sich viele Menschen in machtvollen Positionen so, als ob sie mehr mit internationalen Eliten als mit den Menschen in der Nachbarschaft, den Menschen, die sie beschäftigen oder denen sie auf der Straße begegnen, gemeinsam haben. Wenn Sie aber glauben, dass Sie ein Bürger der Welt sind, dann sind Sie ein Bürger von nirgendwo. Sie verstehen nicht die eigentliche Bedeutung des Wortes Staatsbürgerschaft.«155


    Die Umwälzungen des Jahres 2016 bedeuten, dass sich von der Globalisierung Benachteiligte über die als alternativlos beschriebenen Politikentwürfe hinwegsetzen und sich von Argumenten gegen ihre politischen Präferenzen offenbar nicht abschrecken lassen. Die Wirtschafts- und Politikwissenschaft in vielen OECD-Ländern haben diese Entwicklung erst sehr spät erkannt und haben bislang häufig nur schlichte Erklärungen. Anders der amerikanische Politikwissenschaftler Francis Fukuyama (2016a, S. 68, eigene Übersetzung), der das Verhältnis von Eliten und Populismus in einem vor der Wahl von Donald Trump erschienenen Beitrag pointiert beschrieben hat: »Populismus ist das Etikett, das politische Eliten an Politiken heften, die von einfachen Leuten unterstützt werden, die sie nicht leiden können.«156


    Die größte Herausforderung für die liberalen Demokratien kommt heute weniger von autoritären Regimen wie Russland oder China. In den USA, Großbritannien und Kontinentaleuropa hat sich eine Konfrontation zwischen einem Teil der Wählerschaft, die gegen die liberale Gesellschaft aufbegehrt, und den Verfechtern einer wirtschaftlich und gesellschaftlich offenen Ordnung entwickelt. Die neuen, mit dem Begriff populistisch nicht hinreichend beschriebenen Gruppen sind bereit, das bisherige Regelwerk der liberalen Gesellschaften zu ignorieren und neue Ordnungen anzustreben. Die liberalen Eliten, die dieses System geschaffen haben, sollten den wütenden Stimmen vor den Toren des Establishments zuhören und vor allem Fragen nach der sozialen Gleichheit und der Identität von Gesellschaften beantworten (Fukuyama 2016b). Die Messung des Erfolgs einer Politik der sozialen Gerechtigkeit ist dabei nicht auf kleinere benachteiligte Gruppen zu beschränken, sondern sollte die wirtschaftliche und soziale Lage breiter Bevölkerungsschichten berücksichtigen. Die Gestaltung der Globalisierung spielt bei der Wahrnehmung von sozialer Gerechtigkeit eine zentrale Rolle.


    6.1 Globalisierung à la carte: der Kompromiss zwischen ökonomischer Effizienz und demokratischer Selbstbestimmung


    Globalisierung steht in der Kritik und ist zumindest in den OECD-Ländern nicht mehr populär. Solange die Globalisierung von vielen Bürgerinnen und Bürgern zugleich als ein Projekt der politischen Eliten und der Reichen wahrgenommen wird, trägt sie die Saat der eigenen Zerstörung in sich (Stephens 2016a). Das Gleiche gilt spiegelbildlich für die EU, die von vielen Menschen als Elitenprojekt, abgehoben und besonders den Interessen der Wohlhabenden dienend, begriffen wird. Vorrangig wird die Rolle des Finanzsektors von vielen Beobachtern, etwa Martin Wolf (2016) von der »Financial Times«, als übermäßig bezeichnet, ohne dass die Politik auf nationaler oder supranationaler Ebene auf diese Fehlentwicklung bislang entschlossen reagiert hätte.


    Diese Diskrepanz zwischen ökonomischer Effizienz und demokratischen Präferenzen verlangt nach einem neuen Konzept und einer maßgeschneiderten Gestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen. Diese Forderung nach einer Globalisierung à la carte heißt, dass Gesellschaften sich entscheiden können, welche Regeln sie sich geben – und dabei auch vermeintliche oder tatsächliche wirtschaftliche Nachteile in Kauf zu nehmen bereit sind. Dani Rodrik (2016c, eigene Übersetzung) sieht die Wiederentdeckung des Nationalstaates als Voraussetzung, um Globalisierung nachhaltiger werden zu lassen:


    »Die Wiederbehauptung des Nationalstaates mag für die Hyperglobalisierung schädlich sein, aber, solange dies im Namen der sozialen Inklusion, des stabilen wirtschaftlichen Wachstums und der liberalen Demokratie geschieht, wird dies den Ansprüchen einer offenen Weltwirtschaft gerecht werden.«


    Die umstrittene Frage nach einer Einschränkung von Migration wird in Europa sowie in den USA auch künftig diskutiert werden. Francis Fukuyama argumentiert, dass eine Beschränkung der Zuwanderung in die USA keine katastrophalen wirtschaftlichen Auswirkungen hätte, und erinnert an die lange Migrationspause in den USA von 1924 bis 1964. Diese Phase korreliert mit niedriger sozialer Ungleichheit (Fukuyama 2016a, S. 67). Neben der Zuwanderungsbeschränkung waren die Kapitalverkehrsbeschränkungen sowie die sehr hohen Sätze in der Einkommensteuer verantwortlich für das Aufblühen der Mittelschicht. In den USA betrug der Spitzensteuersatz (vgl. hierzu Abschnitt 2.7) von 1944 bis 1963 aus heutiger Sicht unglaubliche 91 Prozent.157


    Megaregionalabkommen sind allerdings kein geeignetes Vehikel, um die Präferenzen von Gesellschaften zum Ausdruck zu bringen. Auch TTIP und TPP wohnt die Tendenz inne, zum Zwecke der Steigerung ökonomischer Effizienz politische Regulierungen auf nationaler Ebene zu beseitigen. Gewiss ist schon viel politisches Kapital in prestigeträchtige Projekte wie TTIP oder TPP investiert worden. Doch Präferenzhandelsabkommen schwächen die multilaterale Handelsordnung und ohne die WTO werden sich erneut kompetitive Strukturen im internationalen Handel herausbilden. Dies wäre ein bedauerlicher politischer Rückschritt.


    Die erfolgreichen Schwellenländer, die innerhalb der Strukturen, die die USA und zum Teil Europa nach dem Zweiten Weltkrieg geschaffen haben, aufgestiegen sind, werden sich nach Alternativen umsehen. Schlimmstenfalls entwickelt sich die Welt zurück zu einer Situation, die bereits in den 1930er-Jahren zu beobachten war. Kennzeichnend waren exklusive Präferenzen für Partnerstaaten und ein Rückgang der wirtschaftlichen und politischen Zusammenarbeit. Der Ausbruch des Zweiten Weltkrieges ist nicht in erster Linie mit diesem Zusammenbruch der politischen und wirtschaftlichen Kooperation zu begründen, aber gewiss hat der Abriss der Gesprächs- und Handelsbeziehungen die Zunahme der politischen Konflikte begünstigt.158


    In diesem Buch wurden die Vorzüge eines den Warenhandel und die Finanzmärkte unterschiedlich behandelnden Ansatzes analysiert: Einerseits globale Regeln für den Warenhandel, auf der anderen Seite nationale Regeln für den Finanzsektor. Um nationale Finanzmärkte vor unerwünschten Kapitalzu- und -abflüssen zu schützen, bietet sich eine Besteuerung des Kapitalverkehrs an. Damit würde den Regulierungsbehörden genügend Spielraum gegeben werden, um maßgeschneiderte nationale Lösungen zu finden und um eine krisenarme Entwicklung des Finanzsektors zu erreichen. Fraglos werden die Vertreter der finanzwirtschaftlichen Interessen auf die Nachteile eines solchen Ansatzes hinweisen. In der Wirtschaftswissenschaft, die gerade in den USA sehr häufig intensive Beziehungen zur Wall Street pflegt, wird dieser Vorschlag der Segmentierung von Finanzmärkten kritisch kommentiert. Das ist weder neu noch ist es besonders überraschend. Jagdish Bhagwati (1998, S. 12, eigene Übersetzung) gab lange vor der Subprimekrise und den Krisen in Europa zu bedenken:


    »[…] und trotz der Beweise für die unvermeidbaren Risiken unbeschränkten Kapitalverkehrs verfolgt der Komplex aus amerikanischem Finanzministerium und Wall Street die eigennützige Annahme, dass die ideale Welt frei von Beschränkungen des Kapitalverkehrs sein soll […]. Es ist Zeit, die Beweispflicht umzukehren: Nicht mehr die Kritiker, sondern die Befürworter unbeschränkten Kapitalverkehrs müssen Belege liefern.«


    Zumindest sollten die globalen Regeln, die in der G20 und dem Baseler Ausschuss vereinbart werden, die Implementierung von weiter reichenden nationalen Regelwerken nicht verhindern. Ziel sollte sein, eine Globalisierung à la carte – der »Economist« spricht von »gated globalisation«159 – zu ermöglichen. Diese Forderung ist deshalb wichtig, weil einige Entwicklungs- und Schwellenländer eigene wirtschaftspolitische Ansätze verfolgen wollen. Länder wie Indien und China wollen nicht zurück in die Zeiten umfassender Kontrolle der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, sich aber die Möglichkeit der Intervention erhalten.


    Indes sind auch die in diesem Buch unterbreiteten Vorschläge nicht ohne Nebenwirkungen. Jede Form der Verschärfung von Regulierung, sei es auf dem nationalen oder dem regionalen Niveau, läuft Gefahr, durch neue Maßnahmen des Finanzsektors unterminiert zu werden. Finanzmarktakteure werden ihre geschäftlichen Aktivitäten in weniger regulierte Jurisdiktionen verlagern. Dies ist vermutlich nicht zu verhindern. Nichtsdestotrotz sind die Vorteile eines angemessen regulierten, international weniger vernetzten Finanzsektors sehr viel gewichtiger als die in Kauf zu nehmenden Kosten, etwa durch die partielle Verlagerung von Bankgeschäften. Die Forderung nach einer maßgeschneiderten Globalisierung wirft die Frage auf, welche Rolle supranationale Organisationen, etwa die G20, künftig spielen sollen.


    6.2 Welche Perspektiven hat die G20?


    Die G20 besteht aus 19 Ländern – Argentinien, Australien, Brasilien, China, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Indien, Indonesien, Italien, Japan, Kanada, Mexiko, Südkorea, Russland, Saudi-Arabien, Südafrika, Türkei und den USA – sowie der EU.160 Sie entstand nach der Asienkrise im Jahr 1998 zunächst auf der Ebene der Finanzminister und wurde im Jahr 2008 zum Forum der Staats- und Regierungschefs aufgewertet.


    Die G20 hat eine wichtige Rolle bei der Bewältigung der Krisen in den USA und in der EU gespielt. Das Krisenmanagement der G20 erzielte einen beachtlichen Erfolg. Die Weltwirtschaft musste nicht mit wirtschaftlicher Depression, ausuferndem Protektionismus und daraus resultierenden politischen Spannungen kämpfen. Zumindest in der Handelspolitik gelang es, eine protektionistische Abwärtsspirale zu verhindern. Dies ist ein gewichtiger, häufig nicht angemessen gewürdigter Erfolg internationaler Zusammenarbeit. Zugleich ist es der G20 nicht gelungen, im Hinblick auf die Weiterentwicklung der multilateralen Handelsordnung messbare Erfolge zu erzielen und einen schädlichen Abwertungswettlauf in der Finanzpolitik zu verhindern.


    Der G20 ist es also nicht geglückt, einzelne Mitgliedsländer von eigensüchtigem Verhalten abzuhalten. Nach Ausbruch der Krisen in den USA und in Europa verfolgten zahlreiche Staaten, allen voran die USA, Großbritannien und die Länder der Eurozone, eine äußerst lockere Geldpolitik. Diese Politik hat drastische Konsequenzen für die anderen Ökonomien: Durch die Nichtzinspolitik wird der Wechselkurs beeinflusst und dieser wiederum hat direkt Auswirkungen auf die internationalen Handelsbeziehungen. Im Grunde wirkt – aus Sicht von Entwicklungs- und Schwellenländern – die aggressive Geldpolitik der großen Industrieländer wie eine protektionistische Maßnahme (Frieden et al. 2012, S. 65). Aus der Sicht der Schwellenländer resultierte die Politik der reichen Länder in einem Währungskrieg. Insbesondere Brasilien kritisierte diese Politik scharf, ohne jedoch Gehör zu finden.161 Die Geldpolitik der von der Krise betroffenen Länder reduzierte den Außenwert von US-Dollar, Pfund und Euro. Insofern war die G20 auch in den goldenen Momenten nie eine Institution zur Steuerung der Weltwirtschaft, sondern immer nur ein Klub zur Verhinderung der schlimmsten protektionistischen Exzesse.


    Mit Einschränkungen eignet sich die G20 also zum Krisenmanagement, aber nicht zur Krisenprävention. Die G20 zeigt sich hinsichtlich der Erzielung konkreter Vereinbarungen in der Handels- und Finanzpolitik ebenso unfähig wie die kleinere Gruppe der G7 (bzw. G8 mit Russland). Die G20 ist eine selbst ernannte Gruppe von Staaten ohne Exekutivgewalt und mit einem rotierenden Sekretariat. Innerhalb weniger Jahre ist die G20 zu einem weiteren Debattierklub abgesunken. Effektive Führung ist von der G20 nicht zu erwarten (Goldin 2013, S. 90). Angesichts der divergierenden Präferenzen der G20-Staaten wäre es vermutlich auch unangemessen, ein gemeinsames entschlossenes Vorgehen in Fragen der Regulierung der Weltwirtschaft zu erwarten.


    Dies bedeutet nicht, dass die G20 vollkommen überflüssig wäre. Als Gesprächsforum kann sie nützlich sein. Grundsätzlich möglich erscheint die Entwicklung gemeinsamer wirtschaftspolitischer Empfehlungen. Insbesondere könnten die Mitgliedsstaaten der G20 vereinbaren, das globale Handelsregime nicht länger durch konkurrierende Handelsabkommen zu unterminieren. Alle großen Akteure inklusive China sollten sich verpflichten, die WTO als Kern der multilateralen Handelsordnung zu erhalten. Die Schwellenländer haben lange einen konstruktiven Beitrag zum Funktionieren der WTO geleistet. Noch haben die Schwellenländer keinen Vorschlag zur Entwicklung eines großen, mit dem transatlantischen Projekt konkurrierenden Handelsraumes gemacht. Doch die großen Schwellenländer – Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika – haben begonnen, über eine BRICS-Freihandelszone zu diskutieren. Die ökonomischen wie politischen Nachteile des Zerfalls der Weltwirtschaft in konkurrierende Sphären wären erheblich.


    Man kann die Stagnation der G20 aber auch positiv interpretieren. Die G20-Länder legen großen Wert auf Erhalt ihrer Autonomie in wirtschaftspolitischen Fragen und zögern deshalb, gemeinsame Regeln für die internationalen Wirtschaftsbeziehungen zu vereinbaren. Die Durchsetzung einer sehr weitreichenden Form der Globalisierung tritt demgegenüber in den Hintergrund und dies wäre eine nützliche und keinesfalls problematische Entwicklung.


    6.3 Europäische Integration nach Maß: Rosinenpickerei als Modell


    Die EU leidet heute an den gleichen Problemen wie die Zusammenarbeit von Staaten auf globaler Ebene: Für eine sehr tiefe Integration unterscheiden sich sowohl historische Traditionen als auch heutige Präferenzen zu sehr.162 Werner Abelshauser sieht innerhalb der EU mehrere historisch gewachsene Wirtschaftskulturen, in denen jeweils eigene Denk- und Handlungsmuster die Märkte bestimmen und in denen die Wirtschaft auf unterschiedliche Art und Weise organisiert wird. Neben dem im europäischen Kerngebiet dominierenden rheinischen Kapitalismus ist im Süden Europas eine Wirtschaftskultur zu beobachten, die von einer distanzierten Haltung zum Staat und einer Agrar- und Dienstleistungsökonomie geprägt ist. Eine einheitliche Ordnungspolitik, wie sie in einem tief integrierten Europa mit einem einheitlichen Kapitalmarkt und einer gemeinsamen Währung erforderlich wäre, ist mit den vielfältigen Wirtschaftskulturen schwer vereinbar. Europa braucht deshalb Regeln, die Einheit in Vielfalt zulassen, und zugleich ein Währungssystem, das dieser Diversität Rechnung trägt (Abelshauser 2013).


    Eine besonders schwerwiegende Last ist heute die Währungsunion, die in vielen Mitgliedsländern der EWU als problematisch betrachtet wird. Ralf Dahrendorf hat die Sprengkraft der Währungsunion 1995 längst vorhergesehen: »Die Währungsunion ist ein großer Irrtum, ein abenteuerliches, waghalsiges und verfehltes Ziel, das Europa nicht eint, sondern spaltet.«163


    Die Einhaltung des Vertrages von Maastricht setzt voraus, dass die teilnehmenden Gesellschaften sich so organisieren können, dass sie an der Währungsunion erfolgreich teilnehmen können. Kollektive Mentalitäten sind indes zäh und ändern sich nur sehr langsam (ebd.). Das zentrale Problem der Währungsunion ist daher die Festlegung von Gesellschaften unterschiedlicher historischer Erfahrungen auf einen gemeinsamen währungspolitischen Rahmen, der deutlich die Handschrift Deutschlands trägt. In einigen anderen Mitgliedsländern zeigen sich also Präferenzen, die nicht mit denen der Deutschen übereinstimmen. Auch darauf wies Dahrendorf 1995 hin:


    »Das Projekt Währungsunion erzieht die Länder zu deutschem Verhalten, aber nicht alle Länder wollen sich so verhalten wie Deutschland. Für Italien sind gelegentliche Abwertungen viel nützlicher als feste Wechselkurse, und für Frankreich sind höhere Staatsausgaben viel sinnvoller als starres Festhalten an einem Stabilitätskriterium, das vor allem Deutschland nützt.«164


    Bemerkenswert ist, dass die europäische Integration, die zum Frieden zwischen den Völkern beitragen sollte, heute Quelle von Spannungen und Konflikten ist. Insbesondere die Währungsunion hat zwar die Interdependenzen verstärkt, aber zugleich für tiefe Risse in Europa gesorgt (Plender 2016).


    Dabei ist eine Neuorientierung der Währungsunion keineswegs nur durch weitere Zentralisierung von Geld- und Fiskalpolitik möglich. Die Rückkehr zu den Prinzipien des Vertrages von Maastricht wäre ein Schritt in Richtung der Stärkung der nationalen Autonomie. Denkbar ist auch ein sehr viel radikaleres Maastricht 2.0. Einerseits könnten die fiskalpolitischen Grenzen des Vertrages entfallen. Gerade die Grenzen für die staatliche Neuverschuldung von 3 Prozent pro Jahr und die Obergrenze für die Gesamtverschuldung des Staates von 60 Prozent der Wirtschaftsleistung könnten ersatzlos gestrichen werden.


    Diese Beschränkungen der Fiskalpolitik haben nicht funktioniert und die Mitgliedsländer der Währungsunion partiell entmündigt. In den einzelnen Gesellschaften wurde nicht mehr über eine langfristig sinnvolle Fiskalpolitik, sondern nur noch über Wege zur Umgehung der Obergrenzen diskutiert. Dabei dienten die Auflagen des Vertrages von Maastricht hauptsächlich dem Schutz der anderen Mitgliedsländer der Währungsunion vor sorgloser Fiskalpolitik.


    Die Alternative zur Auflagenpolitik ist explizite Verankerung der Nichtbeistandspflicht in einem überarbeiteten Vertrag. Das Ergebnis wäre mehr Autonomie für die Mitgliedsstaaten, aber eben auch eine Stärkung der Eigenverantwortung. Die Schaffung eines Mechanismus zur Umschuldung überschuldeter Einzelstaaten würde Schuldnern und Gläubigern die Risiken zu hoher Verschuldung unmittelbar vor Augen führen (Sandbu 2015, S. 239f.; Dieter 2012). Dieses Verfahren würde den Ländern Europas nicht nur ermöglichen, eigene Wege zu gehen, sondern es auch erlauben, durch unterschiedliche Konzepte in der Fiskalpolitik voneinander zu lernen und Diversität der Mitgliedsländer als Chance und nicht als Bedrohung Europas zu verstehen. Die Rückkehr zu getrennten Kassen und die Wiedereinführung des Nichtbeistandspakts müssten diese Schritte ergänzen. Eine Vergemeinschaftung der Schulden vergiftet die Zusammenarbeit in der Währungsunion.


    Selbstverständlich ist die Einführung einer Insolvenzordnung mit Risiken verbunden und birgt die Gefahr einer Überreaktion der Märkte. Aber diese Risiken lassen sich durch eine geschickte Gestaltung der Insolvenzordnung und durch Übergangsbestimmungen reduzieren. Einen Beitrag zum Abbau der Überschuldung einzelner Mitgliedsländer könnte auch eine Veränderung der Bankenregulierung leisten. Bislang gelten Kredite an OECD-Länder als risikolos, was zu Fehlanreizen geführt hat (Fuest et al. 2014).


    Bei Berücksichtigung der Erfahrungen mit Griechenland ist diese Weiterentwicklung der Eurozone zu einem offenen Club folgerichtig. 2015 ist erstmals über einen möglichen Ausschluss eines Mitgliedslandes gesprochen worden. Die Wirkungen auf die griechische Politik und Gesellschaft waren beeindruckend: Die Regierung Tsipras akzeptierte überraschend härtere Bedingungen als die zuvor im Referendum abgelehnten. Offensichtlich ist, dass das Papier des deutschen Finanzministers Schäuble, in dem über einen möglichen Austritt Griechenlands diskutiert wurde, den Ausschlag für diese Wende gab. Wenn künftig die Mitgliedschaft in der Eurozone nicht mehr als selbstverständlich angenommen werden sollte, wenn Länder, die anhaltend die Regeln verletzen, mit Ausschluss sanktioniert werden können, dann würde dies einen disziplinierenden Effekt auf die Mitgliedsländer haben und deren Anstrengungen zur Einhaltung des Regelwerks würden steigen (Gros 2016).


    Ein Einsatz Deutschlands für eine Neuordnung der Eurozone würde kurzfristig, daran kann kein Zweifel bestehen, das Ansehen des Landes in Europa schädigen. Indes ist es in der Vergangenheit gerade die harmoniesüchtige Haltung der Deutschen gewesen, die zu instabilen Verhältnissen geführt hat. Die später radikal gewandelte Politik Berlins hat heute dafür gesorgt, dass Deutschland von vielen Menschen in Südeuropa als herrschsüchtiger Hegemon betrachtet wird, ohne dass im Gegenzug ein nachhaltiges, krisenfestes Regelwerk entwickelt worden wäre (Rasch 2015).


    Selbstverständlich ist ein harter Ausschluss aus der Währungsunion eine denkbar schlechte Alternative. Die Mitgliedsländer werden permanent vor eine schwierige Wahl gestellt: Einhaltung der Regeln oder Ausschluss. Blauäugig wäre aber die Annahme, die Alternativen zur Währungsunion seien politisch und sozial akzeptabler. Eine kleine Ökonomie wie Griechenland hat bei eigener Währung im Grunde nur die Wahl zwischen der engen Bindung der Drachme an eine Leitwährung unter Aufgabe der eigenen Geldpolitik, der Akzeptanz stark schwankender Wechselkurse oder nennenswerten Beschränkungen des Kapitalverkehrs. Alle Varianten haben Vor- und Nachteile, aber genau wie die Mitgliedschaft in der Eurozone sind diese gegeneinander abzuwägen.


    Der Soziologe Wolfgang Streeck (2016b) bedauerte, dass nach dem britischen Referendum für einen Austritt aus der EU die Gelegenheit zur Schaffung eines »kooperativen Europas à la carte« versäumt wurde und weiterhin an der Vision immer engerer Zusammenarbeit und der Schaffung eines zentralisierten, supranationalen Superstaates festgehalten werde. Angemessen erscheint die Klärung der Frage, welche Aufgaben sinnvollerweise die EU, welche die Mitgliedsstaaten wahrnehmen sollten (Klein 2016).


    Ralf Dahrendorf (S. 20) hat 1979 das starre Festhalten an einem einheitlichen europapolitischen Kurs sogar als Integrationshindernis charakterisiert: Die Annahme, das Interesse an europäischer Integration sei entweder alles umfassend (»general«) oder gar nicht vorhanden, sei nicht nur falsch, sondern schädlich für weitere Integration. Ähnlich wie Dahrendorf bewertet Hans-Jürgen Papier (2016) diese Dichotomie – entweder Vertiefung oder Zerfall – kritisch:


    »Die Behauptung, es gäbe nur noch die Alternative Ausbau der EU zum Bundesstaat oder den Verfall Europas, ist nicht mehr als ein angsteinflößendes Märchen. Man muss vielmehr mehr denn je darauf achten, dass Europa nicht an einer Überdimensionierung seiner Staatlichkeit scheitert, zu einem oktroyierten Superstaat ohne Volk und damit ohne wirkliche Volksherrschaft wird. Mit jedem Zentralisierungs- und Reglementierungsschub gehen ersichtlich europafeindliche Ressentiments der Bevölkerung einher, geht Bürgervertrauen in die Union und ihre Organe verloren, wächst ein Europa ›ohne Europäer‹ heran.«


    Jürgen Habermas vertritt eine entgegengesetzte Position. Er fordert eine entschlossene Vertiefung der EU. Ihm schwebten eine »gemeinsame politische Rahmenplanung, entsprechende Transferzahlungen und eine wechselseitige Haftung der Mitgliedstaaten« vor (Habermas 2013, S. 65). Angesichts der aktuellen Debatten kann man diese Position als weltfremd oder mutig abtun. Sie entspringt aber einer weitverbreiteten Perspektive. Habermas unterstellt die Planbarkeit der politischen Entwicklung. Er verschweigt dabei, was unter »politischer Rahmenplanung« konkret zu verstehen ist. Sollte diese vorliegen, ist eine wechselseitige Haftung aus seiner Sicht angebracht. Bedeuten können die Vorschläge, dass Habermas eine supranationale Kontrolle der Fiskalpolitik einführen will. Diese Zentralisierung würde aber mindestens zweierlei erfordern. Erstens müsste in der »Rahmenplanung« festgelegt werden, welche Ausgaben zulässig sind und welche nicht. Zweitens müssten die nationalen Parlamente auf ihre Budgethoheit verzichten. Im Falle Deutschlands wäre eine Verfassungsänderung notwendig.


    Europas Zukunft liegt aber mutmaßlich in Vielfalt, nicht in Bundesstaatlichkeit. Der Leitspruch der EU lautet ausdrücklich »in Vielfalt geeint«. In diesem Motto kommen die unterschiedlichen Traditionen und Präferenzen der einzelnen Gesellschaften deutlich zum Ausdruck. Anders der Wappenspruch im Siegel der USA. Dort heißt es: »E pluribus unum«, also etwa »aus vielen eines«. Die USA haben im Laufe ihrer Geschichte versucht, aus den Menschen unterschiedlichster Herkunft eine gemeinsam getragene, homogene Gesellschaft zu schmieden. In Europa mit seinen über Jahrhunderte gewachsenen Traditionen fällt es schwer oder ist es gar unmöglich, einen solchen Pfad zu beschreiten.


    Schon der Philosoph Niccolò Machiavelli argumentierte, die Vielfältigkeit der europäischen Staaten stärke die bürgerlichen Tugenden (zitiert nach Mazower 2012, S. 14). Im EU-Vertrag wird die Achtung der nationalen Identität ausdrücklich festgeschrieben. Dies heißt auch, dass das Selbstbestimmungsrecht der Völker mit dem Eintritt in die EU nicht aufgegeben wurde (Papier 2016). Eine Einschränkung des Rechtes auf Wahrung der eigenen Identität wäre ohne das Selbstbestimmungsrecht eine folkloristische Formel ohne völkerrechtliche Relevanz.


    Zur Wahl stehen für die Mitgliedsländer der EU drei Optionen: Die EU könnte zu einem Staatenbund souveräner Staaten zurückkehren, was einen geordneten Rückbau vor allem der Währungsunion bedeuten würde. Zum Zweiten könnte die EU weiterhin ein Staatenverbund sein, mit Abtretung etlicher Souveränitätsrechte und Integration in Teilbereichen, ohne aber das Demokratiedefizit aufzulösen. Der dritte Weg wäre die Schaffung eines neuen souveränen Staates mit einem Zweikammerparlament aus Repräsentantenhaus und Länderkammer sowie der Möglichkeit europaweiter plebiszitärer Elemente, etwa Volksabstimmungen (Reinhard 2016).


    Die kurzfristig wichtigste Aufgabe ist die Klärung des Verhältnisses zu Großbritannien. Selbstverständlich ist es sehr schwierig, die engen wirtschaftlichen und rechtlichen Verflechtungen zwischen Großbritannien und der EU aufzulösen. Dies wurde bereits beim ersten Referendum über die Teilnahme am europäischen Integrationsprozess im Jahr 1975 thematisiert. Der Labour-Abgeordnete David Ennals bezeichnete den Austritt als unmöglich, weil Rührei nicht wieder in Eigelb und Eiweiß getrennt werden könnte. In sehr viel schöneren Worten: »You cannot unscramble an egg« (zitiert nach Birkner 2016).


    Der Schweizer Ökonom Bruno S. Frey hat ein sehr weit reichendes Modell der Wahlfreiheit vorgeschlagen: Integration solle nicht von oben verordnet werden, sondern es solle sich ein von unten entstehendes Geflecht einer Vielzahl staatlicher Körperschaften entwickeln. Frey (2016) nennt dies »Zusammenschlüsse problemorientierter Körperschaften«, die in seinem Modell auch Steuerhoheit für ihre eigenen Aufgaben erhalten sollen. Dieses Modell, das über die Grenzen vorhandener Nationalstaaten hinweg geschaffen werden könnte, wird in einigen Regionen Europas, etwa im Dreiländereck mit Deutschland, Frankreich und der Schweiz am Oberrhein, bereits in Ansätzen umgesetzt.


    Der europäische Integrationsprozess wird zur Zwangsjacke, wenn den Mitgliedsländern keine Optionen verbleiben. Mit der Ablehnung von unterschiedlichen Niveaus der Integration ist implizit eine Ablehnung demokratischer Prozesse verbunden. Ralf Dahrendorf (1979, S. 20f., Hervorhebung im Original, eigene Übersetzung) hat schon vor fast vierzig Jahren für Rosinenpickerei als Modell plädiert:


    »Europa à la carte, also gemeinsame Politiken[,] wo es gemeinsame Interessen gibt, aber ohne Zwänge für diejenigen, die nicht teilnehmen wollen, muss die Regel und nicht die Ausnahme werden, wenn die Europäische Union sich nicht in einer Mischung aus unverständlichen technischen Einzelheiten, systematischem Betrug durch einige Forderungen nach Ausnahmen […] und einem Gefühl von Frustration und Trübsal verfangen will.«


    Bei der Gestaltung von Optionsmöglichkeiten ist es nicht zwingend notwendig, die Auswahl auf zwei Formen der Integration zu beschränken. Heute wird von einem Europa der zwei Geschwindigkeiten gesprochen. Dies wäre zumindest ein erster Schritt. Aber denkbar sind natürlich auch mehr Varianten. Von Bedeutung sind die unterschiedlichen Dimensionen der Integration. Unverzichtbar ist der unbeschränkte Handel zwischen den Mitgliedsstaaten. Darauf zu verzichten, würde erhebliche Nachteile für den Wohlstand in den Mitgliedsländern haben. Aber weder die Freizügigkeit von Personen noch der unbeschränkte Kapitalverkehr sind, wie bereits diskutiert, unverzichtbar.


    Gesellschaften sollten also die Wahl haben, ob sie jenseits des unbeschränkten Waren- und Dienstleistungshandels an weiteren Integrationsschritten teilnehmen wollen. Verzichten könnten europäische Gesellschaften auf die heute obligatorische Integration der Kapitalmärkte und die uneingeschränkte Zuwanderung aus anderen europäischen Ländern. Ebenso wie Dänemark müsste es auch anderen Staaten gestattet sein, an der Währungsunion nicht teilzunehmen. Auch in Fragen der gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, die ohnehin nicht sehr weit entwickelt ist, sollten Länder mitwirken können oder auch die Wahl haben, eigene Wege zu gehen.


    Sind die Währungsunion und die Demokratie in Europa miteinander vereinbar? Sollte die Währungsunion nur auf Kosten der Demokratie in Europa erhalten werden können, ist der Integrationsprozess tatsächlich schon zu weit fortgeschritten. Der gegenwärtig herrschende Ansatz, die europäische Integration durch mehr Verzahnung von Widersprüchen zu befreien, kann wegen seiner negativen Auswirkungen auf die Freiheit der Bürgerinnen und Bürger Europas nicht überzeugen.


    Die europäische Integration kann, wie von Ralf Dahrendorf vor fast vierzig Jahren gefordert, wieder zu einem liberalen Projekt werden. Die Freiheit, das Maß der Integration selbst zu wählen, hat dabei zentralen Stellenwert. Der Zwang zur Zentralisierung, wie er seit vielen Jahren zu beobachten ist, kann überwunden werden. In vielen Mitgliedsländern sind bereits heute – von den Niederlanden über Frankreich bis Italien – starke politische Kräfte zu beobachten, die der EU den Rücken kehren wollen. Maßgeschneiderte Integrationsmodelle sind die angemessene Antwort auf den drohenden vollständigen Zerfall der EU.


    6.4 Ein Plan für die EU: unilaterale Liberalisierung, sozialpolitische Einbettung und die Besteuerung von Kapitalverkehr


    Für die EU ist die Entwicklung einer außenpolitischen Strategie mit der Wahl Donald Trumps noch wichtiger geworden. Die US-Amerikaner leben, anders als die Europäer, in einer vergleichsweise privilegierten geografischen Position. Während die EU sowohl im Osten und insbesondere im Süden Nachbarn hat, die für einen hohen Problemdruck sorgen, kennen die USA diese Sorgen nur in milderer Form. Der französische Botschafter in Washington, Jean Jules Jusserand, spottete vor einhundert Jahren:


    »Von allen Nationen sind die USA vom Glück besonders verwöhnt. Im Norden ein schwacher Nachbar, im Süden noch ein schwacher Nachbar, im Osten Fisch und im Westen Fisch« (zitiert nach Hachigian 2008, S. 47, eigene Übersetzung).


    Heute haben die USA selbstredend ebenfalls massive Probleme mit irregulärer Einwanderung aus Mexiko und anderen südlichen Nachbarstaaten. Migration wird in den USA ebenso kontrovers diskutiert wie in Großbritannien und anderen europäischen Ländern und spielte im Wahlkampf des Jahres 2016 eine wichtige Rolle, aber die Geografie bietet den USA nach wie vor einen gewissen Schutz vor irregulärer Migration. Präsident Trump hatte im Wahlkampf mit markigen Worten die Forderung nach einer Verstärkung der Südgrenze der USA erhoben und wird dieses Vorhaben möglicherweise auch umsetzen. Für Europa ist die Entwicklung einer hochgerüsteten Festung dagegen keine plausible Option. Europas Nachbarschaft ist geografisch wie politisch deutlich komplizierter und weniger stabil als die der USA und erfordert komplexere Antworten als den Bau einer Mauer.


    Heute verfolgt die EU indes eine widersprüchliche Außenwirtschaftspolitik. Auf der einen Seite strebt die EU, insbesondere aber Deutschland, die Verbesserung der Lebensverhältnisse in arabischen und afrikanischen Ländern an. Ziel ist es, dort eine nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung zu ermöglichen und die dort lebenden Menschen von einer Flucht nach Europa abzuhalten. Auf der anderen Seite schafft sich die EU ein Netz von Freihandelsabkommen, das die nicht teilnehmenden Volkswirtschaften benachteiligt.


    Selbst das europäisch-kanadische Abkommen CETA wird sich nachteilig auf die Entwicklungsperspektiven der Länder im Süden Europas auswirken. Ein viel zu selten diskutierter Grund hierfür sind die komplexen Ursprungsnachweise, die verlangt werden, damit ein Produkt zollfrei den Atlantik überqueren kann. Die Regeln füllen 130 Seiten des Vertrages. Sie haben auch Auswirkungen auf die Staaten im Süden Europas, weil der Export von Waren aus Europa nach Kanada nur dann zollfrei erlaubt ist, wenn die Ursprungsregeln eingehalten werden. Für Unternehmen in der EU stellt die Verwendung von Vorprodukten aus dem arabischen oder afrikanischen Raum ein Risiko dar, weil die in CETA geforderte Mindestwertschöpfung möglicherweise nicht erreicht wird. Ebenso problematisch ist, dass Zulieferfirmen aus Burkina Faso oder Tunesien diese opaken Regelwerke verstehen und die geforderten Dokumentationsleistungen erbringen müssen. Im Ergebnis werden Produzenten in EU-Ländern eher auf Zulieferer aus der EU zurückgreifen und damit die Entwicklungschancen der südlichen Nachbarländer dämpfen.


    Europa kann beide gegenwärtig verfolgten Ziele – Kampf gegen Fluchtursachen und ein Präferenzhandelsabkommen mit den USA – nicht gleichzeitig erreichen. Einen Ausweg bietet nur die unilaterale Liberalisierung der Handelspolitik der EU. Europa könnte sich entscheiden, seine Handelspolitik radikal zu liberalisieren und Einfuhrzölle und Einfuhrkontingente abzuschaffen. Dazu bedarf es keiner langwierigen Verhandlung mit den USA oder in Genf. Die EU könnte das Heft des Handelns an sich ziehen und ein Signal gegen den allmählich an politischer Akzeptanz gewinnenden Protektionismus setzen.165


    In Europa ist die Bereitschaft, die Grenzen des Kontinents für Zuwanderer zu öffnen, deutlich gesunken. Dies gilt nicht nur für Großbritannien. Gerade deshalb ist es wichtig, den Warenhandel zu liberalisieren. Mit anderen Worten: Gesellschaften, die die Grenzen für Zuwanderer geschlossen halten, sollten zumindest Waren aus ärmeren Ländern in nennenswertem Umfang importieren. Ein liberales Handelsregime würde mittel- und langfristig für eine Angleichung der Faktorpreise, also auch der Löhne, sorgen. Europa würde ein Signal der Offenheit setzen, das die eigene Bevölkerung nicht überfordert.


    Zugleich sind die europäischen Unternehmen leistungsfähig genug, dem erhöhten Wettbewerbsdruck zu trotzen. Im Jahr 2016 haben die Volkswirtschaften der Eurozone einen Leistungsbilanzüberschuss von 424 Milliarden US-Dollar erwirtschaftet. Die mögliche Sorge vor einer Überforderung der Unternehmen erscheint daher unbegründet. Europas Volkswirtschaften sind in der Lage, sich dem Wettbewerb zu stellen.


    Besonders deutlich werden die Liberalisierungsoptionen in einzelnen Sektoren. Im Jahr 2017 wird über die Risiken gesprochen, die eine protektionistische Wende in der amerikanischen Handelspolitik für die deutsche Automobilindustrie nach sich ziehen könnte. Dabei wird gerne übersehen, dass die Einfuhrzölle für Personenwagen in der EU viermal so hoch sind wie jene in den USA (10 Prozent versus 2,5 Prozent). Zugleich exportiert Europas Automobilindustrie mit großem Erfolg. 2015 standen Ausfuhren in Länder außerhalb der EU im Volumen von 139,4 Milliarden Euro Einfuhren in Höhe von 39,1 Milliarden Euro gegenüber.166 Bei einem sektoralen Handelsbilanzüberschuss von über 100 Milliarden Euro pro Jahr kann keine Rede davon sein, dass Europas Automobilindustrie noch einen Schutzzoll benötigen würde. Eine unilaterale Abschaffung der Einfuhrzölle würde ein starkes Signal setzen, dass die Länder der EU von einem liberalen Handelsregime überzeugt sind.


    Politisch ist eine unilaterale Liberalisierung stets schwer zu vermitteln. Viele Beobachter betrachten unilaterale Liberalisierung wie einseitige Abrüstung. Zugrunde liegt die abwegige Annahme, internationaler Handel sei eine Art der Konfliktbewältigung mit anderen Mitteln. Zahlreiche Politiker und Bürger unterstellen, das Ziel des Handels sei der Verkauf von Exporten – eine im Kern merkantilistische Perspektive (Wolf 2004, S. 74).


    Deutschland und Europa werden nicht gleichzeitig die Bürgerinnen und Bürger vor wachsendem Migrationsdruck und stärkerem Wettbewerbsdruck infolge der Globalisierung schützen können. Entweder öffnet sich Europa für den Warenhandel oder für verstärkte Zuwanderung. Angesichts der erkennbaren Vorbehalte in zahlreichen europäischen Ländern ist die Öffnung der Märkte die attraktivere Alternative.


    Gewiss würde eine radikale Öffnung der europäischen Märkte für Importe Verlierer hervorbringen. Aber eine verstärkte Förderung von Arbeitslosen – etwa durch die Verbindung eines höheren Arbeitslosengeldes mit Qualifizierungsmaßnahmen – ist möglich. Üblicherweise liegt die finanzielle Förderung von durch die Globalisierung Benachteiligten recht niedrig. Den Betroffenen ist es daher keineswegs gleichgültig, ob die Schutzmaßnahmen fortgesetzt werden oder Liberalisierungsmaßnahmen ergriffen werden (Stein 2016, S. 326). Deshalb erscheinen auch Versicherungen gegen Lohneinbußen sinnvoll, die helfen, dass Arbeitnehmer nach Arbeitsplatzverlusten geringer entlohnte Tätigkeiten annehmen.167


    Vorteilhafter als Versicherungen wären indes sozialpolitische Maßnahmen, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unterstützen, deren Arbeitsplätze infolge von Arbeitsplatzverlagerungen verloren gingen. Selbstredend ist dies kein einfacher Vorgang. Zunächst müsste unterschieden werden zwischen Arbeitsplatzverlusten infolge von Verlagerung und solchen infolge des technischen Wandels, etwa durch den verstärkten Einsatz von Robotern. In Anbetracht dieser Problematik erscheint eine an die bisherige Beschäftigungsdauer gebundene Förderung – unabhängig vom Grund des Arbeitsplatzverlustes – angemessen.


    Ein groß angelegtes Programm zur Förderung von Benachteiligten der internationalen Arbeitsteilung kostet viel Geld. Angesichts hoher Staatsverschuldung in den meisten OECD-Ländern ist es deshalb unabdingbar, eine Finanzierungsoption vorzuschlagen. Sinnvoll erscheint eine nennenswerte Kapitalverkehrsbesteuerung in Europa. Grenzüberschreitende Transaktionen sollten mit einem Steuersatz von einem Prozent belegt werden.


    Eine solche Steuer würde gleich drei Funktionen erfüllen: Sie würde erstens dazu beitragen, das Tempo grenzüberschreitender Kapitalflüsse zu dämpfen. Aufgrund der inzwischen selbst vom IWF festgestellten gesellschaftlichen Nutzlosigkeit kurzfristigen grenzüberschreitenden Kapitalverkehrs würde damit ein Instrument angewendet, das steuernd auf den Kapitalverkehr wirkt. Direktinvestitionen im Ausland und langfristige Kredite wären von der Besteuerung zwar ebenfalls betroffen, aber die Auswirkungen auf diese Formen des Kapitalex- und -imports wären gering. Bei der Errichtung einer Fabrik im Ausland macht eine einprozentige Steuer keinen Unterschied.


    Die zweite Funktion wäre die Segmentierung der Finanzmärkte. Diese findet durch die Abkehr vom Heimatlandprinzip in der Bankenaufsicht zwar ohnehin schon statt, würde aber durch eine Steuer auf Kapitalverkehr verstärkt werden. Bankaufseher wären nicht wie bisher gezwungen, dem Druck der Finanzindustrie nach einer möglichst laxen Regulierung nachzugeben. Die bisher zu beobachtende Tendenz der Entwicklung von Regulierungsstandards des kleinsten gemeinsamen Nenners könnte man so durchbrechen. Die einstige Asymmetrie der Finanzmarktregulierung – Staaten haben nur begrenzten Einfluss auf globale Regeln für die Finanzmärkte, müssen aber im Krisenfall haften – würde mit einer Steuer überwunden werden.


    Selbstredend ist eine Steuer auf Kapitalverkehr eine Maßnahme, über die man trefflich streiten kann. Die Kosten von ausländischen Direktinvestitionen oder der Kreditaufnahme im Ausland würden steigen. Aber diese zusätzlichen Kosten müssten verglichen werden mit den volkswirtschaftlichen Kosten, die aus unreguliertem Kapitalverkehr resultieren. Bedenkt man die enormen Kosten, die Finanzkrisen in den vierzig Jahren seit dem Beginn der Liberalisierung des Kapitalverkehrs verursacht haben, liegt die Vermutung nahe, dass die Kosten der Besteuerung des Kapitalverkehrs niedriger wären als die Kosten der Bewältigung künftiger Krisen.


    Es stellt sich zudem die Frage, wie in der EU und in der EWU verfahren werden sollte. Ist eine Besteuerung des innereuropäischen Kapitalverkehrs sinnvoll und plausibel? Der erste Teil der Frage kann eindeutig bejaht werden. Gerade, weil es in der Eurozone keine Möglichkeit mehr gibt, mit geldpolitischen Maßnahmen auf Vermögenspreisblasen und ein überzogenes Kreditwachstum zu reagieren, benötigen die Mitgliedsstaaten ein Instrument, um ihre Volkswirtschaften vor Risiken zu schützen. Die Plausibilität des Vorschlags hängt stark von der weiteren Entwicklung des europäischen Integrationsprozesses ab. In diesem Buch wird die These vertreten, dass eine differenzierte Integration, die die Präferenzen der einzelnen Mitgliedsstaaten berücksichtigt, einem zentralistischen Ansatz vorzuziehen ist. Ein Europa à la carte benötigt selbstverständlich auch Instrumente zur Durchsetzung der nationalen Prioritäten. Eine Besteuerung des Kapitalverkehrs wäre eines von mehreren denkbaren Instrumenten.


    Die Verwirklichung eines Konzepts zur Gestaltung der internationalen Arbeitsteilung entlang nationaler Präferenzen heißt keineswegs, dass damit ein Rückfall in die dunklen 1930er-Jahre und die damals verfolgte Autarkie erfolgen muss. Die heutigen OECD-Gesellschaften können sich eine Integration in die Weltwirtschaft nach Maß erlauben. Bereits John Maynard Keynes (1933, S. 760, eigene Übersetzung) wies auf den Zusammenhang zwischen Wohlstand und den aus ihm resultierenden Wahlmöglichkeiten hin: »Nationale Selbstversorgung verursacht zwar Kosten, könnte sich aber zu einem Luxus entwickeln, den wir uns erlauben können, sofern wir dies wünschen sollten.«


    Eindeutig ist, dass der Verzicht auf vollständige internationale Arbeitsteilung zu Einbußen des Lebensstandards führen kann, allein deshalb, weil der Ersatz von Importen durch im Inland erzeugte Waren in einigen Fällen teurer werden kann. Die Krux dabei ist, dass es in der heutigen Form der Globalisierung einige wenige sehr Wohlhabende sind, die sich der Besteuerung ihrer Einnahmen entziehen und damit die Umsetzung von sozialpolitischen Maßnahmen zur Einbettung der Globalisierung verhindern.


    Die Gestaltung der Globalisierung erfordert die Bereitschaft, die Interessen und Präferenzen von Gesellschaften zu bedenken und in politische Alternativen umzusetzen. Dieser Weg ist insbesondere in der Finanzpolitik sinnvoll und möglich. In der Klimaschutzpolitik gibt es gegenwärtig zum einen keine überzeugende Antwort auf die Politik der USA und zum anderen das Problem der mangelnden Bereitschaft sehr vieler Staaten, sich auf individuelle, verpflichtende Maßnahmen zur Emissionsreduzierung einzulassen.


    Anmerkungen


    
      
        155 Wörtlich sagte sie: »But today, too many people in positions of power behave as though they have more in common with international elites than with the people down the road, the people they employ, the people they pass in the street. But if you believe you’re a citizen of the world, you’re a citizen of nowhere. You don’t understand what the very word ›citizenship‹ means.« The Independent, Theresa May’s keynote speech at Tory conference in full, 5.10.2016, im Internet unter http://www.independent.co.uk/news/uk/politics/theresa-may-speech-tory-conference-2016-in-full-transcript-a7346171.html (eingesehen am 30.4.2017).

      


      
        156 Im amerikanischen Original heißt es: »Populism is the label that political elites attach to policies supported by ordinary citizens that they don’t like.«

      


      
        157 1944 und 1945 lag er sogar bei 94 Prozent, um die Kosten des Zweiten Weltkrieges zu finanzieren.

      


      
        158 Ein zu wenig berücksichtigtes Ereignis in diesem Kontext ist die Londoner Finanzkonferenz im Jahr 1933, an der 66 Länder teilnahmen und die das Ziel hatte, den zusammengebrochenen wirtschaftlichen Austausch wiederzubeleben. Die Konferenz scheiterte am Widerstand des amerikanischen Präsidenten Roosevelt (vgl. hierzu Abschnitt 4.2).

      


      
        159 The Economist, The gated globe. Special Report World Economy, 12.10.2013, S. 3.

      


      
        160 Die G20 ist nicht zu verwechseln mit der Gruppe der 20 Entwicklungs- und Schwellenländer.

      


      
        161 Financial Times, Opponents to free capital flows seeks to sway IMF, 7.5.2012, S. 5.

      


      
        162 Die heutigen Präferenzen von Gesellschaften entstehen natürlich vor dem Hintergrund historischer Bezüge.

      


      
        163 Interview in Der Spiegel vom 11.12.1995, im Internet unter http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-9247341.html (eingesehen am 30.4.2017).

      


      
        164 Ebd.

      


      
        165 Gottfried Haberler (1933, S. 289) sprach sich vehement für entschlossene und umfassende Liberalisierung aus: »Es gibt keinen Ausweg, als den Stier bei den Hörnern zu packen, den protektionistischen Geist zu bekämpfen, richtige Vorstellungen über den internationalen Handel zu verbreiten und dem organisierten Interessenhaufen des Protektionismus eine schlagkräftige Organisation der Leidtragenden des heutigen Systems, das ist die überwältigende Mehrheit des Staatsvolkes, entgegenzustellen.«

      


      
        166 Daten des Verbandes europäischer Automobilhersteller, im Internet unter http://www.acea.be/statistics/tag/category/key-figures (eingesehen am 30.4.2017).

      


      
        167 The Economist, Saving Globalisation. The Reset Button, 1.10.2016, im Internet unter http://www.economist.com/news/special-report/21707837-how-make-economic-liberalism-fairer-and-more-effective-reset-button (eingesehen am 30.4.2017).

      

    

  


  
    7 Schlussbemerkungen


    Die Gestaltung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen wird nach dem Amtsantritt Donald Trumps und dem Austritt Großbritanniens aus der EU schwieriger werden. Es wird sich immer wieder die Frage stellen, welche Politik Staaten verfolgen sollen, wenn existierende Institutionen zur Regulierung des internationalen Warenhandels und der Gestaltung der Finanzmärkte von den USA, China oder auch der EU behindert werden.


    Solche Konstellationen sind keineswegs neu. In Asien blockierten sich die USA und Japan nach der Asienkrise und störten politische Initiativen des jeweils anderen Akteurs (Rapkin 2001). Weder Japan noch die USA konnten ihre Projekte durchsetzen, verhinderten aber die (Weiter-)Entwicklung von Projekten der konkurrierenden Macht. Sowohl der von Japan in der Asienkrise vorgeschlagene asiatische Währungsfonds als auch die von den USA gewünschte Weiterentwicklung der APEC fanden statt.


    In jüngerer Vergangenheit verhinderten die USA eine Modernisierung der Strukturen des IWF. Während der mehr als fünfjährigen Blockade der von allen G20-Staaten beschlossenen Reform des IWF, insbesondere der Aufstockung der Stimmrechte der Schwellenländer bei gleichzeitiger Reduzierung der Stimmrechte europäischen Länder, durch den amerikanischen Kongress wurden radikale Schritte diskutiert, um die Abriegelung zu überwinden. Ein Vorschlag stammte von Edwin M. Truman (2015), einem Washingtoner Insider, und lautete, den IWF ohne die Vereinigten Staaten neu zu gründen.


    Dieser Vorschlag Trumans verweist schlaglichtartig auf die heutigen und künftigen Probleme von Global Governance. Die USA ziehen sich aus den supranationalen Organisationen im Handel, in der Finanzpolitik und im Klimaschutz zurück. Dieser Rückzug wird von Präsident Trump stark beschleunigt, begann aber lange vor dem Jahr 2017. Die Regierung Obama hat sich sowohl in der Handels- als auch in der Finanzpolitik ebenfalls von globalen Ansätzen distanziert. Der vermeintliche Erfolg der Klimaschutzpolitik ist bei Lichte betrachtet auch nur ein Einschwenken der übrigen Vertragsstaaten auf den Kurs, den die USA auf nationaler Ebene bereits festgelegt hatten.


    Zugleich gibt es immer häufiger politische Widerstände gegen vermeintlich unvermeidbare und sinnvolle Maßnahmen der Politik. Supranationale Regulierung steht oft im Zentrum der Kritik und es fehlt bislang eine angemessene Reaktion auf dieses Spannungsverhältnis. Dabei unterscheidet sich Europa keineswegs von anderen Teilen der Welt. Viele Gesellschaften weigern sich, der Logik von Sachzwängen zu folgen, und fordern eigene Wege in der Gestaltung ihrer internationalen Wirtschaftsbeziehungen.


    Die Lösung des Zielkonfliktes zwischen Nationalstaat, demokratischer Freiheit und Effizienzgewinnen durch internationale Arbeitsteilung kann nicht durch Schaffung eines neuen, für alle Staaten verbindlichen wirtschaftspolitischen Korsetts gelingen. Die Freiheit der Entscheidung von Gesellschaften sollte die oberste Richtschnur sein, auch für die USA. Sollten die Vereinigten Staaten sich auf eine isolationistische Wirtschaftspolitik zurückziehen wollen, kann man dies bedauern, aber es ist genauso zu respektieren wie die Entscheidung der Briten, künftig ihre Außenwirtschaftsbeziehungen in eigener Verantwortung zu gestalten. Gesellschaften haben ein Anrecht darauf, eigene Wege zu gehen, auch wenn diese Entscheidung aus Sicht Dritter nicht nachvollziehbar ist und irrational erscheinen mag.


    Die EU sowie die existierenden Institutionen auf globaler Ebene gefährden ihre Zukunft, wenn den Gesellschaften keine Wahlmöglichkeiten eingeräumt werden. Internationale Kooperation erfordert das Vorhandensein eines reichhaltigen Menüs. Sinnvoll und möglich erscheinen sowohl Dahrendorfs »Europa à la carte« als auch eine maßgeschneiderte Globalisierung. Die Aufgabe für die Politik besteht in den kommenden Jahren darin, flexible Kooperationsformate zu entwickeln und zugleich Gesellschaften nicht zu bevormunden, also Wahlmöglichkeiten zu belassen.
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    Subprimeanleihen


    Subprimeanleihen sind zu komplexen Wertpapieren gebündelte und verbriefte Immobilienkredite, die in den USA an Schuldner mit niedriger Bonität vergeben werden. Der Name »Subprime« grenzt das Kreditsegment vom Primebereich mit Kunden mit besserer Bonität ab. Da Subprimekredite schlechter gesichert sind, liegt ihre Verzinsung höher als bei normalen Immobilienkrediten. Entsprechend kann mit ihnen eine höhere Rendite erzielt werden, jedoch ist auch das Ausfallrisiko höher.


    Supranationalität


    Der Begriff Supranationalität bezeichnet eine organisatorische Ebene oberhalb des Nationalstaates. Supranationalität bedeutet die Verlagerung rechtlicher Zuständigkeiten von der nationalstaatlichen auf eine höherstehende Ebene, die auch ohne Zustimmung aller Mitgliedsstaaten verbindliche Beschlüsse fassen kann. Die Organe der supranationalen Organisation sind von Weisungen der Mitgliedsstaaten weitgehend unabhängig und können die ihnen übertragenen Hoheitsrechte selbstständig gegenüber den Bewohnern der Mitgliedsstaaten ausüben (zum Beispiel in der Rechtsprechung). Die Europäische Union (EU) besteht zu Teilen aus supranationalen Institutionen.


    Tobin-Steuer


    Der Begriff Tobin-Steuer wurde maßgeblich von dem US-amerikanischen Wirtschaftswissenschaftler James Tobin (1918–2002) geprägt. Dieser forderte erstmals 1972 die Einführung einer global geltenden einheitlichen Steuer auf grenzüberschreitenden Kapitalverkehr. Ziel dieser Forderung war es, nach dem Zusammenbruch des Systems der festen Wechselkurse vor allem kurzfristige Spekulation auf den Devisenmärkten zu begrenzen und dadurch starke Schwankungen zu verhindern.


    Troika


    In den ersten Jahren der Schuldenkrise einiger europäischer Länder wurde damit die Kooperation von Europäischer Zentralbank, Internationalem Währungsfonds und Europäischer Kommission bezeichnet. Die Troika überwachte die Umsetzung der Auflagen, die mit der Gewährung von Krediten verbunden worden waren.


    Vertrag von Maastricht


    Am 7. Februar 1992 haben die europäischen Staats- und Regierungschefs den Vertrag über die Europäische Union unterzeichnet, der am 1. November 1993 in Kraft trat. Der Vertrag ruht auf drei Säulen: Die Europäische Gemeinschaft (EG), die aus den EG-Gründungsverträgen von 1957 hervorgegangen ist und in Maastricht weiter vertieft wurde, bildet die erste Säule; die zweite Säule ist die Einigung über eine Vertiefung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, die zum Ziel hat, dass die einzelnen Staaten ihre internationalen Interessen gemeinsam verfolgen und bei Krisen schneller gemeinsam reagieren können; die dritte Säule bildet die engere Kooperation der Justiz- und Innenminister unter anderem in den Bereichen Asylpolitik, Grenzkontrollen, Einwanderungspolitik, internationale Kriminalität und Terrorismusbekämpfung. Mit dem Vertrag von Maastricht wurde zudem ein Fahrplan für die Schaffung einer Wirtschafts- und Währungsunion beschlossen, die 1999 in Kraft trat. Seit dem 1. Januar 2002 sind die Eurobanknoten und -münzen gesetzliches Zahlungsmittel.


    Weiterhin sind auch die sogenannten Maastricht-Kriterien Teil des Vertrages und gelten für alle Staaten, die bereits dem Euroraum angehören oder diesem beitreten wollen. Die Kriterien besagen unter anderem, dass die jährliche staatliche Neuverschuldung eines Landes höchstens 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und die Gesamtverschuldung des Staates nicht mehr als 60 Prozent des BIP betragen darf. Falls sich Staaten nicht an diese Kriterien halten, können Defizitverfahren eingeleitet werden, die Sanktionen (Geldstrafen) zur Folge haben können.


    World Trade Organization (WTO)


    Die WTO (Welthandelsorganisation) ist neben dem Internationalen Währungsfonds (IWF) und der Weltbank eine der zentralen Organisationen, die Handels- und Wirtschaftspolitiken mit globaler Reichweite verhandeln. Sie ging 1994 aus dem Sekretariat des General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) hervor. Die Aufgabe der WTO ist, ihre Mitgliedsstaaten bei deren Handelspolitik zu beraten und anschließend die Politik der einzelnen Länder zu koordinieren. Dies geschieht zumeist im Rahmen multilateraler Verhandlungen. Zur Streitschlichtung verfügt die WTO über den Dispute Settlement Body (DSB). Anders als vor 1995 kann die beklagte Partei die Anrufung des DSB nicht mehr verhindern. Umstritten sind die vom DSB erlaubten Sanktionen. Gewinnt eine Partei vor dem DSB, wird sie ermächtigt, ihrerseits Strafzölle zu erheben.


    Zahlungsbilanz


    In der Zahlungsbilanz werden sämtliche wirtschaftlichen Transaktionen mit dem Ausland erfasst. Nach dem Prinzip der doppelten Buchführung gibt es eine Aktivseite und eine Passivseite. Auf der Aktivseite werden die Leistungsbilanztransaktionen (Waren- und Dienstleistungshandel) und die Übertragungen erfasst. Auf der Passivseite steht der grenzüberschreitende Kapitalverkehr. Die Zahlungsbilanz ist per Definition ausgeglichen; Defizite oder Überschüsse gibt es ausschließlich in den Teilbilanzen.
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